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VII 

TEILNAHMEAN DEN STÄNDISCHENBESTREBUNGEN 
DES WESTFÄLISCHEN ADELS 

ADELSIDEAL UND ADELSREFORM 

Denkschrift Steins über die Bildung von Provinzial-Ständen in Westfalen 
Nassau , 31. März 1817 

S t. A . no 2. Konzept. - Gcdr. hci Pcrtz, Stein V. S. 127 rr. nnch der n icht vorli1•gcudcn Ausfertigung 

Berechtigung und Verpflichtung des Adels, eine Erncnerung seiner politischen Stel­
lung anzust.reben. Grundzüge seiner Ideen iiber Adelsreform. S t.ellung des Adels in 
der Selbstverwaltung. Verzicht auf die Stciierfreiheit u11d andere Privilegien. K riterien 
der Adelszugehörigkeit. Vorschlag zu einer Denkschrift über die rechtliche Stellung 
des Adels im ständischen Aufbau und in der Selbstverwaltung und zu deren Ueber­
reiclmng an den König. 

Dem sehr geistreichen Aufsatz des H. v . Mirbach 1) weiss ich nichts 
hinzuzufügen als den Wunsch, dass viele Mitglieder des Westphälischen 
Adels, von seinem Inhalt durchdrungen , einen Ver ein bilden, um kräftig 
und beharrlich zu würken , dass der Westphälische Adel wieder einen 
r echtlichen Zustand erlange. 
Diesem Verein bin ich b ereit heyzutret en , da mich an diesen Theil von 
Deutschland die Erinnerung eines 23jährigen Geschäftslebens und 
Güterbesitz binden. 
E s ziemt dem Westfälischen Adel und ist seine Pflicht, dahin zu würken, 
dass er die Stelle, die ihm seine Vorfahren im Staat erworben , nicht durch 
dumpfes Hinbrüten und Unthätigkeit verliehre, sondern eine würdige, 
d em Land und der Monarchie nützliche, der gegenwärtigen Aenderung 
der Dinge angemessene Stellung erhalte. 
E s entsteht demnach die Frage: welches sind die R echte, die er in 
Anspruch nehmen soll - welche Schritte soll er zur Erreichung seines 
Zwecks thun? 
Die Rechte, die der W estphälische Adel hesass, waren theils ständische 
Corporations Rechte, theils Familien und dem Gutsbesitz anklebende 
Rechte. 
Als ständische Corporation erschien er auf d en Landta gen , nahm Theil 
an Abgaben Verwilligung, Gesetzgebung, als Besitzer adlieher Güter 
hatte er Steuerfreyheit, bisweilen auch Patrimonial Gericht sbarkeit, 

1 ) Liegt nicht vor. 
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als Mitglied einer adlichen Familie genoss er die Vorzüge, so mit dem 
alten Geschlechts Adel herkömmlich verbunden waren . 
Seine st iindischen Corporations R echte erfodern eine Abänderung in Hin­
sicht dessen , dass er ausschlicssend das platte Land vertrat. 
Man erthcile d em platten Land noch eine ausgedehnter e Repräsentation 
und benutze hiezu eine in Westphalen bereits vorhandene Institution, 
die Erben oder Kirchspiels oder Amts Tage - man Ja se ie Deputirte 
zum Landtag wählen - unter der Bedingung, dass sie im Amt oder 
Crayss mit einem Eigcnthum von einer gewissen Grösse angesessen 
seyen , damit man rabulistische Klopffechter entfernt halte. Die stän­
dischen Corporation Rechte erfahren ferner eine Abänderung wegen der 
Verbindung, in der die Provinzen mit einer Monarchie st ehen . 
Schon früh hatten sich die Cleve-Märkischen ständischen R echte in dieser 
Hinsicht modificirt - der Steu er Etat theilte sich in Positionen pro 
r egia majestate und solche für den Provincial Bedarf, Wecge \Vasserbau, 
Schulden, usw. 1) . 

Ebenso war die Theilnahmc an der Gesetzgebung bedingt, über all­

gemeine Landes Gesetze entschieden die Central Behörden, über Pro­
vincial Gesetze wurde mit den Ständen berathen - so kam die vortreff­

liche Rhein Ufer Ordnung, die Märkische Wegebau Ordnung u . s . w. 
zu Stande, und so würde man ein passendes Gesetz über bäuerliche Ver­
hältnisse, Marken und Gemeinheits Thcilungs Ordnung u . s. w . zu 

W egc bringen . 
Die Steuerfreyheit müsste aufgegeben , oder höchst ens auf eine Er­
mässigung der Steuerpflicht angetragen werden, auch Freyheit von 
Zöllen , Weggeld, Indigcnat, ausschliessender Anspruch auf Stellen sind 
unzulässig. 
Die adliche Standschaft war verbunden mit der H erkunft von altem 
Geschlecht und dem Gutsbesitz von einem gewissen Werth - in der 
Grafschaft Mark war er 6000 Th. 
Man kann von der er st en Eigenschaft abstrahiren, da ohnehin die Zahl 
d er alt adlich cn Geschlechter sehr abnimmt, und überhaupt nur die 
adliche, christliche und D eutsche Abkunft, allenfalls von zwey Ge­
n erationen , und Beschluss der Genossenschaft zur Aufnahme fodern -
den W erth des Guths aber auf wenigst ens 2000 Th. R c n t c n er­
höhen . 
Um nun diese Rechte zu erringen , ist es nöthig, zweckmässig und be­
harrlich zu würken. Dieses würde geschehen 
1) durch E ntwerfung einer Darst ellung der älteren R echte des Wcst­
phälischcn Adels - hiczu finden sich Materialien in T eschenmach er 2), 

Steinen 3) , Runde 4) , 

1) Vgl. unten S. 387. 
2) Werner Tcschcumnchcr (1590- 1638), protestnntiseher Theologe nus Elberfcld, der nls 
Geistlicher u. n. in Elberfcld, Jülich , Clcve, Emmerich tütig gewesen wur. Er bnue neben 
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und in Ernennung einer Deputation, so mit Ausführung seiner Ansprüche 
auf einen der allgemeinen Ordnung d er Dinge angem essenen Rechts­
zustand beauftragt wird. E s würden demnach von den einzelnen West­
phälischen Familien , so an dieser Maasregel theilnehmen wollen, De­
putirte nach Berlin gesandt, um dort die Vorst ellung bey des Königs 
Majestät zu über geben und die nöthigen ferneren Schritte bey den Be­
hörden zu thun. 
Diese D eputirten erhalten eine v on denen theilnehmenden Familien 
unterschriebene Vollmacht, an deren Spitze die Namen der H erren 
Stände Directoren st ehen, die bereits rühmliche Schritt e zur Erhaltung 
ihres ehrenvollen Berufs gethan haben . 
Die unterzeichnenden F a milien tragen die Kost en der Deputation , und 
bin ich bereit, ihr gleich bey einem Banquen Haus in Berlin einen Credit 
von einigen Tausend Thalern zu m achen - der sodann gedeckt wird 1). 

seiner theologischen Wirksamkeit sich auch mit der L andesgeschichte beschäftigt und die 
quellengeschichtlich sehr wichtigen „Annales Cliv iue Juliae Montium" verfasst , auf die 
Stein hier Bezug nimmt. 
8 ) Job. Dietr. von Steinen (1699- 1759), evangeli scher Theologe und Historiker. Sein 
Hauptwerk i st seine „Westfälische Geschichte" . Ausserdcm h nt er eine Quellenkunde der 
westfälischen Geschichte („Quellen der westfälischen Historie" 1741) herausgegeben . 
Von ihm stammt übrigens auch eine „ Beschreibung der hochudeligen Gottesh i\u ser Cnp­
penberg und Schedn". Schedn is t spiiter noch von Stein erworben worden. 
') Justus Friedrich Runde (1741- 1807), angesehener Jurist , zulet zt Professor in Göttingen. 
Gemeint i st wohl seine 1805 erschienene Schrift „Ueber die Erhaltung der öffentlichen 
Verfassung in den Entschi\digungslanden .... mit Anwendung auf dns H erzogtum 
Westfalen". 
1) Aus diesen Ansätzen entwickelte sich die „ Denkschrift die Verfassungs Verhältnisse der 
Lande Jülich, Kleve, Berg und Mark betreffend" (gcdr.), durch welche der west fälische 
Adel die Herst ellung einer provinziulstiindischen Verfassung und die Wnl1rung seiner land­
s tändischen Rechte beim König zu erreich en suchte. Die Denkschrift sollte ursprünglich 
in Berlin übergeben werden , wurde dnnn a ber dem Staatskanzler bei dessen Aufenthalt 
in Engers am 26. II. 1818 überreicht (s. unten S. 444ff.). Mit der Ausarbeitung der D enk­
schrift wurde Christian v. Schlosser (s. oben S. 343) beauftragt. Sie ist das Ergebnis 
engster Zusammenarbeit zwisch en ihm, Stein und dessen westfälisch en Freunden , ins­
besondere von Mirbach , Ncssclrode u . H övcl , die in ver schiedenen Zusammenkünften u . 
eifriger K orrespondenz untereinander und insbesondere mi t Stein die st ilndischen Probleme, 
vor allem das Problem der Adelsreform, und das t aktische Vorgehen , besprachen. Du es 
hier vornehmlich auf Steins Ansichten und auf seine Gedanken über Adelsreform und nich t 
auf die Genesis der Denkschrift selbst ankommt , so muss auf die Briefe Schlosser s, sowie 
die seiner westfäl. Gesinnungsgenossen an Stein verzichtet werden . Aus ihnen ergeben 
sich alle einzelnen Phnsen der Entstehung und der Uebcrreichung der Denkschrift mit 
grosscr Deutlichkeit. Die Korrespondenz befindet s ich grösstenteils im Stein-Archiv 
(Ra 1 und 2). Die Darstellung bei Per tz (Stein V.) i st äusscrst mangclhnft und bedürfte 
wohl einer genaueren Ergünzung. Insbesondere untersch eidet Pertz nicht deu tlich genug 
zwisch en den Vorvcrhnndlungen und der Entstehung der eben erwähnten Denk schrift und 
den Besprechungen über eine zweite, gleich zeitig von Schlosser bearbeitete Denkschrift, 
die ganz allgemein dns Problem der Adelsreform zum Gcgcnstnnd h at , ebenfalls stark von 
Stein beeinflusst ist und die P crtz (Stein V. S. 226 ff.) zum Abdruck bringt. - Aus 
Steins Schrift wcchscl mit den Brüdern Schlosser sind nur Briefe St eins an Chr i s t i n n 
Schlosser crhaltcv. 
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Stein an Mirbach 
St. A. Ro. J. Konzept 

[Nassau, März 1817) 

Adelsrefom t. Fordert die Wiederherstellung der alten ständischen Einrichtungen in 
Tf1es tf alen mit zeitgemässeri Verbesserungen. 

Allerdings ist das Geschenk einer Deutschen Commende oder eines 
Domänenguts an einen Franzosen eine auffallende Erscheinung, da die 
Familie des Generals Scharnhorst unbelohnt geblieben; und lässt sich 
auch das Geschehene im vorliegenden Fall nicht ändern, so wird die 
ausgesprochene öffentliche Meynung die Einfluss habenden P ersohnen 
aufmerksam auf sich selbst und auf den Eindruck machen , den ein 
solches Betragen hat . Wahrsch einlich werden die öffentlichen Blätter 
die Sache nicht ungerügt lassen. 
Ich theile Eurer Hochwohlgeboren mit zwey auf eine Vorst ellung der 
Paderbornschen Ritterschaft erlassene Verfügungen - die Hoffnungen 
geben - dergleichen einzelne Schritte sind nicht eingreifend und ohne 
Folge. Gesetzt die Zusa ge würde auch erfüllt, so bleibt die Gefahr, dass 
irgend ein Hirngespinnst, etwas Fremdartiges zur Welt kommt. 
Mir scheint, als sollten die Westphälischen Stände eine Maasr egel er­
greifen, die von der R eichsritterschaft ergriffen worden - die be­
deutendst en Familien sollten zusammentreten, ein paar Deputirte er­
nennen und unterhalten und sie nach Berlin senden, um ihre Wünsche vor­
zulegen. Das Alte kann nicht ganz wiederhergest ellt werden , von ihm 
aber muss man ausgehen u. es verbessern. Wir können in Westphalen 
unser e Landtäge und Erben oder Kirchspiels oder Amts Täge wiederfodern . 
Statt dass die Landtäge allein aus Adel und Städten best ehen, kann man 
denen übrigen Gutsbesitzern in der Art Zutritt lassen, dass die De­
putirten auf den Erben u. s. w . Tägen gewählt werden und erscheinen 
auf den Landtägen. 
Die Provinzialstände können allerdings nur berathen , und sie können 
nicht, wie die Reichsstände, bewilligend seyn. 
Ich werde in den ersten Tagen des Monats März in Nassau seyn. Vielleicht 
können E . H . hinkommen . 
Will man Deputirte abschicken , so wählt man am best en Soldaten , 
z.B. Sie und Graf Westphalen. 
Eine allgem eine Vereinigung des ganzen W estphälischen Adels ist nicht 
wohl ausführbar wegen der Kürze d er Zeit. E s könnten sich leicht 
15 bis 20 Familien vereinigen zur Absendung von Bevollmächtigten auf 
ihre Kost en, wenn jeder nur 150 bis 200 Thlr. beyträgt; ich bin zu jedem 
bereit, was man bestimmen wird. 
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Stein an Görres Nassau , 2. April 1817 
Nach P crlz, Ste in V. S. 114 

Dank für den Artikel gegen l\farschall. Bittet ihn, wenn irgend möglich, in Preussen 
zu bleiben. 

E . W. danke ich herzlich für Ihren Aufsatz 1) , es ist eine ätzende Lauge, 
bey deren Anwendung der Kranke laut aufschreyen wird ; mich hat er 
sehr lachen machen - und habe ich ihn an den Ort seiner Bestimmung 
befördert 2), - ich wünschte nur, dass er die feigen und lauen Menschen, 
die selbst zu der Unterschrift einer höchst gemässigten Vorstellung um 
Zusammenberufung d er Landstände sich nicht cntschliessen konnten 3) , 

überzeugen möge, dass das, was ihnen nächst der eignen Haut am 
theuersten, ihr Geldbeutel, in Anspruch genommen werde - und dass 
dieses sie zum Schreyen bestimmen möge. 
Das Begehren Ihrer Restitutio in lntegrum habe ich nicht übersehen, 
glaubte aber nicht, dass Sie Ihr Bleiben an dessen Erfüllung knüpfen 
würden - ich hoffe immer , Sie werden hierauf nicht best ehen, sondern 
wann man Ihnen eine ehrenvolle Anst ellung bei der Rheinischen L ehr 
Anstalt giebt, diesen Standpunkt fassen und von dort aus auf Sachen 
und Menschen würken. - Sie werden, wenn diese Voraussetzung erfüllt 
wird, glücklicher und selbständiger leben als am Neckar - wird sie nicht 
erfüllt, dann freylich muss man anderwärts sein H eil versuchen. E s 
wird sich im Preussischen Staat noch vieles Gutes und Besseres mit 
Zeit, Geduit und Beharrlichkeit würken lassen , und Sie sind durch Ge­
hurt, Talent und Character zum Mitwürken berufen. 

Stein an Cotta Nassau, 3. April 1817 
No ch Pcrtz, Stein V. S. 115 

Uebersendet Görres' Artikel gegen Marschall mit der Bitte um Veröffentlichung in der 
Allgemeinen Zeitung. Die Verfassungsverhandlu11gen in Württemberg. 

Während sich alle rechtlichen und gutgesinnten Leute über die Handlungs­
weise Ihres trefflichen Königs freuten 1) , erschien wieder ein Machwerk 
des Nassauischen Minist ers v. Marschall, eine Darstellung des Finanz­
zustandes des Landes, ganz in seinem gleissnerischen lügenhaften Geist 
verfasst , es enthält zugleich einen Ausfall auf mich 5) und eine Appel­
lation an das Puhlicum. Ich wollte dieses nicht ungeahndet hingehen 
lassen, sammelte die Materialien , um das. heuchlerische W escn zu ent­
larven, und veranlasste einen m einer Freunde, das Ganze mit einem 
guten , heilsamen , kaustischen Ueberguss zu versehen-und so entstand 
die Anlage. - Ich ersuche E. W„ diesen Aufsatz als eine Beylage zu der 
Allgemeinen Zeitung so bald als möglich ins Publicum zu bringen und 
auf diese Ai·t tüchtig mitzuwürken, dass diesem Sycophanten Spiel ein 

1) S. oben S. 375 f. 
4 ) S. oben S. 364, Anm. 2. 

2 ) S. d en näch sten Brief. 
6) S. oben S. 375, Anm. 4. 

3 ) S. oben S. 366. 
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Ende gemacht werde - der Aufsatz selbst ist sehr gelungen , die Geisel 
ist scharf geführt , und ist der D elinquent heilbar , so kann er so vielleicht 
geheilt werden. . 
Die Vorst ellung, so ich E. W. mittheilte, kann noch nicht gedruckt 
werden , da sie noch ihren Craysslauf nicht vollendet , und laue und 
furchtsame Menschen durch ihre Unentschlossenheit lähmen 1) - unter­
d essen man muss mit den Schwachen Gedult haben . 
Ich sehe dem Abschluss der const itutionellen Verhandlungen in Stuttgart 
mit gespannter Erwartung entgegen , denn von ihm wird vieles in dem 
südlichen Deutschland abhängen - wenigst ens versicherten die Ba­
densche Geschäftsleute, die Constitution für ihr Grossherzogthum werde 
noch diesen Sommer erscheinen 2). Geben mir E. W . hierüber bald 
eine erfreuliche Nachricht . 
Nachschrift. - Von der Beylage wünschte ich, 100 Exemplar e zugeschickt 
zu erhalten . 

Stein an Cotta 
Nach Pertz, Stciu V. 5 . ll6 

Nassau, 30. April 1817 

Malmt an die Veröffentlicl11rng des A rt ikels gegen Marschall. Missbilligt die Haltung 
der württembergischen Stände. 

Der vor einigen Wochen E. W. übersandte Aufsatz ist noch nicht er­
schienen , unterdessen bcdl'Oht man uns mit einer Reihe von neuen 
Organisations Verordnungen, - ich bitte also, ihn seiner Haft zu ent­
lassen , scheint er Ihnen zu lang, so kann man ihn abkürzen . 
Ihre Stände wandeln immerfo1·t auf den Weg d er Sophist erey - sie 
sinken täglich m ehr in der öffentlichen Meynung - sie haben weder 
diese vor sich , noch Macht in Händen , denn die Regierung kann nicht 
umhin, fortzufahren zu regieren - am E nde wird man sie auflösen und 
eine neue, vernünftiger e Versammlung einberufen müssen. 

Stein an Schlosser [Nassau, April 1817) 
St. A. Rn . 2. Konzept 

Modus procedendi für die Vorlegung der gcplanterl Denkschrift iiber die Provinzial­
stämle beim König. 

Man könnte also folgenden Gang der Behandlung des Geschäfts 
annehmen : Die Clcvischen, Märkischen , Jülich'schen, Bergischen Guts­
besitzer st ellen eine Vollmacht a us, worin sie die bisherigen Stände 
Directoren auffodern, den Wunsch der Wiederherst ellung der Verfassung 

1) S. oben S. 366. 
2) Vgl. oben S. 120. - Ueber den Fortgang der Verfassungsverhandlungen in Baden bis 
zur Unter zeichnung der Verfassung nm 22. Augus t lßl8 s. Stern „Geschichte Europas 
von 1815 bis 1871", 1. S. 382 ff. und Treitschke, Deutsche Geschichte, Bd. II (9. Aufl.), 
s. 362 ff. 
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mit den zeitgcmässen Abänderungen dem König vorzulegen. Die Stände 
Directoren überweisen eine in diesem Sinn verfasst e Vorst ellung durch 
Deputirte, so nach Berlin gesandt werden . 
Sie begleiten sie mit einer Denkschrift, die das Geschichtliche und die 
Beschaffenheit der alten Verfassung darlegt , und die Art, wie aus ihr 
das Abzuändernde her geleitet werden könne, angibt. 
Diese Aufsätze theilen Sie im Vertrauen an den Gr. Meerveldt wegen 
Münst er , an den Gr. v. W cstphalen wegen P a derborn und Westphalen 
mit und veranlassen diese zu ähnlichen Schritten . Wir dürfen uns von 
dieser Maasregel einen guten Erfolg versprechen , diese H offnung ist 
gegründet auf die Gesinnungen d es Königs, ausgesprochen d. [22.] May 
1815, auf die Beschaffenheit der Männer , so in die Commission gesetzt 
worden, auf die v ertrauliche Auffoderung, so ber eits an mehrer e von uns 
von Berlin aus ergangen. 

Stein an Schlosser 
St . A. Ro. 2. K onzept 

[Nassau , April 1817] 

D ie politische Aufgabe des Adels : M itarbeit an der Herstellung der alten ständischen 
Verfassung in zeitgemässer Form, nicht Kampf um seine Privilegien. - Darlegung der 
altgermanischeri Grundlagen dieser Verfassung unter Bemfung auf M ösers „Osna­
brückische Geschichte". A ndere Quellen zur Geschichte der stäru:lischeri R echte des Adels. 
Die K lassen des Adels. 

Der Hauptzweck der adlichen Gutsbesitzer im H erzogthum Niederrhein 
und Westphalen muss seyn die Wiederherst ellung einer der alten ähn­
lichen ständischen und Communal Verfassung, nicht Wiederbelebung 
von Privilegien. Diese Einrichtungen ha tten sich auf dem linken Rhein­
ufer bis zur Französischen Besitznahme erhalten . Die Geschichte lehrt 
uns, dass das Land, welches j etzt Nied errhein und Westphalen heisst , 
von zwey v erschiedenen Volksstämmen , dem Sassischcn und Frän­
kischen bewohnt wurde, der Ruhrstrom schied sie ungefähr, m ehr nach 
Sprache, Wohnart, Sitten , Körperbau und noch immer a uf eine unver ­
kennbare Art. Die Grundzüge der Sassi chen Einrichtungen finden sich 
vortrefflich aufgezeichnet in Möscrs Osnabrückischer Geschichte, und 
was er dort er zählt von Hofesverband, Baucrschaften, Bauerschafts· 
sprachen , Marken existirt theils noch vollständig, theils fragmentarisch. 
Anders war en die Fränkischen E imichtungen , aher beyde waren denn 
doch deutsch; gemeinschaftliche Angelegenheiten wurden von allen 
Genossen berathen u nd durch Vorst eher , Schöffen , Richter usw. aus­
geführt . Wie nun an die Stelle dieser Einrichtungen die ganzen An­
gelegenheiten der Nation erst Minist erialien , die denn doch immer noch 
Gutsbesit zer und Genossen des gesellschaftlichen Vereins waren , da nn 
in Brod und Lohn eines Fürst en st ehenden Beamten, Miethlingcn , an­
vertraut wurden , diess ist b ekannt - dass man aber das Unvollkommene 
dieser Anstalt einsieht, die allgem eine Ueberzeugung zu Wiederher-
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stellung des AJten sich hinneigt, das beweisen die Erscheinungen, die 
uns vor Augen liegen . 
Die Quellen der Geschichte des H erzogtums Niederrhein-Westphalen 
sind, soweit ich sehen kann, folgende : Kindlinger, Münstersche Bey­
träge 1) ; Steinen 2) ; Teschenmacher 3); Borheck 4); Runde, Uebcr die 
Rechte der Landstände im Herzogtum Westphalen 5); Sammlung der 
Erzstift Kölnisch en E dicte; Jülisch und Bergisches Landrecht . 
Folgendes waren die verschied enen Klassen der a dligen Gutsbesitzer: 
Unmittelbar im Erzstift Trier , die Mcdiatisirtcn sind deportirt. -
Mittelbar im Erzstift Cöln, Jülich , Berg, Cleve, Mark, - Unterherrlich­
keiten - Ritter güter - adlige Familien und Gutsbe:>itzer. - Der 
Landesherr kann einen bürgerlichen Gutsbesitzer adeln und in die 
Stände bringen , er muss aber 4 christliche und D eutsche Ahnen haben. 

Stein an Schlosser Nassau, 1. Mai 1817 
St. A. Rn. 2. Konzept 

Befiirwortet auf das lebhafteste das von Schlosser angeregte Zusammengehen adliger 
1md ständischer Gzitsbesitzer in der Frage der Wiederherstellung der landständiscl1en 
Vcrfassruig. Gnurd:;üge der Denkschrift a11 den König. A blehnung aller naturrecht­
lichcn aus der Ideologie der französischen R evolution herstammenden Dedulaionen. 
Betonung des monarchischen Prinzips der Staatsführung. 

Nachweis der Fundstellen einiger Quellenliteratur. 
Die Nachricht von den Gesinnungen ihrer Freunde in Elberfeld machte 
mir viel Freude 6) , ich hatte bereit s, wie Ihnen schon gemeldet 7) , Graf 
Nesselrode ersucht, die Bürgermeist er der grossen Städte zur Mit­
würkung aufzufodern 8) - gut wäre es, wenn Sie Ihren Freunden riethen, 
es dahin zu bringen , dass die Bürgermeister der Stadt Elberfeld und 
Düsseldorf nach Herten gehen und sich mit d em Grafen Nesselrode 
ver einigt en wegen ihrer Unterschrift der Vorstellung, so E. W . für die 
Stände Directoren entworfen - sind Ihre Freunde verschwiegen, so 
können Sie ihnen sagen, dass ich dieses gerathen. In der Denkschrift 
müsst e die verderbliche Meynung bekämpft [werden], dass der Gegen­
stand der Verhandlungen über die Verfassung im Preussischen , die Ab-

1) S. oben S. 341, Anm. 1. 2) S. oben S. 378, Anm. 3. 3) S. oben S. 378, Anm. 2. 
4) Aug. Christ. Borbcck (1746-1816), Professor der Geschichte und Beredsamkeit an der 
Universität Duisburg, ein fürchterlicher Vielschreiber, der auch eine „ Geschichte der 
Länder Cleve, Mark, Jülich , Berg und Ravensberg" verfasst hat. 
6) S. oben S. 378, Anm. 4. 
6) Schlosser hatte Stein am 30. April geschrieben, dass ihm Freunde aus dem Bergischen 
„Bürgerliche von nicht geringem Einfluss", ohne zu wissen , dass er mit den provinzial­
ständischen Fragen ihrer Heimat beschäftigt sei, über ihre politischen Zukunftswünsche 
geschrieben und dabei auch des Adel s gedacht hätten. Schlosser fügt hinzu : „Dass also 
der Adel nicht allein handle, sondern qua Land, für das Land, scheinen Pflicht und Klug­
heit zugleich zu fordern" (St. A. Rn 2.) 
7) Fehlt. 8) Der Brief an Nesselrodc fehlt ebenfalls. 
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schliessung eines ganz neuen Gesellschaftsvertrags sey - hiernach würde 
also der Preussischc Staat angesehen, als sey er eine Colonie, als habe 
weder Volk, noch Regent, Rechte und Pflichten gehabt, und würden wir, 
wo nicht die Auftritte des Jahres 1789 erneuert, wenig~tcns die lang­
weiligen , kostspieligen , unnützen , rabulistischen Klopffechtereyen d er 
Württemberger in Berlin wiederholt sehen . - Der König ist im unbe­
strittenen Besitz der gesetzgebenden Gewalt, er bestimmt die Formen der 
Einschränkungen derselben selb~t nach dem geschichtlich Vorhandenen 
und dem durch die reifere Einsicht der GegenwartErprobten,-er belebt 
und stellt die P rovincial Verfassungen wieder her, verbessert sie zeit­
gemäss und verbindet sie zu einem Ganzen mit Berathung d erer, die er 
zum Bcrathen ruft - diess ist der verständige Wunsch des Volks und 
das wahre Bedürfniss des Preussischen Staats in seiner eigenthümlichen 
Lage nach aussen und seinem inncrnZustand - die unberufenen, hosen­
loosen eitlen Schreiber sollen nicht unsere grossen National Angelegen­
heiten leiten oder verwirren. 
Wir wären nun darüber einig, dass die Stände Directoren durch Ab­
geordnete eine Vorst ellung überreichen lassen und sie mit einer Denk­
schrift begleiten - es entst ehen nun in Ansehung der Qualification der 
Abgeordnet en in Berlin einige Fragen: 
sollen sie von den Stände Directoren bevollmächtigt seyn, 
dann muss ein Schreiben aller Theilnehmer an die Stände Directoren 
gerichtet werden, worin diese aufgefodert werden, die fraglichen 
Schritte bey dem König zu thun - die Stände Direct oren legen dieses 
Schreiben bey als Anlage und bevollmächtigen die zu Deputirten ge­
wählte Individuen, es dem König zu übergeben . Sollten E. W. diese Form 
billigen , so ersuche ich Sie, ein kurzes Schreiben namens der sich unter­
zeichnenden Eingesessenen der unirten Provinzen an die Herren Stände 
Direc toren zu entwerfen. 

Stein an Görres Nassau, 2. Mai 1817 
N ooh Pertz, Stein V. S. II 6 

Der Artikel gege11 Marschall. 

Durch ein Versehen erhalte ich E. W. Schreiben vom 26sten April erst 
in diesem Augenblick 1) und behalte mir eine ausführliche Antwort vor. 
Cotta versprach mir die Aufnahme des Aufsatzes in der A. Z. Da sie 
nicht erfolgte, so habe ich ihn vor einigen Tagen daran erinnert 2); in­
dessen kann es nicht schaden, wenn er in Hamburg erscheint 3), dann 
wird er um so leichter in andern Zeitungen Aufnahme finden. 
1
) Fehlt. 2) S. oben S. 382. 

3
) Auch in Hamburg ist der Aufsatz nicht er schienen, sondern nur im neuen ,,Rheinischen 

Merkur" von 1817, Nr. 125, s. unten S. 408. 

25 
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Denkschrift Steins [Nassau,] 3. Mai 1817 
St. A. Rn.' 1. Konzept 

Dispositio11 und U nterlagen für die De11l•schrift über die ständische S t.ellu11g des Adels. 
Historische Deduktion der la11dst.ä1idischen R echt.e des westfälischen Adels, seine 
Stellung i11 der alt.en stä11dischen Verfasm11g in Cleve u11d Marle. Grundzüge dieser 
Verfassu11g , sowie der westfälischen S elbstverwalt.1mgsei11richttwgen überhaupt. S teins 
JV1msch einer Wiederbeleb1mg der alten gesch'ichtlich iiber/wmme11 en Sclbstverwal­
tu11gseinricht1mgen in Westfalen. Sein Selbstverwaltungsideal u11d dessen germani sch­
geschichtliche B egriindung. R eformbedürftigkeit der alten 1vestfälische11 Selbstverwal­
tu11gsei11rii:htu11ge11„ Notwe11digkeit ei11er stärheren Vertretu11g des Bauerntums auf 
den Provinzial-La11dtagen, deren Z usammensetz1m g„ Aufbau der Selbstverwaltung von 
1mten 11ach oben. 
Organisatorische Vorschläge für die Dnrclifülmmg dieser Idee11„ 

Vermerk Steins: „ An H. v . Mirbach, gesandt, d. 2. May, an H. D . 
Schlosser , d. 3. May 1817." 
Gang und Inhalt d e r zu üb e rr e i c h e nd e n D e nk sc hrift. 
ad 1. 1) - Bey der Unter suchung d er früheren Landes Verhältnisse 
kommen zuerst die Fragen vor: 
wie hat sich der Uebergang aus dem ältest en Zustand des Volks, das aus 
Adel, Freyen und Leiheignen best and, unter einem König gebildet zu 
dem späteren Zustand, wo es bestand aus Adel, Lebensleuten und Dienst­
leuten, Hörigen von mancherley Art unter einer Mittelmacht, genannt 
Landesherrn. 
Diese Fragen in ihrer Allgem einheit beantwortet, die wenigsten s im 
Vorbeygehen erledigt werden müssen , finde ich am gründlichst en, wenn 
gleich nicht befriedigend, (erledigt) in Strubens Nebenstunden 2) , in 
Möser Osnabrück' scher Geschichte, Hüllmanns Geschichte der Stände 3) , 

Kindlinger 4), Müller, Ueber das Westphälische Güterwesen. 
ad 2. - Wie ist das Aggregat von adlichen Besitzungen , Unterherrlich­
keiten , geistlichen Corporationen, Städten entstanden, we1ches man 
H erzogthum Jülich , Berg, Cleve, Mark nennt? - Ueber das letzter e hat 
Kindlinger vieles in einer eigenen Abhandlung 5) , ferner in seiner Geschichte 
der H erren von Volmest ein. Im Clevischen sind mir keine Unterherrlich­
keiten bekannt, im Märkischen war etwas ähnliches mit den Frey­
gerichten Bodelschwing, H erbede, Stiepelwit t en , die gewisse Privilegien 
hatten. 

1) Die Denkschrift Schlossers, nuf die sieb Stein hier bezieht, liegt nicht vor. Sie ist wohl 
von ihm an Mirbach weitergegeben worden, dessen auf denselben Gegenstand sich be­
ziehende ausführli che Denkschrift sich bei Steins Akten befindet . 
2 ) Dav id Georg Strubc (1694- 1776), h a nuovrischer Jurist und P ublizist . Seine 1742-
1768 erschienenen „ Nebenstunden" (6 Teile) enthalten verschiedene vcrfnssungs- und 
rcchtsgeschichtlicbe Untcrsuclmngcn zu den voll Stein berührten Problemen. 
3 ) S. Bd. III. S. 235, Anm. 2. 4

) S. oben S. 314. 
5) In der erstell Abteilung des 3. Bandes seiner „ Münsterschcn Beyträge" („Geschich te 
der ä ltcrell Grafen im XIII. Jnhrhundcrt, ihre Verwal tung, ... . dab<'y den n\lmählicbcn 
Gang der Grafen, Bischöfe und anderer zur Landeshoheit"). 
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ad 7. - Ueber den wesentlichen Inhalt der alten Verfassung und ihre 
Zweckmässigkeit bemerke ich folgendes : 
Die Stände von Cleve und Mark, auf die ich mich einschränke, da die 
von Jülich und Berg mir weniger bekannt sind, hatten Theilnahme an 
der Gesc~gebung, Teilnahme an der Abgaben Verwilligung, Theilnahme 
an der Abnahme der Steuer R echnungen. 
Sie bestanden aus d er Clevischen Ritterschaft und Städten, aus der 
Märki chen Ritterschaft und Städten. 
Zu den Städten gehörten gewisse Landtagsfähige Städte. 
Diese Corporationen versammelten sich jährlich auf einem Landtag zu 
Clevc, er wurde von einem Königlichen Commissario cröff nct 1 ) , die Propo­
sitionen vorgelegt, die Stände übergaben auch ihre Wünsche - sodann 
deliberirten die Corporationcn , fasst en einen Beschluss, über den al dann 
in einer Confcrenz mit dem Commissacio verhandelt wurde. -
Die Gegenstände, worüber auf einem Landtag verhandelt wurde, waren : 
Verwilligung von Bcyträgen zu gewissen Bedürfnissen des Staats oder 
cler Provinz, Provinzial Angelegenheiten, Wegebau, Wasserbau, innpr c 
Sicherheit, Provinzial Gesetzbuch, welches sich an das allgemeine 
Prcussischc Landrecht anschliessen sollte, Verbesserung der Accise 
V crfassung. 
Die Grund5teuer wurde nach einem Cata5t er erhoben, das die Beytrags 
Verhältnisse von Cleve auf 3 fr,, von Mark auf 2 '5 bestimmte, es waren 
gleichfalls die Quot en des platten Landes, der Städte, der Geistlichkeit 
bestimmt, der Adel war nur frey von seinen Hovestaaten , nicht von 
seinen Bauerhöfen. 
Der Steuer Etat best and aus zwey Hauptabtheilungen 

l. Pro R egia Majestatc, Cavallerie Geld, was zu den Haupt Cassen 
floss - diese blieben der Regel nach unveränderlich. 

2. Provinzial Bedürfnisse, Scrvis, Wegebau, Wasserbau, Zucht und 
Armen H aus, Schulmeist er Seminarium etc. Diese letzter en waren 
st eigend und fallend und waren ein Gegenstand der besonderen 
ständischen Verhandlungen und Verwilligung. 

Der Beschluss des Landtags bestimmte also die aufzubringende Summe 
der Grundst euer. - Diese wurde nun vertheilt unter die Provinzen , die 
Corporationen, nämlich Stadt, Land und Geistlichkeit, sodann unter 
die einzelnen Bezirke des platten Landes, die Craysse, die wieder aus 
Amts und Gerichts Bezirken bestanden - und diese aus Kirchspielen 
und Bauernschaften. Die jedem Bezirk zufallende Quote wurde ihm 
durch die Steuer Ausschreiben des König!. Landes Collegiums bekannt 
gemacht, von dem Vorst eher des Craysses oder dem Landrath und dem 
Vorst eher des Amts oder Gerichts, dem Crayss Steuer Einnehmer , unter 
die einzelnen Abgabepflichten nach dem H ebezettel auf dem Erbentag 

1 ) S. Bd. I, S. 182. 
25* 
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vertheilt. Auf dem Erbentag er schienen nämlich alle Eingesessenen d es 
Amts oder Gerichts, so 10 Thaler Grundst euer bezahlten , und hier wurden 
von ihnen und dem im Amt oder Gericht angesessenen Adel, die An­
gelegenheiten des Amts verhandelt, auch die Bedürfnisse desselben nach 
dem Hebezettel ausgeschlagen, die Amts Rechnungen abgenommen und 
alle Verhandlungen an die Landes Collegien eingesandt. 
Die Kirchspiele und die Bauernschaften, aus denen die Gerichte und 
Aemter bestanden, hatten ihre Bauerschafts Vorst eher, Bauern Richter, 
im Sauerlande hiessen sie Vorsteher und Schöffen . 
Der Landrath wurde vom Adel der Provinz, der Steuer Einnehmer d es 
Bezirks von den Beerbten gewählt, der Bauerschafts Vorst eher von den 
Bauern. 
Diese Verfassung knüpfte zwischen denen v erwaltenden Behörden und 
den Unterthanen ein Band des Vertrauens und der Liebe, erzeugte bey 
allen Eingesessenen eine lebendige Theilnahme an den öffentlichen An­
gelegenheiten , einen Gemeingeist , einen gewissen practisch richtigen Ge­
schäftsverstand, den die Französischen Einrichtungen gestöhrt haben. 
Aller Wunsch ist ihre Wiederherst ellung, in ihrem Wesentlichen , das in 
dem Daseyn einer Provinzial und Communal Verfassung best eht, welche 
Vertreter der Provinz und der Gemeinden bildet und sie zum Berathen 
und Einwürken in die Provinzial und Gemeinde Angelegenheiten beruft. 
Aus den E lementen dieser Verfassung liesse sich ohne grosse Schwierig­
keit das wesentliche Abzuändernde herleiten. 
Der Hauptmangel in der Verfassung war, dass der Eingesessene des 
platten Landes nur vom Adel v ertreten wurde. Dieser hatte nun zwai· 
ein Interesse, ihn zu schonen, 'veil die ihm gehörigen Höfe best euert 
waren, die Vertretung blieb aber dennoch unvollkommen, indem eine 
grosse Zahl Grundbesitzer in einem Zustand von Unmündigk eit gehalten 
wurde, und der Adel selbst durch das Ausst erben so vieler Geschlechter, 
durch Unfähigkeit, auf dem Landtag zu erscheinen wegen eines Mangels 
im Stammbaum, sehr wenig zahlreich war. - So war die ganze Clevische 
Ritter schaft auf 3 bis 4 P ersohnen reducirt. 
Diesem Mangel kann leicht abgeholfen werden , wenn man durch die auf 
d en Erbentagen versammelten Beerbten Abgeordnet e aus d em Amt zu 
dem Landtag wählen lässt. 
D er Adel kann ferner auf dem Landtag eine besondere Corporation au s­
machen, in die 

a) alle adlichen Gutsbesitzer aufgenommen werden, auch die neu­
geadclten Gutsbesitzer, und 

h) die Repräsentanten der Geistlichkeit, die auf dem Cleve-Märkischen 
Landtag nicht erschienen. 

Die andere Ahtheilung der Stände bestünde aus den Abgeordnet en der 
Städte und des platten Landes - die vorjetzt aufgehobene Trennung 
von Stadt und Land kann mit Nutzen aufgehoben bleiben, da sie manches 
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Nachtheilige hat. Bey den kleinen Städten ist ohnehin durch die Kirch­
spielsverfassung die Stadt mit dem Land in genauer anderweitiger Ver­
bindung, in den wenigen grossen Städten, die für sich selbständig sind, 
müsst e man eine besondere Communal Verfassung bilden. 
Die Einrichtung der Erbentage würde wieder hergestellt - · wegen ihrer 
Vortrefflichkeit; da sich aber überhaupt das ganze Abgaben Syst em 
geändert hat, so würde die Abgabe Quote, von welcher die Zulassung 
zu d er Versammlung abhängt, anders bestimmt werden müssen . 
Aus denen Institutionen der Erbentage, der Landstände lassen sich ohne 
grosse verwickelte Einrichtungen Reichsstände bilden. ' 

Entwurf. 

Die Provinzen N. N. treten in eine landschaftliche Verbindung. 
Sie behandeln die der Landschaft übertragene Geschäfte, in sofern sie 
das gemeinschaftliche Interesse der sämtlichen Provinzen betreffen, 
auf dem Allgemeinen Landtag. 
Die Geschäfte, so sich auf das besondere Interesse der Provinz beziehen, 
werden auf dem be3onderen Provinzial Landtag verhandelt. 
Zu dem Allgemeinen Landtag würden gehören: 

die Provinzial Gesetze, 
der Provinzial Etat, 
Feuer Societäts Wesen, 
Einquartirungs und Servis Wesen, 
Allgemeine polyzeyliche Anstalten gegen Betteley und V agabondiren. 

Zu den besonderen Landtagen würde gebracht 
Wege und Wasserbau Sachen, 
Aufsicht auf das Communal Wesen , 
Armen Sachen. 

Die Landschaft best eht aus drey Ahtheilungen: 
dem Adel und höhern Geistlichkeit und höhern Lehr Anstalten, 
den Städten , 
den ländlichen Gutsbesitzern. 

Auf der adlichen Bank erscheinen alle, so von adlichem Geschlecht und 
ein Rittergut von 25 000 Rthlr. Capital Werth besitzen. 
E s werden noch verdiente und wohlbegüterte Familien jetzt in die ad­
liche Corporation aufgenommen, nach dem Vorschlag des Oberhaupts 
des Staats mit Zustimmung der Genossenschaft, z. B. Herr von Holz­
bl'ick, Herr von der Leyen. 
Die adliche Bank wählt einen Direktor, einen Syndikus u. s. w. 
Die Städte ernennen von 6000 Seelen einen Deputirten, mehrere kleinere 
Städte treten in einem Wahlverband. 
In den Städten wird die Preussische Städte Ordnung eingeführt. 
Sie wählen die Deputirten aus dem Magistrat oder den Bürgerschafts­
vorstehern. 
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Die bäuerlichen Gutsbesitzer wählen ämtcr oder b ezirksweis. Alle 
Gutsbesitzer, so . . . Rthlr. Contribution geben nach der Mutterrolle , 
sind wahlberechtigt. 
Als G utsbesitzcr, so ... Rthlr. Contribution geben (allenfalls den 3fach en 
Satz vom Wahlberechtigt en), sind wahlfähig. 
Die Wahlen werden bezirkswcis von allen Wahlberechtigten unter Leitung 
eines landesherrlichen Bevollmächtigten gehalten. 
Auf dem Allgemeinen Landtag der sämtlichen Provinzen erscheinen : 

20 adliche, 
20 städtische, 
20 von den bäuerlichen Gutsbesitzern. 

Die Adlichen best ehen aus . . .. Viril Stimmführern, . .. . Curiat Stimm­
führern. 
Zu den ersten sind ber echtigt alle die, so 3000 Rthlr. Einkommen haben 
- zu den letztern wird gewählt von den Provinzial Landschaften. 
Auf den st ädtischen Wahltagen werden gleich diej enigen ernannt, so auf 
dem Allgemeinen Landtag erscheinen sollen. 
Die Abgeordnet en zum Landtag, es sey zum Allgemeinen oder Pro· 
vinzial Landtag, stimmen nach Ueberzeugung und Gewissen, sie sind 
keine Mandataricn ihres Districts . 

Stein an Ncsselrode 
St. A. Hu. 2. K onzept 

Nassau, 7. Mai 1817 

Der Silln clcr stänclisclien Bestrebungen S tei11 s und seiner Freunde. Neuregelung der 
Stellu11g des Adels im Volksga11ze11 . 

. . . Der Zweck unseres Bestreben s ist Wiederherst ellung der alten Verfas­
sung mit denen zeitgemässen Abänderungen. Wird dieser Zweck erreicht, 
so behält der Adel als Genossenschaft sein Bestehen, er geht nicht unter, 
er kömmt vielmehr in ein richtiges gemeinnütziges Verhältniss. 
Wenn die Maasregel, welche wir jetzt ergreifen, etwas mehr Stetigkeit 
erlangt haben wird, wenn die Deputirten abgehen , dann wird es gut 
seyn , dass Euer Wohlgeboren über die ganze Angelegenheit an H errn 
von Humboldt ausführlich schreiben . .. . 

Stein an Schlosser 
St. A. Ha. 2. K onzept 

Nas au, 8. Mai 1817 

B efiirwortet. di e sofortige Eillreichung der Denkschrift über die Bildung ei11er pro· 
vin::ialstä11discher1 Verfassung , einmal um die Vert.rcter gemässigter ständischer Ideen 
ill Berlin dadurcli ::u imterstiit::en ulld dann, um der demokratischen Agitation e11tgegen· 
zuwirken. 

Ew. Wohlgeboren äussern Bedenklichkeiten über die Art der Ein· 
r eichung der ausführlichen Denkschrift 1), Sie glauben, es sey rathsam, 

1) Schlosser hntte seine Bedenken in einem Brief an Stein vom 7. Mni entwickelt. Der 
Brief befindet sich im Stein-Archiv (Rn 2). 
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damit Anstand zu nehmen, bis man von den oberen Behörden selbst 
einen Anlass erhalten . - Man braucht sich hie1·übcr im Augenblick nicht 
zu entscheiden . Denn ein Geschäft wie das vorliegende, an dem so 
viele P ersohnen Thcil nehmen müssen, erfodert gewiss noch 5 bis 6 Wochen 
Zeit. Ich für m ein Theil bin aber geneigt für die unmittelbare Uebcr­
gabe der D enkschrift - weil 
1) in dem Verfassungs Comite des Staatsraths viele achtbare verständige 
Männer sind, die eine offene, gerade Geschäftsbehandlung gerne sehen 
2) die Denkschrift gewisse Grundsätze aussprechen wird, die die gute 
Gesinnungen der Theilnehmer verbürgen, wodurch den Gutgesinnten 
mehrere Stützen, den wilden Neuerern ein Damm mehr gesetzt wird. 
3) Sich durch ein grosses Beyspiel die Möglichkeit darthut, aus dem Alten 
das Neue, Zeitgcmässe zu entwickeln. 
Die Meynung der verständigen, Einfluss habenden Männer in Berlin war, 
der Kirche m ehr Achtung und Einfluss durch eine zweckmässig äussere 
Stellung in dem Staate zu geben - was wir also hierüber sa gen, wird 
gewiss Eingan g finden. 
Ich halte W cstphalen vorzüglich geeignet, über Verfassungsangelegen­
heiten sich auszusprechen, weil es von einem verständigen, sittlichen, 
wohlhabenden Volke bewohnt wird, da · seine Verfassung bis im Jahr 
1806 bewahrt hat, und in dessen Gedächtniss sie noch lebhaft einge­
prägt ist. 

Stein an Mirhach 
St . A. Hn. 2 

Nassau, 12. Mai 1817 

Die Deputation nach Berlin. Die Frage der T eilnahme auch nic11tadliger Grullllbesitzcr 
an dem geplanten Schritt. 

Wenn die Abreise des Königs und der Anfang der Ferien so nahe als d. 
24. May und 1. Juny sind, so wird freylich die Deputation zur 
rechten Zeit nicht Berlin erreich en können, indem nun noch eine Weile 
hingehen wird, bis alle Dinge vorbereitet sind. - Die Maasregeln selbst 
bleiben aber immer gleich nothwendig, nur wird man zu überlegen haben , 
ob nicht die Vorst ellung des Königs Majestät hier wird zu überreichen 
seyn 1), die D eputation würde zu einer näher zu bestimmenden Zeit 
nach Berlin gehen, um dort die Denkschrift bey dem Comite des Staats 
Raths zu überreich en und der Sache fernere Folge zu gehen .... 
Teilnahme der Grafschaft Mark an der Deputation. 
Hen Schlosser ... empfiehlt sehr, auch nichtadlich c Guths Besitzer an 
dem Schritt theilnehmen zu lassen. 

') Aus Anlass seiner Reise in die Rheinprov inz, s. S. 405, Anm. 3. 
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Stein an Eichhorn Nassau, 17. Mai 1817 
Geh. Staatsurchiv Berlin. fiep. 92. Eichhorn 

Ucbcrsendet Kindli11gcrs l\formskript der „Geschichte der Eige11hiirighcit" mit der 
Bitte, einen Verleger dafür zu suchen. Kritik des neuen wiirttcmbergischcn Ver­
fassungsentwurfs. K önig Wilhelm I. von Württemberg. Wangcnheim. S t.eins Ver­
such einer Einwirk1rng auf die altständisclie Opposition i n Württemberg. 

Ew. Hochwohlgeboren habe ich die Ehre, in der Anlage ein Schreiben 
des H. Kindlinger und ein lehrreiches Manuskript über die Geschichte 
der Eigenbehörigkeit 1) zu übersenden mit der Bitte, zu versuchen , ob 
ein dortiger Buchhändler den Verlag gegen ein gutes Honorar über­
nehmen .. . . 
Die Württembergische Constitution2) enthält die wesentlichen Erfoder­
nisse„einer guten Verfassung, Thcilnahme an der Gesetzgebung, Abgaben 
Verwilligung, Verantwortlichkeit der Mini t er , Berathschlagung in zwcy 
Kammern, fehlerhaft ist die Zulassung in der Deputirten Kammer einer 
Hälfte Nicht Eigenthümcr , ohnhedingte Inamovibilität der Beamten. 
Der König besitzt Geist , Kraft, Arbeitsamkeit, unter seinen Minist ern 
ist Wangcnheim ein redlicher, kenntnissvoller, geniali eher Mann, sehr 
lebhaft und oft burschikos oder ohne gehörige Haltung, der Justitz Mi­
ni t cr von der Lühe ist ein unterrichtbarer und durch seinen Charakter 
achtbarer Mann ... 
Der Zweck meiner Reise 3) war, den ritterschaftlichen Adel von dem 
Einfluss der Advokaten und Schreiber zu befreyen und ihm begreiflich 
zu machen , dass die alt Württembergische Verfa sung, die eine r ein 
protestantische, rein bürgerliche war, so an der R eichsverfa sung Stütze 
und Correctiv hatte, sehr wesentliche Ver änderungen leiden müsse, da 
sie ein catholisches, ein adliches Element erhalten habe und selbständig 
oder nur leicht an ein looses Gebäude, den Deutschen Bund, sich an­
lehnend, dastehet. Das Gute ist entstanden, dass der " Adel dem Einfluss 
eines eitlen , neuerungssücht igen Schwindlers, des Grafen Waldeck, und 
seiner Anhänger entzogen wurde, dass selbst die Neu Württemberger 
anfangen , sich der Tutel der Alt Württembergischen Schreiber und 
Oligarchen zu entziehen. 
Das Bcyspicl von Württemberg wird sehr kräftig auf Bayern und Baden 
würken. 
Ich höre, dass man in Berlin wieder mit grosscn Steuer Projectcn 
schwanger geht 4) - ich erwarte mir von dort nichts wie leichtsinniges, 
seichtes Stückwerk. 

1) S. oben S. 314. - Der Brief Kindlingcr s scheint nicht nn Stein zurückgekommen 
zu sein. 
2) S. 364, Anm. 2. 3) Nnch Stuttgnrt, s. oben S. 373, Anm. 1. 
4 ) Vgl. dazu Gcbhardt a . a. 0 . S. 236 ff. sowie Grabowcr, Preussens Steuern vor und 
nach den Befreiungskriegen, S. 413 ff. 
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Im Falle das Manuscript in Berlin nicht angebracht werden kann, so 
bitte ich, es mir durch Graf Solms wieder zu schicken. 

Stein an Gagcrn Nassau, 17. Mai 1817 
Nucb Cogern. Mein Anteil un der Politik. IV. S. 40 

Gegen deri aufkeimenclen Ultramo11tanismus in Rhei11la11d-Westfalc11. Wessenbcrg. 

E s ist ein höchst ver ständiges und zu seiner Zeit gesprochenes Wort, 
was Ew. E. dem Fürst en Metternich über das Betragen des päbstlichen 
Hofes sa gen 1) - dieses geht dahin, um Gährung und Bitterkeit zwischen 
den protest antischen Landesherren und katholischen Unterthanen zu 
erzeugen und zu unterhalten. Der päbst liche Hof scheint zu Grund­
sätzen zurückkehren zu wollen, die die catholisch-Deutsche Kirche längst 
aufgegeben oder gemildert hatte ; und er hat durch die Zerrüttung der 
gesellschaft lichen Verfassung der Kirche, durch die Abwesenheit der 
bischöflichen Behörde sich einen Einfluss und eine unmittelbare Ein­
wirkung angemaast, die ihm gar nicht zukommt. So finden wir im 
Herzogthum Nieder Rhein einen General Vicar zu Aachen 2), der seine 
Geistlichen anweisst, nur unter gewissen Bestimmungen und Ein­
schränkungen für den König zu bitten; in Münster verbiet et der dumme 
und fanatische General Vicar 3) denen Geistlichen , irgend einen Antheil 
an der Einsegnung der Ehe zu nehmen , wenn nicht die Katholicität der 
Kinder au sbedungen ist, eine Vorschrift, die selbst nicht mit der Mün­
st erschen Kirchen Agende, so am Anfange des 18ten Jahrhunderts 
er ging, stimmt, die viel milder und glimpflicher ist . 
Wir können allerdings den Einfluss Italienischer Pfaffen auf D eutsche 
kirchliche Verhältnisse nicht ohne grosse Einschränkung zulassen. 
Ich hoffe, dass der Domdechant Spiegel, der im Staatsrath in Berlin 
sitzt, auf diese Materien Einfluss haben wird. Er besitzt eine crfoderliche 
Kcnntniss des canonischen R echts und sehr viel K lugheit. Die Be­
handlung des coadjutors von Wcssenber g verdient, nachdrücklich gerügt 
zu werden ~). 

l) In einem Schreiben vom 14. Mai , das er St ein a m 15. Mai a bschriftlich übersandt 
h a tte und in dem er sich gegen die Überspannung der päpstlichen Herrschaftsansprüche 
in einem l andeskirchlich en Sinne etwa im Geist e Wesscnbergs aussprach. Die Abschr if t 
d es Briefes befindet sich im St. A. 
2 ) Martin F onck (1752-1830). Vgl. Jos. Hnnsen, Preussen und die Hheinlande lßl 5 
bis 1915, S. 53. 
3

) Der spütcrc Erzbischof von Köln, Clemens August von Droste-Vischcring (1773- 1845), 
dnmnls K npitular-Vicnr von Münster. Er begann nach Wiederherstellung der prcussischcn 
Herrschaft in der · Frnge der Schulaufsicht und der gemischten E hen den K ampf gegen 
den preussischen Stunt von einem absolut kuralis tischcn Standpunkt aus, der vorliiufig 
mit der Amtsniederlegung Drostes a ls Gencrnl-Vicar endigte, spllter aber , nls Droste den 
erzbischöflichen Stuhl in Köln bestieg, im kölnischen Bischofsst.rcit seinen dramntischcn 
H öhepunkt erreichte. 
4

) \Vessenbcrg, von Dalberg zum Coadjutor des Bistums K onstnnz crn nnnt, war nach dessen 
Tod (Febr uar lßl 7) zum K apitular-Vicnr gewühlt worden, obgleich er in Rom wegen 
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Massenbach 1) ist ein eitler Wirrkopf, höchst erbittert und daher zu 

allem fähig. Der König hat das R echt und die Macht zu Bundesgenossen , 

also werden die Stände das Gefecht verliehren. 

W enn H err von Fürst enwärt her nach Amerika geht, so sollte er über 

Bremen reisen , da diese Stadt und besonders der dortige Consul Delius 2) 

viele Verbindungen dort hat. W äre ich nicht 60 Jahre alt, so ging ich 

selbst hin, um den dor t igen Zustand der Dinge kennen zu lernen . K om­

m en sie nicht einmal in unsere Thäler ? Ende J uny oder Anfang J uly 

gehe ich nach W estphalen. 

Stein an Mirbach Nassau, 19. Mai 1817 
S t. A . Konzept iu 2 stark vouciuundcr nbwcichcndcn Fassungen 

Grund: iigc sci11cr Ideen über Adelsref orm. Wendet sich gegen j ede starrdescgoistisc1io 

und kastcnmässigc A bschlicssung des A dels. 

Den Aufsatz E. H. 3) schicke ich heute an H errn Schlosser ... . 

Will der Adel mit Erfolg die gegenwärtige Krise überst ehen, so muss 

er sich an den Regenten und die Nation schliessen , trennt er sich von 

beyden , so wird er unt ergehen. Dies geschieht durch Steucrfreyheit 

und Ausschliessung von der Genossenschaft derjenigen , so keinen Stamm­

baum vorzuweisen haben. - Der Adel mu s durch Verdienst e erreichbar · 

seyn , so wie j ede Stelle im Staat, und der Regent mu ss ihn als Be­

lohnung derselben ertheilen können , um Einfluss auf die adliche Ge­

nossenschaft zu erhalten. Sollte der E intritt erst nach mehreren Ge­

nerationen möglich seyn, so schlössen wir im Preusi:;ischen Staat den 

Graf Gneiscnau, den Grosscanzler v . Beyme, den General Grolmann, 

die F amilie des verdienstvollen Generals Scharnhorst aus; in England 

würde weder Lord Nelson, noch der H erzog von W ellington , noch der 

Graf Chatham das Oberhaus durch den Glanz ihrer Thaten verherrlicht , 

seiner s tark von Aufklilrungsclcmcnten durch setzten R eform tendenzen, sowie wegen 

seiner n ntiouulkirchlichen Richtung sehr unbelieb t wnr. Der P up st , der schon im No­

vember 1814 von Dalherg die Entlassung Wessenbergs gefordert h atte - ein Vorgang, der 

dem Domknpitel 1uch t bek annt geworden war - verwnrf durch ein Breve vom 15. Mürz 

1817 die Wa hl Wessenbergs. D ns Domk apitel sowie der Grossherzog hielten jedoch an 

\Vessenberg fest. Dieser begab sich in der zweiten Hiilfte des J ahres selbst nach R om, 

um sich dor t zu rechtfertigen, konnte jedoch k eine vollere B.eh nbiliLierung erlangen u nd 

verdarb dann au ch durch eigenes Ungeschick seine ohnehin delikate Sache. 
1) D er durch seine traurige Holle im Krieg von 1806 bekann te Oberst v . Massenbuch 

lrn ttc, dn das St ammgut seiner Familie in W ürttemberg Ing, eine Virilstimme in der würt­

tembergischen S t ilndeversnmmlung und st and dort auf Seiten der Opposition . Er wurde 

nach der Auflösung der Stiinde des Landes verwiesen, bald dnrnuf auf Betreiben der 

preussiscb en R egierung iu Frankfurt verhaftet, da m an ilm beschuld ig te, filr die For t­

setzung seiuer Memoiren , deren Manuskript er der preussischen R egierung zum Kau f 

a ngeboten }rn tte, geh cimzuhnltende Kenntnisse und Schriftstücke verwertet zu h uben. 

Mnssenbnch wu rde zu 14 J ahren Festungshaft verurteil t, 1826 a ber begnadigt. E r starb 

im J a hre dnrnuf auf seinem Gut Bialokoscz. 
2) Vgl. Bd . I V. S. 460, Anm. 1. 3) Vgl. oben S. 386, Anm. l. 
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noch durch ihre Bercdtsamkcit erleuchtet haben. Die schönen Zeiten 
unseres Volkes wissen nichts von Stammbäumen, Erzbischof Willigis 
von lVIayn:i:, der so vielen und so wohlthätigen E influss unter denen 
Ottonen auf Deutschlands Ruhe hatte, war der Sohn einer sehr armen 
Frau, H er zog H ermann Billung von Sachsen der Sohn eines Besitzers 
von 7 Hufen. 
Unser Adel ist durch Kriege, Auswanderungen und die gewöhnlichen 
Unfälle, die im Lauf der Zeit Geschlechter treffen, im H erzogthum Nieder ­
rhein sehr vermindert, auch durch seine isolirtc, verschobene Stellung 
gegen die übrigen Stände einseitig geworden, verknöch ert, er muss also 
durch Aufnahme neuer Mitglieder an Zahl, Wohlhabenheit, geistigem 
Leben gewinnen. 
Edle Ge innungen werden bey den Mitglied ern des Vereins durch 
Stammbäume nicht allein gesichert, uns allen ist eine Niederrheinische 
alte Familie bekannt, deren Haupt durch F eigheit und Niederträchtig­
keit berüchtigt geworden, dessen Bruder und Schwägerin das gemeine 
V erbrechen des Diebstahls begangen 1). - Man stosse solch e E lende 
aus der Gesellschaft, entreisse aber nicht dem Verdienste seine 
Kronen. 
Hört die Ertheilung des Adels auf, eine blossc Form zu seyn, erfolgt 
durch sie der Eintritt in eine Genossenschaft, mit der gewisse politische 
Rechte verbunden sind, wird sie ffu· den Regenten ein Einflussmittel , 
ist ferner eine Repräsentationsverfassung vorhanden, welche Oeffent­
liehkeit der Diskussion zulässt, wodurch sich eine v erständige öffent­
lich e Mcynung bildet , so müssen die Missbräuche, die j etzt mit der 
Ertheilung des Adelsbriefs stattfinden , aufhören, oder können wegen des 
lauten Tadels, der sie treffen wird, nicht lange dauern. 

Stein an Görre Na sau, 26. Mai 1817 
Noch Pcrtz, S tc iu V, S. 117 

Der publi:ist.ische Kampf gegen 11farschall. 

In der Erwartung einer sichern Gelegenheit habe ich die mir von E . 
Wohlgebohren mitgetheilte Papiere zuriickbehalten, der en Inhalt mir 
viele Freude m acht, besonder s dass man Ihnen von einer Seite Gerech­
tigkeit widerfahren lässt, von der ich es nicht erwartete 2). 

1 ) Hier folgt in der anderen Fassung (St. A. Ra 4): „ Sahen wir nicht sehr alte Geschlechter 
a uf scundalösestc Art an dem Wcstpbülischcn Hof sich prostituiren , wührend eine grosse 
Zahl junger Lamllcule mit ihrem Lehen den H ass gegen den fremden Thea ter König 
büsstcn ? 
Diese edlen Gesinnungen erhalte man durch E r ziehung, durch andere Institutionen als 
durch solche, die dem T alent und der Tugend die Möglichkeit entziehen, alles in d em Staat 
Erreichbare zu erreichen - eine harte Strafe trifft das Volk und den Stunt, dns dem 
Verdiens t seine Kronen cntreisst." 
2

) Hurclenberg ? 
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Die Schicksale unseres Aufsatzes über die Nassauer Angelegenheiten 
werden Sie aus den anliegenden Schreiben des H. Cotta und seines 
Redact eurs sehen 1) - ich wünschte, wenigstens eine ganz einfache Prü­
fung des Finanzplans des H . v . Marschalls zu erhalten, um ihn in die 
Weimarer Blätter einrücken zu lassen , wozu ich noch eine besondere 
Veranlassung vom Grossherzog von Weimar erhalten habe 2) . 

Stein an Nesselrode Nassau, 26. Mai 1817 
St. A. R u. 2. K onzept 

Die geplante Vorstcl.11111g an den König tvegen Wicderlicrstcllung der Provi11:ial­
stä11de in TVcstfalen. S tciri tadelt die B eschränkung auf adlige Gmndhcrm, emp­
fiehlt die Zuziehu11g bürgerlicher Gutsbesitzer. W endet s ich überhaupt gegen j ede 
kastenmässigc Abschlicssung des Adels . 

J'ai r er;u, mon eher ami, votre lettre de Hcltorf et celle du 19 d. c . avec 
les pieces incluses. J e dois observer qu'il aurait ete moins exclusif, plus 
populaire, si dans le plein pouvoir, on aUI·ait mis au lieu de la phrase : 
„ unterzeichnet e Mitglieder des Adels" la suivante, „ unterzeichnete 
Gutsbe!iitzer u . s . w." Par la, heaucoup de propriet aires exclus par le 
syst eme des arbres genealogiques auraient pu signer et faire cause com­
mune, ce qui est surtout necessaire en Cleve et Marc, ou vous avez 
quant ite de familles en part ie meme anciennes mais alliees, qui sont 
proprietaires, mais non rer;us a la diete, p. e . les H ertefeld, Borck . .. . 
J e vous communique ci-jointe mon opinion sur la necessite de ne plus 
m ettl'e en consideration l'arbre genealogique, m ais l'anoblissem ent , 
propriete de 50 000 ccus et l'acte de la reception. Dans les t emps Oll la 
noblesse immediate jouissait en plein de tous ces prerogatifs personnels 
r eels, de l'exclusive dans les chapitrcs, elle avait la bonne politique de 
recevoir les nouveaux anohlis proprietaires et se procurer par la leur 
appui dans les rapports officiels dans lesquels ceux-ci se trouvaient. 
Hoevel vou s a explique les raisons qui l'ont empeche d'aller a H eltorf, 
il me dit qu'il y aura une reunion a Bodelschwing le 29 et que l'opinion 
generale est „eine besondere Vorst ellung wegen der Märkischen Pro­
vinzialverfassung nach Berlin zu erlassen , sich aber nicht von der Theil­
nahme an den allgemeinen Vorst ellungen auszuschliessen" . 11 me parait 
qu' il faudrait donner a ux deputes une lettre de cr edit pour Berlin pom 
leur eviter les avances . 
Quelle demarche fera Merveld et ses compatriotes ? 

') Fehlen, vgl. oben S. 385. 2) Vgl. dazu unten S. 411 f. 
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Düsseldorf, 26. Mai 1817 

B edeutiu1g des Geschichtsunterrichts, besonders über die jüngste Epoche, für die 
nationalpolitische Erziehung der Jugend. Kohlrauschs Bemühungen auf diesem 
Gebiet. Seine Werke. Veranstaltung von Gcdenkfeiem zur Erinnerung an die grosscn 
Ereignisse des Befreiungskrieges. 

Durchdrungen von der Wichtigkeit des grossen Augenblicks, in welchem 
auch mir zu leben vergönnt ist, habe ich, so viel in m einen Kräften st eht, 
dazu mitzuwirken gestrebt, dass er nicht ohne ein tieferes Eingreifen 
in alle Zweige des Lebens vorübergehe. I ch habe es mir zur Lebens Auf­
gabe gemacht, die aufgeregte Empfänglichkeit der Zeit zu benutzen , 
um die Geschichte des Deutschen Vaterlandes, die sehr vernachlässigt 
war, in allen Schulen, den hohen wie den niederen, verbreiten zu helfen. 
E s ist meiner Ueberzeugung nach von der grössten Bedeutung, dass die 
Anzahl der gewöhnlichen Kinderschriften, welche aus willkührlichcr 
Erfindung des Verstandes in flachen moralischen Erzählungen oder 
Betrachtungen und in wortreicher Anpreisung der Tugend die Gesinnung 
unser er Jugend bilden wollen, und welche j ahrelan g fast die einzige 
Nahrung sind, die ihr geboten wird, verdrängt und der feste und ächte 
Boden der Geschichte an ihre Stelle geschoben werde, aus welchem von 
j eher alle Tüchtigkeit der Charaktere, wo sie sich b ei einem Volke vor­
gefunden, ihre Nahrung empfangen hat . Was sich nach ewigen Ge­
setzen bewegt, muss wohl eine kräftige1·e Lebenswurzel in sich tragen, 
als was die Willkühr des Einzelnen aus seinem kleineren Gesichtskreise 
zu Tage bringt. 
I ch habe j etzt den Thcil m einer Arbeit vollendet, welcher für die höheren 
Schulen bestimmt ist, und sehe als den wichtigst en Theil der Aufgabe 
die Befriedigung des Bedürfnisses der Volksschulen an, für welche ich 
nun nach bestem Vermögen arbeiten werde. Für jetzt habe ich auch 
für sie die Erzählung des Deutschen Freiheitskampfes der Jahre 1813, 
1814 und 1815 bestimmt und darum von dem Ganzen gesondert, damit 
sie sich in allen Schulen verbreiten möchte. E s ist schon jetzt, so kurz 
nach der That selbst, nöthig, dass ihr Andenken sorgsam erhalten werde. 
In der Kälte, womit die m eisten Zeitgenossen auf die hochwichtigen 
Jahre zurückblicken , da sie, was Unklarheit der Begriffe mehr als übler 
Wille nachher verwirrt haben , von der Begeisterung des Gemütes nicht 
zu sondern wissen, welche das Grosse gewirkt hat ; in dieser Unfähigkeit, 
das Ideale in den erlebten Begebenheiten von der irdischen Gebrechlich-

1) Hcinr. Fricdr . Kohlrausch (1780-1865), einer der hervorragenden Pädagogen jenes 
Zeitalters, den Gruner für die Reorganisation des Schulwesens im Grossherzogturn Berg 
in der Stein'schcn Zentralverwaltung angestellt hatte. Kohlrausch schrieb 1814 ein viel 
benutztes Lehrbuch der \Vcltgeschichte, und gab 1816-18 eine „Teutsche Geschichte, 
für Schulen bearbeitet" heraus, deren 3. Abteilung die Befreiungskriege behandelt. Dieser 
3. Teil hatte einen ausserordcntlichen Erfolg und ist später noch oft aufgelegt worden . 
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keit geschieden zu sehen und zu feiern, mögen wir die Gefahr sehen, 
in welcher die Geschichte des Augenblicks schwebt, von dem wir glauben, 
eine neue Zukunft für das Vaterland anrechnen zu dürfen. Eine der 
ersten Sorgen der j etzt Lebenden muss nach meiner Ucberzeugung die 
seyn , in der Jugend die ideale Ansicht der entscheidenden Zeit fest zu 
begründen; sie ist derselben im vollen Maase fähig; und zweitens dmch 
die Schulen die Kunde d e s w i r k 1 i c h Ge s c h e h e n e n im Volke 
selbst zu erhalten, ohne welche -alle kirchliche F eier bald eine leer e For m 
werden müsst e. 
Von der Wichtigkeit dieser Betrachtungen erfüllt, habe ich in meinem 
Wirkungskreise als Lehrer der Geschichte an dem Gymnasium zu Düssel­
dorf angefangen , an die kirchlichen Feste des 18. October, des 31. März 
und 18. Juny eine einfache Schulfeier zu knüpfen, die darin besteht, 
dass ich in allen meinen Geschichtsklassen in den wichtigen October­
Tagen die Geschichte des Krieges von 1813, im März den F eldzug von 
1814 bis zum erst en Frieden , und im Juny die grosse Schlacht in den 
Niederlanden mit ihren Folgen erzähle. Diese Dinge sind von dem 
übrigen Unterrichte gesondert und eine Gabe, welche nur die genannten 
Feste mit sich bringen. In der Begeisterung der Knaben für diesen Ge­
danken und in der Wirkung der Sache selbst auf ihr Gemüth hat sich 
sogleich kund get han, welche Quelle trefflicher Regungen eine gleiche 
Einrichtung in allen Schulen scyn würde. Für die Lelner, welche die 
Geschichte schon in ihrem Unterrichtsplane haben, wird es kaum mehr 
als der einfachen Darlegung d es Gedankens einer solchen Schulfeier 
bedürfen; die Leichtigkeit der Ausführung sowie der gute Wille in dem 
Lehrerstande im allgemeinen lassen mich hoffen, dass sich die Meisten 
von selbst dazu cnt schliessen werden. Aber für die Volksschulen, denen 
die Geschichte überhaupt bisher fremd war, wird die gesetzliche Anord­
nung der Regierungen nöthig seyn; und deshalb habe ich versucht, den 
hier angedeuteten Gedanken an mehrere derselben zu b ringen und 
überhaupt so allgemein wie möglich zu verbreiten. 
Vor allen Dingen erschien es mir aber als eine heilige Pflicht, zugleich 
den Männern, welche die geschilderten J ahre zu wichtigen und inhalt­
reichen gemacht haben, meinen, wenn auch geringen , Dank darzubringen. 
Und welchem Manne gebührt dieser Dank und die unbedingte Ver­
ehrung mehr als demjenigen , dessen Geist eskraft und felsenfester Be­
harrlichkeit ganz vorzüglich den Sieg des Guten über das Böse hat 
erringen helfen? Ein j edes D eutsche Herz, wenn es in grosscr Sorge 
durch die Kunde von Ew. Excellenz starkem Muthe und st andhafter 
Arbeit für das Rechte wunderbar gestärkt wurde, hat vielfach ge­
wünscht, Ihnen a uf irgend eine Weise seine warme Ergebenheit darlegen 
zu können. Wie die Bürger der wieder frei gewordenen Städt e sich selbst 
zu ehren gest rebt, indem sie d enen das Bürgerrecht darboten, die sie 
als ihre Retter ansahen, so hat auch jeder Einzelne das heisse Verlangen 
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in sich gefühlt , seinen v er ehrten Rettern selbst eine Gabe der Dank­
barkeit bieten zu können; denn die ausserordentlich e Zeit hat die 
Schranken hergebrachter Scheu und lebloser Gleich gültigkeit mit 
zehrenden Flammen vernichtet. - Ich wage es j etzt gleichfalls, Ew. 
Excellenz ganz gehorsamst zu bitten , dass Sie m ein kleines Buch über 
die J ahre 1813, 1814 und 1815 sowie auch die beiden übrigen Theilc 
der Deutschen Geschichte huldvoll anzunehmen geruhen wollen . Wenn 
m eine Arbeit, die für die Schulen und das grössere Publikum bestimmt 
ist , auch für Höchstdicselben nichts Neues enthalten kann, so wird doch 
schon darin eine Befriedigung für Ihr das Wohl des Volkes innig und 
warm in sich tragendes H erz liegen, wenn Sie die Bücher nicht unzwcck­
mässig finden sollten , die Liebe und die Kenntnis der Deutschen Ge­
schichte allgemeiner zu verbreiten. Ich würde mich sehr glücklich 
schätzen und hohe Aufmunterung darin finden , wenn meine Arbeit sich 
solches Urtheils von Ew. Excellenz zu erfreuen hätte, so wie ich für 
m eine Absicht bei der. elben einen um so sicheren Erfolg mir ver sprechen 
würde, wenn Hochdieselben dieselbe würdig fänden , sie durch Ihren 
gewich tigen Einfluss zu fördern. 

Stein an Kohlrausch Nassau, 11. Juni 1817 
I m Dcs itz des Freiherrn von Köuig-\Vnrtl1nuscn, Schloss \Vnrtb ouscn Lei ß ibcrnch 1) 

Bcdeut1wg der Geschichte als nationales Erziehungsmittel. Stand und Aufgaben der 
deutschen Geschichtswissenschaft. D ie S a111mlu11gen und E ditionen der Quellenschrif t­
steller. Verlangt Pflege der Quellc11humle u11d Studium der deutschen Geschichts­
quellctt auch auf dett Gymnasien. 

E w. Wohlgebohrcn Brief dd. 26. Mai ist mir aus der Seele geschrieben. 
Allerdings ist Geschichte ein kräft iges Werkzeug, um auf die Bild ung 
der Jugend zu würken und sie frühzeitig mit dem Ernst des Lebens 
bekannt zu machen, in ihr Nationalität zu erwecken . Die unsrige ist 
r eich an grosscn Begebenheiten und grossen Männern, sie wm·de haupt­
sächlich bisher in Hinsicht auf Staats R echt behandelt, da aber dessen 
praktischer Nutzen grösst entheils aufhört , so entstand die Gefahr, dass 
man es ganz unterlassen würde, sie mit dem gehörigen Fleiss und Würde 
auf mittleren un d höheren Lehranst alten zu behandeln. 
Mascow 2) und Schmidt 3) unter unseren bisherigen Geschichtsschreibern 
und Möser verdienen grosse Achtung, der erst e wegen seiner Benutzung 
der Quellen, der andere wegen seiner Gründlichkeit und seines ver-

1) Vom Besitzer freundli chst übersandt . 
2) J ohann J ak. Mascow (1689- 1761), P rofessor der R echte in Leipzig, neben seiner 
juristisch en Tütigkeit vor allem bekannt durch seine „ Tcutsche K aiser- und Ueichs­
His torie", eines der besten und meist gclescnst cn deutschen Geschichtswerke seiner Zei l , 
das nuch Stein als Student und später noch oft benutzt h at. 
2

) Mich ael l gunz Sch mid t (1 736- 1794), zuletzt Direktor des H a usarchivs in W ien. Er 
verliess mit seiner „Geschichte der Deutschen" (1778 ff.) als erst er das Schema der allen 
„ Reichshistorie" und leite t zu der modernen Gcschichlsschreibung über. 
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ständigen Urtheils über Men schen und Sachen und der letzte wegen 
seines grossen Scharfsinns, womit er das Alte aus denen Ruinen , so noch 
in der Gegenwart best ehen , erräth. - Unterdessen bleibt n och sehr 
vieles zu fodern und zu wünschen übrig. Müller 1) schrieb nicht mit der 
Liebe für Deutschland, mit der ein Deutscher die Geschichte seines Volks 
b ehandeln sollte, er kannte auch nicht die im Innern noch bestehen­
den Institute, die so vieles Licht auf die Vergangenheit reflektiren. 
Es bleibt also dem jungen Gelehrten, der sich der Geschichte widmet, 
noch ein grosses, schönes Ziel zu erringen übrig, und ich freue mich, dass 
Ew. Wohlgebohren es würdigen , sich ihm widmen und bereits so viel 
geleist et haben, um es zu erreichen . 
Mit dem Studium der Quellen in den Scriptoren, den Chroniken und 
den Urkunden müsste man verbinden das Auffinden, Sammlcn und 
Bekanntmachen der durch .... 2) n euere Revolutionen, Saecularisationen 
u. s . w. zerstreuten oder aus ihrer bisherigen Ruhestätte gebrachten 
Urkunden und Handschriften, und hiezu müsste sich ein Verein von 
Geschichtsfreunden durch ganz Deutschland verbinden. 
In dem mir güthigst mitgetheilten und vorher schon sehr vortheilhaft 
bekannten Werk über d[ie) G[eschichte) für Schulen, welches ich mit 
Aufmerksamkeit zu lesen im Begriff bin, vermisse ich die Angabe der 
Quellen - es ist doch gut, wenn die junge Leute auf Gymnasien früh· 
zeitig mit den Nahmen der alten Geschichtsschreiber unseres Volkes 
bekannt werden, einige davon, z. B. Lambertus Sehaffenburgensis ; 
Eginhard, De Vita et Conversatione, sind sehr unterhaltend, aus anderen 
könnte man eine Chrestomathie der inter essantesten Stellen machen. 
Ueberhaupt wäre es zu wünschen, dass eine vollständige, gut geordnete 
Sammlung der Scriptoren und Geschichts Quellen herauskäme, haben 
sieh doch so manche grosse und zum Theil unwichtige Compilationcn 
ins Publikum gedrängt, warum sollte eine solche Sammlung nicht gut 
aufgenommen werden. 

Stein an Gagern 
Nach Gngcrn n. n. 0. lV. S. 50 

Nassau, 21. Juni 1817 

Billigst Gagcrns Haltung am Bundestag. Die Verfassungskämpfe in Wiirttemberg, 
Verurteilung cler stanclesegoistischen Haltw1g des dortigen Adels und der Altrechtler. 

Die Abstimmungen Ew. E . über Austräge 3), Freizügigkeit 4), Com­
petenz 6) werden immer Denkmale ihres hellen Geistes und ihrer rein 
vaterländischen Gesinnungen bleiben - sie werden auch würken und 
eingreifen, wenn sich dieses auch nicht immer im Protokoll und Con­
cluso find et. 

l) Johannes v . Müller. 
2) Unleserliches \V ort. 
3) S. die Protokolle der Deutschen Bundesversammlung, 1817. S. 411 ff. 
4) Ebd. s. 108 ff. G) Ebd. s. 455 f. 
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l ch habe hcy meiner Anwesenheit in St[ uttgarl] immer die besten Ge­
sinnungen bei unsern Standesgen ossen gefunden , ausser bei H errn 
v . Varnbühler , einem gescheuten , ab er erbitterten Manne. H err 
v. Massenbach ist ein eitler Narr. - Die Mediatisirtcn denken nur an 
<lic Pr ärogativen ihrer Kast e und sind beschränkt . Waldeck ist absicht ­
lich , eitel , umein, sophistisch. 
I ch wünsche sehr, Sie sagten etwas über die Stände, über den Unver­
stand der Altwürttemberger , die lächerliche Scheue der Regierung, die 
ständische V crsammlung einzuberufen ; d enn je länger man es damit 
anst ehen lässt , j e erbitterter man zusamm en kommt . - Dann muss m an 
eine verst ändige Verfassung gehen un d nicht langweilig disputieren. 
Kommen Sie nicht nach Emc; ? Ich gehe <lcn 12ten nach Westpha len . 

Sack an St ein 
S t . A. 

Berlin, 6. Juli 1817 

B efriedigung über seine Tiitigk eit in Pommern. Zustiinde in dieser Provinz , ins­
beso11dcre deren bäuerliche Verhältnisse. W ichtigste Verwaltu11gsaiif gaben. W irt­
scluiftliche M assnahmcn Scicks zur H ebung der Volkswirtschaft. A u sbau cles Swine­
mii11dcr Hajc11s. Melioratio11s- und Siedlrwgs-Pliine. K ampf gegen die IVa nder­
düne11. H ebu11g der Ileri11gsfischerei aiif der Ostsee, sowie der Secsch iff'<lhrt übcrlumpt. 
Sorge fiir clie Volkserziehung, i 11 sbesomlcrc die Schu lbi ldung. Scharfe Kritik der 
prcussischen Verwaltung am Rhein sowie der obersten prc1issischcr1 Staatsverwaltrt11g . 
E rlm11dig1mg 11ach S teins P liinen u11d A11sichten, i11sbeso11dere in der Vcrfa sm ngs­
frage. 

Nach mehr denn einjähriger Trennung und langer Unterbrechung 
unser es Briefwechsels macht es mir eine dop pelte Freude, das Anerbiet en 
des Ober Pr. Graf Solms 1) als eine sichere Gelegenheit benutzen zu 
k önnen , mich mit E w. E xccllcnz auf dem sonst gewohnt en alten Fuss 
vertraulich u n d offen zu unterhalten . Ihr let zt er Brief in dieser Fassung 
ist vom 1. May v. J . 2), und hoffentlich haben Sie den Meinigen im vorigen 
H erbste durch die F rau v . Clausewitz erh alten 3). 

\Vie es mit seitdem er gangen , wissen Sie im Allgemeinen, und ich kann 
hinzufügen: gut, und zwar aus dem doppelten Grunde, c i n m a l weil 
ich von den b raven P omm ern nicht nur überall wohl aufgenommen, 
sondern auch so glücklich gewesen bin, ihr Vertrauen zu gewinnen, wes­
halb ich ohne allen Widerspruch habe b eginnen k önnen, manche intc· 
rcssant en Gegenstände dort zu untersuchen und die grosscn Sünden der 
schlechtest en vorigen Verwaltung wieder gut zu machen und d a nn 
weil ich mit der hiesigen und der dortigen Ver waltung a m Rhein nichts 
zu thun gehabt habe. 
Deber den erst en Punkt kann ich mich gegen Sie als Staat smann, der 
das innere Cultiviren und F ortschreiten eines Landes und Volkes zu 
schätzen weiss, und als Freun d, der weiss, dass ich damit nicht prunken 
1

) Der sich damnls mit den anderen Oberpräsidenten zur Staatskonferenz in Berlin befand. 2) Fehlt . 3) Vom 28. August 1816, s. oben S. 353 ff. 
26 
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oder etwas erlangen will, auch sonst k eine Ansicht habe, als es dem 
Freunde zu sa gen , näher darüber erklären: Pommern , ein so schön an 
der Sec und Oder gelegenes Land, was % Weizen Boden hat , ist nur 
um so viel ers t eigentlich angebaut, und die Bevölkerung beträgt per 
Quadrat Meile 940 Seelen! Aus alten dummen Vorurtheilcn ist nur 
auf die alten Herrenrechte der Gutsbesitzer und des Domanii gehalten 1 ) . 

Was auch Friedrich II. thun wollte, dieses zu ändern, es ist ihm durch 
das Vorurtheil und die Schlechtheit der Oberen alles vereitelt 2). J etzt 
haben die Folgen Ihres Bauern Ediktes von 1807 die F esseln des wackeren 
Bauernstandes gelös t, aber er hat noch keinen Sinn für Freiheit, weil 
man mit der Nationalbildung nicht nach gekommen ist. Oh, ·es sieht mit 
der Landes wie mit der Volks Kultur schrecklich in Pommern aus, so 
vortrefflich auch Boden und Lage und Volks Charakter ist: aber es 
soll mit Gott bald besser werden! Seit einem Jahr, dass ich dort bin, 
hoffe ich , den Grund zu vielem Gut en gelegt zu haben, und es wird im 
Lande überall anerkannt; hier bei dem kalten schlechten Minist erium 
beneidet, gehasst und angefeindet. Das ist gan z in der Ordnung. Meist ens 
durch Immediat Vorträge bei dem Könige habe ich es durch geset zt , 
dass von hier nach Stettin über Neustadt u. s . w. eine Chaussee geba ut, 
dass der Swinemündcr Hafen , wie Sie es sch on 1805 wollten , und wovon 
bis dahin nichts geschehen , gebaut werden soll. Wie dieses von dem 
Handelsstand anerkannt wird, das wird Ihnen die anliegende Immedia t 
Eingabe desselben zeigen, die während m einer hiesigen Anwesenheit von 
Stettin an den König ergangen , darauf ahcr nichts erfolgt ist . Die Sache 
wird dieses Jahr auf das best e vorbereitet , der Geh. Baurat Günther 3) 

hat in Holland den Bau mit Sinkstückcn kennen gelernt, wir bereiten 
alles vor, und als Vorschule der Arbeiter habe ich in der Nähe auf Usedom 
eine Abwässcrung d es grosscn Thurbruches in diesem Jahr veranstaltet , 
was mit 5000 Rtlr. Meliorat ions Geld ohngefähr 6000 Morgen Landes 
gewinnt, die zu neuen Niederlassungen angewendet werden sollen . 
Dergleichen Flecke habe ich m ehrer e im Lande schon au sgewählt und 
zwar thcils schlechte Forst en auf herrlichem Boden , die 6 Pf. bis 1 Gr. 
per Morgen dem Staate bringen , theils Bauernland, was nach dem 
Edikt wegen der Auseinander setzung mit den Bauern j etzt dem Fiskus 
abgetret en wird. Darauf wollte ich im nächst en Jahr einige isolirte 
Neu Bauereien anlegen, wie wir sie im südlichen und westlichen T eutsch­
land haben , uncl da zu wollte ich das Auswanderungs Fieber der Württem­
bergcr usw. gern benutzen. 
Aber noch interessanter ist der Anbau an der Ost see. Nach einem Plan 
des jungen Büren[ ?] - den alten haben Sie in Danzig gekannt, er lebt 
dort noch - werden j etzt die Dünen von P cenemünde herauf ordentlich 
1

) Vgl. jedoch oben S. 291, Anm. 6. 
2) Vgl. dazu Knapp „Die Bauernbefreiung" . . . I. S. 117 ff. und II. S. 54ff. 
8) Geh. Ober-Baurat bei der Ober-Bau-Deputat ion cles Ministeriums cles Handels. 



Quelle: Freiherr vom Stein, Bd. 5, Berlin 1933 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
URL: http://www.westfaelische-geschichte.lwl.org 

6. JULI 1817 403 

gedeckt und die schlechten Forsten dahinter zu Etablissements für 
Hcringsfischcr usw. ausgegeben 1). Ich habe aus Holland F ischer und 
Salzer-Buyscn-Modcllc und Notizen kommen lassen und lasse danach 
Buysen in Swinemündc j etzt bauen. Im September gehe ich selbst 
auf den H eringsfang in der Tiefe der Ostsee, wo man guten H ering er­
wartet, und alles gibt die Hoffnung, den Fang, der im Jahre 1806 an 
der Pommerschen Küste erst 300 Tonnen , im Jahre 1816 schon 9000 Ton­
nen einbrachte, zu einer grossen Höhe zu bringen, da Krause und andere 
tüchtige Männer aus Vertrauen zu mir daran teilnehmen wollen. Ich 
verbinde damit die Beförderung der Schiffahrt, Anlernung der Swine­
fahrer usw. - Wirklich tritt schon eine Gesellschaft zum direkten Handel 
nach Westindien in Stettin zusammen; denn die einzelnen grossen Häuser, 
die wir im Jahre 1805 in Stettin fanden, sind durch die siebenjährige 
Französische Regierung und Besatzung und unser schlechtes Regiment 
untergegangen: Witte - V elthusen - Sanne u. s . w. - da muss überall 
mit Einzelnen angefangen werden, und Vertrauen und Hilfe aller Art 
werden es bewirken 2). Die fatale Leichterfahrt denke ich, durch ein 
noch in diesem H erbst anzulegendes Dampfschiff (mit 50 Pferde Kraft, 
das die Schiffe im Schlepptau heraufbringt) zu verändern; ein Dampf­
bagger Prahm, der aus England gekommen, tritt noch diesen Herbst 
in Wirksamkeit; eine hydrographische Aufnahme, die ganz fehlte , wird 
in Vorpommern j etzt betrieben und mehr solche Dinge. 
Vor allem aber habe ich mich der Volkserziehung angenommen, bin 
selbst erst durch das Land gereist, um die Gemüter anzuregen; nun 
folgt mir Assessor Bernhardt, ein wackerer Schulmann aus Pestalozzis 
Schule, und pflanzt in dem Lande 3). Wie wir jede Gelegenheit dazu 
nutzen, wird Ihnen die beiliegende kleine Schrift zeigen. Ich hatte die 
Fahnenaufschrift dem König vorgeschlagen, um den Geist zu regen, 
und es hat vortreffliche Folgen gehabt. In Stettin habe ich eine herr­
liche Elementar-Schule schon angelegt und soll mit einer höheren Bürger 
Schule eine Schiffahrts-, Steuermanns-, Handlungs- und Gcwerks­
Schule verbunden werden. 
Alles ist dafür gestimmt und es wird gut gehen!. 
Diesen gütlichen Arbeiten und Erfolgen schreibe ich es zu, dass mir 
auch körperlich viel besser ist, als mir im letzten Jahre dort war, wo 
ich von starken Anstrengungen niedergedrückt, doch wenig Gcnug­
thuung von oben hatte und dabey gegen ein erbärmliches, neidisches 
1) Aus diesen Fischerkolonien entstanden eine Reihe der heute so berühmten Ost see­
bilder auf Usedom, wie Heringsdorf, Aalbeck, Zinnowitz. 
2) Vgl. dazu Wehrma1m „Geschichte der Stadt Stettin" , S. 422 ff. und „Geschichte 
von Pommern" II, S. 289. 
") Einer der von Pestalozzi ausgebildeten Pädagogen, Schulinspektor in Halle und 
Potsdam, 1816 Assessor beim Konsis torium und Schulkollegium in Stettin, 1818 Schulrat 
daselbst. Als solcher hnt er sich um dns Volksschulwesen und die Lehrerbildung in 
Pommern sehr verdient gcmncht. Gest. 1831. 

26* 
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Minist erium zu kämpfen , was mich in P om mern mehr gehen lässt . Wenn 
es nur mehr entschiede, als z. B. einem grossen weiten Plan nöthig wäre, 
den ich vollständig vorgelegt hah c, um alle Zucht -, Arbeits -, Krankcn­
Anstalten für ganz Neu- und Alt P ommern einzurichten, die F est ungs­
haugefangenen aber zu übernehmen und alles zweekmässig zu beschäf­
tigen , womit ich mindest ens schon gleich angefangen hahe. Ncu­
P ommern selbst wird noch ganz in der alten Verfassung a dministrirl 
und geht mich sonst nichts an 1) . 

Aber nicht minder liegt mein W ohlergehen in der Entfemung von dor t 
am Rhein, wo alles so schlecht und erbärmlich bei uns geht, wo die 
Natur sich mit unseren Minist erium zusam mengetan zu haben scheint, 
um das schöne Rheinland, aus dem für uns ein zweites Preussen werden 
müsste 2) , ihm gan z ab zmvenden und es höchst unglücklich zu machen. 
Wohl k onnte ich dem H. Minister v . Bülow im Anfange dieses J ahres 
schreiben : Sie gedachten , es böse mit mir zu machen usw„ denn unt er 
solchen Um ständen konnte ich das Böse nicht von dort abhalten , k onnte 
die für Preusscn erworbene Lieb e nicht erhalten, und j etzt fällt also alles 
Gute auf mich und alles Schlechte a uf meinen Nachfolge1· oder wird 
wenigst ens so ausgelegt. Welche Schuld in ihnen selbst und der schlechten 
dortigen Organisation liegt , das wissen Sie dort am best en zu bcur­
theilen 3) , aber hier liegt cs in der v ölligen Unkunde des Landes, in 
dem Leichtsinn, womit die Geschäfte durch Emporkömmlinge und 
I gnoranten behandelt werden. D ass ich m eine Stimme bei j eder Ge ­
legenheit dagegen erhebe, können Sie denken , und als Beweis lege ich 
ein Mem oire bei, was Freund Gnei~cnau neulich von mir for derte, als 
man ihm oben geäusscrt hatte, die Rheinländer hätten keinen Werthund 
würden wohl nie v iel einbringen 1). Aber was hilft meine Stimm e bei 
einem solchen Ministerium, und da der König selbst, dem ich voriges 
J ah1· und durch m einen Verwaltungsbericht die Augen genug geöffnet 
habe, nichts dar auf hat thun wollen . Ohngeachtet ich j ede Gelegenheit 
gesucht, mit ibm über die wahre Lage der dortigen Angelegenheiten zu 
reden , hat er es stet s vermieden und nur ein paar allgemeine Worte 
gesprochen. Als ich nach St ettin ging, übergab ich ihm den generellen 
Verwaltungsbericht nebst dem spcciellen üher Militair und P olizey, die 
Sie kennen 6); aber ich habe weder directc noch indirect e ein Wort 
darüber erhalten , ohngea chtet ein ähnlicher ganz magerer Bericht des 

1) Dns 1815 nn Preussen gefallene Schwedisch-Pommern wurde ers t 1818 zum Obcr­
prilsidium Stettin geschlagen. 
2) Das J ahr 1816 war ein Missjahr gewesen, das eine <lurch die jilmmerlichen deu tschen 
Zollverhiiltn.isse noch gesteigerte Hungersnot über das Land brachte. 
3 ) Vgl. oben S. 291, Anm. 6. 
4 ) Denkschrift Sacks vom 18. Juli 1817 „Ueber die aus den Rhein-Provinzen zu er­
wartenden Staatseinkünfte" (Geh. Stautsnrchiv Berlin, Rep . 92, Gnciscnuu). 
6 ) S. oben S. 312, 324, 353. 
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H. v. Klewiz 1) durch eine öffentlich bekanntgemachte Cabinet s Re­
solution gelobt und seine Administration als Must er herausgestrichen 
ist, was sie nicht gewesen. Mir liegt an allem diesem Aeusseren nichts, 
ich habe hier allein die Satisfaction verlangt , welche mir als öffentliches 
Anerkenntniss in wenigen J ahren zutheil geworden , und jetzt habe ich 
dem H. Staatskanzler in Gegenwart unseres Freundes Gneisenau die 
Folgen . einer schlechten Organisation am Rhein, seiner Nachgiebigkeit 
gegen die Intrigen der Hof Partei und des schlechten Theils des Minist erii 
gegen mich lebhaft vorgehalten, wovon die Folge ist , dass ich nun auch 
von ihm ganz entfernt bin. Dafür habe ich aber auch k ein Theil an 
allem dem Erbärmlichen und Schlechten , wa unter ihm geschieht und 
wovon sich der Charakter in einem Hinloddern, Zeit und Geld Ver­
schwendung, Handeln nach Umständen und Convenienz, s tatt nach 
fe. t en und grossen Grundsätzen am b e. t en ausdrückt, und was die 
Nachkommenschaft schwer richten und wir schwer werden büsscn 
müssen. Gegen den sauberen H . Finanz Minist er hat das Geschick mir 
die best e Genugtuung dadurch gegeben , dass ich hier mit H. v . Schön 
zur Untersuchung seines Haushaltes ernannt bin, wobei er sich selbst 
gegen mich seines früheren Benehmes wegen zu rechtfertigen suchte, 
ich aber ihm ant wortct e, dass ein ehrlicher Mann alles P ersönliche ver­
gessen müsse, wenn es auf die Sache ankomme ! Wie es ihm mit dieser 
ganzen Angelegenheit, seinem neuen Steuer Syst em usw. ergangen 2), 

wie es überhaupt hier geht, darüber gehe ich nicht näher ein, da Gr. Solms, 
Freund Kunth und andere, die dorthin kommen, es ihnen vielleicht 
cr züblen können. Sehr erwartend bin ich , was die Reise des Königs 
und K onprinzen , des Staatskanzlers und des Minist ers v. Schuckmann 
für Folgen haben werde 3 ). Wenn sie die Ohren öffnen wollen , so werden 
sie ' vohl m anche Wahrheit vernehmen , aber ich gest ehe, das wird auch 
alles sein! Dann werden sie auch wohl vernehmen, welch ein Unter· 
schied es . ci, ob man mit dem Geist oder gegen den Geist eines Volkes 
verwalte, und ob es hinreichend sei, ein Rudel schwacher oder geistloser 
Schreib Maschinen in ein neues Land zu senden. W enn ich mir denke, 
wie ein Mann, der in Pommern nichts gctban , als Mittags und Abend 
Tisch und Spiel sieb täglich zu ordnen und dafür Gesellschaften und 
Braten zu v erschreiben , der auch nicht die Spur einer geistigen oder 
kräftigen Handlung aus seiner ganzen Administrations Zeit hinter-

1
) K lcwiz war wührcnd des Ilcfreiungskriegs Civilgouverncur des Laudes zwischen der 

E lbe und Weser. E s ka m dabei versehiedentlieb zu lleibungen zwischen ihm und dem 
Generalgouvernement in Sachsen, insbesondere über die Verwaltung des Cottbuser Kreises. 
S. Bel . IV. S. 479, Anm. 2. 
~) Uebcr die Angriffe gegen die Steuerpolitik von Ilülow im Geh . Staatsrat im F rliJ1-
phr 1817 s. Treitschke „Deutsche Geschichte", II (9. Aufl.) , S. 203 ff. sowie Gebhardt , 
a. a . 0. II. S. 229 ff. 
3

) Vgl. Cohnfcld , Friedr. Willi. Ill. B<l. III . S. 21·2 f. 
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lassen 1), dass dieser die an Geist und Tat gewöhnten Rheinländer ver­
walten soll und noch dazu hier grossen Beifall oben überall einerntet, 
wogegen selbst der H . Staatskanzler mir in j ener Conversation vor 
Gneisenau äusserte: ich hätte wegen der vielen Klagen gegen mich 
nicht am Rhein bleiben können, so weiss ich in der That nicht, was ich 
von der Welt sagen soll! Dann will ich aber auch mich vor ihr öffentlich 
rechtfertigen, es geschehe j etzt oder später, und ich bitte, dass Sie, mein 
hochverehrter alter Freund, mir sagen: ob und wie ich das wohl am 
besten thun soll ? Auch mir in dieser Beziehung m elden, ob Sie das 
Ihnen im vorigen J ahr zugesandte Französische Memoire über meine 
Rheinische Verwaltung 2) gut gefunden und was Sie damit gemacht 
haben ? Wenn Sie es sonst angem essen fänden, es an das Oesterreichische 
und Russische Minist erium gelangen zu lassen, so dächte ich, hätte die 
Anwesenheit von Herrn v. Anstett und des Oest erreichischen Gesandten 
in Frankfurt dazu Gelegenheit gegeben. 
Hier will ich von meinen Verhältnissen abbrechen. Ich denke, sobald 
ich hier wegkomme, m einer Frau und meines kleinen Neffen wegen , 
auch um einer Unterleibes Affection willen, auf vier Wochen nach 
Reinerz zu gehen, dann im Sept ember und October in meinem lieben 
Pommern und auf der Ost see herumzureisen und werde im Spätherbst 
wohl wieder hier sein müssen. Vielleicht erhalte ich durch Freund Kunt h 
oder eine andere sichere Gelegenheit von Ihnen einen Brief, der mich 
sehr erfreuen würde. 
Darin bitte ich vor allem, mir zu sagen , wie es mit Ihrem geistigen und 
körperlichen Wohlbefinden geht, wie weit Sie mit Ihrem Turmbau ge­
kommen, den Sie hoffentlich im October d. J . am Reformationsfeste 
(dem in jeder Hinsicht W eltbefreiungsfeste) mit dem Motto des Turmes 
selbst einweihen werden, und wobei ich so gern zugegen wäre, wie mit 
d em neuen und, ich höre, sehr interessanten Gute Cappenberg, was sonst 
Ihr Familien und gelehrtes L eben betrifft und dann Ihr politisches, 
und was Sie wegen Ihres freien Standpunktes sich von der Gestaltung 
Deutschlands in seinen Verfassungen vorstellen. Es ist sehr traUI"ig, 
dass auch darin hier nichts zu Stande gebracht ist. Drei Monate sind 
Gneisenau, Spiegel usw. hier müssig gewesen, und nun wird alles wieder 
in das Ungewisse verschoben und alle Versicherungen und Ver­
sprechungen vereitelt. Das diplomatische Laviren ist in der inneren 
Verwaltung eine traurige Sache, und es hat sich unserer so bemeistert, 
dass ich nur von einer Radical Umformung unseres Ministerii eine 
Veränderung hoffen kann. Bis dahin kann unser einer nicht anders, als 
sieh an der provinziellen Thätigkeit in seinem Wirkungskreise halten, 
aber nicht zufriedenen Gemüthes sein, so lange man das Ganze und 
seinen St aat so leiden sieht. Ihnen , der Sie unseren Staat und unser 
1) Ein entschieden ungerechtes Urteil, vgl. obcu S. 402, Anm. l. 
2) S. obeu S. 324, 353. 
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Volk kennen und lieben, wird es, obgleich nicht so unmittelbar dabei 
interessiert, nicht besser gehen. Lassen Sie uns aber der Vorsehung mit 
dem Wahlspruch für die Zukunft vertrauen: Non si male nunc, e t olim 
usw. 

Stein an Niebuhr 1 ) Nassau, 21. Juli 1817 
S t. A. Ru 2. Konzept. - Nuvh Pcrl z, Stein V. S. MU f. Dort vollstüudig. 

Bitte um Nachforschung nach n.ltdcutschen Geschichtsquellen ~n der Vaticana. Die 
Büsten der vcrbü.ndcten Monarchen von Raiich. 

Der Inhalt dieses kurzen Briefs ist ein Wunsch und eine Bitte. Zur 
Erläuterung des ersteren bitte ich, die anliegende Abhandlung des Herrn 
Archivars Kindlinger zu lesen, E . Hochwohlgebohrcn werden daraus 
ersehen, dass die im 9ten u. s . w . Jahrhundert so berühmte Bibliothek 
zu Fulda wahrsch einlich im l 7tcn Jahrhundert nach Rom gekommen, 
dass sie noch nicht bekannt gewordene Quellen unserer Deutschen 
Geschichte enthält - diese aufzufinden und bekannt zu machen wäre 
mein \Vunsch und ein eines ausgezeichneten Geschichtsforschers würdiges 
Unternehmen. 
Die Bitte ist folgende - H err Hof Bildhauer Rauch aus Berlin hat für 
mich die Büsten des K. Alexanders und des Königs ausgeführt 2) - er 
wird im September nach Rom kommen .... und bitte ich, ihm alsdann 
zweyhundert Dukaten Holländisch auszuzahlen, wozu der H err Banquier 
Mühlens das Nöthige besorgen wird . ... 
Transport der Büsten. 
Ich muss hier abbrechen, weil mir ein Zufall am rechten Auge das 
Schreiben seh1· beschwehrlich macht, er ist zwar vorübergehend, aber 
doch sehr lästig. 

Stein an Marianne vom Stein 
St. A. 

Steins Augenleiden. 

Cappenberg, 29. J uly 1817 

Durch einen heftigen Andrang von Blut nach dem Kopf bin ich drey 
Wochen ganz blind auf dem rechten Auge gewesen , durch den Gebrauch 
innerer Mittel und von Fussbädcrn hat es sich gebessert, und werde ich 
wohl ganz wieder hergestellt seyn 3). 

Ich sitze hier unter Geschäften mancherley Art und lebe in einer grosscn, 
tiefen, vollkommenen Stille, die ich über alles liebe. 
1

) Nicbuhr war von Mitte 1816 bis 1824 preussischer Gesandter in Rom. 
2

) Die Büsten, zu denen noch die des Kaisers Frnnz hinzukam, wurden vou Stein in der 
dem Gedächtnis an die Bcfrciuugskriegc gewidmeten Erinneruugshalle des Turmes in 
Nassau aufgestellt und befinden sich j etzt noch in dem seither uuveränderten Raum. 
3

) Das Übel führte zum Ver lus t der Sehkraft des rechten Auges durch den schwarzen 
Star. 
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Zeitungsartikel Steins „ Einige Bemerkungen zu dem neuesten Compte 
Rendu des Freiherrn von Marschall" 7. Augu~t 1817 
S t. A . Stiindischc Augclcgcnhcitcn des HcrLogtum s Nossou. Konzept. - Gcdr. im Ncucu Rhein ischen :Merku r 1817, 
Nr. 125, sowie be i Pc rlz, Stein V. S. 117 ff. 

Wiederholt im allgemeinen die schon in seinen früheren Brief en und Denl•schrift cn 
vorgebrachten Ein.wände gegen die R echtmässigkeit der Tre11nu11g der Domänen-K asse 
von der Landeskasse und der B estrcittmg der Staatsausgaben allein aus dem Stcrier­
auf'lw mmcn alme Zuzielm.11g der Domänen-Einkünfte. „Diese Entziehung des 
Domünen-Einkommens von aller Theilnalune nn den Stun ts Ausga ben ist im 
Widerspruch mit dem H er kommen aller Europliischen R eiche, insbesondere mit 
der Deutschen Verfassung, denn nnch ihr lag und liegt noch den D omiinen vor­
züglich die Bestreitung der Verwaltungs Kosten ob." H i n.weis a.uf den Widerspruch 
dieser Trennung zu dem im Edikt vom 14. Fcbmar 1809 ausgesprochenen Gmmlsätzc11. 
Nachweis, dass die angeblich hieraus dem L and entstehenden finanziellen V ortei le 
illusorisch seien. Eingehende Kritik des von Marschall vorgelegten Etats für 1816 
und 1817. 

Stein an Vincke Cappcnbcr g, 13. August 1817 
Archiv Ostcuwnldc. Nochlnss Viuckc. - Nnch Kochendiirfcr, • · n. 0. S. 80 f. Dort voUstündig. 

Der Tausch Bimbaum-Cappcriberg. 

Mit vieler Freude erhielt ich die Nachricht aus der Anlage, dass das 
Domänenamt Birnbaum, so der R egierungsrat Sturzel zu 7916 Talern 
reinen Ertrag veranschlagt e, für 11 200 Taler an den Oberamtmann 
Pflantz verpachtet worden, also der Anschlag um 3284 Taler über­
stiegen worden . 
Hierdurch werden die harten Urtheile , so sich selbst P crsohnen erlaubt, 
die ich für meine Freunde hielt, z. B . H err von Schön 1) , widerlegt. 
Mir ist daher der Wunsch erlaubt, dass der Abschluss des Tausch ge­
schäftes endlich zu Stande komme . .. 

Stein an Hövel 
St. A. Abschrift. 

Cappenbcrg, 23. August 1817 

Einladung 11ach Cappe11berg zu gemeinsamer Besprechung mit Schlosser und l\firbach. 

Wilhelm v . Humboldt an Stein 
St. A. 

Cöln, 16. Sept ember 1817 

B edcm ert, ihn vor seiner Abreise 11 ach Lo11don nicht mclir sehen zu lcö1me11. Riick­
blick auf die Kämpfe im Staatsrat im Frühjahr 1817. Humboldts B edi11gungc11 für 
den Eintritt in das Ministerium llardenbergs. 

Ich kann nicht Deutschland v erlassen , ohne Ew. E xcellcnz ein herzliches 
L ebewohl zu sagen und mich Ihrer Freundschaft und Ihrem Gedenken 
zu empfehlen. E s ist mir ungemein leid gewesen , Sie nicht m ehr persön­
lich zu sprechen , wir hätten uns diesmal vorzüglich viel zu sagen gehabt. 
1) Schöns H nug zu übler Nncluedc ist hcknnut. Schon sein Tngchuch nus dem J uhrc 
11113 ist voll der übelsten Verdiichtigungen gegen fas t alle führenden Männer des Be­
freiungskampfes und auch gegen Stein. 
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Von demjenigen, was seit dem April in Berlin vorgegangen ist , werden 
Sie leicht von Solms und Vinck c gehört haben oder noch hören können. 
Ich glaube, dass beide mir das Zeugnis geben werden , dass ich dabei 
meine Pflicht gcthan habe . Dennoch zweifle ich , dass diese ganze Zeit, 
in der auch die Oberpräsidenten und n amentlich Vincke, Solms, Schön 
und auch Sack sich sehr gut genommen, für den Augenblick wichtige 
Folgen haben wird. Alle Minist erien , das d es Krieges allein ausgenommen , 
sind in jeder Rücksicht erbärmlich und führen den Staat einem sichern 
Verderben zu. Vom Finanzminist erium i t dies actcnmässig nach einer 
Weise dargethan worden, die wohl noch in keinem Lande erhört gewesen 
ist. E s gibt, nach allem vernünft igen Urthcil, kein Hülfsmittel als Acndc­
rung der Personen. Der Staatskanzler fühlt dies unstreitig, allein es 
scheint ihm an Entschluss zu mangeln, es zu ändern. Er war übrigens 
während der letzten W ochcn seines Aufenthalts so krank, wenigstens so 
schwach, dass erst die n ächst e nun kommende Zeit entscheiden muss, 
wie es mit seiner Gesundheit gehen wird. I ch gehe nach London und 
kann Ew. Excellenz ver sichern, dass weder bei dem König noch bei 
dem Staatskanzler j e ein anderer Gedanke gewesen ist als der, dass dies 
geschehen sollte. Der Staatskanzler hat mir zwar gesagt, er wünsche 
mich zum zweiten Cabinct sminist er , was ich auch angenommen , allein 
immer er st so, dass ich in einiger, natürlich unbestimmter Zeit zurück­
berufen wfüdc . Ew. Excellenz kennen diese Pläne für die Zukunft. Wie 
ich aber im Verlauf der Geschäfte gesehen, wie die Dinge standen, habe 
ich ihm schriftlich bestimmt erklärt, d a. s ich nicht ins Mini5t crium 
treten könne noch würde, solange die j etzigen Minister der F inanzen 
und des Inner en darin wären 1). Dies werden Sie gewiss b illigen. So 
st ehen die Sachen. Mit Boyen bin ich auf einem sehr freundschaftlichen 
Fuss. Der Staatskanzler ist , wie alle Ew. Excellenz bezeugen werden, 
derjenige, welcher trotz der Klagen der Minister über ihn, ihr Treiben 
weniger gefährlich und schädlich macht und das Ganze erhält, und unter 
seinen Räthcn habe ich Rot her als einen ehrlichen behuthsamen, gar 
nicht leichtsinnigen und sehr tät igen Mann kennen gelernt . 
Ew. Exccllcn z sind glücklich , nach einen thaten u. erfolgreichen Leben 
eine schöne Mussc zu gcnicsscn. Nur habe ich mit herzlichem Bedauern 
gehört, dass Ihr e Gesundheit im Frühjahr gelitten hat. Ich hoffe, dass 
Sie j et zt ganz herges tellt sind. 
Ihrer Frau Gemahlin bitte ich Sie sehr mich zu empfehlen. Ich hätte 
sie sehr gern selbst in Nassau besucht. ALer ich hatte Geschäfte in 
Mainz und muss te daher auf diese Rheinscite gehen ... 
1

) S. Gcbhurdl u. a. 0. II S. 279 ff. 
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Stein an Gräfin Reden Cappenberg, 18. September 181 7 
Prcuss. Stunt..surcbiv Drcsluu 

Seine Erkrankm1.g. Cappenberg , seine landschaftlichen R eize, seine geschichtlich 
bedeutsame Lage. Die Reise des Königs und des Kronprinzen in die Rhcinprovi11 z. 
Gneisenau. Der Staatsrat. l\{iltitz. Vorschlag einer Zusammenkunft. 

Entschuldigen will ich meine späte Beantwortung Ihres freundschaft­
lichen Briefes nicht, meine verehrte und geliebte Gräfin, sie ward ver­
zögert durch ein gewisses Uebelbefinden , durch einen Drang des Blutes 
nach dem Kopf, der Schwindel verursacht, und der mir den Gebrauch 
des rechten Auges entzog. Viele Bewegung, die Anwendung innerer und 
äusscrer H eilmittel nach den Vorschriften eines geschickten Düssel­
dorfer Augenarztes 1), der Umgang mit meinen alten Freunden, der 
Aufenthalt in einem Land, das ich 23 Jahr bewohnte, und an das mich 
so viele Erinnerungen binden, würkt wohlthätig auf Körper und Seele -
und beyde befinden sich gestärkt und erhoben durch den Blick in die 
weite , mit den Sauerländischen Bergen umdrängte F erne, oder in das 
Dunkel der nahe gelegeneµ schönen Wälder. Hier ist ein classischer 
Boden, hier und in der Umgegend wurden die Schlachten mit denen 
Römern gefochten , hier widerstanden die alten Bewohner dreyssig Jahre 
dem Grossen Karl und erlangten Gleichstellung der Rechte mit denen 
mächtigen Franken - hier lag ein grosser Theil der Stamm Güter der 
grossen Ottonen, und hier schlug noch in neueren Zeiten der tapfere, 
kriegskundige Herzog Ferdinand die Französischen Schaaren 2), unter 
seinen Fahnen schritt auch Ihr braver Vater 3), den ich mich aus meiner 
frühesten Kindheit in seiner ganzen Blüte in meinem elterlichen Haus 
geoehen zu haben erinnere. 
Der langsame Gang des Ausbaues meiner Wohnung vereitelte meinen 
Plan, diesen Sommer [hier] mit meiner Familie zuzubringen, ich verliess 
sie d. 20. July in N[assau] und lebe nun hier sehr einsam, aber beschäftigt 
durch Verwaltung, Bau. Diese Einsamkeit wird durch den erhaltenen 
und erwiderten Besuch meiner Freunde unterbrochen - kommendes 
Jahr werde ich den Sommer mit den Meinigen hier verleben, deren 
Umgang und Gegenwart für mich Bedürfniss ist . ... 
Für das Geschenk, welches Sie, meine vortreffliche Freundin, mir mit 
dem Bilde zweyer von mir hochverehrten Männer machten 4) , danke 
ich Ihnen auf das lebhaftest e, es erinnert mich an die Zeiten, wo diese 
durch Beyspiel, Rath, Lehre, mich leiteten, aufmunterten und gegen 
so manchen verderblichen Eindruck schützten und wahrten - ihr An-

1 ) Dr. Bougard zu Erckrad bei Düsseldorf. 
2) In der Schlncht von Minden am 1. August 1759. 
") 17riedrich Ad. Frhr. v. Ricdcscl-E iscnach , braunschweigischer Generalleulnanl, im 
Feldzug vou 1759 Adj utant und Generalstabsoffizier beim Herzog Ferdinand von Braun­
schweig, unter dem er sich besonders in der Schlach t von Minden auszeichnete. 
4) Heiuilz und Reden? 
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denken wohnt in dem Innersten meiner Seele, begleitet mit Gefühlen 

von Dankbarkeit , von W ehmuth über ihren Verlust und über das ver­
einzelt und verlassen st ehen. 
Der König und Kronprinz haben diese Gegenden hc. ucht, der letztere, 
der längere Zeit hier verweilte, erwarb sich durch Be onnenheit, jugend­
liche Lebendigkeit und Freundlichkeit allgemeine Liehe - ich kann 

Ihnen nur vom Hören Sagen erzählen, da ich mich ruhig in meinem 
Hause verhielt, wie es einem bejahrten , aus dem Geschäftsleben zurück­

getretenen Manne ziemt und anst eht. 
Vom General Gneisenau habe ich seit dem vorigen Sommer, wo er 
mich besuchte, nichts gehört, auch nichts hat das Publikum von seiner 
Theilnahme an den Verhandlungen des Staat s Rat hs, dessen Mitglied 

er ist , erfahren - allerdings erscheint auch mir diese Anstalt eine höchst 
ernsthafte Einrichtung. 
General Miltitz 1) ist einer der edelsten, vortrefflichsten Männer , die ich 
in meinem ziemlich erfahrungsrcichen Lehen kennen lernte, ich bitte, 
ihn zu grüssen. Langwerth 2) kam zu uns nach Nassau den Tag vor 

meiner Abreise, er war sehr leidend und gebeugt, ich werde ihm nach 
Liegnitz schreiben. Ich wünschte lebhaft, Sie, meine vortreffliche 
Freundin, wieder zu sehen . - Könnten wir denn an einem dritten Ort, 
z.B. Weimar .... zusammentreffen, denn kaum wage ich , von dem 
entfernteren Nassau oder Cappenherg zu sprechen. Bedenken Sie, meine 

liebe Freundin, dass ich d. 26. Oct. das 60. Jahr erreiche, dass eine gute 
Gesundheit durch drey grossc seit 1806 gehabte Krankheiten , durch 
Gram und Anstrengung mancher Art, erschüttert ist, und dann werden 
Sie meine Sehnsucht, bald wieder mit meinen entfernten Freunden 
zusammenzutreffen , gerechtfertigt finden und sich erklären . 

J. von Müller an Stein 
St.A. 

Weimar, 23. September 1817 

Die Zcitungscampagric gegen J'tifarsc/1all. Untcrstiitzung S teins durch die wcimarischc 

R egierung. Goethe. 

Bey meiner vor wenig Tagen erfolgten Rückkehr aus Böhmen finde ich 

die anliegenden Abdrücke des Aufsatzes über die Nassauische Staats­
verwaltung vor, welchen Euer Excellenz mir im Juni d . J. mit der Er­

lauhniss zuzusenden geruhten, ihn in das hiesige Oppositionsblatt ein­
rücken zu lassen . Da sich dahcy hinsichtlich des beschränkten Raumes 
einige Schwierigkeit zeigte, so wurde der Ausweg ergriffen, ihn in der 

Nemesis und im Neuen Rheinischen Merkur abzudrucken. Wegen der 
verspäteten Zusendung an Euer Excellenz kann ich mich nur mit meiner 

Abwesenheit von hier entschuldigen. Was Herr v. Marschall dagegen 
in Nr. 107 der Bcylagen zur Allgemeinen Zeitung einrücken licss , ist 

1
) S. oben S. 371. 2) S. Ild. III, S. 15, Anm. 2. 
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zweifelsohne chnell zu Ihrer K enntniss gelangt. Die Redactioncn des 
Merkurs und der Nemesis sind jede etwaige weitere Beleuchtung dankbar 
aufzunehmen bereit. 
D es Grossherzoges K. G. haben bcy Höchstihrer vor 5 Tagen erfolgten 
Heimkehr Euer Exccllenz Original-Aufsatz mit grosscm Interesse gelesen 
und mir aufgetragen , Ihnen die schönsten Bcgrüssungcn zu überschreiben. 
Auch unsere verehrte Frau Grosshcrzogin, Kaiser!. Hoheit, erinnert sich 
mit lebhaftem V crgnügcn der schönen Stunden, die sie in Nassau zu­
gebracht. Das Ba d zu Ems scheint ihr ungemein zugesagt zu haben. 
Alle hiesigen Verehrer Euer Exccllcnz waren über das Gerücht Ihrer 
Unpässlichkeit sehr betrübt, desto beruhigender war uns die bessere 
Kunde, die uns H err v . Langwcrth brachte, der sich j edoch selbst, nach 
langem Krankenlager in Frankfurt, bey seiner hiesigen Durcbrci c noch 
sehr elend befand. 
Goethe ist seit 10- 12 Tagen vou J ena wieder hergezogen und befindet 
sich wohler uud heiter er als je . . . In wenig Tagcu wird der zwcylhc Thcil 
seiner ltaliänischeu Reise und das dritte H eft seines Rhciu und Mayn­
Taschenbuchs erscheinen, indem er diesen Sommer rastlos fleissig war ... 

Stein an Spiegel Cappenbcrg, 26. September 1317 
Nnchl1tBs Spiegel. - N och Pcrtz, Stciu V. S. 153 f. Dort vollstüudig 

Beste J17iinsche fii.r eine orf'Olgreichc .Mitarbeit Spiegels an den B eratungen über die 
Wicderherstellzrng der provinzialställ(lischcri Verfassn11g. B evorstehende Abreise nach 
Nassau. Lebensmüdigkeit. 

E. Hochwürden I-loch gcborcn bin ich fü.r l11Tcn freundschaftlichen Be­
such . . . . vielen Dank schuldig - kommendes Jahr werden Sie ihn 
hoffentlich erneuern. 
Ihre Theilnahmc und Mitwürkung an der Wiederherst ellung der stän­
dischen Verfassung wird hoffentlich den bc t cn Erfolg haben, in dieser , 
wie in allen wichtigen Angelegenheiten, muss mau den Erfolg der Vor­
sehung anhcimstcllen und seiner Pflicht leben und für sie sich auf­
zuopfern bereit . cyn. 
Empfeltlcu Sie mich dem braven General Thielmann und H errn Ober­
präsident v. Vineke - sagen Sie diesem , ich habe am 24stcn Sept embf'r 
m it denen Hudebercehtigten der Bauernschaft Uehbenhagen einen Ver­
gleich geschlossen ... und werde nun fortfahren mit den B[auernschaften] 
E llvinghaus und Varenhövel. 
H eule erschienen Schneeflock en , dieses bestimmte mich zu dem Ent­
schluss, am 12tcn October abzugeben - ver geblich hoffte ich, während 
m einer Anwesenheit da Tauschgeschäft zum endlichen Abschluss zu 
bringen , ich wün chtc daher , dass E. Hochwill-den Hochgeboren bcy 
meiner Abwesenheit meine Stelle verträten, und im Fall endlich ein 
entscheidendes Rescript an die Münstcrsche Regierung erfolgen sollte, 
die Unterhandlung leiteten und abschlössen . ... 
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Meine Kräfte sind verzehrt durch Leben , Krankheiten , Gram, ich er­
warte mit Freuden ein nahes Ende, das zu einer edleren Bestimmung 
als die irdische fülu t. 

Stein an Spiegel Cappenbcr g, 30. September 1817 
Nuobltu1s Spiegel. - Nnch Pertz, Stein V . S. 154. 

Die Abwicklm1g des Tcmschgeschiiftcs Bimbaum-Cappenbcrg . 

. . . . Bey dem ganzen Geschäfte kommt es mir hauptsüchlich darauf an , 
dass es bald abgeschlossen werde, und dass ich jeden Anschein vermeide, 
al s wolle ich mich auf Unkost en des Preussischcn St aats bereichern. 

Altenst ein an St ein 
St. A. 

Clcvc, l. Oktober 1817 

Billigrrng der stiindischcn Pliine Steins und seiner wcstfiilischen Freunde. Harden­
bergs R.heinreisc abgesagt. Vorzeitige R.üclclwhr A ltensteins nach B erlin. Bitte u m 

eine nochmalige Zusam.menlm.nft mit Stein in H agen auf der R.iiclcrcise. 

Ve rmerk St'eins : „ Geantwortet, ich wür de den 10. in H agen scyn - den 
4·. Oktober." 
Euer Excellcnz v cr cru:tcstc Zeilen vom 27. August 1) hatte ich er st vor 
einigen Tagen zu Düsseldorf durch den Herrn Dr . Schlosser zu erhalten 
das Ver gnügen . Ich danke Ihnen herzlich st für solche. Das V crtraucn , 
womit Sie und Ihre Freunde mich beehren , hat einen gr ossen W erth 
für mich . Den in den erst en Unterredungen mit Euer Excellcnz zu 
Münst er 2) aufgefasst en Gesichtspunkt hab e ich seitdem weiter verfolgt 
und bewährt gefunden . Der Widerspruch , den ich vorzüglich auf der 
linken Rhcinseitc gefunden habe, überzeugt mich nur noch mehr von 
seiner Wichtigkeit. 
Unendlich freue ich mich darauf, nochmals mündlich mit Euer Exccllenz 
m eine Ideen freundschaftlich offen austauschen zu können . Mit dem 
Aufsatz, den mir H err von Mirbach zust ellte, bin ich im Wesent lichen 
durchaus einver standen . Ich glaube, der H err Dr. Schlosser wird mit 
dem , was ich ihm darüber sa gt e, zufrieden scyn. Er ist durch diese 
praktische Arbeit in der Theorie selbst fortgeschritten. 
Erst zu Düsseldorf habe ich die Nachricht erhalten , dass der H err 
Staatskanzler nicht in die Rhcinpr ovinzen komme, ohncrnchtct es sich 
mit seiner Gesundheit sehr bessere, und dass er mich so bald als möglich 
in Berlin erwarte. Nur ungern kürze ich m eine Reise ab , da sich im Fluge 
das Leb en und Wesen bedeutender Landesthcile nicht erfassen lässt . 
Inzwischen bleibt mir doch nichts übrig, als möglichst uach Berlin zu 
eilen . Uneudlich bedaure ich , dass ich Euer E xccllcnz nicht m ehr in 
Cappenberg besuchen kann, und sehnlichst wünsche ich, dass Sie die 

1
) Fehlen . 

' ) Dns gennue Da tum der Zusnmmenkunft zwischen Altenstein und Stein in Münster s teht 
nicht fest. Sie fand j edenfalls in der ersten Augusthillft.e statt. 
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Güte haben möchten , eine Zusammenkunft mit mir zu Hagen oder in 
dortiger Gegend, wo ich am 9ten d. M. eintreffe und bis zum 12. ver­
weilen werde, anzunehmen. Ich schreibe heute auch an d en Ober­
präsidenten von Vincke, und indem ich solchen bitte, in dort iger Gegend 
mit mir zusammenzukommen, fordere ich ihn auf, vorzüglich auch auf 
Euer Exccllcnz Wünsche rücksichtlich des Orts so viel möglich und 
hauptsächlich Rücksicht zu nehmen, da alle andere Zwecke wie die 
Besichtigung einer oder der andern inter essanten Gegend oder der 
Rücksprache mit andern Personen nachst ehen müssen, wenn mir der 
Genuss zu Teil werden kann, nochmals mit Ihnen zusammenzukommen. 
Den 12. gedenke ich, m eine R eise über Arnsberg fortzusetzen und 
hoffe, den 16. in Berlin einzutreffen. 

Stein an Vincke Cappenberg, 5. Oktober 1817 
ArcLiv Ostcnwnldc. Nnchlnu Vinckc. - Nach Kochcndörffcr, o. n. 0. S, 01 f. Dort vollstiindig 

Die bevorstehende Zusammenkunft mit A ltenstein. Markenteilung. Nachlässigkeiten 
beim Ankauf cwslämlischen Getreides ::ur Linderung der Hungersnot. 

Nach Erhaltung des Schreibens Euer Hochwürden, Hochwohlgehoren 
d. d . 2. Oktober 1) habe ich mich entschlossen, den 9„ spätest ens den 
10. m. c. nach Hagen abzugehen, hiervon H errn von Hövel zu benach­
richtigen 2) und, da ich längst mit ihm einen Besuch in H crbeck ver­
abredet hatte, ihm die Bestimmung zu überlassen, ob ich dortcn noch 
unterkommen werde können . . . 
E s wäre für die Sache selbst sehr erwünscht, wenn Sie selbst nach 
H[agen] kommen und mit Herrn von Altenst ein sich noch besprechen 
könnten. 
Die Markenteilung wird wenig Schwierigkeiten haben, da alle Inter­
essenten sie wünschen, und es wäre daher die Ernennung eines einzigen 
Commissarii zureichend gewesen, der nur auf Beobachtung der gesetz­
lichen Formen gehalten hätte .. . 
Nach meinen Berliner Nachrichten hat die Tauschsache bis zu der 
Ankunft des H errn Minuth 3) gelegen , der sie nun wieder vornimmt, 
und wird die Entscheidung in kurzem erfolgen, wie mir H err Minuth 
schreibt. Er bemerkt zugleich in seinem Schreiben 
1) es sey erwiesen, dass die Herren Crellinger 4) keinen von dem aus der 
Ost see nach Holland gekommenen Roggen an Fremde verkauft 
haben. 
2) es sey nicht auszumitteln, ob insgeheim Spekulationen mit Ost seeischem 
Roggen gemacht, da dieses Geschäft unter fremdem Namen habe können 
getrieben werden. 
1) Fehlt. 2) S. den nileh sten Ilrief. 
3) Geheimer Oberfinnnzrat in der Genernlvcrwnltung für Domilnen, Forsten und direkte 
Steuern. 
') S. S. 293, Anm. 3. 



Quelle: Freiherr vom Stein, Bd. 5, Berlin 1933 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
URL: http://www.westfaelische-geschichte.lwl.org 

15. NOVEMBER 1817 

3) E s habe sich aber eine Saumseligkeit der Entrepreneurs bei der Ab­
sendung und Verschiffung des Roggens ergehen, indem Schiffe anderer 
Spekulanten früher in Holland angelangt als die ihrigen, und für diese 
Saumseligkeit würden sie zur Verantwortung gezogen . . .. 
Der schlechte Erfolg der Sache ist weniger den Fömlichkeiten der Entre­
preneurs zuzuschreiben als der späteren Bestellung, der Auswahl eines 
Commissionärs in Berlin, um in der Ost see Ankäufe zu machen , und 
hierzu nahm man einen ühelberüchtigten, mit allen Liefcrantenkäufen 
seit 20 Jahren vertrauten Juden. 

Stein an Frau von Hövel 
St. A. Abschrift 

Cappenberg, 5. Oktober 1317 

B ittet sie, Ihren Gatten von der geplanten Zusammenkunft mit Altenstein schleunigst 
:u verständigen. · 

Es wird dero E . Gemahl ä u s s erst wichtig seyn, mit dem Herrn 
Minister von Altenstein, der den 9. in Hagen eintreffen wird , sich zu 
besprechen , ich ersuche Sie also, gnädige Frau, r echt dringend, m einen 
Bi·ief 1) zu eröffnen und ihn nach genommener Einsich t ogleich durch 
einen Expressen ihrem Gemahl nachzusenden. 
Den hcygcschlossencn Brief an Herrn v . Altenstein 2) bitte ich , nur auf 
dem Hagenschen Post Amt abgeben und diesem sagen zu la ssen, dass er 
ihn bis zur Ankunft des H errn v. Altenst ein aufbewahre und ihn dann 
an ihn ab gehe 3). 

Niebuhr an Stein Rom, 15. November 1317 
Geh. Stnotsorcbiv Derlin. R ep. 92. Karl \•om Stein. D 9. - Vollstündig gedr. bei Pertz, Stein V. S. 051 ff„ hier 
mit e inigen unbedeutenden Kürzungen 

Der Tran sp ort der Büsten der verbü11dcte11 Monorchen von Rauch. Kochs Gemälde 
des Tiroler Aufstands. Die Handschriften der Vaticana, schlechte Ordnung und Ver­
waltung der Bestände. Fortgang sei11er römischen Geschichte. Mangel der 11otwc11dig­
stc11 wissenschaftlichen Hilfsmittel . Verkommener Zustand Italiens, <les i talie11isd1en 
Volkes u11d Roms. Die politischen S trömu11ge11 in Deutschland. Aufblühen der 
Deutschen Kunstschule in Rom. Niebuhrs eigenes Ergehen. 

E. E. mir sehr erfreuliches Schreiben vom 2lsten J uly ist mir erst in 
der vorigen Woche .... zugestellt worden .. . . 
Bezahlung und Versendung der Büsten von Rauch. 
Die Ausführung eines andern Kunstauftrags E. E. habe ich ohne einen 
Auftrag zu beschleunigen gesucht; aber Treiben und Ermahnungen 
verfangen nicht viel bey der Laune des Malers Koch 4) . Das Tyroler 
Gemälde, welches Sie ihm aufgetragen, i st noch immer nicht weiter als 
bis zu einer Skizze vorgerückt, die im verflossenen Winter zu Stande 

1) Liegt nicht vor. 2) Fehlt. 
3) Die Zusammenkunft fand um 11. Oktober bei Hövel in Herbeck statt. Vgl. Pertz, 
Stein V S. 155, wo aber Oktober statt November zu lesen ist. 
4) Joh. Anton Koch (1768- 1839), der damals in Rom lebte. Das sogleich erwähnte 
Gemälde is t vollendet worden und befindet s ich auf Schloß Cappenberg. 
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kam und vortrefflich gcrathcn is t. Um so mehr wümchte ich , Ihnen 
das Vergnügen bald zu verschaffen, welches Sie darüber empfinden 
werden, wenn es vollendet in Ihren Händen scyn wird. Anfänglich war 
sein Wunsch, es für Sie auf einer schönen Holztafel auszuführen (welche 
hier sehr schwer zu find en sind) würklich Ursache, dass er nicht gleich 
nach Vollendung der Skizze den Pin el angesetzt ; nachher aber, als sich 
die Tafel gefunden und c1·probt, hat ihn die Laune verleitet, mit den 
inzwischen angelegten Landschaften fortzufahren . Da er hier bcy uns 
immer erinnert und gemahnt wird, sieht man ihn jczt sehr selten; er 
soll aber damit nicht frcy kommen. Fängt er nur mit Lust an, so wird 
es vortrefflich gcrathcn, und dann geht es ihm sehr frisch von der 
Hand. 
Für die Mittheilung des Fuldischen Catalogs und die Aufforderung, die 
geraubten Sachen in der Vaticana aufzusuchen , bin ich E. E. sehr ver­
bunden. Die Bibliothek ist, nachdem sie seit der Mitte Juny geschlossen 
war, erst Reit ein paar Tagen wieder geöffnet , und ich habe sie noch nicht 
wieder besuchen können. Nach dem , was ich im verflossenen Winter 
als ein sehr fleissiger Besucher und mit einer, im Verhältniss der hiesigen 
dummen Bornirtheit, leidlichen Freyhcit des Gebrauchs, bemerkt, hat 
es nicht sehr v iel W aluscheinlichkcit, dass Fuldische Handschriften, sey 
es in der Heidelberger oder in der eigent lich sogenannten Vaticanischen 
Bibliothek , vorhanden seyn sollten .. .. A 11 c Handschriften der Palatina, 
welche ich in Händen gehabt , sind mit einem eingeklebten Kupferst iche 
bczciclmct, der das Wappen Kurfür st Maximilians, . einen Titel und 
eine Schenkung cnthtilt, und die SchTift macht es wahrscheinlich , dass 
derselbe in Deutschland gestochen , also auch dort eingeklebt worden. 
Unter diesen werden al so keine F uldischen Codices zu suchen seyn . -
In den Catalogcn, die ich fre ilich noch nicht ganz habe durch sehen 
können, ist mir bisher gar nicht s Ungcdrucktes für unsere alte Geschichte 
vorgekommen. Gnmdschlccht , wie diese von Unwissenden gemacht 
sind, reichen sie dennoch hin, die Werke im Allgemeinen zu erkennen . .. . 
Wer das hiesige Unwesen sieh t und den F luch der Priesterregierung, der 
sich wach end verschlimmer t, der wird die unbesonnene Gerechtigk eit 
bedauern, welche hier die alte R egierung wieder ein ctztc, und bek ennen, 
dass dem Land kein unseligeres Geschenk gemacht werden konnte. 
Dass man aber auch alle h istorischen und litterarischen Schätze wieder 
hicher kommen liess, an tatt dass man wenigst en. aus dem Archiv 
jedem Laude, was dasselbe betraf, zutheilte, da es hier zu ewiger Ver­
gessenheit vcrurtheilt ist, möchte man eher Barbarey nennen . 
Die Entbehrung der nothwendigstcn und gewöhnlichsten gedruckten 
Werke (ausscr denen , die ich zum Glück die Kost en nicht gescheut, 
mitzunehmen) macht die Fortsetzung der Römischen Ge. chichte beynahe 
unmöglich; und Altherthümer und Localität gewähren nur ganz un­
bedeutenden Gewinn. Zumal da durch die Räuber die entfernteren 
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Gegenden - das heisst , jetzt schon mit Einschluss des Gebürgs von 
Tusculum und Albano - unzugänglich sind; denn auf dem Herwege 
fand ich zu Terni und in der Gegend allerdings sehr interessante Res te 
der alten Feldscheidekunst, so wie in der Weinbereitung und dem Acker­
bau. Hie r ist alles Alte bis auf die Wurzel ausgerottet und alles Be­
st eh ende modern von der schlechtest en Art. Der Kunstliebhaber, dem 
das menschliche und bürgerliche Leben gleichgültig ist , oder der davon 
wenigst ens ganz abzusehen vermag, kann hier in Italien eine selige Zeit 
des Genusses verleben . Wer aber auch in der Geschichte vor Allem 
menschliche und bürgerliche Tüchtigkeit und Vortrefflichkeit sucht und 
in dem Genuss der Künst e nur eine Zugabe sieht, dem ist es hier schlecht 
beschieden, ja, bis man sich ans Entsagen gewöhnt, unerträglich. Ohne 
Zweifel giebt es in ganz Europa k eine so ganz vernichtete und auf ein 
schlechtes thierisches Leben herabgcbrachte Nation wie die Italiener ; 
am allertiefst en st ehen unstreitig die Römer. Auch alle Höflichkeit 
ist hier verklungen , selbst leicht. innig sind sie nicht mehr, sondern starr 
in ewiger langer Weile. 
Dass die Räuber den Lucian Bonaparte haben abholen wollen 1) , um 
eine Ranzion zu erpressen, aber nur seinen Hofmaler und H aushof­
meist er gegriffen haben, werden wohl die Zeitungen erzählen. Diese 
Räuber werden allmählich eine Macht. 
Der Deutsche zu Rom vernimmt fast nichts aus dem Vat erlande als nur 
durch die Allgemeine Zeitung, also in sehr widerlichen Misstönen, vor­
nämlich für den Preussen. Erfreulich sind aber alle politischen Aeussc­
rungen nicht, die von dort aus Schriften zu uns kommen. Den Schrift · 
st ellcrn scheint allen nichts als ein democratischer Despotismus von 
Minist erien oder Versammlungen im Kopfe zu spuken, der eine reine 
Ausgeburt der Revolution ist. Ich glaube nicht zu irren , wenn ich an· 
nehme, dass auch E. E . die ächten Gesinnungen der Freyheit auf dem 
fest en Lande am tüchtigst en in den Reden einiger Führer der in den 
Deutschen Zeitungen verschrieenen Französisch en Opposition, nament· 
lieh des H errn v. Villele 2), geäussert finden. Denn auch Sie wollten von 
freyen Verwaltungen der Gemeinen zu Provinzialst änden und von diesen 
zu allgemeinen übergehen. Oft bat es mich gedrungen, zu schreiben, 
aber über die Alpen hin kann man sieb nicht vernehmlich machen. 
Unsere Literatur scheint jämmerlich zu verwelken; die Kunst blüht 
in einzelnen Meistern, namentlich hier , frisch auf, was auch immer 
gesagt werden mag 3). Aber das Vat erland übersieht sie, und wenn es hoch 

1) Lucian Bonaparte lebte damals auf seinem Landsitz in der Nllhe von Frascati . 
') Der sp iltcre französische Minist erprüsident J ean Baptiste Comte de Villele (1773- 1854) 
war schon damals einer der führenden Köpfe der konservativen Partei in Frankreich und 
trat in der K ammer für eine Dezentralisierung der Verwaltung ein. 
3 ) Von d en damals in Rom lebenden deutschen Künstlern haben neben Koch auch Schnorr 
v. Carolsfcld und Phil. Vcidt für Stein gearbeitet . Vom E rsteren st ammt das grosse erst 

27 
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kommt, erhält ein Jude (Bart holdy) 1 ) den Auftrag, einen Vor schlag zur 
Beförderung a u c h d i e s e s Z w e i g e s d e r N a t i o n a l i n -
du s t ri e (sie) einzuschicken . 
Ein Gerücht h at hier gesagt, E. E. wären gefährlich krank gewesen . 
Ich hoffe zu Gott, dass man wenigstens sehr übertrieben , gewiss, dass 
Sie wieder genesen sind. Ich ' var hier sehr gekrankt und fühle mich 
nun durchgeseucht . Wenn m an die wälsche lebende Welt vergisst , 
lebt es sich im Theater des Marcellus recht erfreulich; bey offenem Fenster , 
den Aventin vor uns oder eine Treppe h öher den ganzen H ügel v om 
Aventin bis Monte Mario. Nach sehr beugenden und fast vernichtenden 
Schicksalen zeigt sich mir der Himm el heiterer . E in wundersch önes 
und lebensvolles Kind, ein K na be, ist mir hier vor achtehalb Monaten 
geb oren 2). • •• Ich hoffe, E. E. noch einmal in Deutschland wieder­
zusehen und m ich des Wohlwollens zu erfreuen , welches mich sonst 
st olz und glücklich machte. 

St ein an Gagern 
Nach Pertz, Stein V. S. 156 

Nassau , 15. November 1817 

Die lcirchlichen A ngelegenheiten Deutschlands. Ministerwechsel in W ürllemberg. 
Die E inrichtung der Staatskontrolle in Preussen. 

Ew. E . wünsche ich zu Ihrer glücklichen Zur ückkunfL ins Deut sche Vat er­
land Glück und bin sehr begierig, Ihre Meynung über die Lage unserer 
kirchlichen Angelegenheiten in Rom zu erfahren; gegen Ende des Mo­
nat s hoffe ich , diese Mitt heilung zu erhalten . 
Die Gesundheit meiner Frau b essert sich , sie wird gegen den 25sten 
m. c. nach Frankfurt abreisen können . 
Ueber die Veränderungen , so im Württember gischen Minist erio vorgehen, 
und die W ahl des berücht igten Malchus zum Finan zminister3) will ich mich 
alles Urt heils enthalten , bis ich näher von der Sache unterrichtet bin. 

nach Steins Tode vollendete Gemälde d en Tod Barburossus im F lusse Salcph darstellend, 
vom Let zt eren das schöne Porträt von Steins jüngster Tochter Therese, beide noch heut e 
im Cappenberger Schloss im Besitz der Nachkommen Steins. Ausserdem hat der da­
mals in Rom lebende J. H . v . Olivier (1 785- 1841) das dem nächst en Bund beigegebene 
Stein-Porträt gezeichnet. Stein selbst tra t zu der K ünstlerkolonie in Rom wiihrend seiner 
R omreise i m J ahre 1820 in persönliche Beziehung. 
1) J acob Salomon Bar tholdy (1779-1827), der nach ausgedehn ten Reisen im Jahre 
1809 mit Auszeichnung am Krieg gegen Napoleon t eilgenommen hatte, war 1813 im Büro 
H nrdenbergs angest ell t worden u nd kam 1815 als preussisch er Generalkonsul nach Horn. 
")Markus N iebuhr(l817- 1860), der spätere preussischc Diplomat und Cabinets-Sekret lir 
F riedrich Wilhelm IV., der verschiedene h istorische Arbeiten seines Vaters aus dem 
Nachlass herausgab. 
3) Der König hatte den ehemaligen westfälischen Finanzminist er Carl August v . Malchus 
(1770- 1840) zum Finanzminister berufen, dessen fi skalisch-bürokratische Methoden 
nicht lange darauf Wangenbeim veranlasst en, seinen Abschied zu nehmen. Auch Malchus 
blieb nicht Junge in Württemberg. Er wurde schon im folgenden J ahr wieder seines Amtes 
enthoben . 
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Unsere Deutschen Regierungen sinken täglich mehr in der öffentlichen 
Achtung, durch ihre Furchtsamkeit, Lichtscheue und Wortbrüchigkeit. 
Glauben Sie, dass der Staatskanzler an Rhein kömmt ? - Sein neuest es 
Machwerk einer Staatscontrolle 1) ist eine Vervielfältigung der Behörden , 
fehlerhaft im Princip, fehlerhaft in der Zusammcmctzung. 

Stein an Mirbach 
St. A. Konzept 

Nassau, November 1817 

1-Iardenbergs Reise an den Rhein. Vorschlag zur Absendung einer Deputation west­
fälischer Adliger an ihn. 

Die Krankheit meiner Frau hat meine Reise nach Frankfurt bisher aus­
gesetzt - sie wird aber gegen den 27sten m. c. statt haben. - In der 
Zwischenzeit lief die Nachricht ein von der Ankunft des Staatskanzlers 
am Niederrhein, es wird das Schloss Engers zu seiner Wohnung in Stand 
gesetzt, und er soll, wie es heisst, den l 7ten m. c. von Berlin abgehen. 
Geschieht dieses, so wird man einige verständige Männer an ihn senden 
und die Wünsche ihm vorlegen müssen 2). - Deshalb habe ich bereits 
an HeITn Grafen Ne~selrodc geschrieben 3) und ihn gebeten, das Nöthige 
vorzubereiten. 
In Frankfurt werde ich näher erfahren, ob die Reise würklich statt­
findet, und mit S[chlosser] überlegen, wie sie zu benutzen und E. H. 
von den Resultaten benachrichtigen. Meine Gesundheit, nach der Sie 
so freundschaftlich sich c1·kundigen, ist im Allgemeinen gut, das rechte 
Auge bessert sich sehr langsam, das linke will geschont seyn - alles er­
innert an die nahe Reise in das Land ubi pius Acncas ac divus Achilles. 

Stein an Nesselrode 
St. A. Ra 2. Konzept 

Frankfurt, 8 . Dezember 1817 

Die Überreichung der Verfassungsdenkschrift der tvestfälischen Adligen an Harden­
berg. Taktische Aumützm1g demokratischer Umtriebe, um dem Staatskanzler die 
politische Notwendigkeit der von den Ständen angestrebten N euordnung zu beweisen. 
Rät zur Verbindung mit Solms als tlem Präsidenten der Vcrfassu11gsabteilu11g des 
Staatsrats. 

Lorsque le chancelicr arrivera, Schlosser se rendra d'apres vos intentions 
et indications sur le Bas Rhin. II m e parait que vous, Wylich, Mirbach 
devraient aborder le chancelier , lui remettre le memoire et lui parler 
avec instance sur cette affaire. - II est d'autant plus necessaire d'y 
mettre de l'energie, qu'on ne peut se cacher qu' a moins de ne satisfaire 
les justes reclamations pour le retablissement des formes constitu­
tionnelles et representatives, et a moins de n e se fixer au mode des 

1) Die durch die Verordnung vom 3. November 1817 eingeflihrte Generalkontrolle der 
Finanzen. Gesetzsammlung 1817. S. 292 ff. 
~) S. oben S. 379 A. l. 
3) Der Brief Steins nn Nessclrode fehlt. 

27* 
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anciennes institut ions modifiees d 'apres les hesoins du t emps, on m arche 
a grands pas ver s l'anarchie. 
Nous en avons une preuve manifeste, il circule ici et partout le midi de 
l'Allem agne unc petition a Ja diete qui demande „ dass es usw." 1) 

II y a des m eneurs a la t et e de cette mesure, il ont pour organe des comi­
t es dans JesqueJs se trouvent des avocats, des savants phantasques et 
vaniteux. 
Nou s pouvon s maintenant appuyer notre demande en exposant Je <langer 
qu'il y a de ne point rallier les propriet aires nobles, de ne point r etablir 
Jes anciennes institutions sa gement m odifiees et en laissant lihre cours 
a cette peste d 'avocat s astutieux et de savants phantasques. 
La r eunion de Drost e, Meerveld et c . suffira, dites-leur qu'en attendant 
qu'ils font les musards, qu'ils ne savent se decider , les agitateurs popu­
laires se preparent a leur couper la gor ge. 
Met tez-m oi, m on ami, sur la list e de vos cont rihuahles. L'affaire de la 
constitution des et ats est entre les m ains de Solms comme chef president, 
c'est donc lui qu'il faut instruire de ce qu'on fait et de ce qu'on ecrit. 

Gersdorff an Stein 
St.A. 

Weimar, 3. Dezember 1817 

Die Haltung der weimarer R egierung beim W artburgf est. 

Euer Excellenz bitte ich, mich in das Andenken zurückrufen und vor 
allem nach Ihrem Wohlbefinden mich erkundigen zu dürfen. 
H err Präsident von Motz, den ich sehr liehe un d achte , so wie wir alle 
hier , und den auch der Grossherzog schätzt - wird E w. Excellenz alles 
Nähere uns und unser Wesen b et reffend ausführli ch m elden. Drcy Vor­
würfe macht m an: 
1) dass wir nicht verhindert, dass Deutschlands Jugend zwey grosse 
Nationaltage in e in e m auf [der] Wart burg feyerten und sich ihres 
durch 38 Regierungsverschiedenheiten modifizirten , aber nicht auf­
gehobenen D cutschthums mit Gefühl und Stärkung für Thaten im 
Leben , für das sie sich vorber eiten , vor Gott erinnerten . 
2) dass H err Prof. Fries eine R ede hielt 2) , die myst isch und nicht he-

1) S. unten S. 427. 
2) Johann Jakob Fries (1773-1843), von 1801- 1804 Privatdozent in J ona, 1805-1816 
Professor der Philosophie in Heidelber g, d ann in J ena, einer der einflussreichsten Lehrer 
an d er Universitllt, ein warmer Patriot u . erbitterter Gegner aller Bürokr atie und des 
aufkommenden reaktionilren Polizeiregiments, dem aber bei allen seinen gutgemeinten 
Bestrebungen zur Erneuerung des nationalen Lebens doch bald die demokratiseh-dema­
gogische Bewegung über den Kopf wuchs. Fries hatte auf dem Wartburgfcst eine kurze 
Ansprache an die Studenten gehalten, die oben erwilhnte Rede aber hat er nicht selbst 
vorgetragen, sondern sie wurde im Verlauf des Festes von einem der Teilnehmer vor­
gelesen und gedruckt verbreitet (s. unten S. 430). Sie ist wieder abgedruckt im Anhang 
zu der von Steiuert neu herausgegebenen Beschreibung des Wartburgfest es von H . F . 
Massmann (Reclam-Bücherei Nr. 5945). 
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sonnen, was den b l u t i g e n Theil ihres Inhalts betrifft, ein offenbares 
Plagiat aus J esaias enthält. 
3) dass Schriften von genannten Schriftst ellern der Flamme geopfert 
wurden. 
Das e r s t e zu v e r h in d e r n - wir konnten es nicht einmal - wäre 
unwürdig gewesen. Die Wartburg mit ihren Erinnerungen an diese 
Tage gehört dem gemeinsamen Vaterlande an . Der Zufall, dass sie im 
Gebiet e des Grossherzogs von Weimar liegt , konnte für diesen wohl 
keine Aufforderung enthalten müssen, an diesem Tage dies Gemeingut 
der vaterländischen Geschichte zu isoliren. 
Zu 2} Die Rede hat H err Fries auf seine Verantwortung gehalten -
geheime Polizey, um zu belauern, was ein Professor thun w i 11, haben 
wir nicht, und was die Möglichkeit der Ausführung betrifft, so beruht 
sie auf der censurfreyen Presse, die ein Theil unserer Grundverfassung -
vom ganzen Staatenbund nach sechsmonatlicher Überlegung, also mit 
Besonnenheit - garantirt ward. 
Ad 3) Aber die verbrannten Bücher. - Diese Geist er schreien Rache ! 
Rache !, u. ich scheue zu sehr die Danaer, zumal die Bücher machenden, 
um nicht gern einzugest ehen, dass diese Verbrennung 

a) Unfug, 
b) unwürdig des Ernst es war, womit das Fest übrigens begangen 

ward, 
c) doppelt ahndungswcrth, falls ein Professor, d e r und wenn er 

es h ätt e hindern können, dazu gcrathen oder mitgewirkt hatte. 
Allein wenn sich einmal von allen Teutschen Univer sit äten 600 Studenten 
versammeln, wie das a n s i c h löblich gewesen, oben gerechtfert igt 
ward, so lag es weder in der Macht, noch in den Aufgaben der Klugheit 
der Behörden - zumal b ey dem Ueberraschendem und Nichtvorher ­
angekündigtcm der Verbrennungs Chicane - dieselbe policeylich oder 
militairisch zu hindern, denn Policey haben wir so wenig als möglich 
und das Militaire ist jetzt eingeschränkt, um dem Land Ausgaben zu 
er sparen, da der Landsturm und Landwehr für Waffenbildung des 
Volkes sor gen. 
Uebrigens ist das Merkwürdigst e bey dem ganzen Geschrey über die 
Sache, dasis auf das ins H orn Blasen der Zwerge - ich meine die Diplo­
maten , welche übert riebene Berichte machten - die Riesen sich rüsten 
zum Kampf gegen - nicht Windmühlen - sondern die Studenten der 
Wartburg und einige Professoren , d . i. Stubengelehrte ! - Doch zu lange 
schon halte ich Ew. Excellenz auf - dass wir alles geset zlich ahndungs­
würdige der Sache ahnden werden, davon scyen Ew. Excellenz über­
zeugt, und glauben wir, bürgerliche Frcyheit könne auf eine gute Weile 
hier noch definirt werden als die g r ö s s c r e Möglichkeit eines Miss­
brauchs - soll sie dennoch bes tehen, wie alle E dlen und Weisen sagen, 
so scy man nicht ängstlich, nicht gleich mit der Narrenj acke und 
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den Knebeln und Binden bey d er Hand, wenn einmal ein halb Duzend 
hundert freye junge Bursche dummes Zeug machen! 

Stein an Gersdorff 
St. A. 

Frankfurt, 10. Dezember 1817 

Das 1Vartburgf cst. S tei11 s Stellu11g zu den i n DeiLtscl1la11d d11rcheinandcrströmcnden 
B cwegungeri. Gegen Liberalismus und R eaktion. Auswüchse der Pressfreiheit und 
der unbeschränkten L ehrfreiheit. Vertrauen auf den guten Geist der N ation. Für 
ständische Glicdemng gegen Bürokrat.ie und W irtschaftsliberalisnius. 

J eder Beweis, den mir E. E. v on der Fortdauer Ihres freundschaft ­
lichen Andenkens geben , ist mir höchst schätzbar und erfreulich , d enn 
er kommt von einem Mann, den ich wegen seiner a usgezeichnet en E igen­
schaften des Verstandes und H erzens verehre. 
Ich stimme darin mit E. E. vollkommen über ein, dass kein Grund war, 
die Ver sammlung der jungen Leute zu verhindern ; sie hatt e einen guten 
und edlen Zweck: vaterländische Gesinnungen zu beleben und zu er­
halten , dem läppischen Wesen der Landsmannschaften abzuhelfen 
- man hätte aber die jungen L eute entweder der Leitung ihres eigenen 
guten Ver standes und Ehrgefühls überlassen oder ihnen ein paar ver­
ständige, würdige, von ihnen geachtete J enaische Professoren beyordnen , 
nicht aber sie dem Einflusse von ein paar Thoren wie Fries und Oken 1) 

überlassen sollen , von denen der eine durch mystischen, m etapolit ischcn , 
anarchischen Unsinn und der a ndere etwas feiner durch seine mündlich 
vorgetragenen democratischen Scurrilitäten mehrere der jungen Gemüt her 
aufregte und irreleitete ! 
Die Pressfreyheit ist ein schät zbares Gut, aber noch hat sie in Weimar 
wenig Schät zbares zu Tage gefördert, und die Gleichheitsapostel, die 
H erren Luden 2) , Mart in 3) , Oken , Wieland 4) u sw. sind nicht zu Lehrern 
1) Der Naturphilosoph Lorenz Oken (1779-1851), ebenfall s einer der einflussreichsten 
Lehrer des damaligen J ena . Er geh ör te entschieden w der demokratisch-romantischen 
Richtung der burschensch aftlichen Bewegung, der er vor allem in seiner Zei t schrift „ I sis" 
eine literarische Plattform gab. In ihr h at er auch über das Wartburgfcst berichtet , 
an d em er persönlich teilgenommen h a tte ( „Der Studentenfrieden au f der \Vartburg", 
I sis 1817, Nr. 195). 1819 vor die Alterna tive gestellt, entweder die Zeitschrift au fzu­
geben oder auf sein Lehramt zu verzich ten, entschied er sich für das Letztere. Die „Isis" 
wurde trot zdem in J ena verboten uncl er schien dann noch eine Zei tlang in Leipzig. Oken 
selbst verlebte die nächsten Jahre auf Reisen , erhielt 1827 eine Professur für Psycho­
logie in München und ging von hier aus 1832 als P rofessor nach Zürich , wo er bis zu 
seinem T ode verblieb . Vgl. Trcitschkc a . a . 0. II. S. 408. 
2) Luden (s. Bd. IV, S. 15) h a tte 1814 die Zeitschrift „Nemesis" gegründet, die s ich 
zunächs t die literarische Bekämpfung der F ranzosen angelegen sein liess, n ach dem Sturz 
Napoleons sich aber der Innenpolitik zuwandte und hier vor allem einen sch arf anti­
prcussischcn Ton anschlug, der Stein besonders unsympathisch gewesen sein dürft e. 
1818 s tellte Luden das Erscheinen der „Nemesis" ein und widmete sich wieder vorwiegend 
seiner his torischen Arbeit. 
2) S . unten S. 427. 
') Ludwig F riedrich August Wieland (1777-1819) , ein sonst wenig bek annter, ziemlich 
unbedeutender Schriftsteller, der damals in J ena lebte. S. unten S. 481. 
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d er Nation geeignet, sie tischen uns die schlechten Gerichte der Fran­
zösischen Democraten auf, sie wollen alles nivelliren und die ganze bür­
gerliche Gesellschaft in einen grossen auseinander geflossenen Brey auf­
lösen. Pressfreyheit ist aber sehr verschieden von Lehrfrcyheit, und 
nichts berechtigt den vom Staate berufenen öffentlichen Lehrer, Mord 
und Aufruhr und Zerstöhrung alles Alten und H erkömmlichen zu predigen, 
und ich würde Herrn Fries als einem ganz unreifen, hohlen, haltungs­
losen Schwätzer den Lehrstuhl verbieten! 
Allerdings ist der Hauptgrund der Gährung in Deutschland in dem Be­
tragen unser er Fürsten und Regierungen zu suchen . Sie sind die wahren 
Jacobiner, sie lassen den rechtloosen Zustand, in dem wir seit 1806 
leben , fortdauern und reizen und erhalten Unwillen und Erbitterung, sie 
stöhren die Entwicklung und Fortschritte des m enschlichen Geistes 
und Charakters, und sie bereiten denen Anarchisten den Weg zum all­
gemeinen Untergang. 
Wir können und dürfen auf den guten, verständigen Sinn des Volkes, 
unsers Adels, unsers guten Bürgerstands und Bauernstands zählen; 
möge es unsern sansculottischen Schriftst ellern und unsern organi­
sirenden Buralist en nicht gelingen, den ersten in den Koth zu treten, 
den zweyt en durch das Patentwesen, den letztern durch Theilbarkeit 
der Höfe zu zerstöhren und alles in einen Brey von eitlen, Schriftstellerey 
treibenden Volksrednern und Glückspilzen und städtischem und länd­
lichem Gesindel und Tagelöhnern aufzulösen - hiegegen wird uns eme 
allwaltende und gütige Vorsehung schützen. 

Stein an Nicbuhr Frankfurt, 12. Dezember 1817 
St. A. Vollst. gcdr. bei Pcrtz, Stein V. S. 161 f, hier mit einigen unbedeutenden Kürzungen 

Das Tiroler Gemälde von Koch. Neuer Auftrag fiir ihn. Steins B estrebungen, deut­
schc11 Künstlern Aufträge zu verschaffen. Bitte um Nachforschung nach deutschen 
Gosc11icl1tsqucllc11. 

Der Transport der Büst'en von Rauch . 
. . . Dass E . Hochwohlgeboren sich für ein anderes m ir bestimmtes 
Kunstwerk interessiren, dafür bin ich Ihnen sehr dankbar, und es ver­
anlasst mich, Sie mit folgendem Auftrag für H errn Koch zu belästigen. 
Frau v. Humboldt äusserte sich in einem Schreiben, dass das Bild schön 
sey, aber eine übermässige Grösse habe - der Platz, den ich ihm an­
weisen kann, ist in einem Saal von 42 Fuss Länge, aber an einer Wand, 
die nur 12 Fuss lang und 9 Fuss hoch ist im Lichten - nun hoffe ich, dass 
das Bild hier wird können aufgehaugen werden, und bitte, darüber mit 
Herrn Koch sich zu besprechen . Hat er dieses Bild ausgeführt, so wünsche 
ich ein P endant dazu und würde zum Gegenßtand der Behandlung 
wählen, den heldenmüthigen Zug des H erzogs von Braunschweig-Oels 
von der Böhmischen Gränze an die Ufer der Nord See. Man könnte den 
Moment wählen , wo er an den Ufern des hochbewegt en Meeres sich zur 
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Einschiffung bereitet, die Englischen Schiffe auf der Rhede liegen und 
sich dem Ufer zu nähern vergeblich bemühen , diesen Moment des kühnen 
und in sich selbst verschlossenen Vorsatzes, der feindlichen Gefahr und 
dem stürmischen Element zu trotzen - den Moment, wo sich der wahre 
Soldat zeigt, gleichgültig gegen den Tod und die Schläge des Schicksals, 
wünsche ich ausgedrückt - wie das auszuführen, überlasse ich der 
glühenden Einbildungskraft des Künstlers und seinem für das Grosse 
und Edle empfänglichen G-emüth. 
E . Hochwohlgeboren sehen, ich lebe in Erinnerungen, die nahe Gegen­
wart ist nicht erfreulich für den zum G-rah R eifen, für mich hat sie 
ohnehin wenig Werth, denn m e in e entferntere Zukunft ist nich t 
irdisch. 
Ich suche, in Deutschland Beschäftigung für unsere jungen Künstler auf­
zufinden, vielleicht gelingt es mir ; man baut Schlösser in Cassel, in Han­
nover, einige reiche Leute bauen auch hier, ich suche, die Künst ler zu 
empfehlen, auf sie aufmerksam zu machen .. . . 
Der Frau v . Humboldt Exc. empfehlen Sie mich auf das Best e, wir ver­
missen sie hier sehr . . .. 
Es wäre sehr erwünscht, wenn E. Hochwohlgeboren Wippos Geschichte 
H einrich III. und Adami Bremensis Historia Saxoniae auffänden, 
auch des Erzbischofs Christian von Maynz Geschichte unseres grossen 
Kaysers Friedrich I. 
Ueber unsere politischen und administrativen Angelegenheiten in Deutsch­
lands grossen und kleinen Staaten lässt sich nichts schreiben - wenig­
stens ist der Raum eines Briefes zu eng, wenn auch sein Weg vollkommen 
sicher wäre. 

Stein an die nassauische Regierung Frankfurt, 14·. Dezember 1817 
Prcusa. Stoatsnrchiv \\1icabadcn 

Wiederholt seine Forderung auf Rückerstattung seiner Patrimonialgerichtsbarlccit, 
in.dem er die ihm vorgehaltenen A eusserm1gen. aus der R eformzeit als nicht auf die 
nassarier Verhältnisse anwendbar bezeiclmet und überhaupt die Frage, ob er selbst 
damals die Aufhebung der Patrimonialgcric11tsbarkeit gewollt habe, off w lässt. 

Rü c kgab e d e r Patrimonialg e richt s bark e it b e ­
tr c f f end. 
Der sehr verehrliche Erlass einer hochlöblichen R egierung, d. d. 28. No­
vember 1817 1), auf meine Anträge, d . d. 26. April und 12. Juli, is t 
mir am 5. Dezember zugekommen, und erlaube ich mir, dessen Inhalt 
folgende Bemerkungen entgegenzustellen. 
Der Zweck des Anno 1814 abgeschlossenen Vertrags 2) ergibt sich mit 
hinlänglicher Klarheit aus seinem Inhalt und aus denen seinem Alli;chluss 
1) Die hier und im folgenden erwühnten Aktenvorgüngc fehlen, sie befinden sich weder 
im Stein-Archiv, noch im Stautsurchiv Wiesbaden. 
~) Vgl. dazu Domurus, u. u. 0. S. 26 f. 
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vorhergegangenen Verhandlungen ; es sollte nämlich eine Entschädigung 
ertheilt werden für die durch die Edikte Anno 1808 und 1812 aufgehobenen 
gutsherrlichen und Leiheigenschafts Rechte, nach Maasgabe der in den 
Edikten ertheilten ausdrücklichen Zusagen. Diese Rechte wurden bey 
den Unterhandlungen genau aufgezählt, ihr Werth festgesetzt und be­
rechnet, und über deren Betrag ein Entschädigungsvertrag abgeschlossen. 
Um den Zweck und den Sinn der Entschädigungs Konvention zu er­
klären , bedarf es k einer künstlichen, hermeneutischen Hilfsmittel, keiner 
Unterstellung, der man ohnehin schon entgegensetzen dürfte, dass sie 
die das Geschäft leitenden Nassauische Staatsdiener eines von ihnen nicht 
zu vermuthendcn Versehens beschuldigt, nämlich, es unterlassen zu haben, 
einen wichtigen Theil des Gegenstandes der Verhandlungen in dem Ver­
trage deutlich a uszudrück en . E s wird ferner, um einen an sich ganz 
klaren Kontrakt und die ihm zu Grunde liegenden vollständigen Verhand­
lungen auszulegen , meine Privatmeynung über die j etzt von mir rekla­
mirte Rechte angeführt, die ich in dem Cirkular d. d. 24. November 1808 
ausgesprochen haben soll. Dies Circular, zu dem ich mich noch nirgends 
förmlich bekannt habe, erschien in publico im Jahre 1816, kann also 
nicht bey dem Abschluss einer anno 1814 unterzeichneten Konvention 
von den Nassauischen Staatsdienern berücksichtigt worden seyn. E s sey 
übrigens m eine Meynung über die reklamirten Rechte, welche sie wolle, 
so kann ich dennoch, ohne mit mir in Widerspruch zu stehen, im kon­
kreten Falle es für rathsam halten , sie zu reklamiren, ich kann glauben, 
dass sie von mir auf eine minder kostbare, die örtlichen und individuellen 
Verhältnisse genauer berücksichtigende Art unter den vorliegenden 
Umständen werden ausgeübt werden. 
Da nun über die Rechte, so ich aus der Bundesakte anspreche, in dem 
Vertrag Anno 1814 nicht transigirt worden und kein gesetzlicher Grund, 
ihn aufZuheben, vorliegt, so wiederhole ich meine Bitte um die Zurück­
gabe der ersteren, die ohnehin keine nutzbaren Rechte sind und nach den 
Vorschriften der Landesgesetze ausgeübt werden müssen; sollte diese 
Bitte aber enthört werden, so ersuche ich gehorsamst eine hochlöbliche 
Regierung um eine baldige Entscheidung, um alsdann m eine Beschwehrde 
über Vorenthaltung von Rechten, so aus der Bundesakte fliesscn, bey 
einer Hohen Bundesversammlung vortragen zu können, die über Rekla­
mationen dieser Art zu erkennen, sich b ekanntlich für kompetent er­
klärt hat. 
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Stein an Nesselrodc 
St. A. R a 2. Konzept 

Frankfurt, 17. Dezember 1817 

Taktische Fragen fiir die Ueberrcichung der Denhchriften über die H erstellung einer 
ständischen Verfassung und die politischen R eclitc des Adels. B cmfimg auf das 
historische R echt, nicht auf die praktischen E rfordernisse der Gegenwart. „ Wieder­
herstellung des Altert mit zeitgemässen A bänderungen" als bestes Vorbeugungsmiuel 
gegen rationalistisch-demokratische Umtriebe 1vic gegeit reaktionäre B estrebungen . 
Ideal der altert ständischen Glieder des Vo lhkörpcrs. 

In welcher Form soll m an dic Denkschriften 1) übergeben, oll mauhandeln 
im Nahmen der Stände, die ihre Wiederherst ellung als R echt in Anspruch 
nehmen , oder nur als Einzelne mit den Bedürfni sen des Landes, den 
Wünsch en vieler der Genossen bekannte Männer. 
Mir scheint das erst ere folgerechter , folgenreicher und würdiger. 
F o l g e r e c h t e r , denn die erst en Anträge bey dem Staatskanzler 
geschahen von den Stände Direktoren in dieser Eigenschaft, man fährt 
al o in demselben Sinne fort, m an begehrt Wiederherst ellung des Alten 
in zeitgemässer Abänderung, es erhebt also eine alte Genossenschaft 
als solche ihre Stimme. 
F o l g e n r e i c h c r , weil es mehreren E indruck macht, wenn man 
nahmens einer Korporation bestimmt ausgesprochene Anträge macht, 
das Vorenthaltene zurückfodert, wenn man eine fest e Haltung nimmt, von 
einem fest en Punkt ausgeht, al s wenn Einzelne es wagen , Wünsche und 
Hoffnungen zu äussern . 
Eine best immte ernst e Stellung und Sprache macht auch auf den , an 
welchen sie gerichtet wird, er sey weich, zaghaft oder kräftig einen grösseren 
E indruck , als eine sch wankende, bittende. 
Die Denkschriften über Verfassung und über den Adel würden also mit 
einer kurzen Vorst ellung, unter zeichnet von den Stände Direktoren durch 
die H errn Grafen von Nesselrode und H errn von Wylich und die Depu­
t irten , H errn von Mirbach und von Romber g, dem Staatskanzler über­
geben und von letzter em in der Abwesenhei t der erst eren das Geschäfte 
betrieben . 
Zwey Gesichtspunkte müsst e m an noch berühren - wie die Wieder­
herstellung des Alten mit zeit gemässen Abänderungen am geeignetsten 
sey, die Ver suche der wilden Neuerungssucht zu vereiteln , eine Menge 
metapolitische Gährung erzeu gender Fragen zu beseitigen, wie endlich 
sowohl die democratiscben Phantast en , als die gemiethet en Vertheidiger 
der F ürstenwillkühr sich vereinigen , rücksichtsloos auf das H er gebrachte, 
Geschriebene, Urkundliche, ein neues Verfassungsgebäude zu errichten , 
Zwietracht unter den verschiedenen Gliedern der bürgerlichen Gesell­
schaft zu erregen , um diese, jed er nach seinen Absichten, zu benutzen und 
zu bearbeiten . Dieser H a s unter denen St änden, unter Bürgern und 
Adel habe in denen blühendsten Zeiten der Deutschen Städte im 13ten 

1) S. oben S. 379, Anm. 1. 
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bis 16ten Jahrhundert nicht bestanden, jeder Stand habe seine Ehre ge­
nossen , unter ihnen hab e ein wechselseitiges Band der Dienstleistungen , 
des Umgangs, durch Verfassung und Sitten geknüpft, bestanden . Diese 
Stände mü st en neben einander best ehen , nicht durch einander gemengt 
werden , ihnen müs t e ein tüchtiger , krä ftiger , wohlhabender Bauern· 
stand zur Sei te gesetzt werden , und so der alte durch den Lauf der Zeit 
verminderte freye Stand wieder vermehrt und gestärkt werden . 
Noch dürfte man berühren, wie es das Gefühl j edes Deutschen tief kränke 
und mit Unwillen erfülle, zu sehen , wie seinen nächst en Umgehungen , 
denen Franzosen, denen Schweden und Norwegern, denen Pohlen die 
Vortheile einer freyen Verfassung zu Theil geworden , und wie man sie 
seinem frommen , treuen , milden , gebildeten Volke vorenthalte. 
Auch müsst e man die heuchlerische Sprache rügen , die jetzt geführt 
wird, wie die Völker keine freye Verfassung bedürften, ja nicht einmal 
wünschten , da die Tugenden ihrer Fürst en , die Weisheit ihrer R egie­
rungen sie berei ts so glücklich machten usw. 

Stein an Hövel Frankfurt, 18. Dezember 1817 
St. A. Ab1chrift 

Die Ucbcrgabc der Denkschrift der Stände an Hardcnberg. Schärfste Ablehnung 
aller von französischen Ideologien beeinflussten demokratischen B estrebungen. Die 
Koblcn::cr Adresse. 

E s war der 12. Octoher , wo ich das letzte Mal Euer Hochwohlgehohren 
zu sehen und von unserer Angelegenheit et was zu vernehmen die Ehre 
hatte, oh und was unterdessen geschehen , ist mir gänzlich unbek annt -
vielleicht nach unserer guten Deutschen Sitte viel berathen und nichts 
beschlossen , der Staatskanzler wird aber in wenigen Tagen nach Godec;­
berg k ommen, S[chlosser] wird nach Cöln abgehen , seine Arbeiten an 
N[esselrode] und W[ylich] übergeben , gut wäre es, wenn E uer H ochwohl­
gcbohrcn und H err v on Romherg mit diesen beydcn sich wegen des 
Weiteren verabredet en und auch nach Cöln gingen . Predigen E uer Hoch­
wohlgebohrcn doch , dass man ohne Anstrengung und Beharrlichkeit 
nichts erringt , und dass Lauigkeit fiir grosse Interessen Verbrechen ist. 
Sie werden in den öffcntlkhen Blättern die zur Unterschrift circulirendc 
Bittschrift an den Bund gelesen haben , Unbekannte, Unberufene bitten , 
von Unbekannten , U nberufenen geleitet, dass das Volk v e r tra g s • 
w e i se zur Vollziehung des Art. 13 usw. zugezogen werde. 
E s soll also ein neuer Contract Social geschlossen werden , gleich als wären 
wir eine neulich eingewanderte Colonie . Man nennt als Führer und 
Leiter H errn Professor Martin, den Verfasser des „ Neuen Rheinischen 
Mercurs", H errn v . Hornthal in Bamberg, einen getauften Juden 1) und 
1) Franz Ludwig H ornthnl, bnyrischer Juris t und Verwnltungsbenmler, dnun Bürger­
meist er von B amberg, der 1815 geadelt worden wnr. Vgl. über ihn Treitsehke a. n. O. 
II. S. 501 f. 
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Giiter Makler, Facientenmacher, die H erren Fries und Oken - unter ihren 
Fahnen ist man also aufgefodert, sich zu versammeln. Ich habe allen 
Persohnen, mit denen ich in Verbindung st ehe, abgerathen, daran Theil 
zu nehmen . 
Die Vorstellung, welche im Coblenzer Regierungs Departement cirkulirt 
und Goerres zum Verfasser haben soll 1), ist verständig, sie trägt auf Wie­
derherstellung der urspriinglichen Verfassung Deutschlands an- an dieser 
Theil zu nehmen, würde ich nicht den geringsten Anstand nehmen . 
Der zweckmässigste Antrag scheint mir immer und mit j enem im wesent­
lichen übereinstimmend zu seyn, Wiederherstellung des Alten mit zeit­
gemässen Abänderungen; hierdurch begegnet man den metapolitischen 
Fratzen und geht von einem festen Punkt aus. 
Möge Gott sein Gedeihen zur Erreichung dieses Ziels gehen und es mit 
Ausdauer und Beharrlichkeit von denen, die dazu berufen sind, verfolgt 
werden. 

Kindlinger an Stein Mainz, 26. Dezember 1817 
Geb. Stant.arcbi\', Berlin. Rcp. 92. Knrl "· Stein. D 9 

Kindlingers Geschichte der deutsc11en Hörigkeit. Gegen die unbeschränkte Teilbarlrnit 
der Baucm11öfe. 

Persönliche Angelegenheiten. 
Auch erhielt ich vom H. Geheimen Legationsrathe Eichhorn die nöthige 
Auskunft über mein Manuscript. H . Buchhändler R eimer will es auf 
seine Kosten drucken und piir nach Beschaffenheit des Absatzes ein 
Honorarium geben. Damit bin ich zufrieden. Mein Freund, Herr Hof­
rath und Professor Sprickmann 2), will die letzte Correctur besorgen. 
Er hat das Manuscript ganz durchgelesen und iiberdacht und mir seine 
Anmerkungen freundschaftlich mitget eilt. Mit Beantwortung dieser 
Anmerkungen bin ich j etzt beschäftigt. Einen ganzen Paragraphen 
habe ich, durch diese Anmerkungen veranlass t, umgearbeitet. Gegen 
Neujahr werde ich damit fertig seyn, um solches mit dem 3. Hauptstück 
(das ich noch bei mir liegen habe) nach Berlin mit der fahrenden Post 
abschicken zu können. 
Herr Hofrath Sprickmann urtheilt sehr günstig von meinem Manuscript 
und scheint von seichten Advocaten und Uebelwollenden das nicht zu 
b efürchten, weshalben Ew. Excellenz wünschten, mich in der Vorrede 
deutlich und näher dariiher zu erklären. Ich werde indessen diesem so 
freundschaftlichen und wahrhaft väterlichem Rathe aufs genauest e 
nachkommen: ich schreibe ohnehin ja nur die Geschichte, wie die Dinge 
wahrscheinlich oder gewiss entstanden, wie sie waren und mit der sich 
1) Ucbcr die Koblcnzcr Adresse, die Hardenbcrg von Görres am 12. Januar überreicht 
wurde, vgl. Görres' eigenen Bericht „Die Uebergube der Adresse der Stadt Coblenz .. . 
an S. M. den König in öffentlicher Audienz bei dem Fürst en Hardenberg um 12. Januar 
1818. Als Bericht für die Teilnehmer. Coblcnz 1818". S. Trcitschkc u. u. 0. II. S. 455 ff. 
' ) S. Bd. I. S. 532. Anm. 1. 
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ändernden Verfassung auch eine andere Gestalt annahmen oder ganz 
aufhörten und andere Dinge in deren Platz traten . Dem Missbrauch 
kann kein Mensch vorbeugen: ist doch selbst die H eilige Schrift miss­
braucht worden. Jeder Vertrag sollte jedem heilig seyn, sowie der wohl 
erworbene Besitzstand: nur möchte ich nicht als Regel aufstellen, dass 
die jetzigen Colonen nicht von den alten abstammen und dass sie die 
Höfe durch neue Verträge, die seit vielen Menschen Altern gleichlautend 
sind, gewonnen hätten. Dass dieses der Fall bei den Oberhöfen ist, ist 
mir gewiss, auch weiss ich, dass das nämliche von recht vielen Höfen 
gesagt und erwiesen werden kann. Nur möchte ich dieses nicht als 
Regel annehmen, da ich gewiss bin, dass der Satz als Regel nicht bestehen 
kann, ohne dass man zu Hülfe nähme die vielen Data, wo man die Co­
lonen zwang, sich zu mehreren Abgaben und Dienst en sowie zum Leib­
eigenthum zu bequemen, und ohne dass man die Entstehung der neuen 
Verträge, den Inhalt derselben und den Sinn des Inhalts den Zeiten 
und der Verfassung gemäss, in denen solche aufgestellt worden sind, 
streng untersuche. Ich bin geflissentlich in meinem Manuscript diesen 
Untersuchungen ausgewichen und vermeide immer die Veranlassungen 
dazu: nur muss ich immer 1 ) etwas sagen als Geschichte. 
Der Himmel wolle behüten, dass die Theilbarkeit der Höfe in West­
falen nicht, wie am Rhein, eingeführt werde. Dagegen habe ich schon 
in meiner letzten gedruckten kleinen Schrift geeifert 2} und dieses blieb 
sogar vom Recensenten nicht unbemerkt. 
Das Folgende betrifft wieder persönliche Angelegenheiten , ausserdem den 
Hinweis auf eine Sammlung mainzischer Urkunden. 

Stein an Görres 
Nach Pcrtz, Stein V. S. 861 

Frankfurt, 29. Dezember 1817 

Bittet um Rückgabe der ihm übersandten Akten . 

. . . Herr v. Humboldt wünscht, E. W. Bekanntschaft zu machen. Schicken 
Sie mir gefälligst die Ihnen mitgetheilten Act enstückc durch den Ueber­
bringer zurück. 

Gersdorff an Stein 
St.A. 

Weimar, 30. Dezember 1817 

Warme Verteidigung von Fries. Würdigung seiner philo.rnphischen Leistung. -
Uebersendung eines Goethe-Porträts. - Gegen die reaktionäre Knebelung der öffent­
lichen M einung. 

Ew. Excellenz sage ich den verbindlichsten Dank für die gütige Antwort 
auf meine flüchtigen Zeilen. Sehr einverstanden in allem, was Ew. 
Excellenz beurtheilen, sey es mir vergönnt, hinsichtlich des Thatbestandes 
und der Personen einiges in den Praemissen aufzuklären. 
1) Wohl verschrieben statt „nimmer." 
2) Fragmente über den Bauernhof, die Hofesverfnssung und dns Bnuernrcd1t. Dort­
mund 1812. 
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1) Hofrath Fries hat die bewusste Rede ni c ht ge halt en, nicht 
mündlich vorgetragen , sondern er hatte sie vorher schon d r u c k e n und 
v e r t h e i l e n lassen. 
2) Ueber die Grund5ätze des H ofraths Fries im P olitischen sey es ver­
gönnt, Ew. Excellenz in der bcylicgendcn 1813 von ihm verfassten Flug­
schrift einige Aufschlüsse zu geben . Der eine Th eil dieser Flugschrift 
überschrieben : Bleibt guter alter SiL1 e treu!" zeigt den H ofrath Fries als 
einen besonnenen und gemässigten Mann. - So erscheint er noch mehr, 
wenn man seine anderen Schriften kennt und erwägt . - Doch er hat die 
Erlaubniss sich vor Ew.Excellenz selbst zu vertheidigen. J eder ist seiner 
Worte b ester Ausleger , und das, woran Besonnenheit und gut er Geschmack 
stets viel auszusetzen behalten werden, seine ins Geschrey gek ommene 
Rede auf der Wartburg - werde wenigst ens nach seinem eigenen 
Commentar vor Ew. Excellenz vertheidigt, vor einem solchen und so 
hochgeehrten Mann, in dessen Augen k ein guter und edler Mann gern 
miskannt seyn möchte. Ich biLte aber Ew. Excellenz gehorsamst, diese 
meine Mittheilung der Selbstver theidigung des H ofraths Fries 1) als ver­
traulich und bloss Ew. Excellenz geschehen zu b etrachten. 
Uebrigens sey es mir noch vergönnt, die Verdienste des H ofraths Fries 
als Philosoph zu erwähnen. Die wenige Bildung, die ich besitze, ver­
danke ich in dieser Hinsicht seiner Lehre und seinen Schriften, und un­
dankbar würde ich handeln, wenn ich da, wo die Wahrheit Gehör findet , 
es unterliesse, der wissenschaftlichen Verdienste dieses Mannes zu ge­
denken , damit dieselben vor dem billigen und unbefangenen Urteil, mit 
clem von ihm neulich begangenen - aus \Veltunkunde began genen 
Fehler - mögen kompensirt werden . . . Hofrath Fries begann seine 
philosophisch wissenschaftliche Laufbahn in J ena, nachdem er zuvor 
Medicin, Jurisprudenz und Philosophie studiert und in allen drey Wissen­
schaften die Doctorwürdc - er , ein armer Student ohne andere Mittel 
als die seines Geis tes - disputirend erlangt h atte. Dabey gedenke ich , 
dass er ein ausgezeichneter Mathematiker und ein guter Chemiker is t. 
Seine erste im Jahre 1803 er schienene Schrift führte den Titel: „Fichte, 
Reinhold und Schelling" und trat dem neuen Dogmatismus dieser 
Philosophie mit der Schärfe eines tiefen und mit dialectischer Gewandt­
heit durchgeführten Kriticismus entgegen, zeigt e, wieviel b ey der Zu­
standebringung der Philosophie als Wissenschaft auf die Methode des 
Philosophirens ankäme, wie Fortwandeln auf clem von Kant betretenen 
Wege die Bahn der guten Methode sey, wie dagegen von Reinhold, 
Fichte, Schelling, von jedem nach seiner Art durch den , aber nicht ohne 
innere Beziehung des einen auf den anderen, in gesteigerten Stadien 
aufgest ellten dogmatischen Idealismus der Phantasie mehr Vorschub 
als der \Vissenschaft Ausbeute geleist et werde, und zwang durch die 

1
) Befind et sich nicht im Nachlass Steins. 
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Gediegenheit seiner Gründe und die Kraft des Selbstdenkens, die in seiner 
ganzen Schrift ihr Daseyn beweist, Vielen Beyfall, seinen Gegnern aber 
selbst Achtung ab. So erwarb er sich zuerst einen Nahmen im Gebiet 
der philosophischen Litteratur . . . Später - nach einer Reise durch 
Frankreich in Begleitung eines Sächsischen Edelmannes - nach H eidel­
berg als Professor der Philosophie berufen - erschien von ihm „ System 
der Philosophie als evidente Wissenschaft", einige Jahre darauf „Neue 
Kritik der Vernunft oder philosophische Anthropologie", wohl sein 
Hauptwerk und wegen der Tiefe, womit er die Organisation des mensch­
lichen Gemüths untersucht und aus ihr die Formen und Gesetze der 
menschlichen Geistesthätigkeit im Erkennen , Fühlen und Wollen ent­
wickelt und herleitet , wohl seit Lockes ähnlichen, nur im Geiste eines 
anderen Systems unternommenen Untersu chungen eines der gedachte­
sten, gründlichsten und philosophischst en Werke. 
Trefflich ist sein „System der Logik," deren einleitender oder psycho· 
logischer Theil wohl bis j etzt an Tiefe und Einsicht in das Wesen der 
menschlichen Erkenntniss Kräft e und ihrer Gesetze, soweit beyde 
einem Menschen erkennbar zu seyn vermögen, noch unübertroffen 
genannt werden darf. - Im Privatleben ist weder etwas Bescheideneres, 
fast Timideres, noch Anspruchloser es zu denken als Fries, daher er auch 
einer grossen Liebe bey den Studierenden und bey allen , die ihn kennen , 
eine ungetheilte Achtung geniesst . - Mit alle diesem habe ich nicht 
Fehler , die er begangen hat, wegleugnen, sondern nur zeigen wollen, 
welche Tugenden der b esitzt, der jenen F ehler beging ! 
Gestatten Ew. Excellenz die Bitte, in der beyliegenden Rolle Ihnen ein 
Portrait von Goethe zu über senden , dass bey dem Kupferstecher Müller 
hier eben er schienen ist und welches wir ähnlich finden. -
Uebrigens wolle Gott seine Hand über Deutschland halten und uns in 
gleichem Grade vor dem faulen Geschrcy der unreifen Tagesschrift­
st ellerey als vor den scheinbaren oder wirklichen Neigungen der Kabinette 
an die Schädlichkeit des Lichts und die Gefahren der laut en Stimme zu 
glauben, und vor allem , was aus solchen Gegensätzen fo1gt , bewahren! 
Oder wohnen wir in den Thälern, wo nur mit dem Dämpfer gesprochen 
werden darf, damit der Schnee sich nicht löst auf den Gipfeln des Berges 
und als verheerende Lawine herabrolle ? - Aber die Vögel des Himmels 
kommen, setzen sich auf die Gipfel, lösen den Schnee und - die Lawine 
rollt ? - Sollte man nicht entweder vor allem daran seyn, den Schnee, 
der die Lawine möglich macht , wegzutragen oder - falls diess nicht also 
möglich ist - sich r esigniren - . Findet hier nich:t der Spruch des 
Dichters analoge Anwendung - wait the great t eacher - nämlich die 
Erfahrung und Zeit - - ? 
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Marschall an Stein Wiesbaden , 31. Dezember 1817 
St. A. Stiiodiachc Angelegenheiten des Hcl"Zogtums Nnesnu 

Benachrichtigt ihn von cler bevorstehenclc11 E inberufung cler Stänclcvcrsammlung cles 
Herzogtums N assau. Der genaue Zeitpunkt werde S tein noch mitgetei.lt tverden. 

Stein an Spiegel Frankfurt, Anfang 1818 
Nach Pert z, Steiu V. S. 184 

Schlossers A nteil an der Verfassungsdenkschrift der westfälischen Stiinde. Ihre Leit­
ideen. 

H err Schlosser ist nicht verantwortlich für den Inhalt der Denkschrift , 
ihm war nur die Darst ellung und die Anwendung des metaphysischen 
Firnisses, der heutzutag zum EffecLmachen gefodert wird, aufgetragen. 
Den geschichtlichen Theil nahm er aus gedruckten und handschrift­
lichen Quellen , die leitenden Ideen wurden von denen an der Angelegen­
heit Theil nehmenden P ersohnen seit einem Jahr be- und abgesprochen 
- sie waren: 
dass man neue phantastische Schöpfungen verhindern und das Alte, 
zeitgemäss umgebildet, wiederherst ellen müsse, 
dass Steuer Freyheit und einseit ige R epräsentation unhaltbar seyen , 
dass eine Repräsentation nach Ständen, nicht nach ar ithmetischen 
Zerstückelungen einer in einen grossen Teig, in eine chymischc Flüssig­
keit atomweis aufgelöst en Na tion, statthaben müsse . - · 

Stein an Eichhorn Frankfurt, 2. Januar 1818 
N Rch dem Konzept im Stcin·Archiv. - Pertz (Stein V. s. 171 r.) benutzt die Ausfcrti~ung, der w ir h ier ebonfnlJs 
im letzten Abschnitt des 1Jricfes und in der Nuchschrift folgen, die letztere fehlt im Konzept vollsti.lndig 

Wendet sich gegen die reaktionäre, u nehrliche und sp itzf i11dige I nterpretation cles 
Artikels 13 der Bundesakte. V erweist auf die schweren moralischen Schäden ei11es 
solche11 Bruchs gegebener Z usagen und den darau s erivachsenden Verlust an sittlichen 
Kräften fur clen preussischen S taat. Die grossen et11ischen und praktischen Vorzüge 
einer in der Selbstverwaltung organisierten Mitarbeit des Volkes an der Staatsverwal­
tung im Gegensatz zu einem rein bürokratischen System. Widerlegung der aus der 
augenblicklichen politischen Situation hergeleiteten Bedenken gegen die E infrihrung 
einer ständischen Verfassung. Fordert Beachtung des historischen Prinzips fi.ir j ede 
Verfassungsbildung. Ablehnung der Ideologie von 1789. W arnung vor einem Zu­
samme11gehe11 Hardenbcrgs mit M etternich u11d vor einer Uebertrag1mg der öster­
reichischen R egierungsmaximen auf Preussen. 

Vermerk Steins : „An H errn G. L . R. Eichhorn zu Coblenz. Abgeg. den 
6. Januar p. Schlosser ," 
Herr Doktor Schlosser wird E . H . dieses Schreiben überreichen und 
Ihnen von unserer ständischen Angelegenheit sprech en , der aber noch 
eine grössere Gefahr von ausscn 1) als von ihren inneren Widersachern 

1) Von Metternich , der gerade im Dezember 1817 einen neuen Vorst oss in der Verfassungs· 
frage u nternommen h atte. S. Treitschke 11 . a. 0 . II. S. 167. Ueber Metternichs Ver­
bindung mit der preussisehen Reaktion s. H. Ritter v . Srbik, Metternich I. S. 581 ff. 
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droht. Sie erröt hen nicht, mit der frechsten Schamloosigkeit die Grund­
sätze des empörendsten Machiavellism auszusprechen und zu verbreiten. 
Die Bundes Acte, sagen sie, verspricht zwar im Art. 13 denen Ländern 
Landstände, aber die Bestimmung des Zeitpunktes, der Art überlässt 
sie der Weisheit, das heisst der Willkühr, der Regierungen, die Unter­
thanen haben nur ein Erwartungsrecht, der Bund keine Bcfugniss, sie 
zu schützen, vielmehr ist der verpflichtet, wenn Unruhen entstehen, 
diese zu unterdrücken, ohne sich um die merit'a causae, um den Grund 
der Klagen zu kümmern. 
Diese Grundsätze sprechen Fürst Metternich und Graf Rechberg 1) aus, 
sie dienen zum Leitfaden der Oesterreichischen und Bayrischen Bundes 
Gesandtschaften; man versichert, Preussen und Hannover werde ihnen 
heytreten. 
Ich will es dahin gestellt seyn lassen, ob ein Cahinet überhaupt, und 
das Oesterreichische insbesondere, klug handele, zu solchen Sophi­
st ereyen seine Zuflucht zu nehmen, aber standhaft und unablässig werde 
ich b ehaupten, dass diese Grundsätze für Preussen unanwendbar und 
durchaus verderblich sind. Denn es ist ein protestantischer Staat, in 
welchem seit Jahrhunderten sich ein grosses, vielseitiges geistiges Lehen, 
ein Geist der freyen Unter suchung entwickelt hat, dieser lässt sich weder 
unterdrücken , noch durch elende Sophismen irreleiten; man wird auch 
nicht dem Dümmst en aus dem Volk glauben machen, dass es von meiner 
Willkühr abhänge, wann und wie ich eine Verbindlichkeit zu erfüllen 
habe, und dass einem N achharstaat das Recht zustehen solle, ihn todt 
zu schlagen, wenn er durch Willkühr und Misshandlungen gereizt, sich 
widersetzt. Er wird sagen: die Obrigkeit fodert von mir Gehorsam , 
gestützt auf die Worte des Evangeliums (Matthäi): „Geht Gott, was 
Gottes und dem Kayser , was des Kaysers ist", ich bin dazu bereit , aber 
zu einer Zeit und in einer Art, die in meinem Ermessen steht. 
In Preussen sind ferner von einem sit tlichen , r edlichen König eine Folge 
von Zusagen ertheilt worden , denen man auf das Schnödest e wider­
sprechen müsste, wenn man sich zu denen Lehren des Fürsten M[ etter· 
nich] bekennte. Im Jahr 1815 versprach der König förmlich, seinem Volk 
eine repräsentative Verfassung zu gehen 2) , der Staatskanzler wieder· 
hohlte es in allen seinen den verschiedenen Provincial Ständen gegebenen 
Antworten , in dem Staats Rat ward ein eigenes Comite für ständische 
Angelegenheiten bestellt 3), drey Minist er bereisten die verschiedenen 
Theile der Monarchie, um die öffentliche Meynung zu erfor schen 4), 

Materialien über Vergangenheit und Gegenwart zu sammeln, und alle 

1) AJois Graf v. Rechberg (1766- 1825), bayrischer Stantsrrüruster. Vgl. 'l'reitschke 
a . n. 0 . II. S. 557 ff., 583 ff. 
2) Durch die bekannte Verordnung vom 22. Mai 1815. 
3) Durch die Kabinettsorder vom 30. Milrz 1817. 
') Vgl. dazu Treitschke a. n. 0. II. S. 288 ff. 

28 
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diese Zusagen und Verhandlungen sollen ein blosses Gaukelspiel seyn? 
In welchem Grade würde hierdurch nicht der Unwille des Volkes ge­
reizt und die moralische Kraft d es St aates gelähmt, da jene dessen Mangel 
an physischer Kraft, der aus seiner geographischen Lage, aus seinem we­
nigen Reichthum und seinem Unzusammenhang entsteht, ersetzen soll und 
ersetzen kann. Auf dieser moralischen Kraft nur kann unser Verteidigungs 
und unser Finanzsyst em beruhen, die Bereitwilligkeit zu den grossen 
Opfern, die beydes im Krieg fodert, kann nur durch Gemeingeist erzeugt 
werden , der nur da ·wurzelt, wo eine Theilnahme am Gemeindewesen 
statthat. Eine solche Theilnahme allein vermag die unvermeidlichen Un­
vollkommenheiten einer Verwaltung zu beseitigen , die ausschliessend Be­
amten übertragen ist , sie mögen einzeln oder in Collcgien vereint st ehen , 
und die hauptsächlich sich in Folgendem äussern: 
1) Ko s tbarkeit. - Statt dass vieles ohnentgeltlich durch die 
Mitglieder der Gemeinde, des Craysses, der Provinz geschieht, so wird 
alles besoldet en Beamten übertragen, der en Gehälter den noch nich t im 
Verhältniss seyn können zu den wahren oder vermeintlichen Bedürfnissen 
ihres Standes - so kost en allein die 27 Provincial Regierungen der 
Preussischen Monarchie 27 mal 80 000 = 2 160 000 Rthlr., ohne Crayss­
behörden , Justizbehörden usw. 
2) Ein s e i t i g k e i t. - Zehen bis zwölf P er sobnen sollen die öffent­
lichen Angelegenheiten, so 300 000 P ersohnen betreffen , erkennen , leiten, 
entscheiden, verwalten ; da dieses unmöglich ist , so entsteht höchst ens 
ein Aufgreifen einzelner Gegenstände und im Allgemeinen eine Schein 
und Actcn Thätigkeit, oder ein Durchgreifen und häufiges Missgreifcn, 
Schwanken. 
3) L ä h m u n g durch die unvermeidliche Abhängigkeit von oben . -
Sie muss statt haben, wenn die Verwalteten nicht der Willkühr d er Ver­
walter preissgegeben werden sollen, dadurch entsteht ein langsamer, 
mit leeren Förmlichkeiten überladener, unbeholfener Geschäfts­
gang. 
4) V e r ä n d e r 1 i c h k e i t i n d e n S y s t e m e n . - Die Ver ­
waltung schöpft ihre leitenden Grundsätze nicht am; der Sache, der 
Landesverfassung, sondern wird durch allerley Wind der Lehre b ewegt, 
durch die Meynungen einzelner momentan Einfluss habender P ersohnen; 
heute prädominirt das Fabriquen System, morgen das der ungebundenen 
Handels und Gewerbe Frcyhcit; heute steht man fest bey dem Alten, 
H erkömmlichen, morgen löst man alles wild auf, bäuerliche Verhält­
nisse, städtische, Zunfteinrichtungen usw., einen tüchtigen ehrsamen 
Bauernstand sucht man in Tagelöhner, Brinksitzer, den Bürger in pa­
tentisirte Pfuscher und die ganze Nation in Gesindel zu verwandeln. 
5) V e r nicht u n g d e s Gemeingei s te s. - Statt dessen 
Unwillen und Abneigung gegen alles, was die Regierung vornimmt -
Gemeingeist bildet sich nur durch unmittelbare Theilnahme am Oeffent-
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liehen, er entspringt aus der Lieb e zur Genossenschaft, deren Mitglied 
man is t, und erhebt sich durch sie zu der Vaterlandsliebe. 
6) W i d e r s p r u c h z w i s c h e n d e n m i l i t a i r i s c h e n u n d 
h ü r g e r l i c h e n I n s t i t u t i o n e n. - Diese lähmen den Gemein­
geist, j ene, indem sie alle zur Landwehr aufrufen, setzen ihn voraus, 
und ohne ihn sinkt Landwehr unter den ehemaligen Zunftsoldat en -
ihn b eseelt wenigst ens der Zunftgeist, j ene, ohne durch höhere Motive 
belebt [zu seyn], sinkt zur allgemeinen L andmiliz herunter. 
Hat der r eine Buralism diese Nacht heile, so bilde man eine Gemeinde 
Crayss und Provinzial Verfassung, die mit Sparsamkeit, Lebendigkeit 
mitwürkt, eingreift, die Selbständigkeit und Beweglichkeit der Pro­
vinzial Behörden befördert, ohne die Verwaltet en ihrer Willkühr preiss 
zu geben . Auf diese Provinzial Verfassungen gründet sich eine Reichs 
Verfassung, die die Theile zu einem Ganzen unter der Leitung einer 
kräftigen Regierung verbindet. 
I st man zu der Errichtung dieser repräsentativen Instit ut ionen ent ­
schlossen, so frägt sich , welche Form will man ihnen geben, zu welcher 
Zeit will man sie ins Leben bringen? 
Man hält den gegenwärtigen Moment für unpassend, weil die Gemüt her 
lebhaft bewegt sind, man will einen ruhigeren abwarten - werden aber 
die Gemüther beruhigt, wenn man gerechte, auf Bundes Acte, Edicte 
und mannigfaltige Zusagen gegründete Erwartungen t äuscht, oder mit 
ihrer Erfüllung zögert? Wenn man einem treuen , besonnenen, tapferen , 
milden Volk, das im Jahre 1806 bis 1815 den schmählichst en Druck mit 
Resignat ion geduldet und mit H eldenmut die Fesseln gebrochen und 
dem Thron den alten Glanz wider errungen , aus Misstrauen die Wohl­
that en einer Verfassung vorenthält, in deren Genuss seine Umgehung, 
Franzosen , Belgier, Pohlen , Schweden sind? Sind gleich die Gemüther 
bewegt, so sind doch nir gends die Gesetze b eleidigt, die Schranken der 
Ordnung durchbrochen. Die democratischen und verwerflichen Grund­
sätze der Weimar 'schen Gelehrten können nur insofern verderbliche 
Folgen haben, als man die dem Volk gegeb enen Zusagen unerfüllt lässt, 
und diese Folgen werden weniger sich äussern durch an archischen Wider­
stand gegen die R egierung, als durch den ihre Kraft lähmenden Unwillen, 
wenn sie in Zeiten der Gefahren zu grossen Anstren gungen und Opfern 
j eder Art auffodert. 
Was nun die Form anbetrifft, die man der Verfassung zu gehen sich 
entschliesst, so kann man entweder sich zur Erschaffung ganz neuer 
oder zur Wiederher st ellung der alten , einen geschichtlichen Grund 
habenden, mit zeitgemässen Abänderungen bestimmen - und dieser 
letzter e Weg scheint mir der leichtere, der einfachere. - Er ist ein Ueher­
gang, keine Umwälzung, er stützt sich auf E rinnerungen, auf das Be­
kannte, er beseitigt die meta polit ischen, wcit führenden Fragen, mit denen 
sich unsere unpractischen Gelehrten und P am phletist en beschäft igen -

28* 
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und er beseitigt die durch den Lauf der Zeit unerträglich gewordenen 
Mängel. 
Wie dieses geschehen könne, und dass es geschehe, ist der Gegen stand 
der Bemühungen der Westphälischen Stände, ihrer bereits nach Berlin 
gerichteten und j etzt erneuert werdenden Anträge. Ich beziehe mich 
auf die Eingaben, welche meine Westphälischen Freunde, die Graf v. Nes­
selrodt, Herr v. Wylich, Romberg, H övel, Mirbach theils eingegeben 
haben , theils eingeben werden, und empfehle diese braven, besonnenen, 
tücht igen Männer , die das alte R echt, zeitgemäss abgeändert, für ein tüch­
tiges, frommes, verständiges Volk, das bis 1806 sich in seinen alten 
Formen bewegte, zurückfodern - mögen gleichgesinnte Staatsm änner 
und Rathgeber den vort refflichen König in dieser Angelegenheit leiten, 
damit eine weise befriedigende Verfassung gegründet werde. Es bleibt 
mir nur die Bitte übrig, dass E. H. von dem Inhalt dieses Schreibens 
gegen den Staatskanzler keinen Gebrauch machen , denn seine v on ihm 
gegen mich von 1813 an beobachtet e strenge Zurückhaltung j eder Mit­
theilung über innere Angelegenheiten beweist , dass meine Theilnahme 
daran einen nach theiligen Einfluss auf die Sache selbst haben würde .. . . 
P. S. 3. Januar 1818 
Ich kann meinen Brief nicht zusiegeln, ohne noch eine Bemerkung 
hinzuzusetzen. 
Der Staat skanzler hat einen persöhnlichen Grund mehr, um sich von 
denen Rathschlägen des Fürst en Metternich nicht leiten zu lassen, da 
dieser ihm so viele Beweise von Treuloosigkeit, Leichtsinn und Mangel 
von Wahrheit gegeben und ihn in der Sächsischen Angelegenheit dupirt 
hat. - Einer der thätigen Apost el Metternichs ist der H annövrische 
Gesandte in Wien, der nichtswürdige Graf Ernst Hardenberg 1) , ge­
scheut, gemein, schlau, schmarotzend bey allen R eichen, geizig und 
wuchernd, so dass er auf Pfänder ausleyht und junger Leute Leich tsinn 
und Verschwendung auf jüdische Weise missbraucht. Ernst H ardenberg 
hofft , auf Münst er zu würken. 
Der Kayser von Oesterreich weiss, dass sein Volk missvergnügt ist über 
seine Finanzoperationen u. sein schlechtes Regierungssyst em; er fürchtet 
ständische Verfassung, er sucht, sie bey andern zu verhindern, weil er 
besorgt, sie bey sich einführen zu müssen. Es wird aber wohl kein 
Preussischer St aatsmann die Oesterreichischen Regierungsmaximen zu 
seiner Richtschnur wählen , oder auf den Preussischen Staat anwendbar 
finden; er wird sie nicht in diesem Land suchen, das alles freye Streben 
des menschlich en Geist es durch Piarist en Erziehung, geheime Polyzey, 
schwerfällige Dienstformen zu unterdrücken bemüht ist - und dessen 
Handlungsweise E. H . im Jahr 1813 und 1814 genau k ennen zu lernen 
Gelegenheit gehabt haben. 

1) S. Bd. IV. S. 148 Anm. 3. 
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Frankfurt, 5. Januar 1818 

Die ständischen Bestrebungen des wcstfäliscl•cn Adels 

Zuerst den Wunsch eines glücklichen, frohen neuen J ahres für Euer 
Hochw.; möge es uns das R esultat unserer Bemühungen sehen lassen. 
Morgen geht Doctor S[chlosser] von hier nach Bonn - ich wünschte, 
Sie setzten sich mit Romberg, mit Nesselrode in Verbindung, diesem 
schreibe ich heute ausführlich 1) mit der Bitte, Ihnen beyden alles zu 
zeigen. Der König hat sich vorzüglich günstig für die Markaner ge­
äussert, er ist von ihrer Anhänglichkeit überzeugt, ich glaube, man müsste 
ihm die bey dem Staatskanzler geschehenen Anträge anzeigen, nicht 
beschwehrend, sondern nur um ihn von der Sache in K enntniss vor­
bereitend zu setzen - diess müsste H. v. Romberg übergeben. 
Ich wiederhole es, Vertrauen auf Gott, Muth, Beharrlichkeit, Einigkeit. 

Stein an Nesselrode Frankfurt, 5. Januar 1818 
St. A. K onzept 

Die Einreichung cler Denkschrift.en über ständische Verfassung u11d Adclsverfassu11g 
bei Hardenberg und beim Köriig. 

Le depart de Schlosser me fournit l'occasion et m'impose l'obligation 
de vous ecrire sur le sujet qui nous occupe. II vous r cmettra un memoirc 
sur l 'etablissement des Ctats et sur la constitution de l'ordre de la noblcsse, 
l'un et l'autrc pour en examiner le contenu et le remettre au chan­
celier 2). 
Im folgenden wiederholt Stein grösstenteils wörtlich seine Ausführungen 
aus dem Brief vom 17. Dezember 1817 über die Form der Uebergabe der 
Denkschrift (Absatz 1 bis 4). 
Die Stände der Grafschaft Mark haben sich mit einigen Modificationcn, 
an die übrigen angeschlossen und zu ihren Deputirten die H. von Hövel 
und von Rombcrg ernannt. 
'Vahrscheinlich wird nicht eine bestimmte, entscheidende Antwort 
während der Anwesenheit des Staatskanzlers erfolgen, das müsst e m an 
aber doch zu hewürken suchen, dass er eine Zusammenkunft von den 
Stände Directoren und einigen tüchtigen Männern aus allen Ständen 
veranlasste, um sich über die ihm abgegebenen Verfassungsvorschläge 
zu bcrathen. 
E s haben kürzlich die Ostpreussischen Stände eine sehr dringende Vor­
stellung an den König wegen Wiederherstellung und Einführung der 
ständischen Verfassung erlassen 3), welche auf den König einen sehr gün­
stigen Eindruck gemacht hat. Ich rathe daher, dass die Stände Dircc-

1) Folgt nachstehend. 2) S. oben S. 426, Anm. I. 
3) Gemeint i st wohl die Eingabe vom 4. September 1816. Geh. Staatsarchiv Berlin 
Rep. 74. H. IX. Nr. 9, dort auch die in der Tat entgegenkommende Antwort. 
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toren die h eyden Denkschriften hey dem König durch den Obrist von 
Rombcrg überreich en und ihm sagen , dass sie sie b eyde dem Staatskanzler 
über gehen, und ihn bitten, de m Staatskanzler aufzugeben, ihre An­
träge zur Würklichkeit zu bringen. General Wolzogen 1) wird wegen 
der Deutschen Militair Angelegenheiten h ey dem Staatskanzler seyn, 
seine Gesinnungen wegen repräsentativer Verfassung sind mir vortheil­
haft bekannt, man kann mit ihm über diese Angelegenheiten sprechen, 
und sein Einfluss auf den Staatskanzler und auf den Kronprinzen, den 
er häufig umgibt, wird sehr vortheilhaft seyn. 
E s wird nöthig seyn, dass immer j emand von denen D eputirten oder 
Directoren sich in Bonn in der Nähe des Staatskanzler s aufhalte und die 
Sache verfolge. Er will immer warm gehalten seyn. 
Tout ceci, mon eher ami, pour vous, le Cte. Spee et Mirbach en grande 
confidence. - Vous pourrez aussi communiquer avec Romberg et 
Hoevel. 
Adieu, mon eher ami, confiance cu Dieu, courage, perseverance, union . 

Stein an Arndt Frankfurt, 5. Januar 1818 
Nuch e iner vou Stciu korrig ierten und s czcichnc tcn Abschrift im St. A. nu 3 

Der Kampf urn die Einführung stii11discher Verfassungen . Zwischen Liberalismus 
mul R calr.tion. Fiir eine cigcnstiindigc cms den historischen Kriiftcn organisch er­
wachsende St.aarsverfasmng. Ideal der ständischen. Gliederung. Gegen Standcsdünlccl, 
Kastengeist und K lasse11lrn111pf 

Die Frage wegen landständischer Verfassungen wird gegenwärtig von 
allen Seit en abgehandelt; die Mehrheit will dergleichen Instit utionen 
in das L eb en gebracht haben , manch e, und leider die Machthaber, suchen 
sie zurückzuhalten und zu beseitigen. E. Wohlgeboren ist es nicht 
unbekannt, zu welcher Partey ich gehöre. 
Bey diesem Zustande der Dinge sollten doch alle Freunde einer gesetz­
lichen Freyheit sich vereinigen, um das gem einschaftlich e Ziel zu er­
ringen ' und den gemeinschaftlich en F eind zu bekämpfen, und nicht unter 
einander sich v erunreinigen, nicht durch Unbesonncuheiten Blösscn 
geben und sich wechselseit ig schaden. 
1) J . A. Wilh. Ludwig Frhr. v . Wolzogcn (1774-1845), ursprünglich würll cmbergisc11cr, 
dnnn preussischer Offizier, dnm1 wied er im würllembergisehen Dienst al s Erzieher des 
Prinzen Eugen von Württemberg (1801- 1804). Nach dem Ende des Krieges von 1805, 
an dem \Volzogen bei der württembergisch en Armee teilgenommen hatte, suchte er , wieder 
in prcussische Dienste zu kommen. Da dieses aber , hauptsächlich infolge der seit 1806 
veränderten Verhältnisse, nicht möglich wnr, ging Wolzogcn nnch Russlund. Im Feld­
zug von 1812 wnr er im Genornl stnb Bnrclay de Tollys, 1813 im Hnuptquarticr des Zaren, 
dnnu Genernls tnbschef des vorwiegend nus sächsischen Truppen bestehenden 3. Armee­
korps der Verbündeten , mit dem er den Feldzug nm Niederrhein mitmachte. 1814 wieder 
in preussische Dienste übernommen, erhielt er lßlS den Auftrug, den Prinzen \Vilhelm 
und Friedrich militiirwissensclrnftlichcn Unterricht zu erteilen. Ende lßl 7 wurde er 
l\:litglied der Mililiirkommission des Bundestags in Frnukfurt und verblich in dieser 
St cllung bis 1836. 
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Die wahren Widersacher der guten Sach e sind das Beamtenheer. Diese 
wünsch en , gut b esoldet , mit Bequemlichkeit, durch p cn sion s pragmatiqucs 
für das L eb en gesich ert, ihr geheimnissvolles Schreibcrwerk fortzutreiben; 
sie ahnen es, dass durch eine repräsentative Verfassung für sie eine 
wahre Ver antwortlichkeit, nicht eine Schein Verantwortlichkeit wie 
jetzt gegen ihre 70 Meilen entfernten überladen en Oberen, vorhanden 
seyn wird, und dass ihre Zahl sich verringern muss. Statt nun die aus 
diesem Zustand der Dinge entst ehenden Hinderni se zu b eseit igen , 
schreit man gegen die Arist okrat en, die ohne walll'en Einfluss sind, und 
predigt den reinen Dem okratism , b egeht Narrheiten wie die der H erren 
Fries 1), Oken 2) und Jahn, und giebt d en Widersach ern Gelegenheit, 
das Ganze verdächtig und den Fürst en gehässig zu mach en. 
So gehen wir blind in der I r re und h etzen uns auf die tollst e Art gegen 
einander; der eine will das Volk in einen grossen Brey auflösen, a lle 
Gliederungen und Absonderungen zerstöhren , der andre will die Bauern 
in Taglöhner, die Bürger in patentisirte Pfuscher und das Ganze in 
ein Aggregat von Gesindel, Juden , n eu en R eich en , phantastisch en 
Gelehrten v erwandeln u. s. w . 
Der gegenwärtige Moment ist wichtig und verhän gnissvoll. Männer, wie 
E. Wohlgeboren , die im Getümmel des praktischen L eb en s und in 
mannigfaltiger Bewegung und Berührung gelebt, sollten ihre Stimme 
erheb en und ihren Einfluss geltend mach en . 
Wir leb en in einer Zeit des Ueb ergangs, wir müssen also das Alte nicht 
zer stöhren, sondern es zeitgemäss abändern und uns sowohl den demo­
kratischen Ph.antast en als den gemicthet en Ver t h eidigern der Fürsten 
Willkühr widersetzen. Beide ver einigen s ich , um Zwietracht unter den 
verschieden en Ständen der bürgerlich en Gesellschaft zu erregen , in 
entgegengesetzten Absichten , die einen , um alle Versuche, eine repräsen ­
tative Verfassung zu bilden , zu vereit eln, die andern, um das Unhaltbare 
ins Leben zu bringen. 
Dieser Hass unter den Ständen , u nt er Bürgern und Adel, bestand in 
den blühendst en Zeiten der Deutsch en Srndte, im 13ten bis 16ten Jahr ­
hundert nicht; jeder Stand hatte seine Elire, zwisch en ihnen b estand 
ein wech selseitiges Band der Dienstleistungen, des Umgangs, durch 
Verfassung und Sitten geknüpft. 
Diese Stände müssen n eben einander best ehen , nich t durch einander ge­
m en gt , ein Geschlechts und Güter Adel, k ein Dienst-, Brief-A<leJ , ein 
tücht iger Bürger und Gewerb Stand, ein chrsam erfreyer Bauernst and, kein 
Tagelöhner gesindel: und so st eht der alte durch den Lauf der Zeit ge­
schwächte Stand der Frey en wieder da, ersch eint in der Gemeinde, am Amt s 
oder Crayss Tage, auf dem Landtage, auf dem R eich stage zum Ber ath cn 
und Beschliessen , und greift in gemeinsamer N ot h zu W ehr und Waffen. 

1
) S. oben S. 420, Anm. 2. 2) S. oben S. 422, Anm. 1. 
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Ein solcher Zustand der Dinge lässt sich au s dem Best ehenden ent­

wickeln und selbst die alten Ben ennungen, in j edem Lande einheimisch 

und b ekannt und verständlich, b cybehalten , z. B. Erbentag, Kirch­

spielstag, Amtstag, anderwärts hcisst er Hofgericht oder Schöffcntag 

u . s. w. 
Auf diese Art wird nicht alles zertrümmert und ein n eues aus der Luft 

gegriffenes Gebäude, ohne F estigkeit und Haltung aufgeführt. 
Gott gebe seinen Segen und schütze sein frommes, mildes und tapferes 

Deutsch es Volk gegen Anarchie, Willkühr, fremde Invasion. 
Nun wünsche ich E. Wohlgcb. ein glückliches, frohes neues Jahr und 

wiederhole die Ver sicherung der beständigen und ausgezeichneten Hoch­

achtung und unwandelbaren Freundschaft. 

Stein an Alten st ein Frankfurt, 6. Januar 1818 
Prcuss. Stontsbib1iothck Dcrlin 

Die bevorstehende A11k1iuft des Staatskarizlers am Rhein. Stein drängt auf Einfi.ih­

mng einer provin:ialständischen Verfassung. Die österreichischen reaktionären 
Q1iertrcibereien , die Theorie vom Erwartungsrecht. Stein gegen alle derartigen so­

phistischen Auslcgm1gen des A rtikels 13 der Bundesakte, verweist auf deren ver­
hängnisvolle Riickwirlmng auf die p olitische M oral und deri politischen Sinn im 

pre1issisclien Staat und im prcussischen Volk. 

Die Ankunft des Staats Kanzlers erregt b cy allen grosse Erwartungen, 

man hofft auf Anordnungen , die sich auf V crfassung der Kirche und L ehr­

anstalten b eziehen - m öge ein Thcil nur erfüllt werden . .. 

Empfehlung des Geheimra(s Dr. Wenzel für eine medizinische Professur 1). 

Die Erwartung aller auf Bildung einer Provinzialvcrfassung ist allge­

mein gespannt; die Männer , welche E. Exccllcnz b ey Ihrer Anwesenheit 

haben k ennen lernen, und der en Achtung und Vertrauen Sie sich in 

hohem Grade erworben , werden die Sache nun fortführen, und S[chlosscr] 

wird Ihnen von Bonn oder Cöln schreiben und die überreichte D enk­

schrift zusenden. 
Ein Haupt Hindcrniss erhebt s ich von ausscn , nämlich die Einwürkung 

des Ocstcn cichisch en Hofes, dieser fürchtet , da s das Bey . picl der Nach­

barn ihn zu stiindisch cn Instituten nöthigcn werde, er lch1·t aber gcmcin­

schaft lich mit B [aycrn ?] der Art. 13 geb e den Unterthancn nur ein Er­

wartung. R echt, die Zeit und Art scy den Regierungen überlassen - ver­

einigten sich Stände und Fürst nicht, und es entständen Unruhen, so 

sey der Bund verpflichtet, sie mit Gewalt zu unterdrücken, ohne berech ­

tigt zu scyn, die Veranlassung zu den Unruhen zu prüfen. 
Diese Grund Sätze werden bcy vielen hier einen lebhaften Widerspruch 

finden, sie sind sophis tisch und absurd. - Was ist ein Erwartungs R echt? 

1) Karl Wenzel (1769- 1827), frankfurtcr Arzt, der sich ausscr seinen Vcrdicnstcu auf 

dem Gebiet der Geburtshilfe auch noch solche um die Organisation des Laznrcttwcscns 
in Frankfurt 1812- 1814 erworben h a tte, und der Stein wohl nus dieser Zeit her bc­
kaw1t wnr. 



Quelle: Freiherr vom Stein, Bd. 5, Berlin 1933 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
URL: http://www.westfaelische-geschichte.lwl.org 

9. JANUAR 1818 441 

Ein Recht, dessen Erfüllung auf Zeit und Art von der Willkühr des Ver­
pflichtet en abhängt. Solche Sophismen gehören zu den dialcctischcn 
Spielen, wo man durch captiöse Fragen einem beweist , dass er drey 
Augen hat u. dgl., sind aber des Ernst es und der Religiosität, die grosse 
Angelegenheiten erfodern, unwürdig. 
Mit solchem Gaukelspiel hält man das Fortschreiten des menschlichen 
Geist es, d en herrschenden, laut ausgesprochenen Wunsch , die Vortheile 
einer repräsentativen Verfassung zu geniessen, den Einfluss des nahe 
gelegenen Frankreichs, seiner Zeitungen und politischen Litteratur nicht 
auf, man verliehrt das Vertrauen, das nöthig ist, um leitenden Einfluss 
zu besitzen, reizt zum Unwillen, und äussert dieser gleich sich nicht durch 
anarchistische Bewegungen, so lähmt er doch allen Gemeingeist und mit 
ihm die Bereitwilligkeit, grosse Opfer zu bringen in Zeiten [der Not] 1) und 
Gefahr . Auf diesem Gemeingeist beruht aber das Militair und Finanz 
System des Preussischen Staats, ohne ihn keine tüchtige Landwehr, 
kein zum äussersten Kampfe, zu Aufopferungen und Hülfsleistungenjcder 
Art ber eites Volk, das durch moralische Kraft die N achtheile, so aus 
minder en R eichthum, Volkszahl und Unzusammcnhang der Monarchie 
entstehen, er setzt. 
Ew. Excellcnz dieses weitläufig auszuführen, ist überflüssig, und breche 
ich aus Achtung für Ihre Zeit ab. 

Stein an Marschall [Frankfurt , 9.( ?) Januar 1818] 
St. A. Stiiudischc Angclcgcuhcitcu des Herzogtums Nussuu. Konzept . 

Die 11assauisc11en Landstände. 

Die mir von Euer Excellenz mitgeteilte Nachricht von der Zusamm en­
herufung des Nassauischen Landtags ist mir sehr erfreulich - möge er 
würklich dem Lande nützlich seyn und die beyden entgegengesetzten 
Klippen solcher neuen Ver sammlungen ,der Turbulenz und Nullität, 
vermeiden und die Erwartungen des Fürst en und derLandcs Einwohner 
erfüllen . 

Stein an Walderdorff Frankfurt, 9 . Januar 1818 
St. A. Stündischc Angclcgcuhcitcn tlcs Herzogtums Nussnu 

Zweikammersystem. Die 11assa11ischeri Landstände. 

Nach dem allgemeinen H erkommen in den Deutschen Ländern, wo 
noch Stände vorhanden, thcilen sie sich in zwey Bänke, eine ständische, 
eine des Adels . Soll dieser nicht ganz unter gehen nach dem Wunsch 
unserer Demokraten, so muss er eine getrennte Corporation ausmachen. 
Die Zusammenberufung des Landtages im Nassauischen halte ich für 
ein günstiges Ereigniss. Möge er die beyden Klippen dar Turbulenz und der 
Nullität vermeiden, dem Lande nützlich werden und ein dem Württem-

1) Abgerissen. 
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b ergischen Landtag entgegen gesetztes Beyspiel geben. Ich besorge seine 
Nullität, wenn ich die Schwierigkeiten crwüge, die man fand , um die 
Unterschriften zu einer Vorstellung zu erhalten, worin man die Zu­
sammenberufung des Landtags bescheiden erbat [ ?] 1 ) 

Stein an Spiegel Frankfurt, 11. J anuar 1818 
NncLluss Spiegel. - Noch Pcrt.z, Stein V. S. 185 . Dort volLitündig. 

Die Verhandlungen am Bundestag. M etternichs sophistische Interpretation des A r­
tikels 13 der Bundesakte. Stein gegen den bürokratischen Liberalismus. 

Abwicklung des Tauschgeschäft's Birnbaum-Cappenberg . 
Gleich m ethodisch bewegt sich d er hiesige Bund, getanzt und dinirt wird 
sehr fleissig, man sucht den Art. 13 derBundes Acte hinwegzusophisti­
ziren, der grosse Mephistophclcs in Wien lehrt, er gebe nur ein Erwar­
tungs R echt den Völkern, der Grundsatz st ehe da; wann und wie er in 
d as Leben tret en solle, sey der W eisheit der R egierungen überlassen. Der 
durch die lautere Milch des J esuitismus noch ungetrübte Menschenver­
stand lässt sich dlll'ch diese dialectischcn Fechterstreiche nicht irreleiten, 
sieht mit Unwillen und Wehmuth die Erbitterung der Völker wachsen, 
d en Einfluss des dcmocratischen Unsinns sich vermehren, den ccntrali­
sirenden Buralism über all mehr eingreifen, die grossen Angelegenheiten 
Deutschlands verwahrloost bleiben. 
In der Anlage habe ich die Ehre, E. Hochw. Hochg. einen kleinen Auf­
satz über die Zusammensetzung der reprüscntat ivcn Corporation zuzu­
senden, der aber vorsätzlich noch nichts v on denen ihr beyzulcgendcn 
Gerechtsamen sagt , und es auf eine andere Zeit ver spart .. 

Arndt an Stein 
St.A. R u3 

Bonn, 18. Januar 1818 

B eto11t seine Uebereinstimm.m1g mit Steins ständischen Verfassungsideen und dessen 
Ablch11u11g der westlichen politischen Ideologien, insbcso11dere der Ideen von 1789. 
B evorstehe11des Erscheinen des 4. Bundes des „Geistes der Zeit" . Vertrauen auf die 
L ebenskraft des „germa11ischen Löwen, der nach ei11em jammervolleri Schlaf der 
Faulheit und Glcichgiiltiglceit .. .. erwacht ist." 

Euer Exccllcnz wünsche ich zuvördcrst aus vollstem Herzen ein fröh­
liches Neujahr und Gesundheit und H eiterkeit , nebst einem guten Ge­
wissen die schönsten Güter des kurzen Lebens. 
Ihren t euren Brief vom 5 t en dieses Monats hat H err Schlosser m einer 
Frau übergeben. An dem Tage, als er 1) hichcr kam, war ich nach Koblenz 
gefahren , wo er eben abgereist war, und so ist es geschehen, dass wir ein­
ander verfehlt haben, 
Ich unterschreibe Euer Excellenz Ansichten der Zeit und der Bedürfnisse 
unser es geliebten Vaterlandes aus ganzem H erzen. Wir können , wie 

1) S. oben S. 366. 2) „ich" in der Vorlage. 
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unser ganzer politischer Zustand ist und unser Gcmüth steht, das Vor­
nehme, womit uns Menschen anködern, die uns nichts gehen wollen, 
gar nicht gebrauchen, sondern unsre alten Landstände mit Ergänzungen 
undAnwendung, wie die Zeit sie fordert, die müssen unsere K eime poli­
Lischen Lebens fa scn und die flüchtigen und sich selbst überbiet enden 
und überfliegenden Geister der Zeit binden und gestalten. Und die e 
Landstände sind gegeben in dem Adel, der landsässig ist und durch sein 
Vermögen unabhängig für das Wort und die That der Freiheit, im 
Bauer, der Lehnsmann des Staats werden muss und kein Hinundhcr­
ziehcr und Hinundherverkäufer des Besitzes, im Bürger, durch Zünfte 
und Innungen für alte Treue und Achtbarkeit geschlossen, und v ielleicht 
auch in d en Geistlichen. Das ver st eht sich von selbst , dass die untere 
V crwaltung (welche eigentlich die obere und zu j edem Stolz und j eder 
Tugend der Freiheit die bilclcndst c ist) und die ganze P olizei, womit 
j etzt so viel widerliches Unwesen getrieben wird, wieder in die Hände 
des Volks gegeben werden muss. Ich bin j etzt b eschäftigt , einen v iert en 
Thcil des Geistes der Zeit auszuarbeiten, der Ost ern erscheinen wird 
und den ich alsdann Euer Exccllcnz überreichen werde 1) . Darin werde 
ich mich und die Neigung und Meinung des Volks unverholen über 
manche Gegenstände au sprech en. Ziemlich habe ich es schon gcthan 
in einer kleinen Abhandlung, die unter der Ucbcrschrift „U c b e r 
Bau c r n und Fürst c n" in meiner im Jahr 1815- 16 in Köln 
herausgegebenen Zeitschrift „ Der Wächter " st eht . 
Ucbrigens übe ich feste H offnun g auf Gott und auf einen wirklich treff­
lichen und ernst en Sinn unser es g ulcn Volkes, der sich in so vielen Er­
scheinungen offenbart, wieviel auch von allen Seiten gefaselt und ge­
sündigt wird. E s werden von Ost en und W esten gewiss heftige Stürme 
auf uns cinbrauscn , aber ich dünke mir, fast mit Gewissheit zu sehen , 
dass d er germanische Löwe, der nach einem jammervollen Schlaf der 
Faulheit und Glcichgiil t igkcit von drei J ahrhundcrtcn erwacht ist , allen 
Gefahren gewach cn scyn wird. So offcnbai·t s ich in v ic1cm V crworrcncm 
und Eitlen doch Sinn und Streben nach allen Seiten hin. 
Gott segne Sie denn, Gott segne da. ganze Vaterland, ohne welches 
Ihnen keine irdische Freude kommen kann. Wir haben zu viele hohe 
und hehre Bilder der Zeit, in welcher wir l eb en, und Gott hat mehr mit 
uns gemeint als eine hlossc Ironie einer furchtbaren Tragikomödie. 

Stein an eine Unbekannte 
Archiv des Gocthc· Schillcr-Muscurns, \Vcirnnr 

[Frankfurt ,] 22 . Januar 1818 

Dan1'f'ur die Ueberse11d1tng eines Briefes von Goethe. Plari ci11cr gem einsamen R eise 
mit Goethe nach und durch Westfalen„ 

Für die Mitthcilung des G[octhc'schcn) Briefes empfangen Sie, gnädige 
Frau, meinen h erzlichen Dank - ich freue mich , im Gcclächtniss dieses 
1) S. unten S. 517. 
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grossen Mannes noch eine Stelle zu behaupten, und wünschte, er b e­
suchte wieder einmal unser e Lahnthäler , um von hier aus eine Ex­
kursion an die Ufern der Ruhr und Lippe zu machen, damit er ein in 
Hinsicht auf Gebürgskunde, Gewerbefleiss und die Sitten und Ein­
richtungen der Bewohner höchst inter essantes Land kennen lerne. Er 
versprach mir 1815 einen Besuch, um von Nassau aus die Wanderung 
in das Land der rothen Erde fortzusetzen, aber die H offnung blieb 
unerfüllt. 

Stein an Spiegel Frankfurt, 27. Januar 1818 
Nuchlnss Spiegel. - Nnoh Stein V. S . IOSf. 

Verteidigt Schlosser gegen den Vorwurf clcs Ultramc ntanismus. Die stänclischcn 
B estreburigcn cles westfälischen Adels , insbesondere clie Denlcschrift über clie Ver­
fassungsver/i.iiltnisse der Lande Jülich, Clevc, B erg und Marle. Das cappenbcrger 
Tauschgeschäft. Der Staatsrat. 

E. Hochw. 1-Iochg. sehr ver ebrliches Schreiben erhielt ich gest ern. 
Uebcr eilen Sie sich nicht in Ihrem Urtheil über Dr. Schlosser; er ist ein 
Mann von vielem Geist, sehr entfernt, ein Ultramontaner zu seyn, viel­
mehr ein Vertheidiger der bischhöflichen und kirchlichen Gewalt gegen 
die päbstliche. Ich bat H errn v. Vincke , ihn bey Ihnen einzuführen und 
sich mit Ihnen wegen der ständischen Angelegenheiten zu besprechen, 
worin er seit verflossenem Jahr arbeitet. 
Die Uebereinstimmung in denen Bemühungen, Schritten, Aeusserungcn 
aller Wcstphälischen Stände würde von gr osser Würkung scyn, fahren 
also E. Hochw. Hochgeb. fort in Ihren Bemühungen; ich werde Ihnen 
die gedruckte Denkschrift der Cleve Märkisch Jülisch Bergischen Lande, 
so über geben werden soll, durch sichere Gelegenheit zuschicken, vor­
läufig zu Ihrem Privat und alleinigen Gebrauch, bis sie förmlich bey der 
Behörde wird übergeben seyn .... 
Mein einziger Wunsch bey den Tauschgeschäfte ist, allen Anschein der 
Habsucht von mir zu entfernen, und zum Abschluss zu gelangen, der 
Fleiss des Eigenthümers, Sparsamkeit u . s . w. müssen dann manchen 
V crlust decken , manchen Vortheil darst ellen, den eine Domainen 
Administration der Natur der Sache nach nicht erlangen kann. 
Ich freue mich, dass wieder von Zusammenberufung des Staatsraths 
die Rede ist, hoffentlich werden die ständischen Angelegenheiten auch 
zur Sprache kommen, Ihre Gegenwart wird dann sehr wichtig seyn. 

Görrcs an Stein 
St. A. R u 3 

Coblenz, 30. Januar 1818 

Ueberserulet seine Schrift über clie koblenzer Adresse. Die Audienz bei Hardenbcrg. 

E. Exc. erhalten beylicgend eine kleine Schrift, die eben die Presse 
verlassen 1). Da sie alle Hunde loslassen und die aus allen Löchern 

1) S. oben S. 428, Anm. 1. 
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hervorbellen, so habe ich wohl auch endlich mein zweyjähriges Still­
schweigen brechen müssen. Dass ich es in würdiger Axt gethan, davon 
werden E. Exc. beym Durchlesen sich überzeugen . Ich habe mitunter 
scharf geschnitten, wo die bösen Schäden liegen , das lässt sich nun 
einmal nicht ander s geben. Die Audienz ist mir b esonder s von der Seite 
interessant gewesen, weil ich dem Staatskanzler dabey in ungewöhn­
lichen Verhältnissen, wo die allgemeinen Redeformeln bald zu Ende 
gingen, zugesehen , wie die Gedanken sich bey ihm bildeten, und mich 
dahey überzeugen konnte, dass er die Nothwendigkeit einer andern 
Ordnung der Dinge fühlt und darüber seine Partey genommen, aber 'bey 
der Ausführung von allerley Sorgen, b esonders der entgegengesetzten 
Parteyen wegen, sich erschrecken lässt, und darum immer nach dem 
Mittelwege sucht. Der Knoten wird inzwischen doch endlich zum Brechen 
kommen; h at Oesterreich, das gegenwärtig seinen Anfall hat, diesen er st 
überstanden, dann wird sieh wohl die Sache zu rechte legen, da der 
Mensch einmal nicht durch Mauern und Wände kann. In meiner An­
gelegenheit ist nun auch vorgestern entschieden worden, und es ist mir 
lieh, dass dieser böse Stein des Anstosses für die Mcynung endlich weg­
geräumt worden. 

Stein an Görres Frankfurt, 2. Februar 1818 
Noch Pcrtz, Stein. V. S. Jß2 ff. 

Dank für die Mittcil1i11g seines B erichts iiber die Audienz bei Ilardenberg. Die De11k­
schrif1 des jülich-bcrgischen Adels. Der nassauische Landtag. D ie Unterdrückung 
der öffentlichen M einung fa Prcussen durch Kamptz und Wittgenstei11. 

Für die Mittheilung des Berichtes u. s . w. 1) danke ich E. W „ ich las ihn 
mit der grösstcn Thcilnahme und hin überzeugt, dass sein Inhalt für 
Regierer und R egierte belehrend seyn werde. Es wird gewiss manches 
zur Reife gedeihen, und das Alte, insoweit es unhaltbar ist, verdrängt 
werden< ich glaube aber, dass zur Beförderung des Guten nöt hig wäre, 
die Absendung eines gescheuten Mannes nach Berlin, der die Sache 
dorten nach der Rückkehr des Staatskanzlers b etreibt - und wer wäre 
tüchtiger hie zu als E. W ? 
Die Westphälischen Stände, zu denen ich mich nach Besitzthum, Zu­
neigung, freundschaftlichen Verbindungen, 23jährigem Aufenthalt rechne, 
haben es nicht unterlassen, die Wiederher st ellung ihrer Verfassung, die 
bis 1806 im Lehen war, zu fodern, und als Recht zu fodern; sie werden 
in coetu eine ausführliche Denkschrift an den Staatskanzler übergeben, 
wovon ich alsdann E. W. ein paar Exemplare mitthcilen werde. Auch sie 
werden nach Berlin eine oder mehrere P ersohnen senden , um ihre Ange­
legenheiten zu betreiben, dieses eröffne ich ihnen im engst en Vertrauen. 
Der Landtag im Nassauisehen ist ausgeschrieben 2), die Wahlen werden 
1) S. den letzten Brief. 
2

) Durch Edikt vom 31. Jnnunr 1818. Verordnungsblatt 1818, S. 5. 
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am 12ten, 13ten, 14ten gehalten, ich besorge, es wird ein schlaffer, un­
beh olfener Geist sich äussern, unt erdessen werde ich zu dem Landtag 
nach Wiesba den geh en 1) , sobald er eröffnet ist, und versuchen, eine Ab­
änderung der Gem einde Ordnung zu b ewürken, die, statt einen Ge­
meinde Geist hervorzub1·ingen, diesen ganz t ödtet und das Gemeinde 
\Vcscn zerrüttet . E. W . würden mich sehr verpflichten, wenn Sie mir 
noch einige Exemplare von Ihrem Bericht zusendeten. Wie ist denn 
Ihre Sache entschieden? . .. 
Man spricht von der Pressfreybcit im Preussischen, diese existirt aber 
keineswegs, die Ccnsur ist in den Händen des Polyzey Ministerii, des 
nichtswürdigen Fürst Wittgcnstein und seines Gchiilfen H errn 
v. K amptz 2) , eines wahren Phili ters - die von dem Polyzey Minister 
gegebene Instruction an die R egierungen ist in dem Geist der, welche 
F igaro b eschreibt 3). - D er Vorgang mit Mallinckrodts W estphälisehem 
Anzeiger ist würklich scandalös 4) ; man überlieferte Mallinckrodt einem 
höch st tactloosen , plumpen Censor , einem gewissen LandrathHiltrop 6) , 

d er auf die unverständigst e Art . ein Amt ausübte. - Die Zei tschrift 
war gut und gemeinnützig, Mallinckrodt hatte sich viele F einde zu­
gezogen durch seinen bissigen, hämischen Character, und dass er die 
Discussion über die bäuerlichen Verhältnisse in Westphalen mit Bitter ­
keit und Feindseligk eit gegen die Gutsbesitzer führte, die mit Gründ­
lichkeit, Wahrheitsliebe und Klugheit geführt werden musste. E s bleibt 
immer nachtheilig, dass die Zeitschrift unterdrückt worden . 

1) S. unten S. 460 ff. 
2) Karl Cris t . Albr. H cinr. v . Kamptz (1769- 1849), ursprünglich in mecklenburgischen 
Diensten, 1805 kurbrandcnburgischcr Assessor am Reichskammergericht, 1812 im De­
partement der höheren Sicherheit spolizei angestellt, ein Amt, in dem nur die Hürte und 
Enge des als Juristen vorzüglichen Beamten zum Ausdruck kam, besonders bei der Ver­
folgung der nationaldcutschcn Bestrebungen, durch die er zu einer traurigen Berühmtheit 
gekommen is t. Sein Hass gegen die burschenschaftlich e junge nationale Bewegung wurde 
besonders angefacht durch d ie - an sieh unberechtigte - Verbrennung seines „Codex der 
Gendarmerie" beim \Vartburgfcst . Das Buch , ein reines Verwaltungshandbuch, verfiel 
nur wegen seines den Bursch en suspekten Titels dem Flammengericht. K umptz wurde 
1817 Direktor im Polizeiministerium, Mitglied des Staatsrats, 1822 ausserdem noch Di­
rektor der Abteilung für Kultus und öffentlichen Unterricht. Spiitcr wurde Kamptz 
Direktor im Justizminis terium und Vorsitzender der Jus tizabteilung des Staatsrats, 
1832 Justizminister. 
3) So bei Pertz, der hier wahrscheinlich ein Wort ausgelassen h a t. Offenbar ist zu lesen : 
„in dem Geist der Borniertheit, welchen Figaro beschreibt". Vgl. unten S. 510. 
4) Aruold Mallinckrodt (1 768- 1825), d ortmundcr Lokalhistoriker, der seit 1798 den für 
das geistig-politische Leben \Vestfnlcns in jener Zeit recht bedeutsamen „ \Vestfiilischen 
Anzeiger" herausgab . 
6) Landrat in Dortmund. 
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Schreiben der V crtret cr des münst cr'sch en Adels an Stein 

St. A. fln l 
Münster, 12. Februar 1818. 

Geben ihm Kwntnis von ihrer geplanten Eingabe an den Staatslcan:ler wegen Wie­
derherstellung ihrer ständischen R echte. Bitten Stein um seine Mitunterzeichrmng. 

Ew. Excellcnz dürfen wir die Vcrhcissungcn Sr. Maj estät des Königs 
in Beziehung auf die in Allerhöchst Ihren Rheinischen und Wcstphäli­
schen Staaten wiederherzustellenden ständischen Verfassungen nicht 
er st [in] Erinnerung bringen. 
In ersteren Provinzen werden die Gutsbesitzer von ritterschaftlichcn 
Adel, wie wir vernommen haben, bcy dcrmaligem Aufenthalt des Fürst en 
Staatskanzlers in denselben diesen Gegenstand b cy 1-Iochdenensclbcn 
geziemend zum Vortrag bringen. 
E s verlautet bisher nicht, dass S. Durchlaucht auch Westphalcn be­
suchen werden. Die Gutsbesitzer vom rittcrschafLlichcn Adel in den 
Provinzen Münst er, Paderborn und d em HCJ·zogthum WcstphaJcn 
werden daher wohl die Freyhcit nehmen , dem Herrn Fürsten Staats­
kanzler eine für diese Provinzen so wichtige Angelegenheit in gleich 
geziemender Form gehorsamst in Erinnerung zu bringen . 
Die Münst cr'schen werden dieses in V erfolge eines ähnlichen im J ahrc 1815 
unmittelbar bey d es Königs Majestät gemachten Schrittes, dessen 
Gegenstand sie damals zugleich Sr. Durchlaucht Protektion empfahlen, 
um so füglichcr thun können, als ihnen darauf die in Abschrift gehorsamst 
hier angebogene Antwort 1-Iochdesselbcn zu Thcil ward. 
E ine wohlwollende Fügung hat Ew. Exccllcnz durch ansehnlichen 
Grundbesitz in dieser Provinz ein p er sönliches Interesse beygelcgt, und 
wir sind stolz auf diese näher e Verbindung, wenn uns au ch das früher 
Ihrer Seits als Staatsmann dafür bewährte Wohlwollen unvergesslich 
bleiben wird. Wir glauben uns daher b er echtigt, Ew. Excellcnz von 
unser em Vorhaben zu unterrichten und haben dabcy zugleich die Hoff­
nung nicht zu unterdrücken vermogt, dass 1-Iochdicsclbc durch Ihren 
Beytritt und durch Mit-Unterschrift des zugleich zur Prüfung gel t01·samst 
hier angefügten Antrags 1) demselben Ihren Bcyfall und das Gewicht 
zu geben gcneigen werden, welches selbstredend aus dieser Zustimmung 
h ervor gehen wird. 
Indem wir diesen Wunsch andurch ausdrücken, unterwerfen wir die 
Gewährung desselben jedoch unbedingt Ew. Exccllenz und bitten, zu 
j eder Zeit dieser Provinz und denjenigen wohlwollend geneigt zu ver­
bleiben, welche sich die Ehre geben, sich mit unbegränzter Ver ehrung 
zu unterzeichnen ... 
1

) Die Eingnbe selbst , dnt. 23. Februnr 1818, befindet sich im Geh . Stnotsnrchiv Berlin, 
Rep. 74 H . IX. Nr. 21. Vol. 1. Sie i st von Stein mituuter:i:ciclmet. 
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Denkschrift Steins „ Ucber die Theilnahmc der Provinzial Stände an der 

allgemeinen und Provincial Gesetzgebung und an der Provihzial Ver­

waltung". Frankfurt, 13. F ebruar 1818 
St. A. R o 1. Konzept 

Bcschriinkung der Provin:ialstiirule auf die Angelegenheiten der Provinzialverwal­

tung. Die A ngclegc11heite11 des Gesamtstaates können nur von l?eichstiinden behartdelt 

werden. Aufgaben und Hechte der Provin:ialstiinde. Steins Selbstverwaltungsidee: 

Entlasllmg und Unterstützung der Staatsregierung durch die Selbstverwaltungsorgane, 

Verbir1dung von l11dividumn und Staat, Selbstvcrwaltu11g als „Quelle der reinsten 

Vaterlandsliebe", als Sicl1enrng cler „uiahren , pralctischen Frcyhcit". Jl7ese11tlicl1c 
Vorausset:::ung für die pralctischc Verwirkliclmng der Selbstverwaltungsidee: B egriln­

du11g der Gemeincleverwaltrmg auf die Mitarbeit der wirklich staat.sbejahe11de11 Kriiftc. 

Ablehnung der Demckratie. Sti.1fenbau cler Selbstverwaltungseinrichtungen: Gemeinde­

verwaltung - Krcisstiinde - Provir1zialstiinde - R eichsstände. 

Vermerk Steins: „Mitgctheilt an GrafNcssclrode, H. v. Wylich, Hocvel, 
Romberg, Mirbach , den 19. F ebruar," 
Die wohlthätigen Folgen einer zweckmässigcn ständischen Einrichtung 
stclltdie Denkschrift 1) § 13 befriedigend dar, noch bleibt aber die Unter­

suchung übrig 
der Art, wie die MitwiU-kung der Provinzial Stände bey der Staats und 
Provinzial Gesetzgebung und V crwaltung sich äusscrn möge. 

Die Mitwürkung bey der allgemeinen Gesetzgebung und Verwaltung 
kann nur berathend, erinnernd seyn, in Beziehung auf das besondere 
Interesse der Provinz, weil Provinzial Stände nach ihrem Standpunkt 

das Allgemeine nich t zu über sehen vermögen und die Einheit und Kraft 

der Monarchie zerrüttet würde, wollte man an die Zustimmung der 
Provinzial Stände von 25 Regierungsbezirken das Staats Einkommen 
uncl die allgemeine Gesetzgebung binden. Bey des darf allein Reich s­
ständen anvertraut werden , der en Bildung das Königliche Edict dd. 

22. May 1815 und die Preussi sche Abstimmung bey dem Bundestag 
dd. 5. F ebruar 1818 2) durch die gehaltreichen Worte ankündigen: 
„So wird die Preussische R egierung an der Hand der Erfahrung und nach 
Anleitung des erkannten Bedürfnisses fortschreiten, zuerst festhellen, 

was das Wohl der einzelnen Provinzen fordert, und dann zu dem­
jenigen über gehen , was sie für das gemeinsame Band aller Provinzen 
in einem Staat für nöthig und angemessen erkennen wird." 
Die Zustimmung der Landstände zu Provinzial Gesetzen ist eine wesent­

lich ihnen beyzulegende Befugniss , denn gerade deshalb sind sie gebildet 
und best ellt, dazu sind sie berufen, dass sie das E i g e n t h ü m l i c h c 
der Landesverfassung erhalten, dessen allmähliche Verbesserung ein­

leiten und dem übereilten, zer stöhrenden Generalisircn abwehren. 

1) Die „Denkschrift die Verfnssungsverhiiltn.isse der Lande Jülich, Cleve, Mark und Berg 

betreffend". Gedr. - St. A. Ro 1. 
1) S. die Protokolle der deutschen Ilundcsversommlung 1818, S. 61 ff. und Stern n. n. 0. I, 
s. 339. 
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Hiermit timmt das eh emals in der Preu ssiseh en Monarchie üblich e V er­
fahren überein ; so ward der Entwurf der Feuer Societ ät, Rheinufer-, 
Ruhrufcr-, W ege-Ordnungen, des Provinzial Gesetzbuch , denen Clcve­
Märkisch cn Ständen zur Prüfun g und Zus1 immung vorgelegt , und so 
würde nach der alten Verfassung die Lippe Ordnung nicht durch die 
allcmige Unterschrift des Finanzministers zum Gesetz erhoben worden 
seyn, wie wir es ao. 1817 geseh en ; und es wäre noch j et zt die so wicht ige 
Bestimmung der bäuerlichen Verhältnisse in W estphalen ganz b esonders 
geeignet, auf einem Landtag, wo alle Interessen der Provinz vertret en 
und erkannt sind, bcrathcn und auFgeglichen zu werden. 
I st die Zustimmung der Landstände zu Prov inzial Inst it utionen wesent­
lich, wenn anders sie ihrer Hauptbestimmung entsprechen sollen, so ist 
es e ine Selb tfolgc, dass ihnen das Venvilligunw rccht der Abgaben , die 
zur Bestreitung von Provinzialbcdfö-fnissen b estimmt sind , müsFc h cy­
gelegt werden. 
In der Denkschrift § 13 ist es b ereits ausgeführt , dass die Prov inzial 
Verwaltung durch eine zwcckmässige Verbindung zwischen Provinzial 
R egierungen und Landständen eingr eifender in die geistige und sittliche 
Volksentwicklung, einfacher und m inder kost bar, b eweglicher , überein­
stimmender mit den Fodcrungcn und B edürfnissen der Provinz werde, 
als es durch eine Beamtenverwaltung möglich ist. Noch bleibt es übrig, 
die Form einer solchen Verbindung zu b estimmen. 
Sie kann b est ehen: 

11 In Ueb ertragung gewisser V crwaltungszwcigc an die Stände, 
2) indem man in gewissen Fällen ihre Prüfung und Zu t immung an 

die Stelle der Genehmigung der oberst en Beh örden setzt . Endlich 
3) indemmau ihnen das R echt erthcilt,Anträgc zu machen , Beschwehr-

dcn zuführen bey dem König oder d en obersten Staats Behörden . 
Folgende Verwaltungs Zweige können denen Ständen übertragen 
werden , thcils ausschlicsscnq, thcils mit Bcyordnung eines Mitgliedes 
der Provinzial Regierung, um sie in Verbindung zu erhalten: 

F eu er Societäts Sachen , 
Catast er R evision, 
Einquartierungs und Ser vis W esen , 
Fourage und Brot Lieferung an die in der Provinz st ehenden Truppen, 
Meliorations Sachen in der Provinz, a ls W egebau, Wasserbau, u . s.w„ 
Armen Sach en. 

Die E inwürkung der oberst en Behörden kann durch Prüfung und Zu­
stimmung der Stände v ertret en werden bey der Leitung und Aufsicht 
auf die Verwaltung des Gem einde W esen s, ihnen kann die Beurtheilung 
und Abnehß?.en der Etats und R echnungen der Crayssc und städt ischen 
und l ändlichen Gemeinden übertragen werden, die Provinzial R egierung 
erhält von ihnen eine allgemeine Ueb ersicht von dem Gang und Zu­
stand des Gem einde Haushalts. 

29 
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Durch der gleichen Einrichtungen werden die P rovinzial und St aat s 
Behörden von einer Masse von Geschäften entledigt , die sie auf eine 
nur formelle Art zu behandeln in Stan\:le sind, und die ihre Aufmerk­
samkeit von den grösscren Angelegenheiten der Nation abziehen. 
I st es einmal bestimmt, wie die Stände gebildet und welche Geschäfte 
ihnen übertragen werden sollen, dann er st lassen sich Vor schläge ab­
geben über die dadurch nöthig werdenden E inrichtungen und über die 
Vorschriften für die Geschäftsbehandlung. 
In en gster Verbindung mit der Inst itution der Landstände st eht Cr ayss 
und Gem einde V crfassung; ist sie so gebildet, dass sie ein freyes Leben, 
eine leb endige Theilnah me an d er Gem einde Sache bey dem Einzelnen 
erregt, so ent hält sie die reinst e Quelle der Vaterlandsliebe, sie knüpft 
an den v ät erlichen H erd, an die Erinnerungen der Jugend, an die E in­
drück e, so die Ereignisse und U mgebungen unseres ganzen Lebens 
gelassen . Sie sichert eine wahre practische Freyheit, die täglich und 
stündlich in j edem dinglichen und persöhnlichen Verhä1tniss des Menschen 
ihren Einfluss äusscrt, und schützt gegen amtliche Willkühr und Auf­
geblasenheit . 
Aber solche Würkungen können sich nur dann äussern, wenn das Ge­
m einde Eigenthum und die Gem einde Verfassung gegen Willkühr ge­
sichert, die Gemeinde selbst a us tücht igen , angesessenen Mitgliedern 
best eht, gegen das Eindringen von Gesindel geschützt ist , und die Ge­
meinde Angelegenheiten durch selbst gewählte Vorst eher , möglichst frcy 
und selbstst ändig verwaltet werden. Geschicht aber von allem diesen 
das Gegentheil, überträgt man die Gemeinde Sachen öffentlichen Be­
amten , ordnet man ihnen nur ein Schattenbild von Gemeinde Vorstand 
bey , wälzt ma n willkührlich auf das Gemeinde E igenthum eine Menge 
fremdartiger Ausgaben , setzt man den Tagelöhner dem Grundeigen­
thümer gleich, drängt man den Landstreicher den Gem einden als Mit­
glied auf, so entsteht statt Gemeingeist Abneigung gegen alle Theil­
nahme an Gem einde Angelegenheiten , und j eder unterzieht sich ihnen 
nur zwangsweise und mit Widerwillen . 
Die aus dem Missbrauch einer freyern , selbständigen Gemeinde Ver­
fassung entst eh en k önnenden Folgen werden verhütet, indem man alle 
die Gem einde Angelegenheiten zur K enntnis aller Gemeindeglieder , de1· 
Crayss Ausschüsse, der Provinzial Stände und R egierungen bringt . 
Die Crayss Stände werden durch eine zweckmässige E inwürkung in die 
Crayss Angelegenheiten denen Crayss Beamten als Ratbgeber, Gc­
hülfen und Mitaufseher deren Geschäftsführung beygeordnet und so das 
Gebäude einer zwcckmässigen Provinzial Verfassung vollendet . 

Marschall an Stein Wiesbaden, 17. F ebruar 1818 
St. A . StündiHche Angclegenl1citen des Herzogtums Nassau 

Einladung zu der am 3. März a11gesetzte11 Eröffnung der Ständeversammlung. 



Quelle: Freiherr vom Stein, Bd. 5, Berlin 1933 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
URL: http://www.westfaelische-geschichte.lwl.org 

20. FEBRUAR 1818 451 

Stein an die Vert r et er des münst er'schen Adels 
St. A. R n!. Konzept [Frankfurt], 19. F ebruar 1818 

E rkliirt sich zur Mitunterzeichnung ihrer Eingabe an Hardenberg bereit. Vertrauen 
iti die loyale Haltung des Königs in der Verfassungsfrage. 

Der sehr ehrenvollen Auffoderung zu einer Theilnahme an denen An­
trägen , welche E. E . zu thun beschlossen haben 1) , wegen Bildung einer 
ständischen Verfassung für die dortige Provinz, eile ich, durch Mit­
Unterschrift der mir zugehenden Vorst ellung zu entsprech en. Die Zu­
sage, welche Se. Maj estät d er König in dem Edict e dd. 22. Ma i 1815 
ertheilten , und welche in der den 5ten F ebruar abgegebenen Abstimmung 
bey dem Bundestage 2 ) in Allerhöchstdero Namen wiederholt wird, ver­
bürgt die Erfüllung unser er Erwartungen. 

Stein an Hoevel 
St. A. Abschrift 

Frankfurt, 20. Februar 1818 

Die stiindischen B estrebungen des westfiilischen Adels. B evorstehende Eröffnung 
der nassauischen Landstiinde. 

Ich b eziehe mich statt der besonderen Beantwortung des Schreibens 
E: H . d. d. llten F ebruar auf den Inhalt des Meinigen heute an den 
Graf Nesselrode gerichtet en 3) und seiner Anlagen. Den kleinen Aufsatz 
über Theilnahme der Stände 4) u. s . w. bitte ich zu prüfen an dem Pro­
bier st ein Ihrer Erfahrung, Sie haben als öffentlicher Beamter und als 
Stand in Provinzen , die eine ständische Verfassung hatten, gewürkt 
und gehandelt, Sie werden selbst beurtheilen können, was ausführbar ist 
oder nicht. 
Sie finden an Herrn Eichhorn und Gen eral Wolzogen 6) Männer von 
sehr richtigen und freyen Ansichten, die d as R echte und Gute wünschen 
und lieb en , denen Sie sich vertrauensvoll mittheilen können. 
Unser Nassauischer Landtag wird auch bald eröffnet , die Wahlen der 
Deputirten sind b er eits geschehen, die Ausschreibung des Termins der 
Eröffnung erwarte ich täglich 6); bin ich in Wiesbaden , so mache ich 
eine Exkursion nach Nassau und lade Sie dahin ein, mich von Cohlenz 
aus zu b esuch en. 
Ich halte es für nöthig, dass den oberst en Behörden wegen der ständi­
schen Verfassung alles in die Hände gearbeitet und durch zweckmässige 
Vorbereitung der Entschluss erleichtert werde ; denn bey dem Drang der 
Geschäfte, worin der Staatskanzler und seine Umgehung lebt, ist es 
natürlich, dass manches nicht von ihnen erkannt wird, was dem, der 
ruhig und unbefangen mit emer Sache sich beschäftigt, nicht entgeht. 
1) S. oben S. 447. 2) S. oben S. 448, Anm. 2. 
3) F ehlt. ')Vom 13. Februar 1818. S. oben S. 448. 
6) S. oben S. 438, Anm. 1. 9) S. S. 445, Anm. 2. 
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St ein a n Gräfin R eden Frankfurt , 21. F ebruar 1818 
Prcussisches Stnutsnrchiv Il reslnu 

Bedauert, ihrer E inladung nach N euhof f nicht f olgen zu können im Hinblick auf 
die Verhandlungen iri E ngers und die bevorstehende E röffnu ng der Landstände des 
Jf erzogtums N assau. L ädt sie ein, nach Frankfurt zu kommen. 

In diesem Augenblick erhalte ich , m eine ver ehrungswürdige Fr eundin, 
Ihre Einladung, nach Neuhoff zu kommen , der zwey sehr b edeutende 
Hindernisse entgegenst eh en. 
E s trafen d . 2 5 . in Coblen z Ab geordnet e der Cleve Jülich Märkisch und 
Ber gischen Stände ein, um die st ändischen Angelegenheiten dieser 
Provinzen bey dem Staat skan zler zu betreiben . Ich gehe denselben 
Tag nach Nassau, um diesen m einen Freunden nahe zu seyn und mittel­
b ar durch sie an diesem für uns alle in Westphalen so wichtigen Ge­
schäfte Antheil zu n ehmen und erwart e ihren Besuch. 
F erner wird d. 3. März der Landtag des H erzogthums Nassau eröffnet. 
E s ist der erst e, v ieles kömmt a uf die er st e Einleitung und Richtung an , 
ich hab e eine Viril Stimme und kann mich nicht entziehen , an den Ver­
handlun gen Thcil zu n ehmen. 
Sie, m eine verehrte Fr eundin , werden es billigen , dass ich mich j etzt 
nicht entferne und wer den auch m einer Bitte Geh ör geben , zu uns nach 
Frankfurt zu kommen , b ey uns zu wohnen . Sie werden um so m ehr 
darauf Rücksicht nehmen , da ich sehr altere, dem Grab entgegenreife 
- und ich alle T <tge mich lebhaf t an seine Nähe erinnere . 

Stein an Mar schall Frankfurt , 23 . Februar 1818 
St. A. S tüudische Aogclcgcn hc itcn des Herzogtums Nossuu. Konzept. - Ausfertigung Preu11s ischcs Staotenrch iv 
\Vicsbndcn. - Nnch der Ausfertigung 

T eilt ihm mit , dass er sich am 4. März zu den Landtagsverhandlungen einfinden 
werde. 

Der in E uer Exccll cnz sehr verchrlichem Schreiben dd. 17. F ebruar ent­
haltenen Auffodl rung gem äss , werde ich mich d . 4 . März 1) bcy denen 
Landtagsverhan dlungen einfinden. Mögen sie denen liberalen und wohl­
wollenden Gesinnungen Seiner H erzoglichen Durchlaucht und denen 
Erwartungen der E inwohner des Landes in ihren Result aten ent­
sp rechen . 
1 ) Im Konzept : „ d. 3., d. 4., od. 5.", woraus hervorgeht, da ss Stein ursprünglich v ielleich t 
beabsichtigte, der Eröffnung der Landtagsverhandlungen beizuwohnen, diese Absich t dann 
aber fallen liess . Er kam aber auch a m 4. u. 5. März nich t nach Wiesbaden , sondern erst 
am 6. März - E inzelheiten, die im Hinblick auf den sich in diesen Tagen entwickeln­
den neuen Konflikt mit dem H erzog nicht unwichtig sind. Vgl. Domurus n. n. 0 . 
s. 37. 
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Alexander von Humboldt an Stein 
St. A. 

453 

Paris, 28. F ebruar 1818 

Verspricht die von Steiri erbetene Unterstützung der wissenschaftlichcri Pläne des 
Prinzen von Neuwied. Humboldts eigene wissenschaftliche Arbeiten. Uebersendung 
seines Werkes über die Isothermen an S tein. Der Maler Steuben. Humboldt emp­
fi ehlt ihn Stein für einen gelegentlichen Auftrag. 

J e rei;:ois aujourd'hui m eme la lettre que Votre Excellence a daignee 
m'adresser en date du 23 fevrier 1). J e ne saurais lui exprimer assez 
vivement combien cettc marque de son souvenir bicnveillant m 'a ete 
precieuse. Rien n'cffaccra dans mon coeur lcs sentimcnts de recon­
naissancc que VOUS m ' avez inspires a Ull age OU Oll n e fait qu'entrcr dans 
le monde et ou vous m'avez traite avec tant d'indulgence. Je scrai 
heurcux de rcndre a M. lc Prince de N[euwied]2) et a l'editeur de son 
important ouvrage tous les faiblcs serviccs que je suis cn etat de lui 
offrir. J'ai cu le plaisir de voir l e prince avant son depart. II m'a charme 
par sa modestic, Ja variet e de ses connaissances et ce zele couragcux 
sans lcqucl on nc peut exccuter un voyage lointain et penible. Le prince 
a cu }'extreme honte d e m'envoyer des Mela stomcs et Rhexia du Brasil, 
et j e vais lui demander la permission de lui dedier un genre dans le 
Nova Genera et Spccies 3) que j e publie avec Mr. Kunth et qui formera 5 
volumes en fol. r enfermant 5000 nouvelles cspeces. Ce sont la lcs seuls 
cadeaux qu 'un voyageur de l 'Orinoque peut offrir. Je ne parle pas 
a Votre Excellencc de mon dernier volume de R elation Historique 4) 

renfermant les missions, quelques vues sur les langues des p euples 
sauvages et sur l'etat politiquc des partis en Amerique. Je sais que vous 
daignez lire ma R elation Historique. J e vous demande plutöt si vous 
avez vu mon petit traite de Lignes I sothermes 5) , ou ma nouvelle theorie 
de la distribution de la chaleur sur le globe. C'est une espece de clima­
tologie qui a eu quelques succes ici et cn Anglet erre. J e vous enverrai 
cc petit livre si vous daignez m c dirc qui est cbarge ici de vos com­
missions, car cela ne vaut pas lcs frais de port. Lc jeunc Stcubcn 6) que 

1) Fehlt. 
2) Max Prinz von Wied Neuwied (geb . 1782), einer d er bedeutendst en naturwissenschaft­
lichen Forschungsreisenden, 1802 preussischer Offizier , kilmpfte bei J ena und wurde 
bei Prenzlau gefangen. Lebte nach seiner Rückkehr aus der Gefangenschaft ganz seinen 
naturwissenschaftlichen Studien bis zum Ausbruch des Befreiungskrieges, an dem er 
freiwillig teilnahm. 1815 brach er nach Brasilien auf, kehrte n ach zweijährigem For­
schungsaufenthalt zurück und veröffentlichte 1820/ 21 seine zweibändige „ Reise nach 
Brasilien 1815- 1817". Später unternahm er eine ähnliche naturwissenschaftliche For· 
schungsreisc nach Nordamerika. 
3 ) „Nova genera et species plantarum" 1815- 25. 
4

) S. Bd. III S. 194. 
5) Humboldts berühmte Abhandlung „Des lignes isothermes et de la dis tribution de Ja 
chaleur sur le globe", Paris 1817. 
6) Karl Steuben (1781- 1851), Schüler der grossen Maler des Konsulats und des Empire, 
Gernrd und David, der den grössten Teil seines Lebens in Paris verbrachte. Von ihm 
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vous avez traite avec tant de honte, a developpe son talent d 'une ma­
niere surprenante . Son nouveau tableau d'eglise, l 'Eveque St. Germain 
distribuant l es aumones et r ecevant la vaisselle du Roi Chilperic, est 
admirable de couleur et d'elevation dans l es airs de tete. Malheureuse­
ment, cetableaudonne de la cclebritc, mais point du pain. J e prie V. E. de 
recommander le jeune artiste aux voyageurs qui veulent un beau portrait . 
Peut-etre qu'en ornant vos eglises et votre chateau, vous charger ez une 
fois Mr. Steuben de quelques tableaux historiques de l'ecriture ou des 
beaux t emps de notre histoire allemande. II vous enverrait une esquise 
peinte ou du moins un dessin. . . . Voila une lettre bien longue et bien 
indiscret e. Daignez excuser m es importunites et agreez l'hommage de 
mon r espectueux attachement et de ma reconna1ssance. 

Denk schrift Steins Nassau, F ebruar 1818 
Nach Pertz, Stein V . S. 197 ff. 

Verfassungsenhvicklung des Herzogtums Nassau bis zum H erbst 1814. Das Verfas­
sungsedikt vom 1. und 2. S eptember 1814 keine geeignete und ausreichende Grund­
lage ]ur die fernere Entwicklung . S tein fordert deshalb die Verkündigung eines förm­
lichen Verfassungsgesetzes. Sittliche Verpflichtung der H erzöge von Nassau :ur 
Bildung einer Verfassung. Geschichtliche Vorbilder. 

Die Gegenstände, so denen einberufenen Landständen des H crzogthums 
Nassau zur Erwägung vorgelegt worden, sind 

1) die dem Lande zugesagte Verfassung, 
2) und der Steuer-Etat für das Jahr 1816. 

Das gegenwärtige Herzogthum Nassau besteht aus den Alt Nassauischen 
Ländern, aus Bruchstücken der Erzstifte Maynz und Trier und der 
Grafschaft Katzenellenbogen, und aus mediatisirten Besitzungen der 
Reichsgrafen und der Reichsritterschaft. 
Freyheit und Eigenthum der Bewohner dieser Ländertheile waren vor 
1806 geschützt, durch ständische Verfassung und durch den Reichs­
verband, das Daseyn eines R eichsoberhaupts, der Reichsgesetze, der 
Reichsgerichte; der ephemer e Rheinbund zerstöhrte diese Schutzwehren 
gegen Willkühr, und eine auf einem factischen Besitzstand beruhende 
unbedingte Oberherrschaft trat an die Stelle eines R echtszustandes 
und einer bedingten und dem Kayser und Reich untergeordneten Landes­
hoheit, die auf urkundlichem Recht und unfürdenklichem Besitz sich 
gründete und nach Gesetzen und Herkommen ausgeübt wurde . 
Der Rheinbund ist aber nun untergegangen, in den neuern Ereignissen 
liegt eine Tendenz, die Herrschaft des Rechts und der Sittlichkeit wieder 
herzust ellen; es ist der ausdrückliche ernste Wille der durchlauchtigen 
Fürsten dieses Landes und der längst gehegte Wunsch seiner Ein­
gesessenen, 

stnmmt ein noch j etzt in Schloss Nnssnu befindliches Porträt Steins aus dem Jnhic 1815, 
dns offenbar während Steins Aufenthalt in Paris entstanden ist, sieb aber stark an die 
im 4. Band (neben S. 600) reproduzierte Minintur von Lützenkirchen nnlcbnt. 
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einen Rechtszustand zu gründen durch Bildung einer gesetzlichen Ver­
fassung, die die wechselseitigen R echte des R egenten und des Unterthanen 
b estimmt, sichert und befestigt. 
Diesen ihren Willen , dem H erzogthum eine denen Bedürfnissen der Zeit 
und des Staats entsprechende Verfassung durch Errichtung von Land­
ständen zu geh en , sprachen die durchlauchtigen Fürsten in dem Edict 
dd. 2. 1) September 1814 feyerlich aus, es war die er st e wohlthätige Er­
scheinung dieser Art in dem hefreyten Deutschland, sie ging dem 
Wiener Congress vorher. Auch auf dieser Venammlung gehörte das 
Haus Nassau zu der Zahl derjen igen Deutschen Fürst en , die mit Be­
harrlichkeit und Ernst auf Bildung kräftiger , ständischer Verfassungen 
hey j eder Gelegenheit drangen , und es bewies, indem es den liberalen 
Ideen durch ein solches Betragen huldigt e, dass ihm das Gedär htniss 
der gr ossen Männer seines Stammes heilig sey, die in der Europäischen 
Gec;chichtc seit drey J ahrhundcrten erscheinen als V ertheidiger der 
Unabhängigkeit der Völker gegen den wilden Ehrgeitz übermächtiger 
Despoten. 
Die Edict e dd. l. /2 . Sep t embcr 2) enthalten die Grundzüge der Ver­
fassung, zu der en Prüfung und Annahme die Landstände einberufen und 
ver sammelt sind. - Diese Prüfung betrifft sowohl die Form, wie die 
Verfassung gebildet worden, als die Elem ente, woraus sie best eht, und 
die Befugnisse, welche denen Landständen beygelegt sind. 
Gegenwärlig verdankt die landständische Verfassung ihr Daseyn einzig 
und allein dem in einem Edict ausgesprochenen Willen des Landesherren, 
dessen Unwandelbarkeit auf keine Weise verbürgt wird. 
E s haben aber die Bewohner d es H crzogthums Nassau einen r echtlichen 
Anspruch (jus quaesitum) auf eine Verfassung, die Freyheit und Eigen­
thum gegen Willkühr schützt, sie ist kein willkührliches Geschenk, so 
ihnen mit ihr ertheilt wird, es erfüllen die Landesherrn eine Verbindlich­
keit gegen ihre alten und neuen Unterthanen, wenn sie eine gesellschaftliche 
Einrichtung treffen , die die bürgerliche Freyheit sichert . Das durch!. 
Haus Nassau entsagte dem Rheini eben Bund, es trat dem grossen Euro­
päischen im November 1813 b cy, dessen anerkannter und proclamirter 
Zweck war , die F esseln der Völker zu zerbrechen und insbesonder e denen 
Deutschen eine freye Verfassung wieder zu ertheilcn , unter denen durch 
die Auflösung des Reichsverbandes nöthig werdenden Modificationen. -
Diesen Zweck sprach die zu Kaliscb erlassene Proclamation aus, er wurde 
in denen Frankfurter Accessions Tractaten als Bedingung wiederholt . 
Selbst aus der Auflösung der alten Reichsverfassung, aus der Entst ehung 
der Souverainität oder der Unabhängigkeit von einem Oberhaupt folgt 
die Nothwendigkcit n euer gesellschaftlichen Einrichtungen , die die 

l) „3. September" bei Pertz. Es kann a ber nur das Edikt vom 1./2. September gemeint 
sein. 
2) Pertz hat versehentlich: „ 14." 
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polit ische Freyheit der Unterthanen verbürgen und schützen , diese Ein­

richtungen müssen aber auf einem festen, gesetzlichen , unwandelbaren 
Rechtsgrund beruhen , der ich nur in der H eiligkeit eines V crtrags findet ; 

ein landesherrlich es Edict allein, es sey noch so fcycrlich verfasst und 
b ekannt gemacht , wird denen durch die Ereignisse der Zeit zum Miss­

trauen geneigt gewordenen Gemüthcrn keine hinlängliche Beruhigung 

geben. 
E s ist also die Pflicht der versammelten Stände, nicht nur den Inhalt 

der Edict e dd. [1. /2.] September 1814 gewissenhaft zu prüfen , eine 
Pflicht, die das Gesetz selbst iLnen empfieLh, indem es ihnen Bewahrung 

und weit erc Au~bildung der Landesvcrfa sung überträgt 1), sondern 

auch dahin zu wiirkcn, dass die Verfassung auf einem zwi eben Landes­

h errn und Land abgeschlossenen unwandelbaren Vertrag gegründet 
wer de, ein solches erfodcrt die Würde und H eiligkeit der neuen gesell­

schaftlichen E inrichtung, die Sor ge für ihre F est igk eit und Dauer, die 

dringende othwendigkeit , die durch die Zcitereigni sc gereiften und 
zum Mi s trauen geneigt gewordenen Gemiither zu b eruhigen . 

Ein feycrlicher , förmlicher zwischen Fürsten und Land abgeschlosrnner 
Staatsvertrag kann allein denen Menschen Zuversicht gehen auf die 

Unwandelbarkeit und H eiligkeit der neuen Verfassung, ihnen Liebe und 

Anhänglichkeit dazu einflössen , ein inniges fest es Band zwischen H erren 

und Land knüpfen, welches dem Fürst en die Treue der Unterthanen 

v erbürgt und die Kraft der R egierung erhöht. 
Auf solche Verträge zwischen Fürst und Land gründet en unsere Vor­

fahren ihre Landcsvcrfa sung, wie die D eut ehe Geschichte uns lehrt, 
aus der ich mich begnüge, nur zwey Beyspielc anzuführen, das der Tyroler 

und das der Württcmbcrgcr. 

Denk chrift Steins [für den H erzog von Nassau ?] „ Uebcr die Gem einde 

Verfassung im H erzogtum Na. sau" NasFau , 1. Mürz 1818 
St. A. Stiind isohc A11gclcgcnhci Lcn dc1 llc.rzogluuu Nossnu. Kon1.cpl. VoHSLiinclig gcdnickt be i Pcrt z, Dcnk­
t1chriftc11 des Miniblf'rS VOJll S te in . .. .. s. 46 rr„ hicJ' mit ein igen u11wcscnllichc 11 Kun.ungen. 

Die B emf u11g der Landstä11de 1lcs H erzogtums N assau. Die neue Gemeindeordnung 

vom .5. J1mi 1817. Die Idee der Selbstvcrival11111g: Selbstvertva lt1111g als Mittel der 

Verbimhmg des Einzelnen mit der Ge111ci11 schaft w1d ihren Interessen , als Quelle der 

Vaterlandsliebe, als Biirgschaft d er „wahren practischen Frcyheit" und als Vor­

schule fiir die 1'ci /11ahmc an Land- u11d Reichsständen. Vorau ssetzung fiir die prak­

tische Verwirkliclw11g dieser Ideen durch die Gemeindeverfassung. Krit ilc der 11assau­

ische11 Ge111ei11de-Ord1m11g unter diesen Gesichtspunkten. B erechtigung der S tände, ihr 

U rtci l dariibcr abzugeben. 

Zu einer Zeit, wo die R egierungen einer grosscn Anzahl Deutscher Staaten 

über die Bildung ständischer fo5ti1 ut ionen noch das tiefa tc Stillschweigen 

1) „ . . . indem \Vir Unseren Landstiiude n die Bewahrung jener ungcfiUirlen Grundlagen 

sowohl , wie die weitere Ausliilduug einer solchen eigcnthümlichcu Landesverfassung über­

tragen . .. " 
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beobachten, wo frühere Vorarbeiten , die sie, durch damalige Verhältnisse 
genöthigt sich glauhten , entwerfen zu müssen, gän zlich zurückgelegt 
worden, so erfüllen S. H. Durchlaucht Ihr gegebenes Versprechen , 
herufen durch die Verordnung des 15. F ebruar den Landtag zusammen 
und verbürgen durch diesen E nt schluss Ihre Liebe zu freyen repräsen­
tativen Verfassungen , im Vertrauen auf die Anhänglichkeit und Treue 
der Bewohner dieses Landes, und Ihre Achtung für das gegebene Wort 
seiner [ !] Vorfahren und Ihre in dem § 13 der Bundcsact e eingegangenen 
Verpflichtungen . 
Die Land Stände werden den liberalen und wohlwollenden Absicht en 
Seiner H erzoglichen Durchlau cht und den Erwartungen du E inwohner 
des Landes entsprechen , wenn sie die älte1·en und ncue1·en E irn·ichtungen 
des Landes mit Gründlichkeit, Besonnenheit und Unhcfangcnheit prüfen 
und die R esulta t e ihrer Prüfungen in das L eben zu bringen sich bcstrehcn ; 
hiezu sind sie nach dem Inhalt des ihre Errichtung zuerst ausFprech cn­
den Edict s dd. 2. Sep temhcr 1814 angeordnet und b erufen. 
Das H erzogthum Nassau erhielt den 5. Juny 1816 eine neue Gemeinde 
Ordnung 1) , wodurch die bi„herige Gemeinde Verfassung von 800 Ge­
m einden und die Verwaltung einer Masse von Gem einde Eigenthum, so 
ein Einkommen von 1436 192 F l. aufbringt, durchaus umgeändert wird. 
Das Geset z verdient also in Rücksicht seines Verhältnisses zu der allge­
meinen Landesverfassung, seines Einflusses auf den Wohlst and der 800 
Gemeinden und der Benutzung eines hedcutenden Vermögens eine ernst­
hafte Prüfung . 
I st die Gemeinde Verfassung so, gebildet, dass sie zu einem freycn L eben, 
zu einer lebendigen Theilnabme an den Gem einde Angelegenheiten den 
E inzelnen auffodcrt, so enthält sie die nächste Quelle der Vaterlands­
liebe, sie knüpft an den väterlichen H eerd, an die Ei·innerung der Jugend, 
an die Eindrücke, so die Ereignisse und Umgebungen des ganzen Leben s 
zurückgelassen. Sie verhürgt die wahre practische Freyheit, die täglich 
und stündlich in j edem dinglichen und persöhnlich cn Verhältniss des 
Menschen ihren Einfluss äussert und schützt gegen amtlich e Willkühr 
und Aufgeblasenheit . Sie hildct endlich den E inzelnen zu den land­
ständischen V crhandlungcn , indem sie seine Aufmerksamkeit von bloss 
seinen eigenen Nutzen betreffenden Beschäftigungen ahzicht und auf die 
Gemeinde Angelegenheiten lenkt. 
Aber solche Würkungen können sich nur dann äusscrn, wenn das Ge­
m einde Eigenthum und die Gem einde Verfassung gegen Willkühr ge­
sichert, die Gemeinde selbst aus tüchtigen und angesehenen Mitgliedern 
sich bildet , die Gemeinde Angelegenheiten durch selbstgewählte Vor­
st eher möglichst frey und selbständig verwaltet werden; und sie ein 
Gcgens tand der Bcrathung und der Beschlü~se aller Gemeindeglieder sind. 

1
) S. oben S. 319f. 
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Geschieht aber von allem diesen da Gegentheil, überträgt man die Ge­
meinde Angelegenheiten öffentlichen Beamten , ordnet man ihnen nur 
ein Schattenbild von Gem einde Vorstand bey, belast et man das Gem einde 
Eigenthum willkührlich mit einer Menge fremdartiger Ausgaben, setzt 
man den Tagelöhner dem E igcnthümer gleich , drängt man den Land­
streicher denen Gem einden als Mitglied auf, so entsteht, statt des Ge­
meinde Geistes mit seinen wohlthätigen Folgen , Abneigung gegen alle 
Theilnahme an Gem einde Angelegenheiten , und j eder unterzieht sich 
ihnen nur mit Widerwillen. 
Die Nassauische Gem einde Ordnung dd. 5. Juny 1816 gibt allen Gemein­
degliedern, sie seyen b e g ü t e r t o d e r n i c h t b e g ü t e r t , 
gleiche Rechte und Verbindlichkeiten , sie nimmt aus von der Verbind­
lichkeit des p ersöhnlichen Eintritts : Adliche, Staatsdiener , Capitalist en , 
Fremde und Juden , diese können j edoch Bürger werden und den G e -
m e in d e n u t z e n ansprech en . 
§ 4, u. 5. Die ver w a 1 t e nd c und vollziehende Behörde ist der 
Schultheiss, auch Stadtschultheiss, Oberschultheiss ; der B e a m t e 
schlägt der Regierung mehrere taugliche Bürger dazu vor, und sie 
ernennt ihn. Ihm ist die ganze örtliche Verwaltung übertragen , Polyzey, 
er verfügt in eilenden Fällen P er sohnal und Real Arrest, e:t kann nach 
vorhergehender Beratung mit den Gem einde Vorstehern Gebote und 
Verbote in geringeren poly zeylichen Gegenstände erlassen ... 
Er verwaltet unter beständiger Aufsicht d es Amts das Gemeinde Ver­
mögen ... 
§ 7. Die Ortsvorsteher wählt die Gem einde, das Amt bestätigt sie oder 
o r d n e t e in e n e u e W a h 1 a n. Sie sind zur B e r a t h u n g 
des Schultheissen und zu seiner Controlle, sie begutachten die R ech­
nungsüberschläge, sie haben die Einsicht der Gemeinde Rechnung. 
In besonder s wichtigen Fällen soll die Gem einde befragt werden, sie 
darf aber nicht berathschlagen , sondern stimmt nur auf die ihr vom 
Schultheiss vorgelegt e Frage mit ja oder nein. 
§ 8. Das Feld Gericht, dessen Geschäfte in Aufsicht auf die Gränzen und 
Acker stücke, in Führung der Lagerbücher , in Taxation besteht - die 
Gemeinde schlägt die Mitglieder vor, das Amt oder die R egierung bey 
grösseren Orten ernennt [sie]. 
§ 9. Die oben benannten Behörden verwalten das Gem eindevermögen 
j edoch unter Leitung der Regierung und des Amtes . . . 
Folgen einige hier unbedeutende Paragraphen. 
D er Eingang der Verordnung dd. 5. Juny 1816 fodert die Landstände 
ausdrücklich auf, über diese organische Verwaltungseinrichtung ihre 
Erinnerungen bey der ersten bevorst ehenden Versammlung abzugeben, 
und ihre Prüfung ist also nicht allein ihren allgemeinen Pflichten , sondern 
dem b estimmt geäusserten Wunsch des Minist eriums gemäss. 
E s ist nicht zu läugnen, dass durch dieses Gesetz, das letzte Glied der 
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Beamtenleiter constituirt und alles zu einem durch greifenden Dienst­
m echanismus angeordnet wird, der dann auch hier in dem Gem einde 
Wesen so viel hervorbringt als der Dienstmechanism überhaupt zu leist en 
v ermag, Ordnung, Gehorsam, Act enthätigkeit ; auf der K ehrseite findet 
man Mangel von Kenntniss und Berücksichtigung der örtlichen und indi­
viduellen Interessen , und es werden Gem eingeist und Liehe zu den Ange­
legenheiten der Gesamtheit , zu der man gehört, Bereitwilligkeit , ihren 
Angelegenheiten seine Zeit und Kräfte zu widmen , auf diese Weise nicht 
hervorgebracht. 
Das Gesetz gibt allen Gem eindegliedern gleiche Rechte und Verbindlich­
k eiten ohne Rück sicht, ob sie begütert oder nicht begütert sind. E s ent­
zieht also denen Begüte1·ten ihren nach dem allgemeinen D eutschen und 
auch dem im H erzogthum gegolten habenden H erkommen zust ehenden 
vorzüglichen Antheil am Stimmrecht, Nutzungsr echt usw, st ellt sie denen 
Nichthegüterten gleich , und setzt die Gemeindeordnung in graden 
Wider spruch mit der Landesverfassung, welche W ahlrecht und W ahl­
fähigkeit an eine gewisse Grösse v on Eigcnthum bindet. Sind gleich die 
Rechte ... 1) 

Die Gemeinde Ordnung, indem sie das Gem einde Vermögen denen Ge­
meinden entzieht und ganz dem Gutdünken der Regierung überträgt, 
widerspricht dem Geist einer r epräsentativen Verfassung: - in dem ­
selben Lande werden dessen allgem eine Angelegenheiten unter Mit ­
würkung mit dem Einwilligungs und BewiJligungsrecht versehener Land­
stände v erwaltet - die Gemeinde und Aemter Angelegenheiten , ihr be­
deutendes Vermögen sich der Willkühr der R egierung ohne alle Ein­
schränkung überlassen . 

Stein an Spiegel Nassau, 1. März 1818 
Nnohlns• Spiegel. - Nach P ertz, Stein V. S. 210 

Der Fall W esscnberg. Schlosser. Tadelt Spiegels E ntsc11luss, nicht nach B erlin 
zu gehen. 

Die Sache mit H errn v. Wessenher g scheint von F olgen zu seyn ; Würt­
temberg, Baden , Darmstadt, Nassau haben Conferenzcn in Darmstadt, 
um zu überlegen , wie denen Eingriffen des Römischen H ofs in die Frey­
heiten der D eutschen Kirche zu begegnen 2) . E s ist eine m erkwürdige 
Flugschrift soeben er schienen von einem catholischen Canonist en , 
Bem erkungen über das neue Bayrische Concordat verglichen mit dem 
neuen Französischen , welches der Aufmerksamkeit E. H och'"' . Hochg. 
würdig ist. 
H err Schlosser kömmt als Director des Gymnasiums nach Coblen z 3) , nach 
einiger Zeit kann er wohl eine Professur erhalten , . . er besitzt vielen 

1 ) Bricht hier nb. 2) Vgl. Treitschke n. n. 0. II. S. 367 f. 
3 ) S. oben S. 343, Anm. 6 und unten S. 558 f. 
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' 
Gei t, K enntnisse, et\vas E i telkeit und Selbstzufriedenheit, die sich 

h offentlich mit der Zeit mildern wird . 
Ich hätte sehr gewünscht, E. Hochw. Hochg. wären dem Ruf nach Berlin 

gefolgt ; Beharrlichkeit, Muth und E inigkeit und Vertrauen auf Gott 
führen immer zu einem wicht igen grossen Resultat - die Basreliefs 

dieser Tugenden zier en die Pilaster meines Thurms, es ist also kein 

Wunder , wenn ich ihnen huldige .. . 
Empfehlen Sie mich dem Andenken memer Münsterisch en Freunde . 

Preuschen 1 ) an Stein 
St. A. S tündi&ehc Angeh:gcnht ilcn des Hcn:og tums Nussnu 

Wiesbaden , 6. März 1818 

Fordert S tein ::11r L eistu11g des von dw l\1fitgliedem der Ständeversammlung verlangten 

U11.tcrt.ancn-Eides auf. 

Reichfrey Hochwohlgebohrener Fr eyh crr 1 Hochzuverehrender H err 

Minist er! E uer Excellenz habe ich die Ehre, auf H oehdero verehrlichen 

E rlass 2) rückantwortlich zu melden, dass heute morgen um halb 11 Uhr 
in dem alten Schloss auf dem Marktplatze Sitzung der H errenbank der 

Landstände gehalten wird, und so wie wir alle Hochdero Ankunft. mit 
Verlangen entgegengesehen haben, auch wünschen, dass E uer Excellenz 

dieser und den künftigen Sitzungen beyzuwohnen die Güte haben werden. 

Da indessen Euer Excellenz an den Verhandlungen nicht wohl würden 

theilnebmen können , ehe Hochdieselben vorgeschriebenen Eyd geleistet 

haben , so n ehme ich mir zugleich die Freyheit, Euer Excellenz geh or­

samst zu bitten , der landesherrlichen Commiseion oder dem ersten Mit­

gliede derselben, H errn Obernppelatiom Gerichts Präsidenten Freyherrn 

von Dalwigk hiervon ebenfalls gefällige Nachricht zu ertheilen, um zu 

dem verordnungsmässigen Eydc zugelassen zu werden. 

St ein a n Dalwigk Wiesbaden , 6. März 1818 
Prcu68. Stoultmrchiv \Vic6bud cu 

Verlangt eine Ei11schriink u11g der von ihm geforderten E idesverpfliclihwg auf seine 

Pflichten als nassauischer Landstand und Gutsbesitzer im H inblick auf die aus seiner 

prcussischen S taatsangehörigkeit e11tspri11gende11 Pflichten gegen den preussische11 

S taat . 

Eingangsvermerk Dalwigks : „ präs . den 6. März 1818, abends Yz8 Uhr". 

Die den Land Ständen vorgelegte Eydesformel ent hält folgende Stelle, 

„ dass sie dem Durehlauchtigst en H erzog und Herrn Wilhelm, H erzog 

von Nassau, ihrem Landesfürst en treu und gehorsam u . s. w." 

Meine Besitzungen in dem Erbfür. tenthum Münster, Grafschaft Mark 

und Dortmund haben mich bereits vor zwey Jahren veranlasst zur 

1
) Freiherr v. Preusehen , Priis ident der H errenbank. 

2
) Nicht erhalten. Es handelte sich offenbar um eine Anfrage Steins wegen des Sitzungs­

termins der H errenbank. 
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Abgebung der Erklärung, dass ich mich in Ansehung aller meiner pcr­
söhnlichcn Verhältnisse als einen Prcussischcn Untertha~ ansehe 1). 

Zur Vermeidung alles etwaigen Doppelsin~s wünschte ich , von Euer 
Exccllcnz als landesherrlichen Land1 agscommissario eine A mlegung 
j ener Stelle zu erhalten , 
dass die gelobte Treue und Gehorsam sich auf m eine V crhältnisse als 
Landstand und Guthsbcsitzer allein beziehe 2) . 

Wintzingcrodc 3) an Stein Bieh crich , 7. M~irz 1818 
St. A. Ständische Angclcgenbcitcn des Her1ogtun1s Nassau 

B e11achrichtigt i /m von der Bewilligu11g der beim Herzog 11 achgesuchten Audienz. 

E . E . habe ich die Ehre anzuzeigen , dass es Sr. Durchl. dem Herzog 
sehr angenehm seyn wird, dieselben heute früh um 11 Uhr hier zu sehen . 

Dalwigk an Stein Wiesbaden , 7. März 1818 
St. A. Stündiscbo Angelegenheiten des Herzogtums Nassau 

Weist im Auftrag des H erzogs Steins A ntrag auf eine Ei11 schrä11kung seines Eides 
zuriick und verlangt die L eistung des U 11teria11e11eides in der von allen Mitgliedern 
der S tändeversammlung verla11gte1i Form. 

Se . Durchl. der H erzog, m ein gnädigster H err, gehen von dem staats- · 
rechtlichen, in der Natur der Sache liegenden Grundsatz aus, dass der­
jenige, wes Standes er sey, der Güther in einem Lande besitzt und darin 
wohnt, den R egenten dieses Landes als seinen Landesherrn anzuerkennen 
verbunden sey, mithin ohne Rücksicht auf das, was E. E. wegen H och­
dero Besitzungen in der Mark und in Westphalen und wegen persönlicher 
Verhältnisse der Krone Preussen erklärt haben mögten, Hochdieselheu 
als Gütherbcsitzer im H erzogthum Nasrnu und darin wohnend, Sr. 
Durchl. den H erzog als Hoch ihren Landesherrn zu betrachten hät1 en. 
Von diesem Grundsatz ausgehend, haben Se. Hcrzogl. Durchl. auf das 
Auslegungsgesuch der Eidesformel, E . E . zu erklä1·en mich beauftragt, 
dass, wenn Hochd. in Per son oder durch einen Stellvertreter bey dem 
Landtage erscheinen wollten , der vorgeschriebene Eid von E. E . oder 
Ihrem Stellvertreter, so wie er bereits von allen anderen abgeschworen 
worden sey, ebenfalls abgelegt werden müsse. 
Was die Art der Eidcsablage anlangt, so haben Sc. Herzogl. Durchl. 
beschlossen, dass derselbe in dem Thronsaal vor dem Thron, in Gegen­
wart beider deshalb zu versammelnden Bänke der Landstände geschehen 

1) S. oben S. 352. 
2 ) Diesem Brief war eine persönliche Ausspruche zwischen Stein und Dnlwigk über die· 
seihe Frage vorangegangen. Vgl.dazuDomurusa . a. 0. S. 38, sowie Sauer n. a. 0. S. 42. 
Die Darstellung dieser Vorgiingc bei Pertz ist wegen ihrer Lückcnha ftigkcit ganz unzu­
lünglich und irreführend, erst D omam s h a t den Suchverhnl t gründlich und zuverlässig 
dargestellt. Vgl. zum folgenden seine Ausführungen über die Behandlung des Antrags von 
Stein durch Dalwigk, sowie die Stellungnahme Marschalls a. a. 0. S. 39. 
3 ) Friedrich Freiherr v . \Vintzingcrodc, Geheimrat, Obcrkummerhcrr. 
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solle, und dass gehorsamst Unterzeichneter zur Abnahme des Eides von 
Sr. Durchl. dem H erzog b esonder s beauftragt werden würde, die Feyer­
lichkeit aber am besten am künftigen Montag, den 9 t en d., stattfinden 
könne. 
Indem ich dies aus Auftrag Sr. H erzogl. Durchl. E. E . zu eröffnen mir 
zur Pflicht mache, habe ich die Ehre, verehrung voll zu beharren , E . E. 
Sr. Kaiserl. Russischen Majestät Staatsminister 1} ganz gehorsamster 
Diener .. . . 
N . S . Zur Vermeidung alles Missverständnisses muss ich höchstem 
Auftrage gemäss E. E. noch bemerken , dass alle etwaigen weiteren Re­
servationen bcy dem Inhalt der Eidesformel von Sr. H er zogl. Durchl. 
nicht werden b erücksichtigt werden. 

Stein an Dalwigk Wiesbaden , 7. März 1818 
S t. A. Konzept. - Aus fertigung Prcuss. S tnutsnrchiv \1:'icsbndcn. - Nncb der Aus fertig·ung 

Erklärt sich ausser Stande, den von ihm verlangten Eid abzulegen. 

Nach allen staatsrechtlichen Grundsätzen sind die aus dem Grundbe­
sitz und aus dem persöhnlichen Unterthanen Vcrhältniss f!iessenden Ver­
bindlichkeiten gegen den Fürsten eines Landes verschieden, es giebt sogar 
mögliche Fälle, wo sie einander entgegengesetzt sind. EineEydesformel, 
die diesen Unter schied nicht berücksichtiget , kann ich nicht ablegen, so 
ber eit hingegen ich bin, die mir als Landstand und Gutsbesitzer auf­
liegende Pflichten eydlich zu bestätigen 2). 

Diese m eine Erklärung bitte ich, Seiner H erzoglichen Durchlaucht vor· 
zulegen. 

Stein an Marschall Wiesbaden, 7. März 1818 
Prcu11. S tnnuurchiv W ieabodcn 

Sagt die Audienz beim Her:rog ab. 

Euer Excellenz ersuche ich , meine Nichterscheinung zu der auf 11 Um· 
bestimmten Audienz bey Seiner H erzoglichen Durchlaucht zu entschul­
digen , da ich dringende Veranlassungen, nach Frankfurt zurückzueilen, 
erhalten habe. 3) 

Wangenheim an Stein Frankfurt, 7. März 1818 
St. A. Stündi11chc Angelegenheiten des H cr:zogtums Nossnu 

Steins Fembleiben von der E röffnung der nassauischen Ständeversammlung. Miss­
deutung des Schrittes. Aufgaben der Stände. Die Rede Marschalls. D er Bundestag. 

Euer Excellenz nicht in Wiesbaden getroffen zu haben, hat mir nicht 
blos um meiner selbst, sondern auch um der Sache willen, die dort be-

1) W11s Stein in Wirklichkeit nie gewesen i st. 
2) Vgl. d11zu Domnrus 11. 11. 0. S. 40 ff. 
3) Vgl. Dom11rus n. n. 0. S. 41 f. 
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gonnen wurde, leid gethan. Dass Sie nicht bei der Eröffnung waren , hat 
überall keine gute Sensation gemacht und wird nun, durch die aufhetzen­
den Zeitungsartikel 1) irre geführt, gar sehr gemissdeutct. Das er s t c, 
was zunäch s t Landstände Deutscher Nation zu thun hahen, scheint 
mir immer darin zu bestehen, dass sie in Dingen, die sie nicht billigen 
können , t emporisiren , und dass sie, wo sie tadeln und ander es verlangen 
müsst en, diesem Tadel Anerkennung des Guten vorausschick en - alles 
nur deswillen, dass j ene R egierungen, welche noch keine Stände einbe· 
rufen haben, nicht noch kopfscheuer werden mögen , als sie schon sind. 
Verzeihen Sie, ve1·chrter Meist er , dass ein Jünger so zu Ihnen spricht. 
Ich glaube aber, einen Verrath zu begehen, wenn ich mich denen , die ich 
ver ehre, nicht ganz offen zeige. 
So wenig ich mit der Rede zufrieden hin, welche man den Herzog hat 
halten lassen 2) , so gelungen erachte ich d en Bericht des Ministers über 
die seitherige Verwaltung und deren Resultate 3). Man kann - wie es 
bei mir der Fall wirklich ist - in wesentlichen Punkten anderer Meinung 
seyn , und man wird demungeachtet den Geist der Ordnung loben und 
lieben müssen, der sich überall darin beurkundet. Auch das ist erfreu · 
lich, dass liberaleren Maximen - z.B. in der Communal Vei·waltung -
Eingang versprochen ist. 
Soeben geht Schlosser, der mir die Denksch1·ift des ritterschaftlichen 
Adels der Lande Jülich , Cleve, Berg und Mark brachte, von mir, nach­
dem er mich mit der Nachricht, dass sie sehr wohl aufgenommen wurde, 
erfreut hatte. E s wäre mir für die Ermuthigung meines K önigs sehr 
angenehm, wenn Sie erlauben wollten, dass mir Schlosser eine Abschrift 
der Antwort mittheilt, welche Hardenberg nach m ehrtägiger D eliberation 
an die D eputirten erlassen hat 4). Dass Buol, angeblich nur zur Beschleu­
nigung der Organisation des Bundes Hee1·es seine Weisungen selbst ab­
zuholen, schleunig nach Wien abgereiset ist, dass man den Plan hat, 
Wessenberg zum Präsidenten des t echnischen Militair Ausschusses zu 
machen, und, sohald diese Arbeiten vollendet, die Bundes Versammlung 
zu verlegen, weil es unschicklich, ja kaum möglich sey, sie während des 
Monarchen Congresses6) in Aktivität zu lassen, werden Sie wahrscheinlich 
schon wissen . 
Belangloses p ersönliches Anliegen . 
1) Vgl. dazu Domorus a. o. 0. S. 38, Anm. 85. 
2) Die Rede des Herzogs ist gedruckt in der Extrabeilage zum Verordnungsblatt vom 
21. Februar 1818. 
3) Gedr. im Verordnungsblatt 1818, S. 34 ff. 
4) Datiert Engers, 3. Milrz 1818. Abschrift im St. A. 
G) In Aachen im September und Oktober 1818. 
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Stein au Gagern Frankfurt, 8 . März 1818 
Nnch Gngcm , a. n. 0. IV. S. 52 ' 

T eilt ihm die A kten iibcr <lic Verhandlu.ngen vom 6.-8. Miirz mit. 

Ich über sende Ew. E. einige Aktenstücke m eine Introdukt ion auf die 
H errenbank der Nassauischen Landesstände betreffend, und werde ich 
mich aller Theilnahme an ihren Verhandlungen enthalten , bis sie ge­
hoben sind. 
Sind Ew. E. diesen Morgen zu Haus, so werde ich nach 10 Uhr Sie zu 
besuchen die Ehre haben. 

Stein an Nesselrode 
St. A. Ru 3. Konzept 

Frankfurt , 8. März 1818 

Die geplante Adelsdeputation 11ach Berlin. Steins B ereitwilligkeit, daran teil:m nehmen. 

La dcputation cst necessaire au retour du chancelier ä B[ erlin] . La 
personne la plus faite pour s'en charger serait vous, mon eher ami, qui 
avez la m esure necessaire et l'esp1·it conciliateur. 
Quant a ma participation directe et aetive, il faudrait bicn se per sua der 
qu'on la desire, que mon apparition n'inquiete les uns, n ' irrite ou effraie 
les autres, la dessus, il faudrait parler a Eichhorn que vous verrez .. . . 
Le mode serait aise a trouver, les Münst eriens pourraient me nommer. 
- Avant tout , il faut determiner la question prealable. 

Stein an Preuschen Frankfurt, 9. März 1818 
St. A. Konzept ( versehentlich „Wicsbndcn" lluticrt). - Ausfertiguug J>rcusii. Stnntsurchiv '''icsbuden. - Nach 
der Ausfertigung 

Teilt ihm die Verhandlungen vom 6. und 7. März mit und bittet, sie zur Kenntnis 
<ler Iferrenbar1k z1t bringen. Bed<mcrt, an den Verhandlungen selbst nicht teilnehmen 
zu können, und wii11scht einen guten Erfolg. 

Die m eine V crpflichtung als Landstand betreffenden Verhandlungen habe 
ich die Ehre, Euer Hochwohlgebohren als Präsident cn der Herrnbank 
anliegend mitzutheilen mit der Bitte, diese davon in Kenntniss zu setzen 
und so dann die Anlagen zu den Acten zu nehmen. 
Ich bedaure, dass auf diese Art m ein Vorsatz, an denen ständischen V cr­
handlungen Theil zu nehmen , ver eitelt worden, feft. wünsche, dass die 
Resultate dieser Arbeiten einen für Fürst en und Land wohlthätigen 
Erfolg haben mögten und ergreife diese Gelegenheit, mich der Fortdauer 
des Wohlwollens der Herren Stände und Euer Hoehwohlgcb. zu empfehlen. 
Im Konzept folgt hier noch: 
Ich habe nicht gewohnt in dem Herzogthum Nassau, denn von 1780 bis 
1808 war ich in Prcussischem Dienst und wohnte in W c tphalen, Berlin, 
Prcussen , 
von 1808 bis 1812 war ich verbannt und wohnte in der Ocst crreichischen 
Monarchie, 
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von 1812 bis 1815 September wohnte ich im Hauptquartier des Kaysers 
von Russland, 
von 1815 im September bis j etzt hielt ich mich in Frankfurt, Cappen­
berg, Nassau auf, erklärte aber im Augu. t 1816 dem H errn Herzog 
von Nassau ganz deutlich, dass ich mich nur als einen auswärtigen 
Güterbesitzer in seinem Lande, hingegen als einen Preussischcn Unter­
thancn ansehe. 

Preuschen an Stein Wiesbaden, 12. März 1818 
St. A. Stliu<lische AngcJcgcoheitcn des Herzogtums Nounu 

Bestätigt den Eingang des Stein'schm Schreibens vom 9. März. Bedauern der Stände 
über Steins Fernbleiben. 

R eichsfrcy Hochwohlgebohrener Freyherr ! Hochzuverehrender H err 
Staats Minister 1 Euer Excellenz verehrliches Schreiben vom 9 tcn 
dieses habe ich nebst der Einlage richtig zu erhalten die Ehre gehabt 
und Hochdero Verlangen gemäss nicht verfehlet, solches in der gestrigen 
Sitzung der H errenbank der Landstände vorzulegen, in das Protocoll 
eintragen und zu den Acten r egistrircn zu lassen. 
Unendlich bedauern sämtliche Mitglieder derselben nebst mir, dass wir 
dadurch des Glückes beraubt sind, Euer Excellen.z unter unserer Mitte 
zu verehren und Hochdero wichtigen Unterstützung in unseren schwie­
rigen Arbeiten theilhaftig zu werden 1). 

Stein an Wangenheim [Frankfurt,] 13. März 1818 
5t. A. St!indische Angelegenheiten dco Herzogtum• Nn88nu. K o nzc pt 

Gründe für sein Fernbleiben von den Landtagsverhandlungen. 

I ch sey bey der Eröffnung nicht gegenwärtig gewesen, weil es nur eine 
Feycrlichkeit sey, die Verhandlungen der Stände er st d. 5. begonnen, 
und meine Gegenwart in Nassau wegen der Anwesenheit der Deputirten 
der Westphälischen Ritterschaft in Engers nothwendig zur mündlichen 
und schriftlichen Verbindung gewesen. 
Ich sey weder durch Gehurt, noch durch Wohnung, noch durch Wahl ein 
Nassauischer Unterthan, wohl sey ich seit 1802 ein Preussischer. 
In diesem Jahr habe ich die Herrschaft Birnbaum in Südpreussen ange­
kauft, um hiezu befugt zu seyn, sey mir das Südprcussische Indigenat ... 
ertheilt worden, ich habe mich von nun als ein Preussischcr Unterthan 
betrachtet .. „ dieses Unterthanen Verhältniss ... könne und wolle ich 
nicht auflösen. 
1) Vgl. hierzu noch ein Schreiben des Frhr. Friedrich v. Ritter nn Stein vom 12. Mürz 1818, 
Domnrus n. n. 0. S. 45. 

30 
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W angenheim an Stein Frankfurt, d en 13. März 1818 
St. A. Stündiscbc Angclcgcubcitcu des llcrzogtums Nussuu 

Billigt Steins Gründe fiir sein Fembleiben von den Landtagsverhandlungen. 

Hätte ich die Verhältnisse gekannt, welche Euer Excellcnz abhielten, 
sich als Unterthan von Nassau zu betrachten, und - nachdem m an die 
v erlangte Erklärung verweigert - an den ständisch en Verhandlungen 
Tbcil zu nehmen, so wäre mein Brief ungeschrieben geblieben. 
Dieser wurde nur von der Besorgniss dictirt, dass die e r s t e n landstän­
dischen Verhandlungen in Nassau einen Charakter annehmen möchten, 
der, o b g 1 eich e in ächt e r, das Gewicht der Anti-Consti­
tutionellcn erhöht, dann von der Besorgniss, dass die Provokationen in 
den Zeitungen auf Ihr opponirendcs Wort 1} - ein Vorhersagen der 
Opposition - Sie nicht zu einer personam ingratam machen mögen. 
J etzt aber fallen ja ohnehin alle m eine Besorgnisse weg. 

Stein an Spiegel Frankfurt, 15. März 1818 
Nnchluss Spiegel. - Nncla Pcrtz, Stein V . S. 211 

Die Franlifurter B esprechungen cler clwtschen Mittclstauteri über die R egelung der 
kirchlichstaatlichen Beziehungen. Die stän~lischen Bestreb1mgcn des westfälischenA dels. 

Die Vereinigung einiger Deutschen Fürsten 2), um eine übereinstim­
mende Sprache zu führen, Grundsätze aufzustellen , halte ich für sehr 
gut, nur vermeide man Neucrungssucht, gewagte Versuche u. s . w., wo­
durch dem ohnehin herrschenden Gährungsstoff ein neues verderbliches 
Element beygcfügt wird, das der religicusen Zwietracht. 
H eute schicke ich an Graf Merveld einen Entwurf zu einer Erklärung 
des Münstcr'schen Adels, dass er denen in der Denkschrift enthaltenen 
Grundsätzen beytret e 3) - von der einige K enntniss gefälligst zu 
nehmen und sie zu befördern, ich Sie ersuche . 

Stein an Spiegel Frankfurt, 21. März 1818 
Nuchln!s Spiegel. - NncL Pcrlz, Stein V. S. 2 11. Auszug 

Die ständischen Bestrebungen des westfälischen Adels. 

E. Hochw. I-lochg . werden nun ein paar von m einen Briefen über die 
ständische Angelegenheiten erhalten haben , ich hoffe die Sache wird 
einen guten Fortgang haben - nur muss sie durch D eputirte in Berlin 
jetzt gleich fortgesetzt werden. Die Denkschrift hat bey allen verstän­
digen Männern einen sehr guten Eindruck gemacht, und man sieht sie 
an als ein gutes Precedent für das Ganze - es imponirt denen Demo­
cratcn, es befriedigt die Verständigen aller Parteyen. 
In der E. I-Iochg. treffenden B ehandlung 4) find e ich nicht das Besondere 
gegen das Mitglied der catholischen Geistlichkeit Gerichtet e, sondern das 

1) S. oben S. 463, Anm. 1. 2) S. oben S. 459. 3) Liegt nicht vor. 
4) Der Anlass der Beschwerden Spiegels geht aus seinen im St. A. noch vorlrnudenen 
Briefen nicht hervor. 
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alle Menschen und Sachen gleichmässig t r effende Unzusammenhängende, 
Stumpfe , Planloosc - also wozu Klage ? 
P . S. Es heisst, der Staatskanzler werde am 6tcn wieder in Berlin seyn. 

Stein an Büchler Frankfurt, 26. März 1818 
Archiv dee Goethe.Museum•. Frankfurt. - Noch dem Abdruck im J nhrbuoh dee Freien Dcullchcn llochstifta 
Frnnkfurt ,1907. S. 309 

Einverständnis mit Dümgcs Gmndsätzc1i frlr die llcrausgalJc der dcutsclicn Quellc11-
scliriftstcllcr. T ecli11iscl1c Fragen. 

Mit H. v . Dümgc bin ich vollkommen einverstanden 1), dass man bcy 
der Ausgabe der Quellen Deutscher Geschichte im Mittelalter alles hin­
wcglasscn müsse, was blosse Ahschreiberey ist , nur Auszüge aus den 
Gcschichtschreihcrn der Römischen Geschichte u . s . w . enthält, 
2) dass man Biographien wichtiger Männer, z. B . Meinwercks von 
P aderborn, Brunos v. Coeln u . s. w., 
3) Sammlungen von Briefen oder Staatsschriften , z.B. Wibalds von 
Corvcy, des Cod. Babenbcr gensis u . s. w. aufnehmen müsse, endlich 
4) dass man die W erke, soweit als möglich , nach Zeitfolge ordne, z.B. 
n ach Regenten Stämmen, sie aber nicht zerstückle und zerrcisse. 
Als Zugabe würde auch noch eine Geogr aphie des Mittclaltcrs bearbeitet 
werden müssen, denn sei t dem Chronicon Gothwicense hat sich noch 
vieles aufgeklärt - und hat man manches erforscht. 
Von Italiänischen Schriftst ellern und aus Matthaeus Paris müsst e allef:l , 
was sich auf die Deutsche Geschichte, besonders der Hohenst aufen, be­
zieht , aufgenommen werden. 
Die Sammlung würde die P eriode der Völkerwanderung bis zum Unter­
gang der Hohenstaufen in sich begreifen . - Ich wünschte, belehrt zu 
werden über die Fragen: 
Wie viele Bände in grossem Quart würde sie ohngcfähr ausmachen? und 
welche Schriftst eller würden darin auf genommen ? 
Was kann ohngefähr das H onorar der Gelehrten, so sich damit beschäf­
tigen , betragen ? 
Eine unserer grösst en Buchhandlungen k önnte die Kost en für Druck 
und Papier (Schreibpapier) übernehmen mit Ausschluss des H onorars, 
wofür auf andere Art würde R ath gesch afft werden. -
Welche Gelehrten wären geneigt, an diesem Unternehmen Theil zu neh­
m en ? 2) 

1) Dümgc hatte seine Anschauungen in einer ausführlichen Denkschrift, dat. 10. Miirz 
1818, niedergelegt , die Stein durch BüeWer übermittel t worden war . Sie befindet sich , 
mit Steins Randbemerkungen versehen , i m Stein-Archiv. Vgl. H . Brcsslau a . a . 0 . S. 23. 
1) Das Gutachten, das D ümgc Anfang April zur Beantwortung dieser Fragen erst attete, 
analysiert Bresslnu a. a. 0 . S. 23 ff. Es befindet eich im Archiv der Monumentn Gcr­
mnniae Histor ien. 

30* 
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Stein an Mirbach 
St. A. Konzepl 

Frankfurt, 27. März 1818 

Die ständischen Bestrebungen des westfälischen Adels. Zweifrontcnlcrieg gegen demo­
kratische und standcsegoist.ischc Tc11dcnzc11. Komnnrnal.politischc Probleme. Die 
geplante Deputation nach B erlin. 

E. H. werden seit Ihrem Letzten vom 19 ten m . c. schon erfahren haben, 
dass der Staatskanzler gerade nach Berlin zurückgekehrt, dass der 
baldige Abgang einer Deputation dahin nöthig scy und dass H en Graf 
v . Ncsselrode deshalb das Nöthigc eingeleitet hat. 
Das Geschmier der Pamphletist en 1 ) kümmert mich wenig : alles kömmt 
auf unser eignes B etragen a n, es sey gemässigt, verständig und gleich cnt· 
fernt von unver ständigen aristokratischen und von zer stöhrcnden demo­
kratischen Foderungcn. Mir scheint der Churmärkische Adel und auch 
der Thüring'sche sich diesen Vorwurf zugezogen zu haben , und die W cst­
phälischen Deputirten müssen sich bey ihrer Anwesenheit in Berlin für 
dem Einfluss solcher Meynungen hüten. 
Ich habe die Denkschrift nach W eimar vorlängst geschickt, damit sie 
denen dortigen D emokraten durch hohe Hand introduzirt werde. 
In der Anlage übersende ich E. H. einen Aufsatz über das Communal 
Wesen 2), er b ezieht sich zwar zunächst auf das Nassauische - en1 hält 
aber doch die allgemeinen Grnndsätzc; für die Städte kann man die 
Prcussische Städteordnung b eybehalten, für das platte Land könnten 
H err v. Romberg und Hövel eine Communal Ordnung nach Analogie der 
Märkischen und Clevischen Erbentagc entwerfen. 
Vor der Abreise nach Berlin könnte von einem Comitc in Dü seldorf oder 
H erten noch eine Zusammenkunft gehalten werden , um das Näher e 
noch zu verabreden . 
H err Graf v. Nessclrodc schreibt mir, er habe die kleine Skizze, so ich 
gemacht hatte 3), an H errn Eichhorn gesandt mit einigen Marginalien; 
man könnte sie in Ermangelung von etwas Besserem zum Leitfaden bcy 
den en Verhandlungen der Confcrcnz brauchen , desgleichen die mir von 
E. H . mitgethcilten Bem erkungen. 
Haben Sie nicht vom Obcrstlieutenant Romberg erfahren, welchen Ein· 
druck die D enkschrift in Berlin gemacht hat? 
1) Die Denkschrift über die Verfussungsverhllltnisse der Lnnde Jülich, Cleve, Dcrg und 
Mnrk wnr in der Tagespresse angegriffen worden. Vgl. unten S. 481. 
2) Die Denkschrift vom 1. Miirz 1818. 
3 ) Vom 13. Fchrunr 1818. S. oben S. 148 ff. 
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Denkschrift Steins Frankfurt, 27. März 1818 
St. A. Rn 1. Konzept 

Hauptprobleme der Bildung provinzialständischer Verfassungen. Organisatorische 
Fragen: Zweikammersystem oder Dreikammersystem? Landtage für j ede einzelne 
Provinz oder für mehrere in einem Landtag vereinigte Provinzen? Stein befürwortet 
das Letztere. Aufgaben dieser Landtage. Ihre Zusammensetzung. Vertretung und 
Reform des Adels. Wahlverfahren in den Stiidten und auf dem platten Lande. -
Der allgemeine Landtag sämtlicher Provinzen der preussischen Monarchie. Seine 
Zusammensetzung. Wahlverf ahren. Hohe Anforderungen an seine Mitglieder. Stein 
gegen jede Parteibildung. Aufgaben des allgemeinen Landtages. Seine Mitwirkung 
an der Gesetzgebung. 

Vermerk Steins: „ Mitgetheilt dem H. Graf v . Nesselrode in Düsseldorf 
und H. Graf v . Spiegel - den L April 1818." 
Das ständisch e Verfassungsgesetz soll bestimmen: 

1) die Befugnisse der Landschaft; 
2) ihre organische E inrichtung; 
3) die b ey ihren Verhandlungen zu beobachtende Ordnung. 

In Ansehung der Befugnisse, so denen Provinzialständen bcyzulegen, 
beziehe ich mich auf die Anlage A, dd. Frankfurt, 13. Februar 1). 

Bey der organischen Einrichtung der Stände entsteht zuerst die Frage : 
ist es nützlich, dass sie in einer oder mehreren Abtheilungen handeln? 
Für die Theilung des landständischen Körpers spricht das H erkommen 
aller Deutschen st ändischen Versammlungen, Reife der Erörterung, 
Zuvorkommen der Ueberrasclmng, Begränzung der Gewalt einer ein­
zigen V crsammlung, von der ebensowohl Missbräuche als von einem 
Einzelnen zu besorgen sind. 
Soll aber die Theilung noch weiter gehen als in zwey Kammern, soll man 
drey Kammern bilden ? 
Wir sehen eine solche Einrichtung in Ostfriesland, in Schweden ohne 
Nachtheil bestehen , jeder Stand wahrt alsdann sein Interesse sorg­
fältiger ; und besonders läuft das ländliche Interesse Gefahr, dem städti­
schen aufgeopfert zu werden, dem mehrerer Einfluss und mehrere Kennt­
nisse zu Gebote st ehen; auch bleibt bey der Sonderung j eder Stand dem 
ihm eigenthümlichen Charakter getreuer. Auf der anderen Seite hat auch 
eine solche Vervielfältigung der Abtheilungen ihre N achthcilc, man er­
schwehrt die Beschlüsse, vermehrt die Rivalitäten. 
Die Bildung dreyer Abtheilungen, einer adlichcn, städtischen und länd­
lichen, wird hier von den meist en gewünscht, ich nehme daher an, dass 
man sie im vorliegenden Falle beschliessen werde. 
Nach folgenden Hauptlinien könnten im H erzogthum Nieder Rhein 
landständische Verfassungen gebildet werden. 
Mehrer e Provinzen tret en in einen gemeinschaft lichen landschaftlichen 
Verband, nach Maasgabe ihrer natürlichen oder einer älteren geschicht­
lichen Verbindung oder ihres Zusammenstehens in einem Obcrpräsidial-

1) S. oben S. 44ßff. 
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bezirk und verhandeln ihre gemeinschaftlichen Angelegenheiten auf 
einem gemeinschaftlichen Landtag, die Angelegenheiten , so sich auf das 
besondere Interesse der Provinz beziehen, auf dem besonderen Provin­
zial Landtag. 
Als zu dem allgemeinen Landt ag gehörend, kann man ansehen: 

Begutachtung aller den ganzen Staat betreff enden Gesetze und 
Abgaben; 
Beschlüsse über die Provinzial Gesetze. 
Die Provinzial Etats; 
Theilnahmc an der Verwaltung des Einquartierungs und Militair­
Verpflegungswesens, oder 
allgemeine Sicherheits- und V crpflegungs-Anstalten , gemeinschaft ­
liche Anstalten für Volks Erziehung, Gesundheits Polyzey, 
an der Bearbeitung des Cat ast er s . 

Zu dem besonderen Landtag würde gebracht: 
W eg· und Wasser Bau, 
Aufsicht auf das Communal Wesen, 
Armenanstalten der Gem einden, 

Die Landschaft best eht aus drey Abtheilungcn: 
1) Dem Adel , der höher en Geistlichkeit, den höheren Lehranstalten ; 
2) denen Städten; 
3) denen l ändlichen Gutsbesitzern. 

E s wird sogleich eine Anzahl v erdienter und begüterter Familien in die 
adliche Corporation aufgenommen auf den Antrag der Regierung mit 
Zustimmung der Corporation. 
Die Städte wählen von 6000 Seelen einen Abgeordnet en, mehrere kleine 
Städte tret en in einen Verband. 
In denen Städten wird die Preussische Städteordnung eingeführt, die 
Deputierten werden von den stimmberechtigten Bürgern aus denen 
Stadtverordnet en oder dem Magistrat gewählt 
Die bäuerlichen Gutsbesitzer wählen ämter- oder bezirksweise. 
E s wir d ein gewisser Contribut ions Fuss, um Wähler , und ein dreyfachcr 
festgesetzt, um Wahlkandidat oder wahlfähig zu seyn. 
Die Wahlen werden alle sieben Jahre erneuert , wahlfähig bleiben die 
bish erigen Deputirtcn. 
Die Wahlen werden unter Leitung eines königlichen Commissars in denen 
Wahlbezirken von den en Wahlber echt igten aus denen Wahlfähigen nach 
einer zu erlassenden Wahlordnung vorgenommen. 
Auf dem allgemeinen Landtag sämtlicher Provinzen er scheinen: 

... adliche, 

... städtische, 

. . . bäuerliche Abgeordnete. 
Die Adlichen best ehen aus ... erblichen Viril St immen, und ... Curiat 
Stimmen. Zu denen er st er en werden gerechnet: alle adlichen Familien-
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häupter, so 4000 Thlr. E inkommen haben. Die übrigen adlichen Fa­
milien wählen ... Abgeordnet e auf denen Provinzial Landtagen. 
Auf denen städtischen und bäuerlichen W ahltagen werden zugleich die­
j enigen bestimmt, welche aus denen Provinzialdeputirten auf dem all­
gemeinen Landtag erscheinen sollen. 
Die Abgeordneten auf denen Landtägen sind keine Mandatarien der 
Wähler , sondern stimmen nach Ueberzeu gung und Gewissen. 
Durch eine zweckmässigc Ordnung bey den Verhandlungen der land­
ständischen Ver sammlung wird Besonnenheit b ey der Beratung, wahre 
Ueber einstimmung der Beschlüsse mit dem allgemeinen Willen und 
Consequenz in dem ganzen Verfahren erlangt, und Ueberraschung, Ein­
fluss einer Partey, um ihre Meynung aufzudringen , und lnconscquenz 
vermieden. 
Die Landschaften sollen theils b e r a t h e n d e und e i n w i l l i -
gen de, theils v e rwalt e nde oder bey der Verwaltung mit­
würkende Anstalten seyn und auf diese beyden Zwecke muss sich also 
die von ihnen zu beobachtende Geschäftsordnung beziehen. 
Die Verhandlungen der Landschaft in ihrer er sten Eigenschaft betreffen 
entweder 

a) die Gesetzgebung, Landesbeschwerden, Verwilligungen , 
b) oder die bey ihr einger eichten Vorstellungen einzelner oder 

m ehrerer. 
Beyde Gegenstände, b esonder s erst er er a, erfordern vorzüglich prüfende, 
erforschende Besonnenheit bey der Bcrathung und denen Beschlüssen , 
und die Anwendung aller Vorsichtsmaassr egeln, um ein entgegengesetztes 
oder abweichendes Verfahren zu entfernen. 
Die Anträge zu neuen Gesetzen oder zu Abänderung vorhandener können 
erfolgen von d em Landesherrn durch seine Commissarien , so in der V cr­
sammlung erscheinen, oder von einzelnen Mitgliedern der Landschaft. 
Der Antrag zur Motion geschieht schriftlich mit denselben Worten, in 
welchen er gesetzliche Kraft erhalten soll , er wird in ein besonderes Proto­
koll eingetragen; ist dieses geschehen , so darf er ohne besonder e Erlauh­
niss der Versammlung nicht zurückgenommen werden. 
Bey der Abfassung der Motion ist als Regel zu beobachten, Kürze der 
Articul , Einfachheit in denen Sätzen, genauer Ausdruck des Beschlusses, 
Vollständigk eit aller das Geschäft betreffenden Clauscln. 
Der Antrag zur Motion muss bcy allgem einen den Staat b etreffenden 
Angelegenheiten vier Wochen , bcy denen , so die Provinz betreffen , vier 
Tage vor der darüber anzustellenden Berathung gemacht werden ; in 
dringenden Fällen kann durch einen Beschluss der Ver sammlung die 
Zeit abgekürzt werden . 
Nach einem solchen Termin entscheidet die Versammlung, ob die Motion 
im Allgemeinen zur Berathung angenommen oder an eine Commission 
gewiesen oder verworfen werden solle . 
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Nach einem gleich langen Zeitraume wird über clic Motion die Bcrathung 
begonnen, (sie wird] von clem Director clcr Bank vollständig vorgelesen, 
und nun wird über die einzelnen Articul derselben berathend von denen 
Mitgliedern d er Versammlung gesprochen. 
Nur der, welcher den Antrag macht, und der Berichterstatter der Com­
mission sind zur Vorlesung schriftlicher Vorträge berechtigt, die übrigen 
Mitglieder äussern sich mündlich, und ihre Aeusserungen werden in das 
Protokoll aufgenommen. 
Ist die Berathung geschlossen, so schreitet die Versammlung, nach vor­
heriger Entfernung der landesherrlichen Commissarien, zum Stimmen . 
Der Director liest j eden einzelnen Satz der Motion nebst den vorge­
schlagenen Abänderungen vor und lässt die Anwesenden abstimmen. 
E s erheben sich zuerst die Bejahenden und werden gezählt, dann die 
Verneinenden; das R esultat macht der Direct.or der Versammlung be­
kannt, lässt es zum Protokoll n ehmen , welches mit denen Abstimmungen 
und allen vollständigen Anlagen abgedruckt und zur allgemeinen K ennt ­
nis gebracht wird. 
Die allgemeine Ständeversammlung erhält einen gemeinschaftlichen 
Archivar, einen gemeinschaftlichen Calculator, j ede Bank einen Con­
sulenten und einen Canzlisten. 
J ede Kammer wählt ihre besonderen Beamten, die gemeinschaftlichen 
werden von allen gewählt . 
Eine eigene ständische Kasse b estreitet den Aufwand der Versammlung . 
Die landesherrlichen Commissarien er scheinen in der Versammlung bcy 
cler Eröffnung, bey Antriigen, so im Namen des Landesh errn oder von 
einem der Stände gemacht werden, und nehmen an denen Bcrathungen 
Antheil, entfernen sich aber bey denenAbstimmungen und übrigen Ver­
handlungen der Ver sammlung. 
J ede Bank der allgemeinen V crsarumlung wählt auf 7 Jahre ihren Director, 
der nach ihrem Ablauf wieder wahlfähig ist. Seine Geschäfte best ehen: 

in Annahme der P etit ionen, 
L eitung der Verhandlungen, 
Stellung der Fragen, 
Sammlung der Stimmen, 
Erhaltung der Ordnung im Geschäftsgang und bcy denen Beamten, 
Abfassung eines denen geschehenen Abstimmungen gcmässen Be­
schlusses der V crsammlung. 

Die Geschäfte, welche der Landschaft zur V crwaltung übertragen werden, 
crfodern eine ander e Ordnung in der Behandlung. 
Zu ihrer Führung ernennen die verschiedenen Abtheilungen einen ge­
meinschaftlichen Ausschuss, der die F euer Societäts Sachen usw. nach 
den vorhandenen Gesetzen verwaltet, über den Gang des Geschäfts an 
die Gesamt Landschaft berichtet und, wenn Abänderungen in denen bis­
herigen Vorschriften erfodcrlich usw., bey ihr darauf anträgt. 
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Der Auss~huss wird auf 7 Jahre gewählt. 
Die Deputation wählt sieh einen Vorsteher und LeoLachtet die Formen 
des collegialisehen Geschäftsgangs. 
Die Natur des Geschäft s oder besondere Veranlassungen können es er­
fodern, dass man diesen Ausschüssen königliche Beamte als beständige 
oder t emporäre Mitglieder beyorclne, z. B . t echnische oder wissen­
schaftliche Beamte. 

Stein an Spiegel Frankfmt, 1. April 1818 
Archiv Ostcnwuldc. Nochlues Vinckc. ficinsvhrift. Donuch gc<lr. hc i Kochcnc.Jörffcr, Dricfwcchscl zwischcu S Lc iu 
uncl Viuckc S. 63 ff. ( irrtümlich nls llricf Steins un Vinckc uufgc11 u111111c11) 1). Dos Konzept des Briefes bcfiu<lct 
sich iul St. A. Dort fehlt ubcr <lcr grösslc Teil <lcs lclztcn ALsuhcs. - Noch Kochcudörffcr 

Die Idee der Selbstverwaltung: Entlastung des Behördenapparats. Verbindung von 
Nation und Staat durch T eilnahme der Bürger am Staatsleben. Verbindung von 
Staat und Kirche in deii Selbstverwaltungsorg a11e11. Stein befiirwortet die Zusammen­
fassung mehrerer alter westfälischer Provinzen iri einen Landtag, besonders auch im 
Hinblick auf die zahlcnmässige Schwäche des Adels in einzelnen dieser Gebiete. Ver­
langt die Beibehaltung und Wicclcrbclebrmg der a!tdcu.tschen, wcstfiilischen Kommunal­
einrichtungen. 

Euer Hochwohlgeboren gehaltvolles Schreiben vom 24. März a. e. hat 
mir viel Freude gemacht, ich sehe, dass das Geschäft wegen Bildung von 
Ständen fortschreitet. Die Anlage enthält die Grundzüge einer solchen 
Verfassung 2) , die ich der Prüfung und Beurteilung Euer Hochwohl­
geboren unterwerfe. I st sie gebildet nach verständigen Grundsätzen, ist 
wieder ein lebendiger Geist denen Gemeinden, Aemtcrn, Craysen, Pro­
vinzen eingehaucht, den das Beamtenwesen befehdet und lähmt, so wird 
mehr Zufriedenheit, mehr Liebe zum Staat und seinen Vorstehern und 
mehr auf mannigfaltige Art sich äussernde Selbstthätigkeit entst ehen. 

\ 

Die Verwaltungsanstalten können auch weniger kostbar werden, denn 
sie sind im Prcussischcn bedeutend teurer als im Oesterreichischen, wo 
sehr v ieles von und durch die grossen Gutsherrschaften, Dominien , ge­
schieht, die in Westfalen nicht cxistiren; das würde hier durch Gemeinde 
Institutionen verrichtet, in denen mehr Leben und Liebe herrscht als in 
denen Dominial Einrichtungen. Das Präfektur Wesen ist'.,fehlerhaft, weil 
es zuviel der Willkühr des Einzelnen und seiner Einseitigkeit überlässt . 
D er Aufmerksamkeit Euer Hochwohlgeborenen empfehle ich: Bentham, 

1) Der Adiessnt des Briefes steht uusser allem Zwei fcl. Das Konzept im St. A. triigt den 
Vermerk: „an den Herrn Domdechanten Grafen v. Spiegel." Der Brief vom 24. III„ auf 
<lcn sich Stein ciulcitend bezieht, stammt ebenfall s von Spiegel und befindet sich im 
St. A. (Ru 3) , wiihrend wir von einem Brief Viuckes an Stein vou diesem Tag ruchts wisscu. 
Es ist auch ganz unwuhrschciulich, dass Vinckc und Spiegel um selben Tag in der gleichen 
Angelegeuhcit a u Stein geschrieben haben, man hat deshalb nicht anzunehmen, <lass 
auch Stein gleichzeitig an Viuckc und Spiegel fa st glcichlautcud geuutwortct hat. Sicher­
lich hat Spiegel , der damals noch in Müus tcr lebte, den Brief a n Vincke weitergegeben, 
zu dessen Papieren er au f diese ·weise gekommen is t. 
2

) Wohl die Dcnkscbiift vom 27. Miirz 1818. 
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Tactik der r epräsentativen V crfassung ; Das Königreich Hannover nach 
seinen öffentlichen Verhältnissen von Luden. 
Beydes, besonder s das erst ere, enthält vieles Lehrreiche über stän­
dische Verfassungen. 
Eine gehörig gebildet e ständische Verfassung 'vird auch denen oberen 
öffentlichen Beamten in der Provinz die Verwaltung erleichtern; es wird 
ihnen leichter , die Bedürfnisse des Landes, die öffentliche Meynung zu 
erkennen; sie werden in allen Maasr cgeln von ihr unter stützt ; sie können 
schneller alsdann zu einem zweckmässigcn Entschluss gelangen und zu 
den crfoderlichen Geldmitteln, als es möglich ist durch Nachsuchen von 
Genehmigung der oberst en Behörden, so ent fernt und mit Arbeiten über­
laden sind; sie selbs t werden von einer Menge Details entlaste t und wegen 
des Benehmens ihrer Unterbehörden durch Publizität; Miteingreifen und 
Mitwissen vieler Landesbewohner sicher gest ellt. 
Auch die kirchlichen Einrichtungen werden durch s tändische Anst alten 
laut und öffentlich zur Sprache gebracht und aus dem Todesschlafe 
aufgerüttelt. Deshalb halte ich es aber für nöt hig, dass nicht allein die 
höheren Lehranstalten , sondern auch die Kirche in die r epräsentative 
Verfassung durch den Eintritt der höher en Geistlichkeit in die adlige 
Kammer aufgen ommen würde : ihr Inter esse wird auf diese Art vertret en , 
aber auch in Einklang gebracht mit dem des Staats, da sonst eine Rivali­
tät, eine Missgunst entsteht. Das Vereinigen oder Zusammenschmelzen 
der landschaftlichen Körper m ehrer er Provinzen hat das Gute, eine Viel­
seitigkeit der Ansichten zu veranlassen und es möglich zu machen , dass 
man zu denen Ausschüssen , den en gewisse~Vcrwaltungszweige anvertr aut 
sind, eine grössere Auswahl von Subjekten habe. Eine solche Vereinigung 
ist besonder s wegen des Adels nöthig, der dUTch Aussterben wenig zahl­
reich geworden , oder den Berufsgeschäfte oft aus der Provinz entfernen. 
Das Zusammenschmelzen des Märkischen und W estphälischenAdels würde 
in jenen Hinsichten immer nützlich scyn und der Einfluss des Dynast en 
von Canst cin 1) würde in Arnsb er g und in Hamm nützlich sich äussern. 
E s ist wohl ülJerflüssig zu bemerken , dass auf Crayss-, Amts-, Erben- oder 
Kirchspiels-Tagen in e in e r Ver sammlung von dem Adel, den Bauern, 
Köttern, Brinksitzern verhandelt wird ; auf denen Kirchspiels Versamm­
lungen erscheint oder kann j eder pcrsöhnlich erscheinen , auf Amts 
und Crayss Tagen Deputirte und jeder einzelne, der etwas vorzubringen 
hat. Die Einrichtung der Erben T age im Clev und Märki ehen war sehr 
zweckmkissig. H err Prüsident v on Hövel k ennt diese Einrichtung als 
ehemaliger Landrath praktisch. 

1) Canstein war eine ß esitzung der Grafen v. Spiegel. 
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Nassau, 17. April 1818 

Die frankfurter Besprechungen der deutschen Mittelstaaten. Die ständisc/1cn Be­
strebungen des westfälischen A dels. 

Meine Frühjahrswohnung habe ich seit d em 12 ten wieder bezogen, und 
bewohne nun m ein väterliches Thal ganz ruhig, im May folgt m eine 
Familie, im Juny beziehe ich Cappenberg mit denen Meinigen und hoffe, 
E. Hochw. Hoch g. dann bey mir zu sehen. 
Während der letzten Wochen meines Aufent haltes in Frankfurt wur­
den die geist lichen Angelegenheiten von denen Gesandten der sich 
dazu vereinigt habenden Fürst en eifrig und, wie es mir scheint, 
zweckmässig und v erständig betrieben 1 ) . D en meist en E influss auf 
dieses Geschäft hatten H err v. Wangenheim , der Württembergische 
Bundesgesandte, und der H err GR. Wrede 2) von Darmstadt, am 
wenigsten geachtet und berücksichtiget war unser Nassaui. eher Kirchen­
vater H err Koch 3). 
Diese Arbeiten werden gewiss auch einen Anstoss in Berlin geben, damit 
man dort aus dem Sündenschlaf erwache und denen chingenden Bedürf­
nissen der kirchlichen Gesellschaft abhelfe. 
Die bisherigen Bemühungen des W cstphälischcn Adels sind noch von 
gutem Erfolg gewesen, ich rathe zur Absendung einer wenig zahheichen 
Deputation, um den Gang des Geschäftes in Berlin zu verfolgen, das 
Interesse dafür zu beleben , mit Nachrichten an die Hand zu gehen . Gut 
wäre es, wenn der übrige W estphälischc Adel seine Angelegenheiten vor­
läufig denen wahrscheinlich baldc abgehenden Deputirten übertrüge, 
aber auch einen Zuschuss zu denen K ost en leistete. Ich will als Münster­
ländcr das mir zugcthcilt werdende gerne bcytragcn. 
Der Schluss betr. die Abwichlting des Tauschgeschäfts Bimbaum-Cappen­
berg. 

1) S. oben S. 459. 
2) S. Gagcrn a . a . 0. IV. S. 53. 
3) Job. Ludw. Koch (1772- 1853), ursprünglich katholiscl1cr Geistl icher, Sekretiir Dal­
bcrgs, lß07 Professor der K irchengeschichte nn d er nnch AscbnffcnLurg verlegten Uni­
vcrs itiit Mainz. Verfasser der 1816 anouym erschienenen „Kirchenrechtliche Uuter­
suchungcn über d ie Grundlngen der künftigen Verfassung der kutholisch-kirchJjchcn Ein­
richtungen in Deutschland". Seit 1816 herzog!. n nssauischcr Kirch en- und Obcrsclml­
rat, 18lß Vertreter der nussauisehen Regierung auf der frankfurter Conferenz, in deren 
Auftrag er 1819 ein „ Reeht.sgu tuchten über das Verfahren des r ömisch en Hofes in der 
Angelegenheit \Vessenherg" veröffentlichte. 1821 verheiratete er sich und tra t buld 
durauf zur evangelisch en K irche über, wurde seiner bisherigen Stellung enthoben und 
anderweitig im nussauiseh en Staatsdienst ven vendct. 
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Stein an Gagern Nassau, 18. April 1818 
Nach Gugcrn n. u. O. IV. S. 53 ff. Dort vollst ünd;g 

Die weimarische R ezension der Dcnlcschrift über die Verfassungsverhältnisse der west­
fälischen Provinzen. M angelnde Sachlcenntriis des R ezensenten. Die gutsherrliche11 
Verhiilt11isse in rVestfalcn. Missbrauch der Pressfreiheit durch schlecht imterrichtete 
oder böswillige Schriftsteller. Hoffnung auf A bhilfe durch gut organisierte Stände. 
Die Versammlung der nassauischcn Landstände. Der Domiinenstreit iri Nassau. 

Geplante Berufung des hessischen geistlichen Rats Wrede in die preussische 
Kulturverwaltung 1). 
D er W eimarische Recenscnt d er V orst cllung 2) u. s . w. ist seicht und 
flüchtig, er fängt damit an, die örtliche Verfassung der Stände in den 
Landen Clevc, Mark, Jülich und Berg darst ellen zu wollen , und sagt: 
die acllichen Güter bildet en gr osse, geschlossene Bezirke mit Gerichts­
barkeit ver sehen; 
die Bauern seyen H örig, Leiheigne und mit Frohnen aller Art belastet . 
Alles dieses verhält sieh in den angeführten Ländern ganz anders . 
Die a dlichen Güter best ehen in der R egel aus kleinen Hovesaaten und 
aus zerstreut liegenden Höfen, sie sind berechtigt zu Zehenden, Gilten 
und allerley Prästationen. 
Die adlichen Güter haben in der R egel keine Patrimonial Gerichtsbarkeit. 
Die Bauern sind frey und entweder Eigcnthümer oder Zeitpächter oder 
besitzen ein Erbpachtsrecht, jus pcrpetue coloniae - Leibeigene sind 
nur Ausnahmen von der Regel. 
Da die Hovesaaten von mässigem Umfange sind, so wurden die Frohncn 
selten geleist et, sondern ein geringes Dienstgeld bezahlt; dieses ist aber 
durch die Französische Gesetzgebung aufgehoben. 
Was sagen Ew. E xcellenz zu der Frechheit des Recensenten? E s ist 
traurig, dass die Pressfreyheit so missbraucht werde. Aufhören wird es, 
wenn g u t eingerichtet e ständische Verfassungen in das Lehen treten, 
die Men chen ihre eigene öffentlich e Angelegenheiten kennen und be­
treiben , dann macht das seichte Geschwätz der Demagogen keinen E in­
druck m ehr. 
Ich fühle das Glück der Unabhängigkeit und der meinem Alter ange­
m essenen Ruhe sehr lebhaft. - In 8 Tagen ist alles grün, dann lösen Sie 
wohl Ihr Wort. 
Die Nassauer Stände reklam ircn Domainen , verweigern die 120 000 fl. 
Entschädigm1g aufgehobener gut sherrlicher Domanial R echte, die Wies­
hadcr Baugelder , prüfen die Erthcilung von P ensionen , welche 70 000 fL 
ausmachen . 
Die Wuth zu generalisiren hat sich auf eine kostbare, Hicherliche und 
verschwenderische Art gezeigt. 
B eispiel dafür . 

1 ) S. den let zten llricf. Wrede lehnte die Berufung nb. 
2) S. unten S. 481 Aum. 3. 



Quelle: Freiherr vom Stein, Bd. 5, Berlin 1933 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
URL: http://www.westfaelische-geschichte.lwl.org 

Stein an Mirbach 
St . A. no 3. Konzept 

20. APRIL 1818 477 

Nassau, 18. April 1818 

Die geplante Deputation nach Berlin. Warnt vor einer Verbindung der westfälischen 
ständischen Bewegung mit den reaTctionärcn ß estrebu11ge11 der altständischen Partei 
in der Kurmark ( Marwitz). 

Sowohl General \Volzogen als Geh. L eg.-Rath Eichhorn waren der 
Mcynung, dass die Absendung einer Deputation nützlich sey. Ihr Ge­
schäft würde seyn, durch ihre Gegenwart und ihr pcrsöhnliches, verstän­
diges Benehmen das Vertrauen, so sie bisher erworben, zu befest igen , 
ihre Verbindung mit denen Einfluss habenden Geschäf-tsleuten zu unter­
halten, den Gang des Geschäfts zu verfolgen, mit Nachrichten an die 
Hand zu gehen, das Interesse zu beleben für die Sache. 
In Berlin werden die Deputirtcn sehen, ob es rathsam, sich unmittelbar 
an den König zu wenden oder sich zu begnügen, mit den Ministern sich 
in V crbindung zu setzen. 
Welch ' grosscr Nachtheil entstehen kann, ·wenn drey \Vcstphälische Edel­
leute nach Berlin reisen, um die Angelegenheit ihres Landes mit Beschei­
denheit, V erstand und Folge zu betreiben, kann ich nicht ersinnen und 
wahrnehmen. 
Nur rathc ich wiederholt, an denen thörigtcu Ansprüchen mehrerer 
Churmärkischen Edelleute, als des Generals Marwitz, Kncsebeck , 
Minist er Voss etc. keinen Anthcil zu nehmen. 
Dieses sind meine Ansichten, welche ich Ihrem Urtheile und dem unsrer 
Freunde überlasse. Ich werde mich hier bis zum Anfang Juny aufhalten 
und dann nach Cappenbcrg gehen; hier oder am letzteren Orte hoffe 
ich , E. H. zu sehen. -

Stein an Ncsselrodc Nassau, 20. April UH8 
St . A. llu 3. Konzept 

S teins ständische Ideen und die Bestrebungen cles westfälischen Adels. 

Voici copie de ma reponse a Mirbach du 18 d. c .... Der Inhalt meines 
Promemorias dd ... 1 ) unterschied sich wesentlich von den Grundzügen 
des H. v. A. 2). Ich fodere: 
Einwilligung zu Provinzialgesctzen, eine adliche Kammer oder Abthcilung, 
nicht eine von grossen Gutsbesitzern, sie seycn Juden oder Christen, einen 
Anthcil an der Ver waltung, um die schwerfällige, k ost bare, im Circul sich 
hcrumschrcibcndc Bureaucratie zu vermindern, zu erleichtern, wohlfeiler 
zu machen. 
Um diese Ansichten zu unterstützen, wäre es nöthig, dass Sie und Ihre 
Freunde Ihre eigene Meynung aussprächen und Solms und Vinckc mit­
theilten und diesen gleichfalls im engsten Vertrauen den Schlosscr'schen 

1) Vom 27. Miir z. 
2) Altenstein ? Die erwähnten „Grundzüge" sind mir nicht bekannt. 
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Aufsatz über den Adel 1) , den er ihm zuge. chickt hat oder zuschicken 
wird, mitthcilen, und dass die nach Berlin abgesandten Deputirten dortcn 
in demselben Sinn verführen. 
Spiegel will eine Kammer der Gewerbetreibenden, nicht der Städte, ich 
habe ihm aber bemerkt, in erat ur I 2) . 
Der Gang des Geschäfts soll scyn, die Grundzüge A's sollen vom Staats­
rath geprüf-t, vom König genehmigt, alsdann bey der Zurückkunft des 
Staatskanzlers in die Provinz mit angesehenen Männern aus der Provinz 
noch einmal über die Au führung beraten und dann ausgeführ t [werdw]. 
E s ist also nöthig, dass das Geschäft jetzt gleich in Berlin verfolgt werde 
und sein Gang beobachtet werde. 

Stein an Spiegel Nassau, 20. April 1818 
Nnchlnss Spiegel. - Noch Pcrlz, Stein V. S. 223 ff. 

B cfi.irwortct eine besondere Vertretung der Städte auf den Provin::iallandtagen unter 
Widerlegung von Spiegels B edenken dagegen. Aufgaben der Provin::iallandtagc. Die 
neuen Kommunalverfassungen in Württemberg und Nassau. Fordert Durch­
}rlhmng des ständischen JVahlp rin::ips auch in den Städten. 

E. H. glauben , dass man die Städte in keine besondere Cammcr ver­
einigen solle, weil in <lcr Provinz Westphalen das Gewerbe auf dem 
platten Lande zerstreut i t und die SHidtc meist ens Ackerbauer sind. 
Man muss sich nach meiner Mcynung möglichst den alten Institutionen 
nähern, nach ihnen bildet en aber Stäche eine besonder e ständische Ab­
thcilung. Sodann sind selbst Ackerstädte der Sitz des städtischen Ver­
kehrs, es best ehe in kleinem Handel, in der Handwerkercy, oder es ent­
st eh e aus dem Aufenthalt der Gerichts und Verwaltungs Behörden, Er­
ziehungs Anstalten. Endlich fehlt es in dem Westphälischen Oher­
präsidial District nicht an Fabriken und Handels Städten: Olpe, Brillon , 
Lüden cheid, Altena, Iserlohn, Hattingen, Schwelm, E ssen , Dorsten, 
W abrcndorff, Bielefeld, H erford, Minden , oder sonst bedeutenden 
Städten als Unna, Soest, Hamm, Lippstadt, Paderborn, Dortmund u. s. w. 
Das Gewerbe in dem Westphälischcn Provincialdistrict ist thcils in den 
oben angeführten Fabriken Städten, theils auf dem plat ten Lande. Das 
Gewerbe auf dem platten Lande ist entweder abhängig und innig ver­
bunden mit dem städtischen, z . B. die Weher , kleine Eisenfabrikanten 
mit denen Verlegern in denen Städten, oder selbständige Fabriken Dörfer, 
z. B. Eilpe, Haspe und dergleichen, könnte man mit denen nahegelegenen 
Städten als Hagen verbinden - und für solche einzelne Fälle lassen sich 
leicht Modificationen finden . I st es selbständig auf dem platten Land 
als Ber gbau, Hüttenwerke, so sehe ich noch keinen grosscn Nachtbeil, 
wenn sie in der dritten Kammer erscheinen; ist man hievon abgeneigt, 
so verbindet man sie mit der b enachbarten Stadt. 
1) Vgl. oben S. 379, Anm. 1. 
2 ) Hier folgen offenbar in der - nicht vorliegenden - Reinschrift die Ausführungen 
Steins aus seinem Brief an Spiegel vom selben Tage. 

0 
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So lange keine Reichsstände gebildet sind, können die Provinzialständc 
über allgemeine Staatsangelegenheiten zur Berathung gezogen werden -
es ist nicht nothwcndig, dass es geschehe. Wie die Reichsstände zu bilden, 
ist eine besondere Frage, die wenn man die Provincialstände gebildet, 
erst beantwortet werden kann. 
Die ständische Cas c erhält eine Einnahme aus der Haupt Provinzial Cassc. 
Vergleichen E. H. m ein Promemoria 1) mit dem Inhalt der Grundzüge 
u. s . w. 2) von selbst, ich fodere 
Einwilligung zu Provinzial Gesetzen, eine adliche Cammer, nicht eine 
Cammer grosser Gutsbesitzer, sie seycnEdelleutc oder Juden, cinenAn­
thcil an der V crwaltung, um diese schwerfällige, kostbare, im Circul sich 
hcrumschreibende Bureaucratie zu vermindern, zu erleichtern, wohlfeiler 
zu machen. - Unterdessen bemerke ich insbesonder e noch folgendes : 
die städtische Vertretung der Regierungs und Oberpräsidial Bezirke könnte 
demnach in eine passende praktische V crbindung gebracht werden. Ich be­
ziehe mich auf mein Promemoria dd.13tcn F ebruar und 23st enMärz3). 
Die Württembergische Communal und Amts Ordnung ~) ist gut und 
bewährt sich vortrefflich in der Ausübung. Die Nassauischc geht von 
ganz falschen burcaukratischcn Grundsätzen aus 0). 

Gewisse Zweige der Verwaltung können mit Nutzen denen landständi­
schen V crsammlungen anvertraut werden , und war dieses auch bereits 
vor 1806 gebräuchlich. Sie üben ihre Thcilnahme aus entweder auf dem 
Landtag oder durch Ausschüsse. 
In denen Gemeindeversammlungen können nur Gemeindeglieder er­
scheinen, die ein Eigenthum von einer gewi ssen Grösse bc'litzcn. 
E s ist gut, wenn in denen Städten nach Ständen gewählt wird; denn die 
Standesgenossen einer Stadt sind unter einander in näherer Berührung 
als die Bewohner eines Stadtviertels, sind sie ernannt, so sind sie nicht 
solche, sondern Beamte. Sind die Vorstände der Gemeinden gewählt, 
so kann man sie als Vertreter ihrer Gem einden mit R echt ansehen. Die 
Kirche muss in ihrer V crtretung auf dem Landtage eine Bürgschaft für 
ihren ruhigen Zustand erhalten, ein Bindungsmittel mit denen grö scrcn 
politischen Institutionen. 
Auch die Französischen Schriftsteller, die doch nur 30jährigc Erfah­
rungen vor sich haben, halten Municipal Verfassung und Provinzial 
V crfassung für ein wesentliches Theil einer frcycn Verfassung. Lesen Sie 
Fievee, Correspondance politique 6), er war selbst Präfect, und B. Con· 
stant, Cours de politique constit utionnelle, T. I besonders. 

1) Vom 27. März. S. oben S. 469 ff. 2) S. oben S. 477, Anm. 2. 
3) Gemeint is t wohl die Denkschrift vom 27. Miirz. 
4) S. oben S. 490, Anm. 3. 6) S. oben S. 456ff. 
1 ) Joseph Fievee (1767- 1839), frnnzösischer Journalist und Schrifts teller, dessen 1814 
erschienene „Corrcspondance politique et administrative" eigentlich aus Situations­
bcrichtcn hervorgcgnngcn wnr, die Fievcc dem Kuiscr Nnpolcon zu liefern hnttc. Er war 
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Stein an Eichhorn 
Geb. Stnntsnrcb iv Ilcrlio. Hcp. 92. Eichhorn 

Nassau, 22. April 1818 

Wichtigkeit einer Regelung cler lcirchlich-staatlichen B e::ielmngen in Deutschlancl. 
Schiirfste Verurteilung der rationalistischen Theologie. Die Presseangriffe gegen die 
Denkschrift des westfälischen Adels. 

E. H. sind nun längst in Berlin angelangt, unseren Wünschen gemäss 
gesund und kräftig zur Fortsetzung der begonnenen Arbeiten. 
Die Verhandlungen wegen der Angelegenheiten der catholischen Kirche 
in Frankfurt sind geschlossen 1) , die letzten Protokolle habe ich noch 
nicht erhalten. Wrede hat den Antrag abgelehnt, ganz gebe ich die 
Hoffnung nicht auf 2) . 
E s ist schwer, W orte zu finden, um die Wichtigkeit auszudrück en, dass 
die kirchlich en Einrichtungen von halb D eutschland und von fünf 
Millionen Bewohnern des Preu ssischen Staats gebildet und geordnet 
werden , dass nicht auf der einen Seite Aberglauben und Bitterkeit, auf 
der andern Irrcligion und Bestialität in einer fürchterlichen Progr ession 
wachse. Plündern konnten wir die Kirche, aber nichts für ihre Erhaltung 
und Veredlung thun. 
Sp. ist ein Mann von Geist , Gelehrsamkeit, Geschäftskunde, grosser 
Arbeitsamkeit, er hat etwas Schlaues und Pfäffischcs, dabey doch viel 
Ehrgefühl, selbst Stolz; vielleicht (in Ermangelung von Wrede) nähme 
er dennoch eine zweyte Stelle an, frcylich in der Hoffnung, die erste zu 
erlangen , das würde sich denn schon zu seiner Zeit finden. -
Aber auch tüchtige Bischöfe. -
Wenn der heilloose Rationalism in unserer protestantischen Kirche doch 
aufhörte - warum will man das Unerklärbare erklären, das Gcheimniss­
volle enthüllen - mit unserm zerstückelten Wissen, unsern beschränkten 
Kräften - wie wenig 'vir wissen, wie wenig wir im Stand sind, uns selbst 
zu erkennen, sollten uns doch die neuest en W eltbegebenheiten und auch 
an uns selbst die Erscheinungen des Magnetism's belehren. 
Eine Synodal Verfassung wird unsere protestantischen aufgeklärten 
Geistlichen zwingen , zu der Einfachheit der christlichen Lehre zurück­
zukehren, denn nicht ihr ex egetisches, naturphilosophisches Gewäsch , 
nicht ihr chris tlich atheistisches Rot hwelsch, sondern die einfache Lehre 
des Christ enthums, auf die sich Glaube, Liebe, H offnung gründen, will 
und b edarf das Deutsche Volk zur Richtschnur im Leben , zum festen 
Hort und Anker im Tod; es wird sich solche Geistliche wählen und von 
den andern sich abwenden . -
Gott segne E. H. Bemühungen und erhalte Ihre Gesundheit. 

unter dem Kaiserreich zuletzt Priifckt von Ncmours, hatte nbcr vorher eine ziemlich un­
nbhiiugigc j ournalis tisch e Stellung gehabt, obgleich er im Sold des Kaisers s tand und nuch 
dem Stnntsrut ungehörte. 
1) S. oben S. 475. 2) S. oben S. 476. 
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In den Rheinischen Blättern, deren Redacteur H err W eitzel, ein Maynzer 
Clubist des J ahres 1792 1) , er schien eine Beurthcilung der Vorst ellung 
der Niederrheinischen Ritterschaft - sie ist von dem berüchtigten Reh­
mann 2), gleichfalls einem Clubisten, dem Verfasser vieler wüthendcn 
Flugschriften in dem 96sten J ahre. 
Im Oppositionsblatt hat H err Dr. Wieland sich mit der Beurlhcilung 
der Flugschrift beschäftigt 3) , er ist einer unserer Democraten , die zcr­
stöhren , phantastisch erschaffen wollen, der Vergangenheit und der 
Gegenwart gleich unkundig. 
1) Jolrnnn Weitzel (1771- 1837) war einer d er vielen jungen Deutsc11en gewesen , die 
sich bei Ausbrncb der Revolution begeistert den n euen Ideen zuwandten. Er h a lle dc~ ­
hulb 1792 die in Mainz einrückenden Franzosen mit ß cgeist ernng begrüsst:, war jedoch 
sehr selmell, angewidert von dem Treiben der separati st ischen Clubis ten , wieder von dieser 
Verirrung zurück gekommen. 1795 lrntte er eine kleine Schrift „Uebcr den Geis t der 
franzö sischen Revolution" erscheinen lassen. Nach Abschlu ss seiner Stud ien in Göt­
tingen und J ena erhielt er durch Vermittlung eines seiner mainzcr Freunde eine Stelle in 
der franzö sischen Justizverwaltung, au s der er jedoch 1801 wieder a usschied. Von nun 
an lebte er vorwiegend als J ournalist in Mainz, doch hatte seine publizistisch e Tiitigkcit v iel­
fach unter den Schikanen der Franzosen zu leiden. 1816 trat \Veitzcl in nassau ische Dienste 
als Hofrat bei der Rechnungskammer, seine Hnuplliitigkcit aber bildete die Herau sgabe 
<lcr 1817 begründeten „Rhein.isch cn Blätter", eines nnssnuisch eu Regierungsorgans, das 
besonders unter dem E influss lhclls st and, für den Weitzcl u. a . gegen Görrcs und Stein 
schrieb. Im Herbst 1818 verhandelte Wcitzcl mit Hardcnbcrg, der ihn und sein Unter­
nehmen für Prcusscn gewinnen und aus den „ Rheinischen Blilttern" das publizis tische 
Organ der preussischen R egierung a m Rhein machen wollte. Die poli t ische Spannung 
des Jahres 1819 nach dem Anschlag auf ! bell verleidete Wcitzcl das ganze Unternehmen , 
da er in den Ruf gekommen war, lediglich ein bczalllter Regierungssehreiher zu sein, und 
er zog sich desh alb von der Leitung der Zeit schrift und aus seiner Staatsstellung zurück. 
Auch die Verhandlungen mit Hardenberg zerschlugen sich. 1820 übernahm er d ie Leitung 
der nassauischen Landesbibliothek. Der von Stein erwähnte Artikel befindet sich in 
Nr. 60ff der „Rheinischen Blätter". 
2 ) Andr. Georg Fr. Rcbmann (1768- 1824) war bei Ausbruch der französischen Revolution 
Procurator des Reichsritterorts Steigerwald, hat aber bis 1794 nur belletris tische Arbei ten 
geschrirbcn und sich ers t dann der politischen Publizis t ik zugewandt. Damal s schr ieb 
er seine zicmJich radikalen „Wahrheiten ohne Schm.inke", übersetzte im selben Jahre die 
Rede Robespierres über die politische Lage Emopas und gab sie heraus. Des Landes ver­
wiesen, begab er s ich nach Erfurt und trat für die dort gefangen geh altenen mainzer 
Cluhist cn ciu, in den en er seine Gesinnungsgenossen sah und deren Freila ssung er erreichte. 
Vor den Umtrieben seiner politischen Gegner floh er dann nach Altona und begab sich 
von dort 1796 nach Paris. Hier schrieb er eine Reihe politi scher F lugsclu ift.cn , d ie ahcr dem 
Directorium so wenig angenehm waren, dass es R cbmann bald darauf au swies. Spüler er­
hielt er eine Ans tellung in der Jus tizverwaltung des Rhciulands, 1804 den Orden der 
E hrenlegion. 1816 wurde er Präsident des bayrischen Appelationsgcricbts für den Rhein­
kreis. 
3) Oppositionsblatt (Weimarische Zeitung) vom 3., 1„, 6. u . 7. April 1818 (Nr . 78-81). 

31 
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Stein an Altenst ein Nassau, 23. April 1818 
Geb. Stnntsnrcbiv Berlin. Ticp. 9~ . V. Altenstein . n 43 

Die Grü11d1mg der Universität Bonn. Steins Absicht, ihr sei11e Mineraliensammlung 
zu schenlwn. Versammlung der l\fediatisierten in Ems. 

Das Gerücht, es werde n och in diesem Sommer eine Rheinische Uni­
versität errichtet 1), ist auch zu clenen Bewohnern der Bundesstadt, der 
Deutschen Washingt on City, gelangt, ich eile also, E . Hochgebohren, dem 
Wunsch der Frau von Günderode gemäss, fünfzehen H efte ihres Bi­
bliotheks Cataloges zu übersenden. Er enthält eine ziemlich vollst ändige 
Sammlung guter Bücher, so wie sie unser en Vorfahren gefielen , be­
sonders vollständig ist der historische und juristische Theil. Frau von 
Günderode wünscht diese Bibliothek zu verkaufen, da ihr Sohn unter 
den Darmstädtischen Fahnen ficht, ihre eine Tochter einen Forstmann 
und modo Landjunker geheurathet hat, ihre andere Tochter einen 
Bundes Gesandten , den H. v. Lepell 2) heurathen wird, der natürlich 
vor Geschichte und Recht einen Abscheu haben und nur die Naasc 
des Churfürsten seines Herrn studiren muss. 
Mir erlauben E. Hochgebohren, der jungen Musen Pflanzschule, wenn 
sie würklich in die Welt tritt, mit einem kleinen Geschenk aufwarten 
zu dürfen - ich besitze eine mässige Mineralien Sammlung, worin aber 
mehrere ausgesuchte und auch seltene nicht mehr brechende Mineralien 
und Fossilien befindlich, diese wünschte ich, zum Gebrauch der Be­
wohner des Rhein Athen s zu widmen. 
Im Lauf des Monats Juny werde ich durch Cöln nach Westphalen ziehen 
und hoffe, E . Hochgcbohren meiner gränzenloosen Verehrung zu ver­
sichern. - Wir haben im May eine Zusammenkunft in Ems von Me­
diatisirten, ich besorge, sie schmieden solche schlimmen Pläne gegen ihre 
respektive Souverains wie ehemals die 3 Erzbischöfe gegen den ·Pabst, 
und dann brechen die Flammen des Krieges in unseren Lahnthälern aus, 
welche wohl meinen Reiseplan vereiteln könnten. 

Stein an Hövel Nassau, 29. April 1818 
St. A. Absclirift 

Die provinzialst.ändischen B estrebungen des westfälischen Adels. Zweck 1rnd Ziel 
der Provinzialständc. Vorbild des ancien rligime in Frankreich. 

Sie werden nun durch unsere Düsseldorfer Freunde unterrichtet seyn 
von der gegenwärtigen Lage der Sachen , der entstandenen Verschieden-

1) Die Universität Bonn wurde gcgrümlet durch die förmliche Stiftungsurkunde vom 
18. Oktober 1818, sowie das „Vorläufige Reglement für die Universität Bonn" vom 
21. Oktober 1818, beide gedr. Für die Stiftung des Mincralienkabinctts bedankten sich 
Solms und HiUlmann durch Schreiben vom 29. Oktober bezw. 11. Dezember 1818. Die 
Briefe, sowie die erwähnten gedruckten Stiftungsurkunden im Stein-Archiv, Acta die 
Universität Bonn betreffend. 
2) Georg Ferd. v. Lcpel, kurhcssischer Gesandter am Bundestag. 
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heit in den Ansichten über den Abgang einer Deput ation nach Berlin 1), 
und auch ver schiedene Piecen , so die Hauptsache erläutern, erhalten 
haben. E s wäre nun zu wünschen , dass man sich über diese vereinigte, 
seine Ansichten zusammenst ellte und sie denen Ober Präsidenten mit­
theilte, die gewiss sie so viel als möglich werden berücksichtigen. 
Nach meiner Einsicht ist es nützlich , denen Provinzial Ständen ge­
wisse Zweige der Verwaltung zu über t ragen , weil hierdurch die Pro­
vinzial Collegien erleichtert und ihre Zusammenset zung minder zahlreich 
werden kann. Eine solche Einrichtung war licreits ehemals vorhanden , 
findet sich in mehreren Deutschen Ländern, und etwas ähnliches, in 
sein en Folgen wohlthäthiges ward in den Jahren 1779- 1780 u . s. w. 
in Frankreich unter d em Namen asscmhlce provincialc eingeführt , es 
waren Abgeordnete aus Geistlichkeit, Adel, Städten und Lancleigen­
thümern, welchen die Aufsicht und V ertheilung der direct en Abgaben, 
Wegebauten , Armen Anstalten anvertraut waren. Ich habe ihre Ver­
handlungen in einigen 20 Quart Bänden , schicke Ihnen aber mit der 
fahrenden Post einen Auszug in einem mässigen Octav Band, er enthält 
zwar nur die Verhandlungen eines Theils der Provinzial V crsammlungen, 
ist aber doch hinreichend, um einen Begriff von der Sache zu gehen , 
und sein Inhalt giebt Veranlassung zum Nachdenken .. . 
Anfangs Juny gehe ich nach Cappenberg, . .. ich erbitte mir die Er­
laubniss, Ew. Hochw. auf der Hinreise zu b esuchen , auch H. v . Romberg. 

Stein an Eichhorn Nassau, 15. Mai 1818 
Ge b. Stnnllorchiv Berlin. R cp. 92. E ichhorn 

Sendung Mirbachs nach B erlin. Bittet , ifm in der ständischen Frage zu beraten . A b­
lehnung der aus der fra nzösischen R evolution und der napoleonischen Z eit herriihre11-
den Verw11ltungsei11ricl1tu11gen in JT1estfale11 . M issbrauch der Pressfreiheit. Vcr-
11ü11ftigc Pressfreiheit als K orrelat einer g11torga11isicrtcn ständischen Verfass1mg 
und der daraus erwachsenden praktischen politischen E rfahrung. 

Die We. tphälischen und Niederrheini eben Herren Deputirten wurden 
durch verschiedene, ihnen von Berlin , zugekommene Nachrichten von 
ihrer bevorst ehenden Reise nach Berlin abgeschreckt, sie schickten 
also H errn v. Mirbach nach der Hauptstadt, um sich nach dem Fortgang 
des von ihnen begonnenen Geschäftes zu unterrichten und an Ort und 
Stelle selbst sich zu b elehren, ob eine Ah5cndung einiger aus ihrer Mitte, 
wenn gleich n icht in der patenten Form einer Deputation, von Nut zen 
und rathsam seyn würde. 
Hierüber bitte ich , H errn v. Mirbach zu belehren , überhaupt ihm Ihren 
leitenden Rath zu Theil werden zu lassen , er verdient dieses Vertrauen 
durch seine treue tüchtige Gesinnung, die er zu aller Zeit bewährte 
und die er mit gesundem richtigen Verstand ausübt. 

1) H ierzu wilren die oben S. 379, Anm. 1 erwilhnten Korrespondenzen zu vergleichen. 
31* 
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Im Jahr 1808 entwarf ein Bewohner des linken Rhcinufers einen Aufsatz 
über den dortigen Zustand der Dinge und über gab ihn dem K. Ge­
sandten in München, Graf Fritz Stadion, von dem ich ihn ao. 1810 in 
Prag erhielt, E. H. habe ich die Elne, ihn mitzuschicken , er st ellt die 
Meynungen der verwalteten Einwohner des Landes über eine Verfassung, 
die uns Französirte D eutsche als vortrefflich preisen, dar, hiemit s timmt 
auch der Inhalt des Buchs von H errn Faber über Französische Ver­
waltung ao. 1815 1) und desselben „ Notices sur l 'int erieur de la Francc" 
1806 überein, bekanntlich war Fabcr Unterpräfect in Calcar, nachher 
Professor bey dem Lycec in Cöln - wäre es nicht nützlich , denen 
Französirten Rheinischen Blättern andere entgegenzusetzen, die ihr 
freches Gcschrcy widerlegen? 
Prcssfrcyheit ist allerdings, so wie jede freye Aeusscrung m enschlicher 
Kraft, ein grosses Gut, ihr Missbrauch wird auch unschädlich , sobald in 
einem Land eine freye Verfassung best eht, die denen Einwohnern eine 
Thcilnahme und Mitwissenschaft an öffent lichen Angelegenheiten ge­
st att et ; fehlt dieses aber , so finden sie auf einer Seite im practischen 
Lehen keine Belehrung, und auf der andern Seite sind sie denen seichten, 
unberufenen, absichtlichen, ul:l verschämten Pamphletisten Preis gegeb en, 
das no}.n:evetv fällt in die nichtswürdigsten Hände. 
Ich wünschte, durch H errn v . Mirbach eine Abschrift des Plans zur 
Bildung einer Gesellschaft für Deutsche Gesch ichte zurückzuerhalten , 
ich habe kein Exemplar mehr davon. 

Stein an Gagcrn Nassau, 16. Mai 1818 
Nnch Gngcrn u. u. 0. JV. S. 59 

Gagerns Abberufung aus Frankfurt. Die Emeuerung der Allianz der Siegerstaaten. 
Die Verhältnisse in Hessw-Nassaii . 

Allerdings hatte Ew. E. g. Schreiben vom 13ten rn. c. 2) ein sehr grosscs 
Inter esse für mich. Lieber wäre mir Ihr persöhnliches Erscheinen u. eine 
Unterredung gewesen als ein Brief; sein Inhalt ist im Ganzen befriedigend. 
D er König hat Sie wohlwollend und mit Achtung behandelt und Ihnen 
einen Beweis seiner Zufriedenheit gegeben. Sie können gegenwärtig 
als Conseiller d'Etat en service extraordinaire den Lauf der Dinge ruhig 
eine zeitlang ansehen. -

1) S. Bd. IV, S. 14, Anm. 2. 
2) Gugcrn wur um 13. April 1818 unter österreichischem Druck von seinem Posten als 
Bundestagsgcsundter abberufen worden. In seinem Brief vom 13. Mui (Stein-Archiv) 
hutte er über eine darauf folgende Audienz beim König von Holland berichtet. Bezeich­
nend für die Auffassung einzelner Souveräne von der Würde und den Aufgaben des Bundes­
t ags i st die Acusserung des Königs, die Gagern un Stein berichtet, mun habe geglaubt, 
Gugern dem König mit einer wahren und eintriiglichen Sinecure zu belohnen, und wilre 
es gunz recht gewesen, wenn Gugern von Mosh eim aus seine Landtagsgcschlifte betrieben 
hilttc. Vgl. dazu Trcitschkc a. u. 0. II. S. IBO. 
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Auch H err von Nagell 1) ist in seinem Betragen etwas höflicher, wenn 
gleich ver sumpft in dem Dünkel beschränkter taktlooser Menschen . 
Hoffentlich sind Sie von der Verbindlichkeit, die P ension in den Nieder­
landen zu verzehren, befreit . 
Die Allianz der 4 Verbündet en hat freilich für die Mittelmächte etwas 
Demüthigendes, da aber der Geist, der sie l eitet, gcmässigt und schützend 
ist , so wird die Erscheinung und der durch sie herbeygeführtc Zus tand 
zugleich für diesc letzterenMächte wohlthätig und erhaltend. Am meist en 
sollte der das erwägen, dem die Gefahr am nächst en st eht. 
Ich lebe hier ganz ruhig, meine Gesundheit pflegend, über einigen Ihnen 
bekannten Ideen brütend, und r eise die erst en Tage des Junys nach 
Cappenberg. 
Vielleicht treibt Sie Ihre Unruhe einmal noch in die Thäler der Lahn . . . 
Haben Sie die landschaftlichen Verhandlungen der Nassauer gelesen? 
Ich hoffe, sie bald zu erhalten . - Unterdessen bezahlen wir dieses Jahr 
ein 5tes Simplum, welches mich also mit einer Mehrausgabe von 
450 fl. trifft. Der Anspruch der Domainen Cassc auf die Steuer Casse 
von 160 000 fl. scheint mir ungegründct und übertrieb en. 

Stein an Vincke Nassau, 18. Mai 1818 
Archi v 0 1tcnwoldc. Nacbloos Viuckc. - Gcdr. Kochcndörffc r n. o, O. S. 05 r. 

Bittet um B eschleunigung der Abwicklung de s cappcnbcrgcr Tauschgeschäftes. 

Stein an Büchler Nassau, 20. Mai 1818 
Archiv des Gocthe·M111cuws. Frankfurt. - Nach dem Abdruck. im Jahrbuch des .Freien Deutsche Hochstifts 
Frank furt . 1907. S. 311 

Bringt die Ausarbeitung eines Prosp ekts iwcr dicgcpla11tc H erausgabe der Q1iellcnscl1rift· 
steiler durc/1 Dümgc in Vorschlag und bittet um dessw Uebcrsendung 1w.cl1 Cappcnberg. 

Die Verhandlungen mit H errn A. Dümge habe ich gest ern erhalten 2) 

und das sie begleitende Schreiben Ew. Hochwohlgebohren dd. 3. May. -
Um in der Sache fortzuschreiten und ihr eine gewisse Festigkeit zu geben, 
wünschte ich H. Dümge entwürfe einen Prospektus, der die Grundzüge 
des Plans und eine Auffoderung an das Publikum zur Theilnahme an 
seiner Ausführung enthielt 3); diesen Prospektus würde ich erst mehreren 
meiner Freunde privatim mittheilcn und ihre Theilnahme bewürken, 
und dann könnte er, auf diese Art bereits zu einiger Festigkeit gelangt, 
im grossen Publico erscheinen. 
Ew. Hochwohlgcbohren ersuche ich, diese Sache möglichst zu be­
schleunigen und das Resultat mir nach Cappenberg per Dortmund in 
1 ) Anne Willem Carel Nagell van Ampsen (1756- 1851), damals holländischer Aussen­
miwstcr. 
2) Vgl. über clicsc Verhandlungen und insbesonder e den Vorschlag Dümgcs zur Grün­
dung eines Vereins für ältere deutsche Geschich tskunde H . Brcsslnu , a . n. 0. S. 23 ff. 
3) Diesen Prospekt hat Dümgc nuch entworfen, und er wurde von Stein mit geringfügigen 
Acnderungcn angenommen und in Druck gegeben. S. unten S. 504. Anm. 1. 
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Westphalen zu schicken, weil ich auf seine kräftige Unterstützung durch 
meine dortigen Freunde r echne und sie während meines Aufenthaltes 
zu erhalten suchen werde. 
Für die schönen Steinabdrücke danke ich Ew. Hochwohlgebohrcn er­
gebenst und erwarte mit grossem Interesse die Mittheilung Ihrer Sta­
tistik und Topographie von Baden. 

Stein an Gagern Nassau , 21. Mai 1818 
No ch Gngcru n. o. 0. IV. S. 59 

Ei11ladu.11g nach E ms im A uftrag des Grosslicrzogs von Weimar. Die Flrigschrift 
iiber die 11assaui sehen Stände. 

Der Grosshcrzog von Weimar trägt mir auf, E . E . seinen Wunsch mit­
zutheilen , dass Sie ihn in Ems besuchen , ich begleite ihn mit meiner 
Bitte, dass Sie alsdann hier Ihr Quartier nehmen und von diesem aus 
Ihre Bader eise machen. 
Ueber die Nassauischen Stände ist eine Flugschrift er schienen, die ein 
Gemenge von Wahrheit, lrrthum und zuletzt ein E lement von tollem 
demokrat ischem Unsinn enthält 1). - Die Beschützer der H errn [Fries, 
Oken und Jahn 2)) sehen die Saaten dieser würdigen Männer reifen. -
Mein Exemplar habe ich an den Grossherzog von Weimar geliehen und 
kann es also nicht mittheilen. Wahrscheinlich werden Sie es erhalten 
können , da der Verfasser gewiss bedacht seyn wird, sein Licht nicht unter 
den Scheffel zu verber gen. 

Karoline von Humboldt an Stein 
St. A. 

Rom, 23. Mai 1818 

Die Bü.sten der verbiindeten Monarchen von Rauch. Krankheit der Frau v. Humboldt. 
Ab1ieigung gegen <lie Uebersiedlung nach L o11do11 . Das Gemälde von Koch. Die zeit· 
gcnössische deutsche Kunst in Rom. 

Ew. Excellenz sehr theures und geehrtes Schreiben vom 23. Januar 
hätte ich schon früher beantwortet , wenn ich Ihnen nicht zugleich den 

1) Die „ Prüfenden Bemerkungen über Nassaus Landst ände". Ein Exemplar der F lug­
schrift findet sich im Stein-Archiv (Ständische Angelegenheiten des Herzogtums Nassau), 
clarauf der Vermerk Steins: „Ein Gemisch von \Vahrheit, Irrthum und Tollheit". Die 
Regierung licss im Juni eine Gegenschrift erscheinen, die den Verfasser der „Prüfendeu 
Bemerkungen" zu einer „Rechtfertigung der Prüfenden Bemerkungen . . . " veranlasste. 
Marschall leitete daraufhin energi sche Nachforschungen nuch dem Verfasser der 
F lugschriften ein, die mit grosscr Wahrscheinlichkeit den Pfarrer Fritz Snell zu Nauheim 
bei Kirberg nls Autor derselben erscheinen liessen. Uebcr den Gang der Untersuchung, 
sowie die Rolle der Brüder Snell im uassauisch en Verfnssungsstreit s. Sauer , H erzogtum 
Nassau , S. 67 ff. F ür die Annahme, dass Stein der geistige Urheber der Flugschrift sei 
und den Brüclern die Unterl agen duzu geliefert h ube - eine Theorie, die schon l\farschall 
aufbrachte und die auch Sauer zu h alten sucht - fehlt jeder Schatten eines Beweises. 
Steins Aeusscrungen in seinem Brief a n Gagern, sowie der Vermerk auf seinem Hand­
exemplar der F lugschrift selbst sprechen klar dagegen. 
2 ) Lücke in der Vorluge, durch Konjektur ergünzt. 
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Abgang Ihrer Büsten hätte melden wollen. Beide, die des Königs von 
Preussen und des Kaisers von Russland, sind bereits zu Lande über 
Pistoja nach Frankfurt a. M. an Ew. Excellenz versandt, und die dritte 
geht den 7. Juni auf dem selben Wege ab. Einzelheiten über die Vorteile 
des Landtransports. H err Rauch hofft, dass Ew. Exeellenz mit der Art 
der Ausführung dieser drei Büst en zufrieden seyn werden und bittet Sie, 
wenn Sie ihn mit ferneren Best ellungen b eehren sollten, ihm Ihre Befehle 
nach Berlin ... zukommen zu lassen. Auf j eden Fall wünschte er, dass 
Sie die Gewogenheit hätten, ihm die glück.liehe Ankunft der Büsten und 
wie Sie damit zufrieden mit einigen Zeilen anzeigen zu lassen. Rauch 
geht für seine Person nach Berlin, wo er Ende Juni seyn wird, seine 
Werkstatt geht aber unterdessen unter Aufsicht des Bildhauers Friedrich 
Tieck 1) fort, der das Einpacken aller seiner grossen Arbeiten in Carrara 
besorgt und im Herbst wahrscheinlich auch nach Berlin geht. 
Mit Freuden habe ich gehört, dass die Gesundheit Ew. Excellcnz sich 
wieder erholt, wovon ich noch nicht ganz ohne Hoffnung bin, mich im 
Sommer selbst zu überzeugen. Die meinige hat im Winter sehr be­
deutend gelitten, so dass ich wochenlang bettlägerig gewesen hin. 
Rheumatische Beschwerden mit wiederkehrenden Rosen am Fusse und 
heftigen Fieberanfällen haben mich sehr geschwächt, so dass ich im 
künftigen Monat erst ein Bad in den Apenninen brauchen muss, ehe ich 
das tagelange Sitzen im Wagen aushalten kann. Meines Mannes Briefe 
werden mich dann leiten , wohin ich meinen Weg nehmen soll. Ich fürchte 
England für meine Gesundheit und glaube, dass in j eder Art ein ruhiges 
Etablissement im Vaterlande vorzuziehen wäre. Gern auch lebte ich 
entfernt von allem Treiben der Welt auf dem Laude. - Wie sich diese 
Dinge st ellen werden , wird sich hoffentlich bis zum Octoher entscheiden . 
Komme ich in die Nähe von Frankfurt, so erlauben Sie mir, Sie und 
die theuren Ihrigen zu sehen ... 
Sie haben hier ein Bild bei Koch bestellt, der die Belege dazu auch ent­
worfen hat. Ich vermuthe, dass Niehuhr Ew. Excellenz darüber ge­
schrieben hat, und unterstütze seine Ansicht in so fern, dass Sie etwas 
zulegen müssen, weil die Ausführung dem Koch sonst zu kost spielig 
wird. Ich weiss nicht, ob Sie auf andere Arbeiten Deutscher Künstler 
hier denken. Allein ich kann Ew. E'xcellenz versichern, dass, falls Sie 
es thun, Sie schwerlich einen schöneren Moment finden können. In 
allen Zweigen der Kunst, in Landschaft und Geschichtsmahlerei, in Bild­
hauerei und Kupferst echerkunst zeichnen Deutsche sieh auf eine wunder­
bare Weise aus. Wenn es Ihnen nicht langweilig wäre, könnte ich Ihnen 

1) Chr. Friedr. Tieck (1776- 1851), der Bruder d es Dichters Ludwig Tieek, Freund und 
Schüler Rnuchs, Schöpfer einer l angen Reihe von Büsten bedeutender Zeitgenossen. 
Er hatte mit Rauch zusammen seit 1811 eine gemeinsame \Verkst att in Carrara, die er 
auch beibehielt, als Rauch nach Deutschland zurückkehrte. Tieck siedelte 1819 n ach 
Berlin über, wo er weiter mit Rauch zusammenarbeitete. 
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genaueres, sowohl in Betreff der Preise, als der behandelten Gegenstände 
schreiben. Ich erbitte darüber Ihre Befehle nach F lorenz . . . . 

Solms-Laubach an Stein 
St. A. Ro 3 

Köln, 24. Mai 1818 

R eorganisation der Komrmmalvcrfassung i11 den Uhci11.la11<len . U niversität Bo1111. 
Prcusscn und die katlwlischc Kirche. 

Die Berathung über die Communal und ständische Angelegenheit hat 
hey allen Regierungen und Präsidien stattgefunden, und ich habe gestern 
einen Bericht über diese Angelegenheit vollendet, und in einigen Tagen 
wird die ganze Papiermasse nach Berlin abgehen. Die Meinungen der 
ver schiedenen Regierungen stimmen keineswegs überein, und ich musste, 
um herauszukommen und die Papiermasse nicht zu sehr anzuhäufen, 
mich an verschiedene einfache Grundsätze halten , und indem ich solche 
begutachte, mich über die vielseitigen Ansichten so mancher Abstim­
mung äusscrn. Ehe unsere Gesetzgebung sich aus den stymphalischen 
Sümpfen herausgearbeitet hat, kann nichts Haltbares geschehen. Die 
jetzige Gesetzgebung erlaubt nicht, dem. cndlooscn Parzelliren der Güter 
ein Ziel zu setzen . Missbräuche, auch der Gewerbe Freyhcit, müssen 
abgestellt werden, den einzelnen Gemeinden ihre in Zentralverwaltung 
gegebenen Armenanstalten zurückgegeben werden , u. w. d . G. m. ist . 
Daneben verderben die Schreier soviel, weil es leider! Männer gibt, die 
zuviel Rücksicht auf diese vorgeblichen Organe der öffentlichen Stim­
mung nehmen . Hört man diese, so war nichts liberaler als die Franzö­
sische Verfassung, und man scheint vergessen zu haben , dass trotz des 
Conseil general der einzelnen Departements, trotz der Repräsentation 
im Corps legislatif, den Gemeinden ihr Grundeigenthum genommen 
und ihnen dagegen eine Inscription auf das grosse Buch gegeben wurde 1) . 

Wer kann Formen zurückwünschen., die solche Willkühr nicht hindern 
konnten. 
Ich habe es an einer Darst ellung der Angelegenheit nicht fehlen lassen 
und kann mich bei dieser wie bei mehreren anderen Angelegenheiten 
r echtfertigen , wenn das Resultat nicht der Erwartung entspricht. 
Der Sitz der Universität ist nun entschieden, obgleich der Königl. 
Cabinetsbefehl noch nicht bekannt geworden. Ich habe alle Baubeamten 
in Münster aufgeboten und mit Zuziehung des Prof. Hüllmann und 
einiger Aerzte (wegen den Clinicis und anderen dahergehörigen An­
stalten) in 8 Tagen Zeit das Project zur Verwandlung des Schlosses in 
das Universitätsgebäude neben ungefährem Anschlag der Kosten ent­
werfen lassen. 

1) Eine der gcwngtcn F inunzmassnnhmcn, durch welche Napoleon nach dem Zusnmmcn· 
bruch von 1812 den französischen Sta atsfinnnzcn nufzuhcJfcn suchte. Vgl. Fournicr, 
Napoleon, III. S. 148 f. 
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Weitere Einzelheiten darüber. Geplante Zusammenkunft mit Stein in 
Köln oder in Cappenberg. 
Die Protocolle über die geistliche Conferenz in Frankfurt werde ich er­
halten. Daniels 1) ist jetzt in Berlin. Er ist ein alter Fechter für die Frei­
heit der Deutschen Kirche und wird Schmedding 2) die W agschale halten. 
Preussen sollte vom Papst verlangen, was er Oesterreich unter Joseph II. 
bewilligt hat, verst eht sich mit den Modificationen, welche bei einem 
protestantischen Regenten nicht umgangen werden können . Bei allem 
Antheil, welchen ich an der Sache nehme, sehne ich mich doch manchmal 
sehr zu meiner Bibliothek und in meine Heimat zurück, und nur der 
Wunsch , ein Resultat zu erleben , hält mich hier ... 

Stein an Schmitz-Grollenburg 3) Frankfurt, 30. Mai 4) 1818 
S t. A. Hol. Konzept 

Die Schaffung e1:ner stiindischw Verfassung als augenblicklich wichtigste Angelegen­
heit Deutschlands . Ihre B edeutung für die geistige und politische Entwicklung der 
Nation. Stein von der loyalen Haltung des Königs in der Verfassungs/rage über­
zeugt. Lebhaftes Interesse für die Arbeitw von Sc11rnitz in dieser Frage. 

Die wichtigste Angelegenheit unseres Deutschen Vaterlandes ist die 
Bildung einer ständischen Verfassung, die es rechtlich erwartet nach 
der ihm feyerlich gegebenen Zusage, die es bedarf nach dem Zustand 
der Bildung seiner Bewohner und wegen der von einer Verfassung, wo 
der Monarch allein einer Hierarchie von Beamten Gesetze gibt und an­
wendet, ohne dass eine Anstalt vorhanden sey, die ihn mit dem Zustand 
und den Ansichten des Volkes und dieses wechselseitig mit den Be­
dürfnissen der Regierung b ekannt macht, unzertrennlichen Mängeln. 
Innere Ruhe, vollständige und fortschreitende Entwicklung des Geist es 
und des Charakters der Nation in einem Maase, das mit benachbarten, 
eine repräsentative Verfassung besitzenden Nationen Schritt hält, 
hängt von der Bildung und Beschaffenheit ständischer Verfassungen ab. 
Von diesen W abrheiten ist unser hochverehrter König und seine ihm 
zunächst stehenden Staatsbeamten überzeugt und ernsthaft beschäftigt, 
sie in das Leben zu bringen. 
Es war mir sehr erfreulich zu erfahren, dass E. Hochwohlgeb., ein Mann, 
den ich so sehr achte wegen seines Geistes und Charakters, sich mit 
einer Arbeit über ständische und Corporationsverfassung beschäftigte, 
1) Heinr. Gottfr. Wilh. Daniels (1754- 1827), kurkölnischer Hof- und Regierungsrat , 
Professor an der Universi tiit Bonn, Landessyndikus des H erzogs von Arcnherg. Nach 
der Abtretung des linken Rhcinufcrs an Frankreich trat er in den Dienst der französischen 
R epublik und des Kaiserreich s und gelangte hier bald zu einer angesehenen juristischen 
Stellung, zuletzt war er General-Prokurator in Brüssel. 1817 trat pr in preussisehe11 
Dienst und wurde 1. Präsident des rheinisch en Appelations-Gerichtshofs. 
2 ) S. 532, Anm. 4. 
3 ) Regierungspriisident in Koblenz. 
4) Nicht Miirz, wie Pertz, Stein V. S. 251 angibt. 
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und [ich] werde dadurch veranlasst, Ihnen zwey Aufsätze über diese 
Angelegenheit allein zu Ihrem Privatgebrauch mitzutheilen 1). 
Die neuest e Bayrische Gemeindeordnung 2), die Württembergische 3), 

die Preussi sche Städteordnung, auch die Abhandlung des H errn Pagen­
st echers über die Deutsche Gemeindeverfassung 4) enthalten das Wesent­
liche über diesen Gegenstand, nichts über ständische Verfassung. 

Stein an Solms-Laubach Nassau, 1. Juni 1818 
St. A. K onzept 

Dank für seine B cmiihungcn um. die stänclischc Verfassung. Von der Biirokratie 
keine Förderung der Angelegenheit zu erwarten. Die B cdcuttrng der bayrischen Kon­
st.itution. „Der au.sgcstreut.c Same wircl aufgchc11 und re~fen." 

Da E. H. selbst die Angelegenheit wegen Bildung von Gemeinde und 
ständischer Verfassung ergriffen haben , so dürfen wir eine gründliche, 
liberale, vorurtheilsfreye und den Erfodernissen der Zeit angemessene 
Bearbeitung erwarten. Aus d er Mitte der Regierungs Collcgien wird 
dergleichen wahrscheinlich nicht hervorgehen, denn ihren Mitgliedern 
benimmt die Masse der einzelnen Geschäfte, womit sie überladen, den 
allgemeinen Ueherblick, und er wird ausserdem noch getrübt durch 
Regierungssucht, die im umgekehrten Verhältniss mit dem Geschick 
zum Regieren , die Vorurtheile des Beamtenstandes und des Schlendrians. 
Diese erlauben ihnen nicht, einzusehen, dass das Beamtenwesen eine 
schwerfällige, wenig in das Lehen bringende, kostbare, den öffentlichen 
regen Gemeindienst tödtende Anstalt ist, die niemandem genügt, nur 
hindert und selten etwas mehreres als Acten producirt, dass ihr eine 
belebende Anstalt beygeordnet werden muss. 
Ich hätte sehr gewünscht, E. H. hätten mir Ihre Meynung eröffnet über 
die Aufsätze, welche ich Ihnen mitzutheilen die Ehre hatte . 
Die neue Bayrische Constitution ist eine wichtige Erscheinung; es wird 
nun darauf ankommen, wie sie ausgeübt wird; unterdessen für den Mo­
ment, sey es wie es wolle, der ausgestreute Saame wird aufgehen und 
reifen, und die Nachkommen werden die Namen derer , die ihn aus­
gestreut . haben , mit Achtung und Dankbarkeit nennen , worauf die 
keinen Anspruch haben, der en Machwerke an die Epistulas obscurorum 

. . l 
vrrorum erinnern. 
Ich werde den Sten in Cöln seyn, um nach Westphalen zu gehen. 

1 ) Wohl die Denkschriften vom 13. Februar uud 1. Miirz 1818. 
~) Vom 17. Mai 1818. Separatdruck München 1818. 
3 ) Allgemeine Verordnung die Organisation der Gcmeinde-Deputirteubcti·cffcnd , 4. Juni 
1817, Regierungsblatt für das Königreich Württemberg 1817, S. 309. Umgestaltet und 
erweitert durch das Edikt über die Gemeindeverfassung vom 31. Dezember 1818, s. 
Reyscher , Sammlung der württembergischen Gesetze XV, S. 111 ff. 
') \Vilhelm Pagenstecher , Die deu tsche Gemeinde-Verfassung und Verwaltung. Darm­
stadt 1818. 
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Stein an die Fürstin Amalie von Anhalt-Schaumburg 
St. A. Stiindi!<hc Angelegenheiten d e• Herzogtum• No!Sau. Kon••pl Nassau, 3. Juni 1818 

Der nassau.ischc Domiin.cn strcit. 

Die Abstimmung des Herrn P . v . Ritter 1) über den Nassauischen Finanz 
Entww-f ist sehr gründlich , hoffentlich wird er, da ihrem Inhalt die übrigen 
Mitglieder der H errenbank beygetret en und er als ein gemeinschaftlicher 
Beschluss dieser Stände Ahtheilung anzusehen ist , als Theil der stän­
dischen Prot ocolle gedruckt werden und hiedurch auf die allgemeine 
Mcynung würkcn. 
Herr v . Ritter oder einer der ander en H erren hätten aber sich nicht 
begnügen sollen , das Formelle der commissarischen Antwort zu rügen , 
sondern die darin enthaltenen Scheingründe widerlegen müssen. 
Ueberhaupt scheint mir die R echtmässigkeit des Anspruchs der Do­
mainen Casse auf eine Entschädigung aus der Steuer Casse für die auf­
gehobenen gutsherrlichen Rechte, so die erst ere verlohren , der Haupt· 
frage untergeordnet: ist die Domainen Casse verpflichtet, zu denen Ver­
waltungskost en des Landes heyzutragen ? 
Dieses wird vom Ministerio abgelehnt, weil die herzoglichen Domaincn 
Familien und fideicommissarisches Gut seyen , welch e Behauptung aber 
dadurch widerlegt wird, dass in allen Europäischen Ländern und ins­
besondere in D eutschland aus d em Einkommen der Domainen der an­
sehnlichst e Thcil der Landesverwaltung bestritten wurde, 
da s auch diese Verbindlichkeit dem Nassauischen Familien und fidei­
commissru:ischen Domainen Gute auflag, 
und diese Verbindlichkeit von den verstorbenen. beyden Regenten in 
d em Steuer-Edicte dd. [10./14.] 1809 2) mit folgenden Worten anerkannt 
wurde : 1. Ahsch . § 1. Die Staatsbedürfnisse, insoweit sie nicht durch 
Einkünfte aus denen Staatsgütern und Regalien gedeckt sind, sollen 
durch Best euerung des r einen Einkommens unserer Unterthanen auf­
gebracht werden. § 5. Die direct en Steuern sind bestimmt, denjenigen 
St aatsausgaben Betrag zu decken , der durch die übrigen Staatsein­
künfte, namentlich Domainen , Regalien und indirekte Auflagen , nicht 
gedeckt ist. 
Die Stände sind also berechtigt und verpflichtet zu fodern, dass ihnen 
der Zustand der Domänen Cassc offcngelegt werde, und dass aus ihr, 
nachdem die nöthigc Vorsorge für den R egenten auf reichliche Art ge­
troffen wurde, auch alle darauf haftenden Last en befriedigt, z. B. Schul­
den , ein Bcytrag zu denen Kost en der Landesverwaltung geleist et werde. 

1 ) Friedrich v . Rillcr zu Kiderich. Er hatte schon in dem Kampf um die Berufung 
der nassauischcn Stände mit Stein zusammen gearbeitet. Einige Briefe und Denkschriften 
Ritters finden sich im Stein-Archiv (Ständische Angelegenheiten des Herzogtums Nassau) . 
Ucber seine Holle iu der Ständeversammlung s. Sauer , a. u. 0. S. 47 ff. 
~) S. oben S. 34 7 Anm. 
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Nützlich wäre es, wenn Herr P . v . Ritter die zu der Ausführung diei:;er 
Sätze nöthigen Materialien sammelte, wozu ihm ausser seiner eigenen 
Landesk enntniss die H erren Arnoldi 1) in Dillenburg, Bodmann 2) in 
Maynz u. s. w. Beyträge geben würden , und die H err R ath Schlosser 
in Frankfurt alsdann, mit denen allgem einen staatsr echtlichen Gründen 
unterstützt, in ein Ganzes ordnen könnte. 

Wilhelm von Humboldt an Stein 
St. A. Hu 1 

London , 7. Juni 1818 

Billigung der Verfassu11gs-Dc11kschrift der westfälischen S tände. D ie ständische 
F ra.gc in Prcussc11 iibcrhaupt„ Das V crfass1w gsvcrsprcchc11 vom 22. l\fai 1815 . Hum­
boldts Bitte itm Abberufu ng aus London. Gründe für seine A blehnu ng der ihm vort 
H arclenberg angetragen e" Stelle eines Bimclestagsgesa11clten . 

Ich habe E. E . freundschaftlichen Brief3) nicht eher beantworten können, 
weil ich nur die sichere Gelegenheit dazu benutzen wollte, die sich mir 
er st heute darbietet. 
J e öfter ich während m eines hiesigen Aufenthalts Ihrer und der mit 
Ihnen in Frankfurt verlebten Zeit gedachte, desto schmeichelhaf"ter ist 
mir der Beweis E. E. gütigen Andenkens und das Ver t rauen gewesen, 
das Sie mir aufs Neue in Ihren Wünschen für m eine Wirksamkeit in 
der innern Verwaltung bezeugen. 
Ich habe die Denkschrift, die E. E. mir über sandten , mit dem leb ­
haftest en Interesse gelesen 4) . Sie ist in einer sehr würdigen Sprache 
abgefasst , und die Gesinnungen , die echt vaterländisch sind, müssen den 
Beifall eines J eden haben , der selb st die wahren und ächten hegt. E s 
hat mich besonder s gefreut, dass immer darauf gedrungen ist , dass auch 
j etzt kein r echtloser Zustand vorhanden , dass gar nicht die Rede davon 
ist , etwas Neues willkührlich einzuführen , sondern nur das Wieder­
aufleben des bloss zufällig und widerrechtlich Unterdrückten möglich 
zu machen. 
Dies ist der Punkt, den unsere Regierung, die durch die Frage der Stände 
j etzt in ein sehr hartes Gedränge kommt, hätte festhalten sollen , den sie 
aber leider dermaasen aufgegeben hat, dass er ihr j etzt nicht m ehr wird 
die gleichen Dienste leisten können. 
1 ) Job. Arnoldi (1751- 1827), nassauischer Verwaltungsbeamter, Direktor des Landes­
archivs in Dillenburg, seit 1815 Chef der obersten Landesstelle in Nussau- Dillenburg. 
Als das Lnnd 1815 preussisch wurde, nnhm er seinen Abschied . Er ver fass te n eben 
kleineren Arbeiten eine „Geschichte der Oranien-nassauischen Länder" (1799- 1816). 
2) l<'rnnz Jos. Bodmann (geb. 1754), 1782- 1792 Professor der Jurisprudenz in Mainz, 
nach der Abtretung von Mainz an Frankreich in französische Dienste getret en. Er b o t 
11 . a. einige Studien über die gulsherrlich-biiuerlichen Verhältnisse, sowie wertvolle Bei­
träge zur Geschichte des mainzcr Erzstifts geliefert und sich vor allem um die Sammlung 
und Erhaltung seiner Urkunden verdient gemacht . 
3 ) Fehlt. 
4) Die Denkschrift über die Verfassungsverhältnisse von Jülich , Cleve, Berg und Mark; 
R. oben S. 379, Anm. 1 und 448, Anm. 1. 
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E s giebt m eines Erachtens nichts, worauf sich weniger praktisch etwas 
aufbauen lässt , als die in dem unseligen Edikt von 1815 allgemein und 
unbestimmt ausgedrückte Idee, dass der König seinen Untert hanen eine 
ständische Verfassung geb en will. Möge man als Grund einer solchen 
Verleihung die K önigliche Gna de oder die Uebcr zeugung von der Nütz­
lichkeit von Ständen , oder (das Schlimmst e von Allen) Nach geben gegen 
einen behaupteten Zeitgeist anführen , so bleibt die Sache immer gleich 
unpraktisch . D enn keiner dieser Gründe ist von der Art, dass er zugleich 
den Grundsatz des Maas es und der Art einer solchen V erlcihung in sich 
hielte, und was daher auf diese Weise gegeben werden mag, kann imm er 
dem Ertheilenden das Aeusserst e und dem Empfänger u ngemein wenig 
erscheinen . E s ist auch offenbar, da ss, indem man als eine Gnade zu 
schenken scheint (eine Idee, gegen die ich an sich seyn würde, da ein 
Regent von der von seinen Vätern ere1·bten Macht nichts r ein ver­
schenken sollte), man nicht einmal darauf ieht, oh man nicht R echte 
v erletzt. Denn wer bürgt denn dafür, dass nicht Einige schon m ehr rccht ­
mässig verlangen können , als man ihnen jet zt einräumt ? Soll te das 
Verfassungswerk bei uns gedeihen , so müsste man noch die nachfolgende 
Fra gen auflösen und richtig beantworten : 
1) welche Rechte hat wirklich schon jede einzelne Provinz? 
2) wie kann man diese Rechte fort bestehen lassen , ohne sie für einige 

Volksklassen zu Ungerechtigkeiten werden zu lassen und ohne die E in­
heit der Monarchie als Ganzes zu stören ? 

3) wenn es Pr ovinzen giebt, die gar keine Rechte zur Landstandschaft 
hatten , wie muss man sie den Berechtigten gleichst ellen ? 

4) wie muss man die einzelnen Stände zu einem Ganzen verbinden ? 
Diese Fragen können Männer von gesundem prakt ischen Urtheil, ge­
höriger K enntnis und vaterländischer Gesinnung auflösen. Allein nach 
j enem Edict eine Verfassung für den Staat entwerfen zu wollen, wäre 
wahre Vermessenheit. Hätte man diesen Weg vor Augen gehabt , so 
musst e man gar kein Edict machen , allein die Stände im Einzelnen , wie 
sie waren , fortbest ehen lassen und gleich an der Verfassung, ohne Ver­
sprechungen , arbeiten , nicht die J ahre lan g die Hände in den Sch oos 
legen. Wie es werden kann und wird, weiss ich nicht, allein ich bedauere 
ungem ein, dass ich den W eg, den man eingeschlagen hat und n och fortfährt 
einzuschlagen , nicht anders als für durchaus unricht ig ansehen kann. 
E. E. sind so gütig zu wünschen , dass ich zurückkommen und im Innern 
arbeiten möchte . Die Sachen sind jetzt so weit gek ommen, dass ich 
Ihnen offen in dem V crtraucn darüber sprechen kann, das ich von ganzem 
H erzen zu Ihnen hege. Ich wünsche auch , meine Schritte vor Ihren 
Augen zu rechtfert igen . Ich habe au den König, allein durch den Staats­
kanzler , um meine Zurückberufung geschrieben 1) und hinzugefügt , 

1) Vgl. zum Folgenden Gebhnrdt n. n. 0. II. S. 296 ff. und K nebler n. n. 0. 365ff. 
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dass ich keine Anst ellung verlange, allein im Staatsrath arbeiten, sonst 
auf dem Lande leben wolle. Diesen Zusatz musste ich machen. Gesandter 
noch länger zu seyn, ist weder meiner Neigung, noch meinen äussern 
Verhältnissen in Rücksicht meiner Familie angemessen; in's Ministe· 
rium unter den j etzigen Umständen zu treten, ist meinen Grundsätzen 
zuwider. E s bleibt mir also nichts anderes übrig. Der Staatskanzler hat 
meine Erklärung (ich weiss nicht ob, weil er den Staatsrath nicht be­
schäftigen will ?) für ein Zurückziehen aus dem Dienst genommen, 
meinen Brief an den König zurückgehalten und mir in einem Briefe, in 
dem er sagt, dass es meine Schuld sey, dass ich nicht in's Minist erium 
treten wolle, zugeredet, weiter eine Gesandtenst elle anzunehmen , und 
zwar Frankfurt oder Italien oder irgend eine andere. Ich habe ihn 
darauf, bloss mit nochmaliger Auseinandersetzung meiner Gründe, ge· 
beten , meinen Brief sogleich abgehen zu lassen. So liegt die Sach e. 
Gegen E. E . habe ich mich, glaube ich, bloss dariiber zu rechtfertigen, 
dass ich Frankfurt ausschlage und gewiss nicht annehmen werde. Ich 
habe reiflich überlegt, ob ich, ganz gegen meine Neigung und gegen meine 
häusliche Convenirung, dies Opfer bringen müsste, aber zwei Dinge haben 
mich bestimmt. 1) Für den Bundestag kann man nur in Berlin und Wien 
nützlich seyn, in Frankfurt i t man ein bloss abhängiges Werkzeug und 
kommt gewiss in die Lage, thun und sagen zu müssen, was man nicht 
für angemessen hält. Wenn ich die Act en der letzten 8- 9 Monate durch­
gehe, würde es mir leicht werden, die Beweise aufzust ellen. Meine An­
sichten können die unrichtigen seyn, allein ich kann sie einmal nicht 
ändern. 2) Wenn bei uns etwas Gutes gewirkt werden soll, und wenn man 
irgend einem dazu Kräfte zutraut, so muss es im Mittelpunkt geschehen. 
Man muss also dort hingehen und mit redlicher undfreimüthiger Gesinnung, 
ohne Intrigue und eigennütze Absichten wirken, was man wirken kann. 
Ich vergass, E. E. zu sagen, dass den nächsten und dringendst en Anstoss 
zu m einem Zurüekberufungsgesuch die gar nicht günstige Gesundheit 
meiner Frau gegeben hat. Sie leidet an Schmerzen, die leicht gichtisch 
seyn können, ich kann nicht wagen, sie zu bitten, hierher zu kommen , 
und Sie fühlen, dass ich nicht länger von ihr getrennt seyn mag. E s geht 
dabei der best e Theil des Daseyns verloren. 
Ich freue mich schon der Hoffnung, E. E. noch in diesem Jahre wieder­
zusehen. Leben Sie herzlich wohl und nehmen Sie die Versicherung mei­
ner innigen Verehrung und unwandelbaren Freundsehaf t an. 
Nachschrift. - Ich habe Ihnen nichts von hier gesagt. Was soll man 
sagen? Geschäfte habe ich gar nicht; vom Departement, seit der Staats­
kanzler in Berlin ist, keine Zeile; mehrere nichtssagende Depeschen von 
Graf Lottum 1), der, wie man ihn gesetzt hatte, nicht einmal im Stande 
war, etwas schreiben zu lassen. 
1 ) Lottum, Steins alter Gegner aus der Reformzeit, führte damal s interimistisch die 
auswärtigen Gcschiiftc. 
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Langenfeld, 7. Juni 1818 

Die gcplaiite Ausgabe der deritschen Quellenschriftsteller. 

Bey meiner Vorbeyfahrt ward ich gestern abgehalten, auszust eigen und 
E. W. zu besuchen und mich zugleich mit Ihnen über eine Angelegenheit 
zu besprechen und zu berathen, die mir ein grosses und allgemeines 
Interesse zu haben scheint. 
Als Geschichtsschreiber und Geschichtsforscher ist Ihnen die Unvollkom­
menheit unsrer Quellensammlungen bekannt. E s fehlt uns an einer voll­
ständigen, kritischen, leicht anzukaufenden Sammlung wie die eines 
Bouquet, Duchesne, Muratori. Eine solche zu veranlassen , wäre nun mein 
eifriger Wunsch, den ich bel'eits im verflossenen, Jahr auch bcy den Ber­
liner Gelehrten zu erwecken suchte, aber bis jetzt noch ohne Erfolg. 
Meine Mitwürkung würde darin bestehen, dass ich einen hinreichenden 
Fond zu bilden suchte, um die Mitarbeiter an der Sammlung zu be­
lohnen, so dass der Buchhändler nur in Hinsicht auf Anschaffung des 
Papier s und Besorgung des Drucks hinzutreten müsst e . 
Um den ersten Fond zu bilden, bedarf es ungefähr einer Summe von 
30 000 Gulden. Ich will gleich 5000 Gulden beytragen, vielleicht in der 
Folge ein Mehreres, und ich glaube, dass ich von mehreren memer 
Freunde beträchtliche Beyträge erhalten werde. 
Nun kommt es ab er an: auf Plan der Arbeit - auf Mitarbeiter. 
Ueber Beydes bin ich mit einem braven jungen Mann in Karlsruhe in 
einem Briefwechsel, mit H errn A. Dümge, Assessor bey dem Archiv, be­
kannt durch seine Ausgabe von Güntherus Ligurinus - E . W. habe ich 
die Ehre, in der Anlage einige diese Angelegenheit betreffende Aufsätze 1) 

mitzutheilen und Sie zu er suchen, mir Ihre Ansichten und die des H errn 
Professor Hüllmann darüber zu äussern, die mir um so wichtiger sind, als 
ich hoffe, dass Sie beyde an der Unternehmung als Mitarbeiter Theil 
nehmen werden. 
Da ich von den Anlagen keine vollständigen Abschriften habe, so er suche 
ich Sie, sie mir nach Cappenberg oder Dortmund zuzuschicken . Besser 
und erwünschter wäre es, wenn Sie sich entschlössen , sie selbst zu bringen 
und das Land der rothen Erde selbst zu betreten, unter dessen Gebornen 
Sie viele Freunde besit zen. 

Altenstein an Stein Berlin, 12. Juni 1818 
St. A. 

Mirbachs Aufenthalt in B erlin. Hoffnung auf eine Zusammenkm1ft mit Stein aus 
Anlass von Altensteins geplanter R eise nach Bo1111. Persönliches. Optimistische 
Beurteilung cler Entwicklung in Preusser1. 

Der Herr v . Mirbach , welcher E. E. diese Zeilen übergiebt, wird Ihnen 
in meinem Namen ausdrücken , wie sehr ich durch Ihr verehrtestes 
1) Dümgcs, vgl. oben S. 467, 485 u. Brcsslau a. a . 0. S. 26. 
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Schreiben vom 16 t en v . M. 1 ) erfreut worden hin, und wie wahr­
haft geehrt ich mich durch solches fühle. E. E. fest es Vertrauen 
auf meinen r einen und rechtlichen Willen ist für mich von unend­
lichem Werth. 
Der H err v . Mirbach ist mir schon im vorigen Jahr durch seine ernst e 
und kräftige Hingebung an das, was er für r echt und gut hält, sehr lieh 
und werth geworden . Dieses und E. E . Empfehlung hat mich aufge· 
fordert , mit ihm mit der grösst en Offenheit zu sprechen. Er wird Ihnen 
alles mittheilen , was er hier von mir und andern gehört hat. Ich habe 
ihm möglichst Gelegenheit zu verschaffen gesucht, selbst zu beobachten , 
und ich bin überzeugt, dass ihm nichts Erhebliches entgangen ist . Sein 
Aufenthalt hier konnte nach der ganzen Lage der Sache kein bedeutendes 
R esultat liefern, allein er hat sich ganz genau von der Lage der Dinge 
unterrichtet, und dieses ist von Werth. Er wird E. E . mitthcilen , dass 
nach meiner Ansicht die Sache unter der V crzögcrung sehr gewonnen hat 
und dass ich die Hoffnung nicht aufgebe, dass in Preussen vorzugsweise 
das Rechte werde gewählt werden . Das Erscheinen der Bayerischen Con­
stitution hat sein Gutes . Das Ganze blendet gewiss mehr, als es innern 
Wcrth selbst nach dem Willen hat, aus dem es hervorgegangen ist , allein 
es spricht sich doch in solchem Verschiedenes aus, was man bisher aus­
zusprechen sich scheute. 
Ich hoffe im Lauf des Sommers, scy es auch nur auf kurze Zeit, an den 
Rhein zu kommen, da die Errichtung der Rheinischen Univer sität zu 
Bonn genehmigt ist 2) . E s wird mich unendlich freuen , E. E. meine 
Verehrung persönlich in Cappenberg bezeigen zu können . Sollte sich 
früher etwas Erhebliches er eignen , so werde ich E . E . schriftlich davon 
vertraulich benachrichtigen. Ich lebe in einem unglaublichen Geschäfts­
drange. Bis hierher hat meine Gesundheit nicht gewankt, und ich be­
trachte solches als eine Aufforderung des Himmels, meiner nicht zu 
schonen, sondern den Augenblick zu benützen , um neue geistige Kräfte 
für Preussen zu gewinnen. Im Ganzen hin ich , soviel mir auch noch für 
die Sache zu wünschen übrig bleibt, zufrieden , und ich sehe nicht so 
schwarz in die Zukunft al s Viele. Das Gute wird doch allgemein gewollt, 
und der Egoismus muss sich v er st ecken . Der Himmel wird dem Bessern 
die Oberhand verschaffen . E s schmerzt mich, dass meine Geschäftslage 
mich hindert, mich so, wie ich es wünschte, mit E . E. schrift lich zu unter­
halten und mir die Mittheilung Ihrer für mich so wichtigen Ansichten 
über Verschiedenes zu erbitten. Auch heute hin ich manniehfaltig ge­
stört worden . Doppelt sehne ich mich daher wieder nach einer münd­
lichen Unterredung. 
Erhalten mir E. E. Ihr gütiges freundschaftliches Vertrauen. E s wird 
mich stärken. Ich bin überall Antwort schuldig, namentlich auch H errn 

1) Fehl t. 2) S. oben S. 482, Anm. 1. 
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v. Hövel, und habe Herrn v. Mirbaeh gebeten, mich bey solchem, Herrn 
Oberpräsident v. Vineke zu entschuldigen, d a er Zeuge meiner peinlichen 
Geschäftslage war. 

Gneisenau an Stein 
St. A. na 3 

Berlin, 12. Juni 1818 

Bittet Stein, azis Anlass der bevorstehenden Konferenzen in Karlsbad azif den Zaren 
einzuwirken , um diesen zzi veranlassen, seine antibozirbonische Haltung und seine 
Verbindung mit den Liberalen in Frankreich azifzugeberi, die dort bestehende R e­
gierung nach Möglichkeit zu stützen und so Europa neue revolwionäre E rschütte­
rungen zzi ersparen. Die Verfassungsfrage in Preussen . Die ständischen Bestre­
b1rnge11 in Westfalen. Ständische A ufgaben des Adels. 

Die Abreise des Herrn v. Mirbach bietet mir eine günstige Gelegenheit 
dar, mich einmal wieder E. E. Andenken zu erneuen, Sie meiner alten 
treuen Anhänglichkeit zu versichern und über die Angelegenheiten des 
Tages zu reden , ohne dass polizeiliche Neugierde zu erforschen strebe, 
was ich Ihnen schreibe. 
Die bevorstehende Zusammenkunft der Monarchen 1) macht es mir zum 
Bedürfnis, den Wunsch an E. E. zu bringen , dass es Ihnen gefallen möge, 
wie Sie schon früher in hochwichtigen Momenten mit so heilsamem 
Erfolg gethan, auf den Kaiser Alexander einzuwirken und ihn auf die 
Gefahr aufmerksam zu machen, in welche er Europa auf's neue stürzt, 
wenn er die Entwürfe derjenigen Partei in Frankreich unterstützt, die 
ganz offenbar dahin strebt, die Revolution von vorn anzufangen 2). Aus 
den vielen Unterredungen, die ich hier mit dem General Orloff, seinem 
Günstling, gehabt habe, konnte ich entnehmen , dass seine Abneigung 
gegen das Haus Bourbon noch dieselbe wie im Jahr 1814, vielleicht noch 
gest eigert war. Der egoistische Ludwig, der frömmelnde, aber edle 
Artois 3), der rohe Berry ~) geben zwar freilich nicht grosse Hoffnungen 
für die Zukunft; so lange sie indessen vorhanden sind, muss man aus 
Pflichtgefühl und Politik zugleich ihre Rechte aufrecht erhalten, denn 
sobald man sich erlaubt davon abzuweichen, so giebt man Europa allen 
Unordnungen und Gewaltthätigkeiten Preis, zu welchen die neu belebten 
Hoffnungen der Revolutionaire in Frankreich unvermeidlich führen 
müssen. 
Ob der Kaiser Alexander auf die Entwürfe mit dem Erbprinzen von 
Oranien eingehe 5) oder sie stillschweigend genehmige, will ich nicht zu­
versichtlich behaupten, aber nach den mir bekannten Ansichten des 
Kaisers ist es wohl erlaubt, einen solchen Verdacht zu hegen, und der 
Tod des Königs Ludwig würde diesen Entwurf wohl zur Zeitigung bringen. 

1 ) In Aachen. 
2) Richtet sich vorwiegend gegen die von Alexanders Gesandten in Paris, Pozzo di Borgo, 
unter stützten antibourbonisehcn Strömungen. 
3) S. Bd. IV. S. 573, Anm. l. 4) S. oben S. 208, Anm. 5. 
6) Vgl. dazu Stern n . n. 0. 1. S. 118 f. 

32 
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An diesen Prinzen von Oranien würden sich vorerst alle revolutionairen 
Interessen anschlicssen , und die Antibourbons würden, in Ermangelung 
eines andern, ihnen werthcren Anführers, ihm einst weilen dienen m1d 
somit Zeit gewinnen , ihre anderweitcn Entwürfe zur Reife zu bringen. 
Vielleicht möchte Europa abermals in seiner Mitte eine mächtige Repu­
blik entst ehen sehen, die bei der herrschenden Stimmung der Völker ge­
fährlicher werden könnte als jene vor einem Vierteljahrhundert. Ein 
solcher verderblicher Ausgang muss vorhergesehen und vorgebeugt wer­
den. 
Die Hoffnung, dass die Occupations Armee noch ferner in Frankreich 
verbleiben werde, nähre ich nicht m ehr ; selbst nicht einmal mit N utzcn 
könnte sie daselbst verbleiben , bei der Statt gehabten E inlcitllllg der 
Dinge, bei dem Mangel an einer fest en V crbindung der Souvcraine und 
dem der Entschlossenheit. Diese Angelegenheit wird man also ihren 
Gang gehen lassen und nur da rauf das Bestreben richten müssen, da s 
das Geschehene nicht weiter verderbliche Folgen habe 1). 

E s ist dringend n öthig, dass ein solcher Mann wie E. E. den Kaiser 
Alexander warne, dass er nicht Europa der Gefahr neuer Erschütte­
rungen aussetze . Nur eine Stimme wie die Ihrige hat ein volles Gewicht 
bei ihm. In freiwilliger Zurückgezogenheit lebend, können Sie nicht ehr­
geiziger Absichten beschuldigt werden; die Fülle der Rede wohnt Ihnen 
inne, und der vielseitigste Ausdruck in derjenigen Sprache st eht Ihnen 
zu Gebot, in welcher allein der Kaiser denkt und schreibt. E s ist übrigens 
so natürlich, dass Sie dem Kaiser bei seiner Reise nach Deutschland Ihre 
Huldigung bezeugen 2). 

Unsere heimathlichen Angelegenheiten rück en nicht vorwärts. Was vor 
4 Jahren sehr leicht geworden wäre, ist n un schwerer auszuführen. Auf 
der einen Seite ist man misstrauischer , auf der andern ungebührliche!' in 
Forderungen geworden. So lang die j etzige Administration b estehen 
wird, ist, scheint es mir, keine Hoffnung vorhanden, dass sie etwas ernst­
liches im Verfassungswesen anordnen werde, und, offenherzig gesprochen, 
wenn sie überlegt und in ihrem Interesse handelt, so kann sie es auch nicht, 
ohne einen Selbstmord zu begehen; denn diese Administrntion ist so zu­
sammengesetzt, dass sie die Nachbarschaft einer wohl angeordneten Ver­
fassungs-Anstalt nicht aushalten kann, ohne zusammen zu stürzen. Die 
Männer, aus welchen sie besteht, sind grosscntheils ganz wackere redliche 
Leute, aber vielen llllter ihnen mangelt die höher e Einsicht, noch meru· 
die Charakterstärke und einigen das Vertrauen, allen aber die politische 
Gewandtheit - H[umboldt) strebt, wieder nach dem Mittelpunkt zu 
gelangen , aber ihm mangelt Vertrauen , Achtung, Charakter und Muth s). 

l) Die vorzeitige Räumung Frankreichs wurde in Aachen beschlossen, s. Treitschkc 
a. o. 0. II. S. 467 ff. 
2 ) S. unten S. 537 f . 
3) Vgl. dazu Gebhardt n. a. 0. II. S. 2ßß f. 
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Herr v. Mirbach hat mir von einigen Entwürfen des Rheinisch-West­
phälischen Adels, sich näher zusammenzuthun, geredet. In solchen 
Zeiten müssen allerdings die Standes-Interessen auf eine ver ständige und 
billige Weise sich aneinander schliessen und gegen ungerechte Zu­
muthungen sich verwahren; es dünkt mir indessen, dass eine solche 
Verbindung mehr noch auf moralische Zwecke gerichtet scyn müsse, 
damit der Stand durchweg Achtung gebiete und jeder Einzelne desselben 
durch die von der Genossenschaft angenommenen Grundsätze in seiner 
Moralität aufrecht erhalten oder ausgestosscn werde. E s scheint mir 
demnach, dass ein solcher Verein auf folgende Hauptgrundsätze sich 
stützen und danach sich gestalten müsse. Eine Anzahl leitender, Achtung 
gebietender Männer treten zusammen und bilden, unter Einladung an 
ihre Standesgenossen zum Beitritt, einen Bund, der es seinen Gliedern 
zum unverbrüchlichen Gesetz macht, nie zu lügen, selbst nie eine un­
schädliche Unwahrheit zu sagen, keine unmoralische Handlung irgend 
einer Art zu begehen , unter sich nur Handschlag und mündliches Wort 
gelten zu lassen, in keine Verbindung gegen die Regierung sich ein­
zulassen, mit Ausnahme der Anklage gegen schlechte und unfähige 
Staatsbeamte, der R egierung zu allen löblichen Zwecken Kopf und 
Arm zu widmen, seinen Kindern eine so viel möglich gute Erziehung 
zu geben und die öffentlichen Anstalten zu solchem Zweck zu vervoll­
kommnen, die Wissenschaften und ihre Bekenner zu ehren, die Guts­
Einsassen mild zu behandeln und mit Rath und That zu unterstützen, 
seine ärmer en Standesgenossen zu unterstützen etc. 
Dieses wären die ersten wahren Umrisse d er Gestaltung eines solchen 
Bundes, eines ächten Tugendbundes. Hätte der Gedanke Ihre Billigung, 
so werden Sie solchen auch mit zweckmässigen andern Bestimmungen 
bereichern. 
Ausser den Vortheilcn , die ein solcher Bund für Moralität, Inter esse und 
billige Rechte des Adels hätte, so könnte auch selbst noch Geldgewinn 
dabei gemacht werden. Wie, wenn sich die Adelsmitglieder einer Provinz, 
nämlich diejenigen, deren Vermögen nicht zerrüttet ist, ver einigten, 
um eine Bank zu errichten, nach Art der Provinzial-Banken in England, 
deren Papiere in ihren und den benachbarten Grafschaften und selbst 
in London angenommen werden? Eine Art Pfandbrief-System, aber mit 
Banknoten kleine Summen vorstellend ? E s könnte auf diese Weise 
ein Kapital von grossem Betrag erschaffen werden, das jetzt noch gar 
nicht vorhanden ist, das j edem Mitglied die bereitest en Geldmittel für 
den Fall des Bedürfnisses darböte und aus dessen Zinsen bedürftigen 
und würdigen Standesgenossen ohne Belästigung der andern Unter­
stützungen zufliessen könnten 1). 

1 ) Randbemerkung S teiris : „Die Provinzialbankensind in der Provinz von Privatleuten ge­
machte Bankanstalten. Die vorgeschlagene Anstalt würde den Geist der Agiotage noch 
mehr verbreiten, als dns Kreditsystem schon that. Ein solcher Verein ist eine Seifenblase." 

32* 



Quelle: Freiherr vom Stein, Bd. 5, Berlin 1933 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
URL: http://www.westfaelische-geschichte.lwl.org 

500 VII. TEILNAHME AN DEN STAENDISCHEN BESTREBUNGEN 

Welchen Einfluss ein solcher auf moralisches und finanzistisches Uebcr­
gewicht zugleich gegründeter V crein dem Adel verschaffen müsse, über­
lasse ich E. E. erleuchtet em Urtheil. - Genehmigen Sie, hochverehrter 
Herr Baron, die treue Anhänglichkeit, die ich Ihnen gewidmet habe. 

Arndt an Stein Bonn, 16. J wii 1818 
St. A. Vollstilndig gedr. bei P crtz, Stein V. S. 272, hier mit einige n unbedeutenden Kürzungen 

Die geplante Sammlung der Quellenschriftsteller. Frage der Mitarbeiter. Arndt 
selbst durch drängende andere Arbeiten verhindert, sich :m beteiligen . 

E. E. begrüsse ich aus meinem kleinen stillen Bonn mit der fröhlichen 
und frommen Ehrfurcht und Freude, die Ihr liebes unsterbliches An­
denken mir immer erregt. 
Ihre so interessanten, den 7ten dieses an mich abgeschickten Papiere 
sende ich Ihnen hiebci zurück. Hüllmann und ich haben zu den Bedenken 
noch einige kleine Bemerkungen gelegt 1), die Sie mit gütiger Nachsicht 
aufnehmen wollen. Wenn ein berühmter Philosoph gesagt hat: ex pluri­
mis discordiis divina haec con cordia mundi conflata est, so mag sich 
endlich aus den verschiedenen Ansichten und Meinungen wohl das er­
geben, was dem Werke die rechte Einheit bringen kann. 
E . E. sind der einzige Mann, der das jetzt zu Stande bringen könnte, was 
die Faulheit unsrer reichen Stifter, die doch vor 25 Jahren noch bestan­
den, in den letzten Jahrhunderten versäumt hat. Wenn wir uns mit den 
Franzosen vergleichen und selbst mit den Spaniern, so haben unsere 
Benediktiner und Bernhardiner, mit Ausnahme einiger Wenigen von 
Banz, S. Blasien und S. Emmeran leider zuletzt nur gefressen und ge­
soffen. 
Worauf kömmt es nun zunäch st an ? 
a) Zuerst auf Geld. Da müssen und werden Sie die Grosscn und Vor­
nehmen spornen zu tüchtiger Unterzeichnung. 
b) Auf geschwinde Angreifwig und Ausführung der Sache. 
c) Auf einen Mittelpunkt. Das würde Ihre Per son seyn, welche selbst die 
Lauen erwärmen und die Trägen spornen wird, wenn nicht aus Liebe, 
doch aus Schaam. Als Mittelpunktsstadt des Unternehmens wären auch 
wohl wenige Orte so geeignet als Frankfurt, auch, wie von andern schon 
berührt worden, wegen diplomatischer Hülfen und Erleichterungen und 
wegen E. E. Persönlichkeit, die selbst den Gleichgültigen oder Wider­
strebenden eine Art Gebot und Befehl werden muss .... 
d) Auf Mitarbeiter. I st das Geld beisammen und der Plan rund und 
sicher entworfen, so denke ich , werden sich an mehreren Orten brauch­
bare und thätige Männer finden. In den alten Reichsstädten, in Nürn· 
berg, in Augsburg, selbst in Bremen und Lübeck stecken wohl noch 
solche. Leipzig und überhaupt Sachsen würde wohl manche liefern, so-
1) Vgl. dazu Pertz, Stein V. S. 273, sowie H. Bresslau a . a. 0. S. 26 Anm. 1. - Das 
Gutachten Arndts befindet sich im Archiv der Monumenta Germanine H istorien. 
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wohl wegen literarischer Rüstigkeit als wegen gründlicher Philologie. 
Mir ist da gleich der unermüdliche Beck 1) eingefallen und Krug 2) und 
der gründliche Hauhold 3) . Die Sachsen sind wenigst ens reitzhar und 
flink, wo die Göttinger leicht zu breit und vornehm und die Berliner zu 
vielthätig und unruhig erscheinen mögten. Auch in Städten wie Braun­
schweig, Hannover, München mögen manche stecken , die wohl aufzu­
stacheln wären , wenn nur ein Minister (wie Graf Münst er) oder ein Kron­
prinz (wie der von Bayern) sie anrührt . - Kurz, haben E. E . erst die ge­
hörigen Unterzeichnungen , so wird Ihr Name und das wiedererwaehte 
und neubelebte Studium T cutscher Sprache, Geschichte und Verfassung 
mit Gottes Hülfe das Ucbrige thun. 
Und ich als Mitarbeiter ? Wenn ich in mancher Hinsicht dazu auch nicht 
ungeschickt wäre, so kann ich mit Gr und sa gen : mir fehlt die Zeit. Ich 
habe 5 bis 6 Jahre verlor en in andern Dingen ; dies sind Arbeiten , die 
denen ziemen , die Gott und ihr H erz immer ruhig haben unter ihren 
Büchern sitzen lassen. Wenn ich für die lebendige Kunde und Ansich t 
der W elt und für die freie politische Würdigung der Dinge und Menschen 
hie und da auch etwas gewonnen habe, so habe ich 4 bis 5 Jahre gewiss 
literarische Nachlesen n öthig. Dazu kömmt, dass ich, wann die hiesige 
Univer sität in Gang kömmt, viel werde zu thun haben, weil ich wenig­
st ens, wenn andere auch gelehrter seyn mögen, T eut sch und sicher sprechen 
kann. Wohl aber vermesse ich mich , aus dem Vorrathe m einer altsch otti­
schen , isländischen und skandinavischen und sassischcn Sprachkennt­
nisse für die Mehrung und Bericht igung der Glossaria mcdii aevi meine 
Beiträge gehen zu können. 
Für Ihre güt ige Einladung meinen innigst en Dank. J etzt hält mich 
Manches fest ; will's Gott aber, so sehe ich Sie in Cappenber g noch vor 
d em H erbst . . . . Gott behüte und bewahre Sie und das Land der ro then 
Erde, die er immer mit solchen Edelleuten gesegnen wolle, die das rothe 
(ja das schwarze) mut hige homerische H erz in der Brust tragen und nicht 
das weissc dieser in so mancher Beziehung immer noch nüst erhleichen 
Zeit . 

1) Christian Da niel Beck (1757- 1832) , Theologe, Altphilologe und Historiker , eiu Mann 
von ausgebreitet en K enntnissen und unermüdliche m F leisse, P rofessor a n der U niversität 
Leipzig. 
2) Wilhelm Traugott Krug, 1801 Professor der Philosophie in Frank furt a. 0„ 1805 
Nachfolger Kants in K önigsberg, Mitglied des Tugendbundes, seit 1809 Professor in 
Leipzig, wo er 1842 st arb. 
3) Chr. Gottlieb Haubold (1766- 1824) , P rofessor der R echtswissenschaft in Leipzig, 
einer der Begründer der historischen Rechtsschule. 
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Stein an Schlosser 
St. A. llu l. Konzept 

Cappenberg, 19. Juni 1818 

Die Versamml1mg der nassauischen Landstände. Scharfe Kritih des Verhaltens der 
Regierung. Di.c bayrische Vcrfass1mg „ein entscheidender Fortschritt des Rcpräsen­
tativsystems" und eiri Ansporn f ür Preusscn zur E inlösung des Verfassungsver­
sprechens. Kritilc der bayrischen Verfassung, insbesondere im Ilinbliclc auf die 
Lösung der ständischen Probleme, die Stellung der Kirche, das Wahlsystem und die 
Pressfreiheit. 

Die Entbehrung des Besuch s Ew. Wohlgeboren bedauerte ich sehr, er 
wäre mir in jeder Hinsicht sehr erfreulich gewesen. 
Unterdessen waren mir die Protokolle über die V crhandlungcn der 
Nassauischcn Stände zugekommen und erschien die Verfassungs Ur­
kunde des Königreiches Bayern 1 ) . 

Die Nassauische R egierung leitet e die Wahlen und Verhandlungen mit 
einer nichtswürdigen Pfiffigkeit, sie suchte die Unerfahrenheit aller 
Mitglieder und die Rust icität vieler zu missbrauchen , sie übte über die 
Discussionen eine Suprematie aus, die ihre Freyhcit vernichtete, sie 
suchte die beyden Stände zu trennen , und ich erwarte, ob sie nicht gar die 
sehr verständige Abstimmung der H errenbank über den Finanz Et at, 
die sie auf eine sehr unanständige Art beant wortet e, unterdrücken 2) 

und ihr die Aufnahme in's Protokoll verweigern werde. 
Nichtsdestoweniger hat die Stände Ver sammlung manches Gute be­
würkt, manche Verschwendung verhindert, manche an das Tageslicht 
gefördert, gerügt und Veranlassung zu ihrer ferneren Prüfung gegeben. 
Die Erscheinung der Bayrischen Constitution halte ich für einen ent­
scheidenden Fortschritt des R epräsentativ Syst ems, der Preussen noch 
fest er an seine gegebene Zusage bindet und zur Erfüllung der von ihm 
erregten Hoffnungen nöthigt. 
Die Constitution hat in der Zusammensetzung der Kammern die ver­
schiedenen Abtheilungen der Stände berück sicht igt ; es erscheint und 
handelt ein Bauernstand, ein Bürger stand, ein Adel, eine Geist ­
lichkeit. 
Die Stellung„ welche die Con stitution dem Adel in der Cammer der 
H.eichsräthe und in der der Abgeordnet en anweist , halte ich für vorzüg­
lich zweekmässig; in der er st en würkt er erhaltend und sichert die Stätig­
keit der Verfassung, indem er in der zweiten er scheint, so vereinigt er 
sich innig mit denen übrigen Ständen und nimmt Theil an deren V cr­
handlungen , die der Natur der Sache nach immer vorzüglich wichtig 
sind, sowohl in Rücksicht des Gegenst andes, den sie betreffen , als der 
Art, wie sie behandelt werden . 
Stände der Adel isolirt in der Kammer der R eichsräthe, so würden ihm 
jene Vorthcile entgehen und mit ihnen Acht ung und Einfluss, und wir 

1 ) Dat. 26. Mai 1818. Gesetzbla t t für das Königreich Bayern 181B, Sp. 101 ff. 
2) Vgl. dazu Sauer, u. u. 0 . S. 49 ff. 
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sehen auf dem Nassauisehen Landtage, wie ein schlaues Ministerium 
diese Entfernung benutzte, um den Einfluss des Adels ganz zu ver­
nichten. 
Zugleich vermeidet man durch diese Einrichtung die Vervielfältigung 
der Kammern , welche den Gang der Geschäfte lähmt. 
Dass man der Kirche in _der Repräsentation eine Stelle anweist 1} , dient 
zu ihrem Glanz, verbürgt die Achtung d erer, die die Verfassung bilden, 
und der Zweck wäre durch die Aufnahme einer Anzahl Geistlicher in die 
Kammer der Reichsräthe erreicht worden . 
Die Aufnahme einer bedeutenden Zahl der D ekane und Pfarrer in die 
Kammer der Abgeordneten 2) halte ich für verderblich, sie verwickelt 
alle Klassen der Geistlichkeit zu sehr in das politische Treiben und min­
dert ihren religieusen , mildernden, v ersöhnenden Einfluss auf das 
Volk. 
Die Bayrische Constitution schreibt ein sehr verwickeltes Verfahren bey 
d en W ahlen 3) vor - die Gemeinden ernennen Bevollmächtigt e, die 
Bevollmächtigt en ernennen Wähler, die Wähler wählen Abgeordnet e zu 
dem R eichstag - wozu diese V crwicklung? Man hat mit Recht bemerkt, 
dass die Wahlen der Abgeordneten, so eine Stufenfolge durchlaufen, zu­
letzt von einer geringen Zahl Wähler geschehen , wodurch die W ahlfrey­
heit Gefahr läuft und das Interesse des Volkes an der Wahl seiner Ab­
geordnet en erkaltet. Besorgt man zu zahlreiche Versammlungen der 
\Vahlmänner, so nehme man einen höheren Steuersatz an zur Wahl­
berechtigung. 
Die in der Adelsconstit ut.ion festgesetzte Art, den Adel zu erlangen 4) , 

vervielfältigt den Briefadel, der ständische Adel bleibt j edoch davon 
unabhängig. 
Die Ausnahme politischer Schriften von der Pressfreyheit 5) widerspricht 
denen Erfodernissen einer freyen V crfassung ; ist eine solche vorhanden , 
nimmt das Volk Theil an der Leitung seiner eigenen Angelegenheiten, 
so werden die Missbräuche der Presse ohnschäcllieh seyn oder ihnen auf 
gericht lichem W eege Einhalt geschehen können. 
1) Die Kirche war vertreten in der Kummer der R cichsrütc und in der zweiten K ammer. 
Verfassungsurkunde Tit. VI, § 2, 3, 5 und § 7 c, § 9 b, § 10, § 11. Vgl. da zu noch dus 
besondere „Edikt über die Ständeversammlung vom 26. Mai 1818", Gcsetzbl. 1818, 
Sp. 349 ff. , § 5 und § 19. 
2

) Verfassungsurkunde Tit. VI, § 7 c, § 9 b , § 10 u nd § 11. „ Edikt über die Stände­
vcrsnmmlung", § 5 und § 19. 
3 ) Tit. VI, § 10. - D nzu „Edikt über die Stlindcvcrsnmmlung" § 21 ff. 
4) „ Edikt über den Adel" vom 26. Mni 1818 (Beilage zur Verfassungsurkunde Tit. V, 
§ 4, Gcsctzbl. 1818, Sp. 213 ff.) § 1 und § 3. 
6) 'fit. IV, § 11 , dazu d as „ E di kt über d ie F fcihcit \l.cr Prcs~c und i;lcs J3µchh11 ndcls", 
Gcsct~bl , 1618, Sp. 181 ff, 
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Stein an Büchler Cappenherg, 6. Juli 1818 
Archiv der Mooumenla Gcrmanio.e H istorien 

Dank fiir die Ueberse11du11g der Ankündigung der Gesamtausgabe der deutschen 
Geschichtsquellen. Der Verein für ältere deutsche Geschichtskunde keine Angelegen­
heit des Bundestags. Gewinnung einzelner Bundestagsgesandten dafür. 

Die Ankündigung einer Gesamt Ausgabe der D eutschen Geschichts­
quellen, welche E . H. die Güte hat t en , mir am 24 sten a . pr. mitzuthci­
lcn 1) , las ich mit grosser Theilnahme, sie erfüllt vollkommen ihren Zweck 
der Belehrung über d as Unternehmen selbst, der Aufmunt erung zur 
Theilnahme. Von der mir ertheilt en Befugniss zu Abänderungen m ach te 
ich nur Gebrauch in Ansehung einiger Stellen, so dem catholischcn 
Publiko anstössig seyn konnten, und sandte das Ganze zum Abdruck 
nach Münst er . Sobald dieser erfolgt , werde ich Exemplarien an einige 
meiner Freunde senden, um sie zu Beyträgen zu bestimmen, die ich bald 
zusammenzubringen hoffe . 
Unterdessen wünschte ich, es wfu·de über die Organisation der Direction 
ein Entschluss gefasst . 
Frankfurt wäre der schicklichst e Sitz der Direction als ein polit ischer 
und m erkantilischer Vereinigungspunkt von D eutschland und der Wohn­
ort vieler Freunde der Wissenschaften und Geschichte. 
Man könnte auf den Gedanken kommen , das ganze Unternehmen der 
Bundesversammlung zu übergeben , ihm steht aber das Ungewöhnliche 
entgegen , dass ein diplomat ischer Verein sich bloss lit t erarischen Arbeiten 
widme . 
D ennoch bleibt es wünschenswerth, dass mehrere der Bundesgesandtcn 
an der Direction einen t hätigcn Antheil nehmen , wozu sie durch Gelehr­
samkeit geeignet sind, und nun d urch ihre polit ische St ellung dem Unter­
nehmen förderlich werden können. 
Die in beyden Hinsich ten d azu berufenen Männer scheinen mir zu scyn : 
Graf v . Buol 2) , die H erren v. Aretin 3) , Berckhcim 4) , Mart ens 5) , Wan­
genheim. 

1) Die „ Ankündigung einer Gesamtausgabe der besten Quellenschriftsteller Deutscher 
Geschichten des Mittelalters" , die Stein in Münst er drucken liess. Sie ist wieder a b­
gedruckt im Archiv d . Ges. f. ält. deutsche Gesch . Kunde. Bd. 1. S. 9 ff. Vgl. H. Bresslau 
11 . a . 0. S. 27 ff. S. oben S. 495. 
2) S. oben S. 365, Anm. 5. 
3) J oh. Adam Frhr. von Aretin (I 769- lß22), bayrischer Bundestugsgcsnndtcr , der ' 'Or 
allem Metternichs sophi stischer Interpretation des Artikels 13 entgegentrat und sich 
für eine loyale E rfüllung des Verfassungsversprechens einsetzte. 
4) S. oben S. 97, Anm. 3. 
5) G. F. Mnrtens (1756- 1821), hannoverscher Völkerrechtler und Publizis t , Professor 
a u der Universität Göttingen sei t 1784, 1808- 13 im Dienst des Königreichs West fa len, 
1816- 21 h annoverscher Bundest agsgcsnndtcr in Frankfurt. Vor allem bekannt durch 
seinen „ Precis du Droit des Gens moderne" und seine auch heute noch unentbehrliche 
„Recueil des Traitcs". 
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Auch der Exföderalist H err v. Gagcrn würde als eifriger Geschichtsfreund 
berufen seyn zum kräft igen und einsichtsvollen Eingreifen in den Fort­
gang des Unternehmens. 
E . H . ersuche ich, mit diesen H erren vorläufig darüber sich zu be­
sprech en und zu berathen; sobald der Abdruck des Plans erfolgt, 
werde ich einige Exemplare Ihnen zuzuschicken die Ehre haben, zur 
Mitthcilung. -
Die Allgemeine Lage der Deutschen Angelegenheiten ist allerdings wenig 
befriedigend, Vertrauen auf die Vorsehung muss uns aufrecht halten , mit 
Beharrlichkeit und gänzlicher Selbstverleugnung müssen wir suchen , das 
für jeden erreichbare Gute zu erringen. 

Vincke an Stein 
St. A. Rn 1 

Münst er, 12. Juli 1813 

Der geplante B esuch Hardc11bcrgs in lf7csifalc11. Ucbcrscndct seine Denkschriften 
über die ständische Verfassung Westfalens und über die L ippe-Schiffahrt. 

Noch habe ich es leider nicht möglich machen können, Ew. Excellenz 
persönlich meine Ehrerbietung zu bezeigen , und j et zt , wo in dieser Woche 
ich es hoffte, werde ich durch den drohenden Besuch des H. Staatskanzlers 
gefesselt, der nach einem Schreiben des G. St. R. v. Staegemann bei der 
Abreise aus Berlin geäussert, er würde Mitte d. M. hier eint reffen, übrigens 
aber selbst mir nicht die mindeste Nachricht gegeben hat. Ich weiss 
daher nicht wann, woher zunächst, er eint rifft, wen er mit sich führt 
(Eichhorn wird sich hier mit ihm t reffen), wie lange er bleibt, wohin er 
gchet 1) - mir ist aber der ganze Besuch eben so unerwartet als unange­
nehm, zumal er auch meine F rau von Driburg zurückhält. 
In der Anlage überreiche ich Abschrift eines über die ständische Ver­
fassung im Gedränge von andern Geschäft en sehr unvollkommen er­
stattet en Gutachtens 2) , ich darf kaum hoffen , dass es Ew. Excellenz ge­
nügen werde - die H auptsache i t indessen m. E. nur, dass ein Anfang 
erfolge, die Sache wird sich dann am best en von selbst machen . 
Bey dem grossen Interesse, welche Sie an der Lippe nehmen, erlaube 
ich mir auch , das K onzept eines darüber erstattet en Berichts und mehrere 
recht interessante Anlagen von K aufmann Seih beizufügen , dieses muss 
ich zurückerbitten - ich hoffe, dass Bollmaun nun die Anschläge von den 
nächst en Schleusenbauten bald vollendet hat , ... , indem der M. v. Bülow 
auch nächst ens herkömmt und 3-4 Wochen in Westfalen verweilen 

1) Hardenberg kam nicht nach West falen. Am 10. September schreibt Stein au H ocvcl 
in einem sonst hier nicht zu berücksichtigenden Briefe : „ Der Staa tska nzler und seine 
Thea ter Prinzess kommen nicht nach Westphalcn ." Die Thcatcrprinzess war Harden­
bcrgs dritte Frau, Charlotte Langenthal-Schönemann, d ie geschiedene Frau des Schau­
spielers La ngeuthal. Vgl. oben S. 310, Anm. 4. 
2) Vinckcs Denkschrift für Hardenbcrg betreffend die s li\n<lischc Verfassung der rheinisch· 
westfälisch en Provinzen, Münster, 22. Juni 1818. St. A . Ra 1. Abschrift. - Ausfertigung 
Geh. Staat sarchiv Berlin Rep . 74. H IX. 21. Vol. 2. 
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will, so wird er sich zur Stelle überzeu gen , dass es keine . . . 1) gicbt, die 
für so wibcdcutcndcn Aufwand so grosse Resultate versichert. 
Eine Nachschrift betr. den A bschluss des T auschgeschäfts Bimbaum- Cap­
p enbcrg. 

Stein an Vincke Cappcnber g, 20. Juli 1818 
A rchi v Ostcuwnld c. Nuchlnss Vinckc. ß c insc hrifL - Ko nzept (wesentlich Obcrciustimmcnd) St. A R u J. 

Beurteil1mg der Derrlcschrift Vi rrclces für llardcrrberg vorn 22. Jun i 1818 iiber die 
st.ändische Verfassung der rheinisch-westfälischen Provirr=err. S tein befiirwortet 
möglichste B eibehaltung der alten lärrdlichen Kommunaleinrichtungen Westfalorrs. 
Das Wahlverfahren , insbesorrdere :ru den Landständen und R eichsstiindcn . Deren 
Aufgaben 1rnd staatspolitische Vorzii.ge: E 11tlastrurg der R egieru ng durch Uebernahme 
gewisser Verwaltrmgszweige cforch die Landstärrde nach eiern l\1foster des vorrevolu­
tionären Frmrkreichs und E rrglands, Verminderung des biirolcratischen Apparats und 
der B eamtenstellen, insbesondere im Hinblick aiif die Urrfertigkeit der prmssischen 
Verwaltungsorganisation. Wendet sich gegen das E irrlcammersystem. Verlangt zum 
Schluss noch einmal möglichste Sclw 1m11g der alten westfälischen Kom.murralei11rich­
tu11gen, vor allem auch mit Rücksicht auf deti dafür geeigneten hochstehenden west­
fälischen Bauernstand. 

Die Mittheilwig des Berichts Euer Hochwohlgeboren d . d. 22. m. pr. 2) 

sehe ich als einen Beweis an Ihres giitigen, freundschaftlichen V crtrauens, 
das mir zugleich die Erlaubnis gieht, mich iibcr seinen Inhalt zu ä ussern. 
Zuerst wird darin die Frage aufgeworfen, was Gemeinde sey , und das 
R esultat gezogen , dass wegen der Unvollkommenheit des Bestehenden 
nichts übrig bleibe, als die Gem eindebezirke nach den örtlichen V crhält­
nissen zu selbständigen Genossenschaften zu ordnen , also die alten Ge­
meinden aufzulösen und neue zu bilden . 
Die Reihenfolge der ländlichen Gemeinden in Westfalen ist : Baucr­
schaften, Kirchspiele, Crayss, Provinz, hinzu kommen Städte, denen 
ländliche Distrikte in neueren Zeiten beygelcgt wurden. 
Baucr schaftcn, K irchspiele, Städte best ehen seit J ahrhundertcn , auf 
ihnen beruhen rechtliche Verhältnisse, Gewohnheiten, eine lange V cr­
gangenheit - ihre Auflösung zerriittct jene, verändert diese, die neue 
Umstcllw1g erfodert Zeit, Miihe, wird vielleicht nie vollendet oder auch 
ihre Unvollkommenheit en haben , die wegen ihrer Neuheit noch fühl­
barer werden . Die Unvollkommenheiten der alten V crfassung lassen 
sich in einzelnen Fällen , wo es dringend nötbig, leichter abändern, als das 
Ganze umformen , z. B. einzelne zer streut liegende Höfe, adlige Häuser 
können leicht mit dem nächst en Kirchspiel in eine schickliche V crbindung 
gebracht werden. 
Ich halte also eine neue Bildwig der Gemeinden für nacht bcilig und die 
Beybehahung der Baucrschaftcn , Kirchspiele, im Sicgcn'schcn der 
Dörfer für r atsam. 

1 ) Unleserliches Wort. 2 ) S. den letzten Brief. 
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Die .Angelegenheiten des Kirchspiels führt nach allem Brauch der von 
den Beerbten gewählte Vorsteher und ein paar Gehilfen unentgeltlich , 
ausser für Schreibmaterialien , Gänge nach dem Landrat eine Ver gütung. 
Die Bürgermeist er sind kostbar und überflüssig. 
In Städten r ichtet sich die V crfassung nach der Städteordnung. Die 
Wahlen der Landstände erfolgen v on allen W ahlbcrcchtigt cn eines 
grösseren Bezirks. Zu einer Wahlhandlung können sich ohne Unbequem­
lichkeit einige hundert Menschen v ersammeln, da hier eine sehr einfache 
Handlung, eine Abgcbung der Stimme, vor genommen wird. 
Das Wahlrecht und die Wahlfähigk eit muss allerdings von einer bestimm­
t en Grössc des Grund und Mobilar E igentums abhängen , das [ durch] 
einen gewissen Steuerbetrag angedeutet wird. 
Was E. H . über den Vorzug der unmittelbaren Wahl v or der durch Wahl­
kollegien sagen, ist vortreffl ich , findet aber noch in einem höher en Grade 
seine .Anwendung auf die Wahl der Reichsstände, die daher nicht den 
Landständen , sondern ihren Wählern ü berlassen werden muss, d ie bey 
der Wahl der Landstände zugleich diej enigen unter ihnen bezeichnen 
können, die sie zu Reichsständen bestimmen wollen. 
Die Zahl der Repräsentanten in der Abgeordnet enkammer der Reich s­
stände muss im V crhältniss st ehen mit der Volksm en ge der Rcpräscu­
tirten , wenn sie Vertrauen auf ihre Selbständigkeit einflössen , für den 
Vercinigungspunkt der E insichten des Volkes angesehen werden und 
eine genaue K euutniss seiner Angelegenheiten besitzen sollen. 
Eine Bevölkerung von 10 Millionen Menschen hcdal'f wenigst ens 300 Mit ­
glieder der Kammer der Abgeordnet en , h at doch Bayern bcy 3 Millionen 
E inwohnern eine Abgeordnet enkammer von 103 Mitgliedern. 
Verwalten und r egieren sollen allerdings Reichsstände nicht, denn als­
dann ginge Einheit im Regiment ver lohren , Thcil an gewissen Th eilen der 
Verwaltung, der Regierung untergeordnet , können und müssen Land­
stände nehmen und nehmen sie wirklich , theils in gewissen Tbcilcn des 
Prcussischcn Staates, theils chmals in F rankreich in den Pays d'E tat und 
später allgemein in den Assemblees provinciales 1). N ach meiner Mcy­
nung sollt e mau gev.risse Zweige der Landesangelegenheiten durch sie 
verwalten lassen . D en St aatsbeamten bliebe R echtspflege, Finanzver­
waltw1g, Militärangelegenheiten im eugern Sinn und die Ober aufsicht 
über das Ganze der Landesangelegenheit en . E . H. haben in der Darst el­
lung der Verwaltung von England 2) ein so t reffli ches Must er einer ein­
fachen , wohlfeilen, leb endigen Verwaltung gegeben , das man sich be­
streben muss zu erreichen. Unser e Preussische V ocfassun g ist gerade das 
Entgegengesetzte: eine zahlloosc, kost bare, vielschrcibende, wenig 
leist ende Beamtenmasse drückt auf unsere Schultern, mischt sich in alle 
unser e Handlungen und erregt allgemeinen Unwillen über die unbe­
queme und ungeschickte Vormundschaft. 
1) S. oben S. 483. 2) S. oben S. 289, Anm. 2. 
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So wie die Erfahrung bewiesen, dass :hach der Lancaster'schen und 
Bell'schen Methode man die Sehulk.nahen, indem man ihnen Vertrauen 
zeigt, ihre Selbstthätigkeit anspricht, zum Unterricht in den Schulen 
brauchen und ein Schulmeist erheer ersparen kann, so zeige man uns 
gleiches Vertrauen, überlasse uns unsere eigenen Angelegenheiten, setze 
uns den Schulknaben gleich und erspare ein Beamtenheer. 
Die gegenwärtige Verwaltung kostet das Vielfache der älteren und leistet 
nichts wesentliches, unser Steuersystem, unser kirchliches Wesen, unsere 
Staats und Provinzial Verfassung existirt nicht, unsere Gerichtsver­
fassung ist höchst fehlerhaft, die Prozesse sind kostbar, bleiben liegen, 
man plagt die Eingesessenen und Justizbeamten mit einem nach seiner 
gegenwärtigen Einrichtung unnützen, kostbaren und schwerfälligen 
Hypothekenwesen. 
Die Zusammenziehung der Landstände in eine Kammer ist im Wider­
spruch mit der älteren -Verfassung und Herkommen, mit dem älteren 
Rechtszustand, von dem man sich möglichst wenig entfernen muss, 
wenn man nicht in die Luft bauen will. Ich würde bey der alten 
Einrichtung bleiben , dass jede Abtheilung für sich deliberirt und votirt; 
wenn sie sich nicht vereinigen können, tritt man zusammen durch 
Deputirte oder in pleno und sucht, einen gemeinschaftlichen Schluss 
zu bewürken. 
Während ich diesen Brief schreibe, vernehme ich, dass man die land­
rätltlichen Crayse in Unterabtheilungen von 4-6000 Seelen auflösen, 
diesen P.inen dem Landrath untergeordneten Polyzeybeamten mit 
4- 50011 Talern vorsetzen und auf diese Art m ehrere Bürgermeistereyen 
zusammenziehen will. 
Diese Beamten werden doch nur eine Zwischeninstanz zwischen den 
bäuerlichen und städtischen Behörden, denen die Ausführung unmittel­
bar aufliegt, und dem Landrath und werden kümmerlich besoldet. 
Wenn man Kirchspielsvorsteher mit ih.ren Gehülfen in den Bauer schaften 
und in den Städten und den damit verbundenen ländlichen Distrikten 
Magistrate nach der Preussischen Städteordnung bestellt, wenn man 
den Vorstehern etwas für ihre Schreibmaterialien und Gänge nach der 
Crayss Stube vergütet, so werden jene schreibenden Zwisch.engeschirre, 
so man konstruircn will, überflüssig. Dem Landrath stehen ja ohnehin 
die Gensdarmen zu Geboth. 
Noch. ist unser Westfälischer Bauernstand ein achtbarer, tüchtiger 
Stand, unter dem man tüchtige Männer findet. Hiervon haben mich 
auch die neuerlichen, bcy Aufhebung der Hude und denen Markcnthei­
lungen gemachten Erfahrungen überzeugt. 
Sollen aber die neuen Zwischenorgane unwiderruflich beschlossen werden, 
so gebe man doch wenigstens denen Eingesessenen das Wahlrecht, das 
sie ehemals bcy denen R ezeptoren hatten, und lasse sie aus ihrer Mitte, 
nicht aus der schreibenden Klasse wählen. 



Quelle: Freiherr vom Stein, Bd. 5, Berlin 1933 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
URL: http://www.westfaelische-geschichte.lwl.org 

17. AUGUST 1818 509 

Verzeihen E. H. die Länge dieses Briefes, ich breche ab, um Ihnen nicht 
länger Ihre Zeit zu rauben. 
Nachschrift. - Die Akten wegen der Lippcschiffahrt werde ich mit 
nächstem zurücksenden. - Die Kayser in Elisabeth von Russland 
hat mir den Auftrag gegeben , ihr Abschriften von Statuten Deutscher 
Fräuleinstifter zu verschaffen. Ich ersuche Euer Hochwürden , Hoch­
wohlgeboren, mir die Abschriften von denen der Stifter Freckenhorst, 
Schildesche, Herford, Minden , Fröndenberg gütigst mittheilen zu 
lassen . 

Stein an Gagern Cappenberg, 17. August 1818 
Nuch Pcrtz, Stein IV. S. 287 1) 

Die Ankündigung cler Sammlung der deutschen Quellenschriftsteller. Die Gesellschaft 
für ältere deutsche Geschichtslmnde. Fingerzeige für Gagem s in Vorbereitung be­
findliche Schrift über Deutschlands Zukunft und Bundesverfassung, insbesondere 
mit B ezug auf clie nassauischen S tände, die bayrische Verfassung und clie Zustände 
in Preussen . I/11mbold1. 

Wenn ich E. E. Schreiben dd. 18ten Juny unbeantwortet liess, so 
lag es an dem zerstreuten, müssigcn Leben, woran man sich auf dem 
Lande so gerne gewöhnt, und an dem Wunsch , Ihnen den anliegenden 
Aufsatz mittheilen zu können , dessen Abdruck sich aber sehr ver­
zögert hat. 
Nun bin ich beschäftigt, einen Verein r eicher und Sinn für eme 
solche Unternehmung habender Männer zu bilden und so einen Fond 
von 20 000 Thl. zu der Ausführung d es Plans zu erhalten. Unser 
hiesiger Adel ist reich, gut gesinnt und empfänglich für Unternehmen 
dieser Art. 
I st dieses bewürkt, so entsteht die Frage, wie die Direction ein­
zurichten und welche Mitarbeiter zu wählen sind und erhalten werden 
können. 
Frankfurt scheint mir der schickliche Sitz der Direction; zu ihren Mit­
gliedern würde ich Sie wählen, Arctin, W angenheim, Bcrckheirn und 
Buol 2) . Diese nähmen ein p aar Gelehrte in ihre Mitte. 
Dem Legationsrath Büchler theilte ich schon diese Idee mit, noch hat er 
mir nicht geantwortet, geben E. E. ihm das zweite Exemplar, sagen ihm 
aber, ich wünschte nicht, dass viel von der Sache gesprochen würde, bis 
sie zu mehrerer Reife gediehen . 
Die Abhandlung 3) über Deutschland u. s. w. wird höchst interessant 
- Cap. VI. erfodert eine Prüfung dessen, was bisher für landständische 
Verfassung geschehen, und auch des Ganges der in die Würklichkcit ge­
tretenen landständischen Versammlungen. 
1) Bei Gagern a. u. 0. IV. S. 60ff. unvollstlindig. 
2) S. oben S. 504. 
3) Gagerns bald darauf erschienene Schrift „Über Deutschlands Zukunft und Bundes­
verfassung" 1818. 
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Das Betragen der Württcmbcrger muss geprüft und bcurthcilt werden , 
die durch greifende Neuernngssucht in dem \Veimar'schen getadelt, der 
gute Geist der Stände gelobt; vom N assauischcn muss man die Fehler 
der Constit ution selbst tadeln, rügen das einseitige, übereilte Organisiren 
in einem Lande, das eine ständische Verfassung hatte ; womit man sogar 
fortfuhr, während sie versammelt waren; den drück enden Einfluss auf 
Wahlen, auf die Berathungen , das Best r eben, die hcyden Bänke zu tren­
nen, die Entziehung der Domaincn von der Thcilnahme an denen Staats­
ausgaben , endlich den Mangel an W ahrhcit, Geradheit, die best ändige 
Anwendung von Ta chenspiclerkünst cn , die willkülulichc, geset zwidrige 
Cassation eines öffentlichen Beamten , des C. R. Sncll, wegen seiner 
Theilnahme an der Petition der Städte Dillenburg u. s . w. 1), endlich 
Verschwendung, eine Caserne für 3000 Mann, gut für ein Lazareth bcy 
einem zukünftigen Krieg, ein Oherkriegscollegium, so 27 000 fl. , ein 
Gencralstaab, so 18 000 fl. kost et , Bau, Grat ifications Gelder u . s . w. 
Die Landtagsprotocolle haben Sie gewiss gelesen , in denen der Deput irtcn ­
kammer blindes Hingeben in den Willen der landesherrlichen Commis­
saricn, in denen der H errenbank mehr Geist, Freymüt higkeit, Selbst­
ständigkeit . 
Auch die Bayrische Constitution muss bcurt heilt werden , ihr Cascadircn 
von Wahlen , ihre lächerliche Pressfrcyheit, die an F igaro's Loh der 
altfranzösischen Pressfrcyhcit erinnert 2). Ucbrigens bleibt es immer 
lohenswerth, dass sie erschienen ist . 
In der Preussischcn Monarchie hat die Regierung die best en , reinst en Ab­
sichten , aber die Ausführung stockt, weil alles in den H änden des Alter s 
und der Schwäche liegt und v iele der besser en und t ücht igeren Männer 
sich ganz von ihm abgewandt haben. Eine Art Apologie der gegenwär­
tigen Ver waltung is t erschienen , als Aeusserung eines Preussen an die 
Rheinländer , über die Schrift d es P. Görrcs u. s . w . 3). Sie ist geistvoll 
w1d witzig ; ich vermuthc Oelsner ~) , den Sie in Frankfurt sahen , hat 
sie verfasst. 

1) Vgl. darüber Sauer a. u. O. S. 55 ff. 2) Vgl. oben S. 446, Anm. 3. 
3) Gemeint ist wohl die Schrift „ Deutsches Wort nus Prcusscn !111 die Rhcinliindcr als 
Antwort auf die Schrift: Ucbcrgnbc der Adresse der Stadt Coblcnz . .. vorn 12. J anuar" 
(Wiesbaden lßlß). 
~) Courad E ngclbcrt Oclsncr (l 764-JB2ß), deutsch er J ournalist, der in jugendlicher Be­
geis terung für die Ideen der französischen R evolution sich bei deren Ausbruch n ach P aris 
begeben und dann die Armee Dumouricz' ins Feld begleitet hatte. W iihrend der Schrcckcos­
hcrrschaft verfolgt , wurde er spä ter Geschlifts tri.igcr der Stadt Frankfur t in Paris. lßl 7 
wurde er nach ma ncherlei F iihrlichkeitcn als prcussischer Legationsra t im Auswi.irtigcu 
Amt angestell t , war al s solcher io Berlin und Frankfurt t iitig und wurde schliesslich 
der Gesandtschaft in Paris zugeteil t , gab diese Stellung jedoch im Jahre lß25 wieder auf. 
Oclsner war eng befreundet mit Sti.igemann und Varnhngen, mit denen er einen a us­
gedehnten Briefwechsel unterhiel t . Seine Korrespondenz mit dem Letzteren is t gedruckt. 
Er war ein nusscrordentlich fruchtbnrcr J ournalist , v iele seiner Arbeiten sind jedoch 
anonym oder unter frcmdeu Namen erschienen. 
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Gnciscnau geht statt Humboldts nach London 1) , dieser will sich zu­
rückziehen , und nur im Staatsrath arbeiten 2). 

Mein Aufenthalt in Cappcnbcr g wird sich bis Ende September verlän gern, 
dann gehe ich über Aachen nach Nassau und komme später nach Frankfurt. 

Stein an den Fürstbi chof von P aderborn und Hildesheim a) 
S t. A. Cappenher g, 19. Aug ust 1818 

S u cht sein Interesse und seine fi11a11 zielle Unterstützung für die l\ifonume11to zu ge­
winnen. 

Unter keinen günstigeren und angcmcsscnern Auspizien k ann eine Unter­
n ehmung ZUl" Erleichterung und V crhreitung des Studiums Deutscher 
Geschichte begonnen werden als unter denen eines Deut schen Fürst en , 
der durch Gelehrsamkeit und rcligicusc Tugend die Achtung Deut sch­
lands erweckt und eine hohe Würde bekleidet , die vorlängst ein vortreff­
licher Mann seines Geschlechts, Frh. v. Fürst enber g, durch gleiche Eigen­
schaften verherrlichte . 
E. F . G. werden in diesen Betracht ungen den Bewegungs Grund finden , 
der mich veranlasst, Ihnen den anliegenden Aufsatz 4) zu überreichen 
mit der Bitte, seinen Inhalt zu prüfen, und, wenn er Höchstdcro Bcyfall 
erlangt, seine Ausführung zu unterstützen. Seit meinem Zm·ücktrcten 
aus öffentlichen Verhältnissen beschäftigt e mich der Wunsch , den 
Geschmack an D eutscher Geschichte zu beleben , ihr gründliches Studium 
zu erleichtern und hiedurch zur Erhaltung der Liebe zum gemeinsamen 
Vaterland und Gcdächtniss unser er grossen Vorfahren bcyzutrageu . 
Meine Absicht war auch , dahin zu würken , dass die durch die Umwälzung 
des Jahrs 1803 zer streut en vielen Urkunden sor gfältig gcsammlct und 
gegen den Untergang aufbewahrt würden , welches aber hauptsächlich 
voll Maasregelu der Regierungen abhällgt und wozu der Entschluss 
VOil Einzelnen nicht ausreicht. 
W ohl aber st eht es in den Kräften eines Vercills cinzclucr F reunde des 
Vat erlandes und seiner Geschichte, eine zwcckmässigc Sammlung der 
Quellen Schriftst eller zu veranstalten, einen Fond zusammenzubringen, 
um die Gelehrten , so dem Unternehmen ihre Zeit und Kräfte widmen , 
zu belohnen und auf diese Art die Sammlung vollkommen und wohlfeil 
dem Geschich t sfreund zu liefern. 
Die Sammlung wird ohngcfähr zwanzig Bände ausmachen und einen 
Aufwand von ohngefähr 30 000 fl. erfodcrn - das ausführlicher e des 
1) Darüber ist sonst nichts bekannt. Gneisenau wurde noch im selben Jnhre Gouverneur 
von Berlin. 
2) S. oben S. 493f. 
3) Franz E gon v . Fürstenberg (1737- 1825), der Bruder <les Stein aus seiner ersten west­
fülisehen Zeit her beknnnten Frnnz Friedrich v. Fürstenberg. Vgl. Bd. I , S. 385 f. 
und 417. 
4

) Dümgcs, vgl. S. 504. 
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Plans enthült der auf meine Ver anlassung von H . P . Dümgc en tworfene 
anliegende Aufsatz , und das Ver zeichniss derjenigen, so bis jetzt sich zu 
diesem Zweck vereinigt , liegt gleichfalls bey. 
I st für die Erhaltung der Geldmittel gesorgt , so werde ich den Aufs atz 
in das Publikum bringen , die Erklärung der an der Bearbeitung der 
Ausgabe t heilnehmenden Gelehrten einziehen und diese neb st einigen 
Vor schlägen wegen der Errichtung der Direktion Ew. Fürst!. Gnaden 
vorzutragen die Gnade haben. 
Vermerk Steins am Schluss des Brief es: 
„ H err v. Mirbach zu Harff in dreyjährigen Raten 
H err Domdechant v . Spiegel in fünfj ährigen R at en 
Freiherr vom Stein in dreyjährigen Raten 
Der H err Bischof hat die Einladung selbst nicht einmal 

1000 (Th.) 
1000 (Th.) 
3000 (Th.) 

beant wor tet ." 

Karoline von Humboldt an St ein 
St.A 

Rom , 29. Au gust 1818 

Das Gemälde von K och. 

Meine schlechte Gesundheit hat es mir unmöglich gemacht, im Sommer 
meine Reise fortzusetzen , und nachdem ich 5 Wochen von hier ab wesend 
in den Bädern von Nocer a war, bin ich hier den 8ten August zurück­
gekommen, wo ich m ehr Pflege habe, und wo ich , theuerste Excellenz, 
Ihren werthen Brief vom 15. Juny vor gefunden h abe. In den er sten 
Tagen war ich so unwohl, dass ich nichts vornehmen konnte, j etzt h abe 
ich mit K och gesprochen und theile Ihnen das R esultat meiner Unter­
redung mit ihm mit. Er sagt mir, dass Möller ihm die Best ellung des 
Bildes gemacht habe und ihm 120 Dukat en dafür verheissen , dass aber , 
sobald er die Zeichnung dazu gem acht, er gesehen habe, dass er mit 
diesem Preise nicht ausk ommen könne, daher andere Arbeit, um zu leben , 
vorgenommen, indess er aber doch , weil er selbst in seinem Innern sich 
zur Ausführung dieses Gegen standes gefreut , P ortraite und Costüme 
aus Tyrol h abe kommen und dort zeichnen lassen , damit das Bild seine 
vollkommene Individualität Wld höchst mögliche Wahrheit bekomme. 
Er habe den Gesandten 1 ) gebet en , Ew. Excellenz zu schreiben und Ihnen 
zu sagen , d ass er 6, auch wohl 7 bis 8 Monat e an dem Bilde Arbeit h abe, 
und dass Sie ihm zulegen m öchten , weil er selbst Kost en wegen der 
Zeichnungen der Tyroler Costüme und der Portraits H ofers, Speck­
bachers und anderer gehabt habe. Ich sagt e ihm darauf, dass er besser 
gethan , Ew. Excellenz selbst zu schreiben , als Sie so lange in der Un­
gewissheit zu lassen, dass er indess mir j etzt bestimmt seine Forderung 
sagen und dass ich sie Ihnen überschreiben und er durch den Gesandten 
Ew. Excellenz Entschluss hören solle. Darauf kam er nach ein paar 
Tagen wieder und sagte, dass er das Bild seiner Arbeit lUld grossen 
1 ) Nicbuhr. 
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Details wegen nicht unter 100 Louis d'or machen könne, Sie ihm also 
80 Dukaten zulegen möchten. In solchem Falle aber versprach er, es 
künftigen Mai abzuliefern. 
Meine particulaire Meinung über das Bild ist nun, wie Sie auch von 
Niebuhr hören können , dass, obgleich es bei weitem nicht so gross ist , 
als Sie es vorauszusetzen scheinen , die Composition eine der glück­
lichst en , gelungensten, lebendigsten ist , die man sehen kann. E s sind 
über 30 Figuren auf dem Bilde und gewiss ist es, dass Koch, der so ganz 
originell im Wesen ist, die grösst e Eigenthümlichkeit, persönliche Ähn­
lichkeit und Bewegung hineinbringen wird, so dass das Bild in seiner Art 
ein Meisterbild sein wird. Den Preis finde ich nicht excessiv, obschon 
honett bezahlt. Ew. Excellenz müssen erwägen, dass man nicht ein Portrait, 
ein Kniestück unter 100 Dukaten bekommen kann, und welche Arbeit ist 
in dem Bilde Kochs, besonders wie er ein Gemählde ausführt . Und ein 
Gemählde wie dies erhält durch die Ausführung und höchst möglichste 
Wahrheit der Personen und der Landschaft seinen eigentlichen Werth. 
Haben Sie die Gewogenheit, Niebuhr Ihren Entschluss zu schreiben, 
und wenn Sie seine Bitte genehmigen, so füge ich die hinzu, dass Sie ihm 
etwa die Hälfte des Preises gegen Quittung an Niebuhr auszahlen lassen, 
denn er ist arm, hat Frau und 3 Kinder, und während er dies Bild macht, 
kann er nichts ander es verdienen und muss doch seine Familie unter ­
halten. Rom ist seit 16 J ahren , wo ich es kenne, um die Hälfte theurer 
geworden . Was ein P endant zu diesem Bilde betrifft, so glaube ich, dass 
vielleicht der Tod der jungen Officiere vom Schill'schen Corps unter den 
genannten Gegenständen sich am er sten ausführen liesse . Da auf jeden 
Fall ein anderer als Koch dies Bild ausführen soll, und der, auf den ich 
deshalb mein Augenmerk hätte, jetzt in Neapel ist 1), so behalte ich mir 
vor, im Laufe des September Ew. Excellenz darüber zu schreiben und 
Ihnen meine und des Künstler s Absicht mitzutheilen. Im Oktober 
denke ich , abzureisen. Ew. Excellenz werden wissen, dass mein Mann 
bestimmt um seinen Rappell aus England im April geschrieben hat 2) . 

Er h atte aber den 7. August noch nicht einmal eine Antwort, und ich 
kann daher auch nicht glauben, dass man ihn zur Zusammenkunft in 
Aachen rufen wird. 
Ich hoffe, dass die Büsten glücklich angekommen und Ew. Excellenz 
Zufriedenheit erhalten haben werden. 

Stein an Spiegel Cappenberg, 29. August 1818 
Nncbluss Spiegel. - N ncb l'ertz, St ein V . S. 289 ff. Dort vollstlindig 

(Persönliche A 11gelegen11cite11.) Die Ankündigung der Sammlung der Quellenschrift· 
steiler. 

Die Ankündigung des Herrn Dümge 3) kann er st in das Puhlicum 
gebracht werden, wenn ich wegen der Hinlänglichkeit der Beyträge 

l) S. unten S. 523. 2) S. oben S. 493 f . 3) S. oben S. 504. 
33 
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sichergest ellt hin, sie machen gegenwär tig 6500 Thlr. aus, es fehlen zu 
den 20 000 Thlr. noch 13 500. I ch habe mich an den Bischof v on P ader­
born 1 ) gewandt und sehe einer willfährigen Erklärung ent gegen , erfolgt 
sie, so kann man, auf ein solches Beyspiel gestützt, sich an H errn v . 
Fürstenber g wenden .. . 
Am Schluss wieder Persönliches. 

Gruner an Stein 2) Bern, 5. September 1818 
Geh. Stnnl•nrehiv Berlin . llep. 92. Knrl '" Stein. D. 9 

Unzufriedenheit mit sein er Stellung in B ern. 

Euer E xcellenz sehr verehrtes Schreiben vom 30. Januar d. J .. .. hat 
mich unendlich glücklich gem acht. Die Gewissheit Ihres wohlwollenden 
Andenkens ist für mich von höch st em Wert he. Längst hätte ich es ge­
wagt, mich in dasselbe zurück zurufen, aber theils hoffte ich , mit jedem 
Sommer Euere Excellenz selbst in der Schweiz zu sehen , theils vermogte 
ich aus meinem jetzigen Lebenskreise Ihnen nichts zu melden , was Sie 
interessiren könnte. Meine unveränderliche Dankbarkeit, Verehrung und 
Ergebenheit kennen Euere Excellenz, die werden nur mit meinem Lehen 
endigen. 
Ich habe mit der treuest en Theilnahmc . . . endlich einige D et ails über 
Eurer Excellenz Gesundheit und Thätigkeit vernommen , welche mich 
in beiden Beziehungen sehr beruhigt und erfreut .... Möge der Himmel 
Euerer Excellenz noch lange alle Ihre Lebenskräfte ungeschwächt er­
halten. Mir will die vermehrte äussere Ruhe nich t zusagen . Seit lan gem 
an eine lebendige praktisch e Wirksamkeit gewöhnt, hat die bloss be­
obachtende zu wenig Erhebendes und Stärkendes für mich. Die Ent­
fernung vom vaterländischen L ehen, der t ägliche Anblick des Schweize­
rischen Zwit t er Daseyns und die Erfolglosigkeit eines nur mittelbaren 
Handelns ' virken schmerzlich zerstörend auf meine Exist en z, die k örper­
lich mit H y pochondrie, m oralisch mit Mismuth kämpft. Indes t hut der 
Himmel d as Seinige, sie durch ein ununterbrochenes, r eines häusliches 
Glück zu erheitern und in dem Kreise einer trefflichen Frau und vier 
blühender Kinder mich die Musse wieder finden zu lassen , die der äussere 
Gang meines Schicksals zerstört. Vielleicht führen die neuest en minis­
t eriellen P ersonal Veränderungen auch für mich einen W echsel oder die 
Weltereignisse für den hiesigen Standpunkt ein höheres Inter esse und 
lebendiger e Wirksamkeit herbei. Ich sehe in diesem Augenblick auch 
der erbet enen Erlaubnis, nach Aachen zu kommen, entgegen. Wird mir 
solche nicht, so gedenke ich, im nächst en Winter n ach Berlin zu gehen 
und h offe, dann das Glück zu haben , Eurer E x cellen z im Laufe dieser 
Monate per sönlich wieder aufzuwar t en. 
1) S. oben S. 5ll f. 2 ) S. oben S. 278. 
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Stein an Büchler Cappenberg, 14. September 1818 
Archiv de r ?tfonumcntu Germoniac Historien 

Die badische Verfassung. Vermisst den Einbau von Selbstverwaltungseinrichtungen. 
Verlangt vertrauensvolle Ueberlassung der Gemeinde- tmd Kreisverwaltung an die 
Eingesessenen. Der Verein für ältere deutsche Geschichtskunde. 

Die Verfassungsurkunde für das Grossherzogthum Baden 1) enthält 
allerdings die Hauptpunkte der repräsentativen Verfassung ; sie wird 
sich , wenn sie zur Ausführung kommt, allmälich entwickeln, wenn Re­
gierung und R egierte mit reinem, gutem Willen die Anwendung der darin 
enthaltenen Grundideen auf die einzelnen Fälle sich augelegen seynlassen 
und nicht alles durch ein Gewebe von Pfiffigkeit und Gewaltthätigkeit 
wie im N assauischen , oder durch einen starren Wider spruchsgeist wie 
im Württembergischen untergraben oder verwirren. 
E ine wesentliche Unvollkommenheit scheint mir, dass die Verfassung 
der Gemeinden und der Crayssc übergangen worden; aus dieser Ver­
fassung entwickelt sich zuer st Gemeingeist , Liebe zu der Genossenschaft, 
zu der man gehört; durch sie, m ehr als durch die ganze St ufenleiter der 
Bureaucratie und ihrer Schcincontrollcn , wird der Unterthan geschützt 
gegen Beamten Willkübr und ihre Verminderung möglich gemacht. 
Man zeige doch dem eingesessenen und angesessenen Edelmann, Bürger, 
Landmann mehr Vertrauen, man glaube, dass er seine und die ihm zu­
nächst liegenden Angelegenheiten besser kennt als der Miethling, m an 
versuche die Lancastrische Methode, und so wie diese ein H eer von 
Schulmeist ern erspart, indem sie die Thätigkeit der Schuljungens selbst 
in Bewegung setzt, so er spare man ein H eer von Beamten, indem man 
die Gemeindemitglieder ihre eigene Geschäfte treiben lässt. 
Noch immer bin ich beschäftigt mit Bildung des Ver eins der Bey­
tragenden , bis jetzt habe ich er st eine Summe von 6600 Thlr. oder 
11200 fl., ich erwarte die Erklärung ver schiedener Freunde und werde, 
wenn ich 20 000 fl. zusammenhabe, E . H . davon benachrichtigen . -
Dann wird es Zeit seyn, die Sache zur allgemeinen Kunde zu bringen. 
Die L eitung des Unternehmens würde sehr schwierig werden , wenn sie 
der ganzen Bundesver sammlung sollte übertragen werden . 

Stein an Gagern Cappenberg, 16. September 1818 
Nu ch Gagcro, • · a. 0. IV. S. 63 f. 

Arndts „Geist der Zeit". Deutscher und französischer Adel. Plan einer Zusamnen­
kunft mit Alexander von Russland. B ernstorff. Humboldt. Hardenbcrg - „der 
Geist clcs Herrn ist von ihm gewichen , der S egen des Himmels f ehlt clcm alten S ünder, 
. . . nichts gelingt ihm." 

Der Erscheinung Ihres Opusculi 2) sehe ich mit Verlangen entgegen , es 
wird gewiss wohlthätig würken. Ihm ist ein anderes vorausgegangen , 

1) Dat. vom 22. Augu st 1818, Badisch. Staa ts- und R egierungshi. 1818. S. 101 ff. 
2) „ Ueber Deutschlands Zustand und Bundesverfassung" 1818. S. oben S. 509. 

33* 
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der vierte Theil von Arndts Geist der Zeit, den er mir zusandte, und 
der viel Tüchtiges, Wahres und Wohlwollendes ent hält - denn dies 
ehre ich im Manne, er entbrennt im Zorn gegen das Nichtswürdige, er 
ist aber nicht bitter und kalt. 
Der Französische Adel unterscheidet sich wesentlich vom D eutschen, wie 
die Frau von Stael mit Recht b emerkt, er ist güterloos, meist Briefadel , 
hängt am Hof, sucht Stellen und ist factieus, die Zahl alten begüterten, 
unabhängig lebenden Adels ist in Deutschland noch sehr gross. 
Der Kayser von Russland nimmt seinen Weg dmeh Westphalen , ich 
werde ihm an einem nahe gelegenen Ort aufwarten 1) und nicht nach 
Aachen geh en. Das diplomatische Treiben der gegenwärtigen Einfluss 
habenden Männer ist so wenig erfreulich anzusehen , als sie selbst. 
Bernstorff ist ein vortrefflicher edler Mann 2). Welche Stellung er hat 
gegen den König, gegen den Staatskanzler, weiss ich nicht; ob er Kraft 
habe, den Stall des Augias auszumisten, ist eine Frage, die seine Ge­
schäftsführung er st beantworten wird. An Geist und Wissen übertrifft 
ihn Humboldt unendlich, und ich bewundere die Geschicklichkeit des 
Staatskanzlers, alle tüchtigen talentvollen Männer lahm zu legen. Der 
Geist des Herrn ist von ihm gewichen, der Segen des Himmels fehlt dem 
alten Sünder, nichts gedeyht unter ihm, nichts gelingt ihm. 
Ich jage mit m einen Freunden , und der Schall des Flügelhorns, das 
Bellen der Hunde, das Knallen der Gewehre in der Einsamkeit und Stille 
der Wälder ist mir erfreulicher und durch Luft und Bewegung gedeyh­
lieher als der Aufenthalt in Städten . 
1) Stein änderte spiiter seine Absicht und reiste auf die E inladung des Zaren am 30. Ok­
tober nach Aaehcn. S. Pcrtz, Stein V. S. 301. Die dort erwähnte schriftliche Einladung 
Capodis trias war nicht mehr au fzufinden. 
2 ) Ch.ristiau Günther Graf v. Bernst orff (1769- 1835), dänischer Diplomat, der nach Be­
kleidung verschiedener Gcsandtschaftspostcn im Alter von 30 Jahren 1800 dänischer 
Ministerpräsident geworden war. Er verwaltete dieses Amt bis zum J ahre 1810, ohne in 
dieser für Dänemark besonders schwierigen Epoche hcsondcre diplomatische Fähigkeiten 
an den Tag zu legen . 1811 wurde er Gesandter in \Vicn und versuchte von hier aus um­
sonst , Dänemark zum rechtzeitigen Anschluss an die Koali tion gegen Napoleon zu be­
wegen. Er vertrat dann sein Land auf dem \Viencr Kongress und kam 1817 als Gesandter 
nach Berlin. Ucber seine Berufung an die Spitze des preussischen Auswärtigen Ministe­
riums s. Kaehler a. a. 0. S. 373 ff. und Treitschkc, Deutsche Geschichte Bd. ll (9. Au fl.) 
S. 458ff. - Bernstorff blieb Aussenminister bis zum Jahre 1831. Um diese Zeit zwang 

ibn seine zunehmende Kränklichkeit, sich mehr und mehr von den Gesch äften zurück­
zuziehen , von denen er 1832 förmlich entbunden wurde. Seine Amtszeit zeigt P reusscn 
volls tändig im Schlepptau Oesterreichs, aussenpolitisch wie innenpolitisch . Das einzige 
grosse Aktivum der prcussischen Politik jener Epoche, die Begründung des Deutsch en 
Zollvereins, ist nicht sein Verdienst . 



Quelle: Freiherr vom Stein, Bd. 5, Berlin 1933 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
URL: http://www.westfaelische-geschichte.lwl.org 

5. OKTOBER 1818 517 

Erklärung Steins vor dem Oberlandesgericht Münst er 
29. September 1818 

Geh. Stoutsorchiv B erlin. J\.usw. Amt III. Rcp. 1. Nr. 9. Nassau. Abschrift des Protokolls der Vcrbnndluug vor 
dem Oberlandcegcricht 

Staatsangehörigkeit Steins. 

Da mein Aufenthalt t eils in Frankfurt a . M., t eils in Nassau, t eils in 
Cappenburg zu sein pflegt , so ist eine bestimmte Erklärung wegen der 
Wahl meines Domicils im gesetzlichen Sinne des Wortes und über meine 
Unterthanen Verhältnisse nothwendig, welche ich also hierdurch 
folgendermaasen abgebe : 
Nach der Bundes Act e steht mir die Wahl des Wohnorts und der daraus 
fli essenden Unterthancnverhältnisse frey ; ich erkläre also, dass ich mich 
für einen König!. Preussischen Unterth~en und die vormalige Abtey 
Cappenberg im R egierungs Bezirk Münster, Landgericht Werne, als 
meinen Wohnort ansehe, weil ich 

a) seit 1802 das Preussische Incolat durch eine förmliche Urkunde 
erhalten habe, 

b) und sowohl den 20. August 1816 als im März 1818 dem Herzog 
von Nassau bestimmt erklärt habe, sein Unterthan nicht sein zu 
wollen, ihm auch die Leistung des Huldigungseides verweigerte, 
als er ihn von mir begehrte und ihn zur Bedingung meiner lntro­
duction auf der H errenbank der N assauischen Landesstände machte. 

Stein an Arndt 
Nnch l'c rlz, Stein V. S. 293 

Cappenberg, 5. Oktober 1818 

Da11kfiir den neuesten Band des „Geist der Zeit" . Billigt Arndts Gedankengänge. 

Meine Danksagung für das Geschenk , so E. W. mir mit dem 4ten Theil 
d es Gei st es d er Zeit zu machen die Güte hatten, erfolgt spät, weil die 
Schwäche meiner Augen mir nur erlaubte, ihn langsam zu durchlesen. 
Dieses ist nun geschehen und hat mir vieles Vergnügen gemacht. Er 
enthält eine Menge tüchtiger und trefflicher Grundsätze, Gesinnungen 
und Ansichten über den Zustand und die Bedürfnisse der Gegenwart. 
Möge d er Inhalt dieses guten Buchs auch r eiche und r eife Früchte 
bringen! ... 
Gegen das Ende der folgenden Woche k ehre ich nach Nassau zurück 
und freue mich sehr Ihres mir auf das folgende Frühjahr angemeldeten 
B esuchs in Cappenberg. 
Nachschrift. - Das Benehmen der Cölner bei der Durchreise des Kaysers 
Franz ist höchst tadelhaft 1). 

1) Sie hntten den Kaiser bei seiner Durchreise nnch Anchen stürmisch gefeiert und dnmit 
ihrer nntipreussischen Gesinnung ostentntiv Ausdruck gegeben. 
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Stein an Gagern Cappenberg, 10. Oktober 1818 
Nuch Gugcm n. u. 0. IV. S. 65 f. 

Dank fiir seine neueste Schrift. Beurteilung ihres Inhalts. R eisepläne. Der Karls­
bader Kongress. 

Die kleine Flugschrift 1) habe ich erhalten und mit grossem Interesse 
gelesen, sie behandelt mit Sachkenntniss, Geist , Zartheit ihren Gegen­
stand, überall spricht der Freund des Deutschen Vaterlandes mit Frcy­
müthigkeit, schonend und vermittelnd; selbst, nach meinem Gefühl, 
einigen unserer Machthaber weit mehr, als sie es verdienen , schmeichelnd. 
- Denn ihrer fehlerhaften Leitung ist der gegenwärtige verwirrte und 
beunruhigende Zustand der Dinge zuzuschreiben, und deshalb ver­
dienen sie wahrhaftig kein Lob. 
Gegen den 20sten m. c. werde ich wieder in der Nähe E. E . in Nassau 
seyn und dort so lange bleiben, bis mich die Durchreise des Kaysers 
Alexander durch Frankfurt veranlasst , das Land zu verlassen . Wie man 
vernimmt, wird der Congress schon gegen das Ende des Monats ge­
schlossen seyn, und dann eilt j eder der Monarchen nach H aus. Von 
Nassau werde ich Ihnen schreiben und meine Ankunft melden, unter­
dessen leben Sie vergnügt und geniessen die schönen H erbsttage. 

Arndt an Stein Bonn, 29. November 1818 
St. A. Voll• tiiudig gedr. b ei Pertz, St ein V . S. 308 f. 

Empfiehlt Lachmann für die L eitung der Mo11ume111.a. Die prcussische Polizei. 

Empfehlung Lachmanns 2) . 

Die Polizeien , die Wittgenstein-Kamptzianer sollen mir eben wegen 
meiner Worte über die Polizei in meinem 4ten Theil Geist der Zeit 
sehr grimmig seyn. I ch kann nicht dafür, wenn es ihnen auch gelingen 
sollte, bürgerlich mein Glück zu zerstören. Ich halte diese verdammte 
wälsche Erfindung für ein schlimmeres Unglück als einen zehen- und 
zwanzigjährigen Krieg und als Pes tilenzen und Hungerjahre . 

Stein an Hövel 
St. A. Abschrift 

Frankfurt, 10. Dezember 1818 

Dankfii.r einen Aufsat.; iiber Gemeindeverfassung. Die Verfassungsfrage in Preussen. 
S tein erhofft eine baldige R egelung der Bezie/11111gcn zwischen den siiddeutscli en 
S t.aalen. und der katliolischen Kirche. 

Die mir mit gethcilte Abhandlung über Gemeinde Verfassung 3 ) h abe ich 
die Ehre, E. H. mit vielem Dank zurückzustellen; sie ist gründlich und 
1

) S. oben S. 515, Anm. 2. 
2 ) Der grosse Philologe Karl Lachmann (1793-1851), vor allem bekannt durch seine 
Edition des Nibelungenlieds und seine Theorie über dessen E ntstehung. Lachmann war 
damals noch Lehrer am Gymnasium in Königsberg, wurde aber bald d arauf a ussero1·dent­
lieher Professor nn der dortigen Universität. Er war bis dahin vorwiegend durch latei­
nische Editionen bekannt geworden, wandle sich aber in jenen J a hren der germanischen 
Philologie und Altertumskunde zu, fiir die er dann so Grosscs geleistet hat. 
3) Fehlt bei Steins Akten . 
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lehrreich, und ersuche ich Sie, nach geschehen er Umarbeitung, die Sie 
beabsichtigen, mir Abschrift mitzutheilen. Dem Verfassungswesen steht 
Alters Schwäche, Furcht, Faulheit entgegen; es ist daher nöthig, allem 
diesem Beharrlichkeit, Besonnenheit, Mässigung, Gründlichkeit ent­
gegenzusetzen, und halte ich wiederholte Anträge, durch persöhnliche 
Gegenwart unterstützt, für sehr nothwendig und mit der Zeit würksam. 
Dass R[omher g] zu einer R eise nach Berlin sich entschlossen, ist gewiss 
nützlich , besonders wenn sie zur Zeit des eröffnet en Staatsraths geschieht . 
Die vorläufigen Anträge der Häuser Württemberg, Baden , H essen , Nassau 
bey dem Römischen Hof wegen der ihren Ländern zu gehenden kirch­
lichen V crfassung sind sehr gut von ihm aufgenommen worden, und es 
geht eine Gesandtschaft nach Rom ab, um darüber gemeinschaftliche 
V crahrcdungcn zu treffen. 
In denen Ländern dieser Fürst en will man vier Bisthümcr errichten 
mit Capituln, denen das Wahlrecht hcygelegt und die mitGrundstück cn 
dotirt werden . Dass auch diese wichtige und für den innern Frieden 
so vieler Millionen Men schen wesentliche Angelegenheit verständig 
geordnet werde, ist aller Gutgesinnten Wunsch. 
Möge uns das n eue Jahr eine tücht ige, auf R echt und Geschichte be­
ruhende Verfassung in Kirche und Staat und eine sparsame, thätigc, 
würdige Verwaltung und E . H. und Ihrer Familie allen Segen des 
Himmels [bringen], dessen Sie so würdig sind. 

König Wilhelm von Württemberg an Stein 
St. A. Stuttgart, 12. Dezember 1818 

Kritik der prwssischen l\filitürverfassung und der prcu ssischcn Poli tik. 

Hier überschick e ich Ihnen , Ihrem Wunsch gemäss, meine Beurthcilung 
der wirklich b est ehenden Einrichtung des Preussischen H eeres 1) mit 
der ausdrücklichen Bitte, meinen Namen bei dem etwaigen Gebrauch 
derselben nicht zu nennen. Ich habe schon so verschiedenmal mit der 
gereizten Empfindlichkeit derjenigen Partei zu kämpfen gehabt, welche 
um j eden Preis dieses System zu halten sucht, indem ich nicht blindlings 
ihre Projekte annehmen konnte, und wünsche daher nicht , ihre üble 
Laune in diesem Augenblick zu vermehren. Diese Ueber spannung, in 
welcher die Preussische H eeresmacht gehalten wird, welche die Finanzen 
dieses Staates zu Grunde richtet und alle bürgerlichen Verhältnisse im 
Frieden drückt, contrastirt im~ höchsten Grad mit der wenigen Selb­
ständigkeit seines Cabinets, in europäischen Angelegenheiten nur als 
Trabant von Russland, in D eutsch en nur als Trabant von Oesterreich 
erscheinend, scheint seine ganze Energie nur auf Erhaltung dieser un­
geheuren H eeresmacht gerichtet zu scyn, welche doch nur in j edem Fall 

1) Diese Denkschrift fehlt. 



Quelle: Freiherr vom Stein, Bd. 5, Berlin 1933 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
URL: http://www.westfaelische-geschichte.lwl.org 

520 Vll. TEILNAHME AN DEN STAENDISCHEN BESTREBUNGEN 

Mittel und nicht Zweck des Staates sein darf. Noch ist es Zeit, ein­
zulenken und zu einem gemässigten auf best e Grundsätze berechneten 
System zurückzukehren , allein dann muss das Staatsruder nicht durch 
Parteien, sondern durch wahre Patrioten gelenkt werden. Doch lassen 
Sie mich hier abbrechen. Der geübte Blick eines so erfalll"enen Staats­
mannes, der wie Sie die Maschine besser kennt als ich, wird sich gewiss 
auch schon mit Abschaffung der Mängel beschäftigt haben, ich würde 
also hier nichts Neues sagen können. 

Stein an Gagern Frankfurt, 18. Dezember 1818 
Noch Gogcrn o. n. 0. I V. S. 68 

Die bevorstehende Wiedereröffnung der Bu11dcstagversammlung. Die Differenzen 
Bayerns mit der römischen Curie. R egcntemvecl1sel in Boden. Stourdza. 

Jeder Beweis, den Ew. E. mir von Ihrem freundschaftlichen Andenken 
geben, ist mir sehr erfreulich, wenn er auch nicht mit einer so inter­
essanten Anlage b egleitet ist 1), besonders da ich fürchte, die spätere 
Eröffnung des Bundestages wird auch Ihre Zurückkunft in unsere 
Gegend verzögern. 
Die H erren Clancarty2) und v. Humbold sind bereits hier, von Bayrischer 
Seite wird Herr v. Pfeffel 3) erwartet. Das Betragen des Nuncius in 
München 4) erregt viele Besorgnisse. - Von dem neuen Grossherzog 5) 

verspricht man sich Geschäftsthätigkeit, Ordnung und Sparsam­
keit. -
Man schimpft über Stourdza 8), über die Anmaasung eines Fremdlings, 
uns zurecht weisen zu wollen. Da unser e Pamphletist en aber doch über 
alle europäischen Angelegenheiten entscheiden und aburtheilen , warum 
soll es Stourza nicht erlaubt seyn, ein Wort zu sprechen; heisst es doch 
schon a. 1243 nach Mathäus Paris von den Mongolen, die einen Ein'­
fall in Ungarn, Oest erreich usw., machten, dies Volk sage, es scy aus­
gezogen: „propter furorem Teutonicum, sua modestia (der Mongolen) 
temperandum". 
1) Die Anlage fehlt, auch der Brief Gagerus, den Stein hier beantwortet, befindet sich 
nicl1t in Steins Nachlass. 
2) S. oben S. 233. 
3 ) Christ. Hubert v . Pfcffcl (1765- 1835), bayrischer Bundeslagsgcsandtcr. 
4 ) Ueber die durch die illoyale Auslegung des bayrischen Konkordats durch die bay­
ri sche R egierung herrührenden Differenzen mit der Curie, vgl. Trcitschkc, a. a . 0 . II, 
s. 348 ff. u. 502. 
0) Grosshcrzog Ludwig von Bnden (1818- 1830), der Oheim des am 8. Dezember 1818 
verstorbenen Grossherzogs Karl Ludwig:. Vgl. Bd. IV. S. 579, Anm. 3. 
0) s. s. 163 f. 
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Frankfurt, Ende 1818 

Nutzen und Notwendigkeit der Provi11zials1ände. Stein fordert eine gereclitc 'Ver­
trctu11g des Bauernstandes. 

Die Bcybehaltung der Provinzialstände ist nützlich, um die Provinzen 
gegen das Centralisiren und die Tendenz aller Regierung, auch der 
National Versammlung, zu Ergreifung allgemeiner Maasr cgeln ohne 
Berücksichtigung und K enntniss provinzialer Verhältnisse zu schützen , 
und um die Provinzial V crwaltung wohlfeiler und beweglicher zu machen, 
indem man den Provill7ialständen gewisse Zweige derselben überlässt 
und ihre Mitwissenschaft und Zustimmung an die Stelle der oft nur in 
Formalitäten und Papierthätigkeit best ehenden Controlle der oberst en 
Staatsbehörden setzt. 
Das· platte Land ist sehr unvollkommen und schwach repräsentirt - und 
wird, da es mit den Städten vereinigt ist, von diesen influencirt. Den 
Städten st eht der Landadel gegenüber, wenig zahlreich, arm. - In den 
Städten ist Wohlstand, wissenschaftliche und Geschäftsbildung, Gemein­
sinn. Die ganze Masse der bäuerlichen Besitzer ist unter dem Vorwand, 
dass sie unfrey ist, von allerTheilnahme an den öffentlichen Angelegen­
heiten ausgeschlossen; dieses erhält sie in einer nachtheiligcn Apathie, 
allen Einwürkungen unruhiger Menschen empfänglich , wieder ein grosscr 
Theil dieses Standes, gekränkt über Zurücksetzung, wird auf irgend eine 
Art suchen, sie zu beseitigen. Der vormals Eigenbehörige und der Meyer 
sind in der Würklichkeit freye, ein be;;chränktcs Eigenthum besitzende 
Leute, denn sie haben ein Erhrer ht, eine vollkommene persöhnliche Frey­
heit; warum ihnen nicht volle bürgerliche Rechte einräumen und sie 
von aller Theilnahme an der Repräsentation ausschliessen , da sie fest er 
und inniger mit dem Lande durch Besitz verbunden sind, als der Kauf­
mann, der Rentcnierer u . s. w. Die Provinzialstände erscheinen hier als 
Wahlbürger, es finden sich hier also alle N achtheile der mittelbaren Wahl. 

Stein an Gagern Frankfurt, 2. Januar 1819 
N uch Cns;cru n. u. 0. IV. ~. 

Ncujahrswünsclic. S tourdza. 

Der er st e Brief, den ich dieses Jahr schreibe, ist an Ew.E. gerichtet, 
er bringe Ihnen meine best en Wünsche für Ihr Wohlergehen und für die 
Erhaltung Ihrer Freundschaft. 
Allerdings weiss der Fremdling 1), was er thut, und warum; man hätte 
ihn daher mit Gründen und nicht mit Spott widerlegen sollen, der alle 
Theilnahme erbittert. 
Da H err G. v. Buol wahrscheinlich nicht vor dem 14ten m. c. abgeht, 
so werden Sie auch vor der Mitte des Monats uns nicht besuchen , und 
1) Stourdza. 
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Madeira trinken , - den ich mich freue, Ihnen vorst ellen zu können, 
und die Unterhaltung eines geistreichen, k cnntnisvollcn und vaterlands­
liebendcn Freundes zu geniessen. 
Nachschrift. Die intereFsanten Fürstenwärterschen Briefe behalte ich 
bis zu Ihrer Ankunft. H err v. Humbold ist hier . 

Stein an Büchlcl' Frankfurt, 19. Januar 1819 
N uc h P('ttz, St.ein V. S . 310 

Einladung zur Konferenz zur Konstit uierung der Gesellschaft fü.r ältere deutsche Ge­
sc/1ichtskunde. 

Ich habe mit H errn v. Wangenheim und v . Plessen eine Zusammen­
kunft in meiner Wohnung auf morgen Nachmittag um 2 ver abredet 1), 

und H errn Staatsminister v. Berckheim vorgeschlagen, welches ich auch 
heute bey H errn v. Aretin thun werde - hier wollen wir den Inhalt des 
P . M. 2) durch gehen, ber athen und darüber beschliessen , wenn diess ge­
schehen, zusammen essen . - Ich hoffe E. H . werden zur verabredet en 
Stunde der Zusammenkunft beywohnen und auch dem erwähnten 
Schlussgeschäfte Ihre Gegenwart nicht entziehen. 

Stein an Spiegel Frankfurt, 30. Januar 1819 
Nuchluss Spiegel. - Nuch Pcrtz, Ste in V. S. 319 f. Dort vollständig 

1-fumbolds B erufung in s Ministerium. Hoffnung Stei~n s auf einen. neuen Auftrieb 
i11 der Verfassungsfrage. 

B etrifft zunächst die Monumenta. 
Die Veränderung im Ministerio und die Ernennung von Herrn v . Hum­
bold ist ein für die ständischen Angelegenheiten höchst wichtiges Er­
eigniss - ich unterhalte mich viel und häufig mit ihm über diesen Gegen­
stand und erwarte mir sehr viel von der Einwürkung dieses geistvollen, 
geschäftserfahrnen , arbeitsamen, gutgesinnten Mannes, der die dringende 
Nothwendigkeit von Verfassungs Einrichtungen einsieht - ich halte es 
für nöthig, dass sämtliche Westphälische Stände an ihn ihre Wünsche 
und Erwartungen vortragen, ihre Rechte und Ansprüche ausführen -
und ersuche E. Hochw. Hochg., die Münster Paderborn W estphälischcn 
Stände dazu zu veranlassen - an Nesselrodc und Hövel habe ich wegen 
der übrigen geschrieben 3). 

Humbold wird wahrscheinlich noch 4 Wochen hierbleiben '1) , innerhalb 

1) Vgl. über diese Zusammenkunft IL Bresslnu a . a. 0. S. 34 f. Das dort behandelte 
Sehreibeu Steins, vom 4. Februar befindet sich im Archiv der Mo numen ta Gcrma uiae 
H.istorica . 
2) Büchler>, s . H. Bresslau u . a. 0 . S. 34 f . 3

) Beide Briefe fehlen. 
4 ) Humboldt war durch Cubinet sorder vom 11. Januar 1819 offiziell seines Postens in 
London ent hoben und zum Minister ernannt wor<lcn. Sein Gcschüftskreis umfasste die 
s tiiudisehen Angelegenheiten, die Kommuualungelegcuhciten u. a. und war vom Mini­
s terium d es Innern weder glücklich , noch klur a bgegrenzt. Die Verhandlung über die 
Annahme des Ministerpos tens durch Humboldt zogen sich noch bis Ende Februar hin. 
Er selbs t blieb noch bis zum Juli in Frankfurt mit den Arbeiten der Tcrritorinl ausglcichs 



Quelle: Freiherr vom Stein, Bd. 5, Berlin 1933 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
URL: http://www.westfaelische-geschichte.lwl.org 

20. FEBRUAR 1819 523 

dieser Zeit könnte ihm das Schreiben zukommen, das Münst er' sehe würde 
ich mit unterschreiben. 
Haben Sie Herrn Kochs Vertheidigung von Wessenberg ? 1) 

Karoline v . Humboldt an Stein 
· St. A. 

Rom, 20. Februar 1819 

lhr p ersönliches Ergehen. R eisepläne. Die für Stein bestellten Bilder, insbesondere 
dns Gemälde von Koch. Niebuhr. 

Theurer und verehrungswürdiger Freund. Sie haben mir eine sehr grossc 
Freude durch Ihr verehrtes Schreiben vom 22. Jan. gemacht und Ihr 
längeres Schweigen so schön durch den Antheil, den Sie an meines Mannes 
Schicksal nehmen, gelöst, dass Sie mir das Herz mit dem innigsten Dank 
erfüllt haben . Wohl eile ich in jeder Art, so bald es irgend möglich ist, 
mit ihm wieder vereint zu seyn. Er wird Ihnen gesagt haben, wie bedeu­
t end krank ich im Spätherbst war. Obgleich besser wie damals, habe ich 
noch jetzt keinen gesunden Tag. Sobald aber die Witterung den Ueber­
gang über die Alpen nicht zu beschwerlich macht, werde ich aufbrechen, 
und mein spätest er Termin ist der M[onat) May. 
Ich fühle mich veranlasst, Ihnen, theuer st er Freund, heute zu schreiben, 
obgleich ich Ihnen noch nichts über das andere Bild, was Sie wünschen, 
sagen kann. Catell 2), dem ich es zu üllertragen dachte, ist wegen der 
ausserordentlichen Menge seiner Arbeiten noch in Neapel, allein ich 
hoffe, dass er noch in diesem Monat kommen wird, und so werde ich 
Ihnen sogleich Bericht abstatten. 
Der Preis des Tyroler Gemäldes von Koch. 

Meine Bitte geht nun dahin, dass Sie mir mit umgehender Post sagen: 
Sie wollen da Bild, und wieviel Sie ihm zulegen wollen , oder Sie wollen 
es nicht. Sie haben vollkommen r echt, es nicht zu wollen, da es theurer 
und auch kleiner ist, als Sie es erwarten, denn es hat noch nicht 3 Schuh 
Länge . E s ist jetzt vollkommen untermalt und äusser st schön angelegt. 
Bei der grossen Menge von Figuren, die darauf sind, ist es bewunderungs­
würdig, wie alles geordnet und gest ellt ist. Mein Rath wäre folgender: 
Sie trügen Koch auf, das Bild noch einmal zu mahlen und z.B. 4 Schuh 
breit und verheissen ihm dann 200 Dukaten 3) . Nur bäte ich Sie, es mir 
(Ihr Entschluss sey, welcher er wolle) mit umgehender Post anzuzeigen, 
denn nehmen Sie das jetzige Bild nicht, so hätte der arme Koch bei der 

kornmission beschiiftig t , am 8. Augus t traf er in Berlin ein. S. Gebhardt a . u. 0. IJ, 
4. Buch , Kap . 5 u . 6 und K achlcr a. a . 0. S. 397 ff. 
1) S. oben S. 475, Anm. 3. 
2) Franz Ludw. Ca t eil (1778- 1856), deutscher Landschaftsmaler, der seit 18ll vorwiegend 
in Italien lebte und seine Motive meist der südita lienischen Landschaft entnuhm. Auch d ns 
für Stein angefer tigte, noch jetzt in Cappenberg befiudlicl1e Gcmiilde entstammt dic<cm 
Mi lieu . 
3) Statt der 120, die Stein ursprünglich dafür auegcbcn wollte. 



Quelle: Freiherr vom Stein, Bd. 5, Berlin 1933 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
URL: http://www.westfaelische-geschichte.lwl.org 

524 VII. TEILNAHME AN DEN STAENDISCREN BESTREBUNGEN 

Menge Fremde, die im April durch die Anwesenheit des Kaisers herkom­
men, Gelegenheit, es zu verkaufen .... 
Un ern Freund Niebuhr bedroht ein schweres Unglück. Die Kränklich­
keit seiner Frau hat sich seit einigen Wochen auf die Augen geworfen . 
Acusserlich sieht m an ihnen nichts an, aber ihr Gesicht nimmt so ab, dass 
man das schlimmste fürchtet. Er empfiehlt sich Ihnen auf das ange­
lcgentlichste . 

Stein an Gräfin Reden Frankfurt, 20. Februar 1819 
Prcuu . StanlBorchi v Breslau 

Dank fur die Ueberscnd11ng eines Bildes. 1Vclt.abgciva11dte, religiöse Stimnnrng Steins. 
Sein p ersönliches Ergehen. General Miltitz. Gcssler. Der Kronprinz von Preussen. 
Tod der K önigin von Württemberg. Der bay rische Landtag. Humboldt. 

J ede Rüge und jeden Tadel verdient mein langes Stillschweigen a uf Ihren 
Brief, meine verehrte Freundin, dd. 24. Febr. und die Unterlassung, 
Ihnen meinen Dank au zudrücken für Ihr Geschenk mit dem schönen 
Bild unseres vortrefflichen Freundes 1) , ich erhielt es zu gleicher Zeit 
auch von der Prinzess Luise, und nun ziert ein solches meine Wohn­
zimmer in Nassau und in Cappenberg und erinnert an eine Vergangenheit, 
über deren V crschwinden mich nur der Blick in eine bessere und, so 
Gott will, nicht entfernte Zukunft tröstet, denn sie ist es doch allein, die 
den eines viclbewegten und stürmischen Lebens Müden, den über so 
manches vorhandene Uebcl , nicht dargestellte Gute Trauernden tröstet 
und aufrichtet. Mit grosser Erbauung lese ich daher gegenwärtig öft er s 
eine Samlung von Briefen aus allen J ahrhunderten, herausgegeben von 
H . Sailer in Landshut 2) , hier sprechen Menschen aus allen Jahrhunderten , 
unter allen Lebensverhältnissen es tief gerührt aus, wie sie nur in denen 
Lehren , die uns D er ertheilt, in denen Hoffnungen , die uns D er eröffnet , 
D er alle Mühseligen und Beladenen zu sich einla det und ihnen Erquickung 
verspricht, Trost und Beruhigung finden . 
Gegenwärtig wird Therese zum Abendmahl vorbereitet durch einen 
geistvollen , von der Wahrheit der christlichen Religion innig durch­
drungenen Lehrer, den hiesigen Pfarrer Stein, der sich diesem Geschäfte 
mit grossem Ernst unterzieht und eine gleiche Gemüts Stimmung zur 
Empfänglichkeit für den Unterricht in der jungen Schülerin l1ervor­
bringt. Wir dürfen hoffen , dass in dem jungen frommen Gemüth die 
Religionslehren tiefen und wohlthätigcn Eindruck machen und seegens-

1) Redens ? 
2) Joh. Michael Sniler (1751- 1832), d nmuls Professor an der nach Landshut ' 'erlegten 
Universiliit Ingol stadt, 1822 Titulnrbischof und Coadjutor von Regensburg, 1829 Bischof 
von Regensburg. Seine von einer mi lden überkonfcssionellcn Frömmigk eit erfüllten An­
dachtsbüeher fanden auch unter Nichtkatlioliken v iel Anklnng, bracht en ihn frei lich nuch 
bei seinen kirchlichen Oberen in den Verdacht des Aftermystizismus, obgleich Sailer in 
seiner Grnndhnltung ein treuer Katholik war. - Seine von Stein erwühnten „Briefe aus 
nllen Jahrhunderten" erschienen 1800- 1804. 
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volle Früchte bringen werden. Therese wird zwar erst im May 16 Jahr 
alt, ist aber so gross wie ihre Mutter. 
Carlsbad werde ich nicht besuchen , denn r egelmässige Bewegung, fort­
gesetzter Gebrauch des Emser W assers wü.rken sehr wohlthätig auf meine 
Gesundheit, ich werde das mir nahe gelegene Emser Bad brauchen und 
dann nach Cappenber g gehen. 
Das Andenken des braven Gener al Miltitz hat für mich einen hohen 
Werth, wir erinnern uns, Genernl Thielmann1 ) und ich , seiner häufig, und 
sein treues, sanftes, ritterliches Wesen lebt immer frisch in unser em Ge­
dächtniss. Grüssen Sie ihn recht herzlich und sagen ihm, G. Langenau 
sey hier bey dem Comite 2). H. Arndt äusserte diesen Sommer, Graf 
Gessler beabsichtigte, die Rhein Gegend zu besuchen , hiezu lade ich ihn 
förmlich und feyerlich ein, bin ich gleich nur ein Bewohner des Lahn und 
Lippe Thals, so hoffe ich doch , er wird a uch dieses nicht verschmähen, 
wenn er den grossen , prächtigen Strohm besucht . . .. 
Der Kronprinz hat am Rhein überall den günstigsten Eindruck hinter­
lassen, den eines geistreichen, lebendigen, r einen , frommen und liebens­
würdigen jungen Fürsten, ich sah ihn bey m einer Anwesenheit in Aachen 
und freute mich der schönen Erwartungen, die wir von ihm zu haben be­
rechtigt sind. 
E s ist Ihrer würdig, die arme verfolgte G. Scnft 3) in Ihren Schutz zu 
nehmen und ihr eine Sicherheitsstätte anzuweisen, sie schien mir eine 
sanfte gutmütige Seele, sie hatte ein sehr angenehmes Aeussere . 
Der Tod der Königin von Württemberg 4 ) betrübt mich sehr, ich sah sie 
in den letzten Tagen des Novembers, höchst glücklich durch die Umge­
bung ihrer Familie, die sie anbetete, lebhaft, schön, thcilnehmend, und 
den 9. J anuar ist diese junge 31 jährige Fürstin uns entrissen. Ich 
kannte sie seit Juny 1812, viel, in mannichfaltigen, höchst bedeutenden 
Verhältnissen, sie bewies mir immer Wohlwollen und Güte. Der König 
ist tief gebeu gt, denn sie war ihm alles, Freundin, Rathgebcrin und lebte 
nur ihm . . . Möge ihm der Trost , den allein Religion gibt, zu Theil 
werden . Den Verlust dieser vortrefflichen Fürstin fühlte jeder Württem­
berger tief und innig, höchst rührend ist alles, was man hierüber von 
dorther vernimmt. 
Der Bayrische Reichstag ist ein sehr anziehendes und bedeutendes Er­
eigniss 5), ich h offe, er wird gute, wohlthätige, unmittelbare Resultate 
für dieses Land undmittelbar für ganz D eutschland haben. 
Alle die Meinigen ... empfehlen sich ihrem wohlwollenden freundschaft­
lichen Andenken. 

1) Thielmann war damals kommandierender General in Coblenz. 
2) S. Bd. IV, S. 274, Anm. 1. 
3

) S. Bd. III, S. 488 ff. und Bd. IV, S. 313,497, Anm. 2. 
4) S. Bd. IV, S. 66, Anm. 2. 
6) Der bayrische Land Lag war am 4. Februar feierlich eröffnet worden. 
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Verzeyhen Sie, ich wiederhoble es, Ihrem nachlässigen, Sie innig ver­
ehrenden und liebenden Freund und seyn Sie von seiner treuen, unwan­
delbaren Anhänglichkeit überzeugt. 
Humboldt i t durch die Territorial Angelegenheiten noch hier festgehalten, 
ich erwarte mir in seinem neuen Würkungs Crayss sehr vieles Gemein­
nütziges von diesem höchst scharfsinnigen, gelehrten , arbeitsamen Mann. 

Stein an Spiegel Frankfurt, 25 . F ebruar 1819 
Nuchluss Spiegel. - Gcdr. Pertz, Stein V. 5. 34•1 f 

Humboldts Berufung ins Ministerium . Hardenberg. 

Betr. zunächst die Sammlung der deutschen Quellenschriftsteller. 
H err v. Humboldt tritt unter höchst ungünstigen Umständen seine Stelle 
an, er ist durch das unvermeidliche Verhältniss gegen den Staatskanzler 
beschränkt; dieser stumpfe, seichte, aufgeblasene, fal sche und egoistische 
Mann reisst alles an sich, um zu untergraben, zu lähmen , zu verpfuschen, 
er is t untüchtig, etwas Tüchtiges zu machen, weil er nur sich und sein 
elendes Ich und nicht das Edle, Grosse, Gute im Auge hat. 
H err v . Humboldt hat sich nur auf die Bitten seiner Freunde entschlossen, 
die Stelle anzunehmen , nicht in der Hoffnung, etwas Gutes zu bewiirken , 
sondern in der Absicht, das würklich verderbliche Tolle zu verhindern. 
Er hat von Ew. Hochw. Hochg. sehr günstige Meynung und ist von 
der Nothwendigkeit überzeugt, die kirchlichen Angelegenheiten zu 
ordnen . 
Nach dem Schreiben des H errn v . Romherg ist der alte Bischof 1) nicht 
geneigt zu einem Beytrag, Alter, Einseitigkeit , schlechte Umgehungen 
verengern seine Seele. Wissen E. Hochw. Hochg. noch einen Weg, ihm 
beyzukommen ? 

Steins „Bemerkungen zu dem Aufsatz des Herrn Staatsministers v. Hum­
boldt über ständische Verfassung" 2 ) Frankfurt, 25 . F ebruar 1819 
St. A. Rn J. Konzept 

Unerläss l.ichc Voraussetzungen für die Bildung und das Fu11ktionierc1i ständischer 
Verfassungen: Integrität des Volkscharakters , Vorhandensein eines gesunden und 
vaterla11dsbewussten Volkst.ums, wie es sich in Prcussen während der Kriegsjahre 
1806- 1813 im Volle ge:ci.gt habe. - Die preussischc oberste Staatsverwaltung. l\fiingcl 
der Einricht1rng des Staatskanzleramts unter den gegebenen Verhältnissen (§ 8) . -
Stein wendet sich gegen die Ucberspon11ung des Prinzips der Un.absctzbarlccit der 
Beamten iri Preussen (§ 9 ) . - Billigt Humboldts Darleg1111gcn über den. Aitfbau der 
Sclbstvcrtvaltu11gsei11ricl111tngcn, soivic dessen Ablehnung j eder naturrechtlichen, fran­
zösisch-revolutionären B egriindung ständischer Anspriiche und Einrichtungen, unter-

1) S. oben S. Sll f. 
2) Die Denkschrift Humboldts, dnt. 9. F ebrunr 1819, is t gedruckt in Humboldts ge­
snmmclten Schriften (hernusg. von der Akademie der Wi sseuschnften), Bd. 12, l , S. 225 ff. 
Eine von Humboldt korrigierte Abschrift befindet sich im Stein-Archiv (Ho 1). Für alle 
fol genden Bem erkungen Steins zu den einzelnen Paragraphen der Denkschrift muss auf 
die zitierte Ausgabe verwiesen werden . 
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streicht insbesondere, dass es s ich im Verhältnis der S tände zur R egiemng nicht um 
einen Machtkampf, sonderr1 um Zusammenarbeit und A rbeitsteilung zum Wohl des 
Volksganzen handeln miisse (§§ 12 sq.). - Stein gegen n u r beratende S tände und 
gegen j ede sophistische Interpretation des A rtikels 13 der Bundesverfassung , sowie des 
Verfassungsversprechens vom 22. Mai 1815 (§ 31) . - Billigt den S tänden das 
R echt der Initiative zu Gesetzvorschlägen zu (§ 36) . - Für jährliche Bernfung der 
Stände und Steuerbewilligungsrecht. „ W ie könnte eine S tändeversammlung es wagen , 
durch vorcnthalt.ene Verwilligung des getvöhnlich Nothwendigw den Gong des S taats­
hausholts zu zerrütten" (§ 37). - Mi11istervera11twortlichkeit , Schutz der M i11ister 
gegen willkiirliche, fahrlässige Anklagen (§ 42). - Aufbau der Selbstverwaltung. 
K eine Kreisstände. Stein billigt Humboldts A nschauungen über Provinzialstä11de. 
Stellung des Landtags . (§§ 46 sq.) - Das stä<lt.i sche Bürgerrecht , Corporatio11en und 
Zünfte. S tein fiir die Wiederherstellur1g der Ziinfte, gegen unbedingte Gewerbefreiheit 
(§§ 57 sq.). - Landgem einde u11d Gutsherrschaft . Patrimo11ialgericl1tsbark• it 
(§§ 64 sq.) . - Gegen die uneingeschränkte T eilbarkeit des Grundbesitzes, fiir E r­
haltung eines leben sfähigen Bauernstandes (§ 68). - Unterstreicht Humboklts A us­
führungen über den Adel (§ 82). - Fiir B eseitigung der S teuerfreiheit des A dels 
(§ 98). - Zusammensetzu11g der Landstände. Zweikammersystem (§§ 102 sq.) . -
Gegenstände der Provinzialgesetzgebung (§ 119 ). - Vertretung <ler Krone in der 
Ständeversammlung (§§ 122, 123). - R echt des K ö11 igs zur E rne11111tng vort M it­
gliedem des Oberhauses irt der allgemeinen S tändeversammlung (§§ 125, 126). -
T eil11al1me der M inister an den B eratungen der K ammer (§ 130 ). - S itzungsperiode 
(§ 131). - Erklärt sich mit Humboldts A u sf'tihru11gcn über <las W ahlverfahren ein ­
verstanden (§ 133 sq.) . - W endet sich gegen die Wahl der R eidihsstünde durch 
di e Provinzialstände. 

Bey denen Betrachtungen über die Bildung ständischer Verfassungen in 
der Preussischcn Monarchie gehe ich von der Vorausset zung aus und bin 
von der Ueberzeugung innig durchdrungen , dass die Bewohner dieses 
Landes 
verständige, geschäftsfähige, dmch ein vorhergegangenes geschichtliches 
L eb en geprüfte, t reue, tapfere, fromme und besonnene Menschen sin d, 
dass ihre Mehrzahl aus grossen , mittleren und kleinen Grund Eigcnt hü­
m ern best eht , der en Sitten durch die Beschäftigungen des Landlehens 
und die Mittelmässigkcit ihres V crmögens einfach und rein erhalten 
werden, 
dass endlich Unsittlichkeit, leichtsinnige Neuerungssucht, leidenschaft­
liches Jagen nach Genuss wid Reichtum unter diesem Volk nicht über­
wiegend und herrschend seyen. 
J ene Tugenden der Treue, Besonnenheit, Geduld im L eiden , Mut h in 
Gefahren haben sich bewiesen und bewährt. in den neuest en Zeiten, ins­
besonder e 
während der Besetzung des Lands durch die F einde im Jahre 1806, wo 
die R egierung vom November bis im July gänzlich aufgelöst war und 
Stä dte, Provinzen durch ihre eigenen Vorst eher , abgerissen vom Ober­
haup t des Staat es, sich verwaltet en, alles duldet en und alles that cn , um 
den geliebten alten H errscherst amm zu erhalten ; 
wo es ger ade die Mehrzahl der Staatsbeamten war, die sieb in die neue 
Ordnung der Dinge zu fügen und ihren Gehalt zu r etten eilte, zum evi-
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denten Beweis, das wahre Anhänglichkeit an den St aat in der Brust des 
angesessenen Bürgers, weniger in der des besoldet en Mietlings, fest und 
uner schütterlich ruht . 
I st man von der Wahrheit d es über den sittlichen und intellectuellen 
Zustandes des Volkes gesagten , dessen innere pol;tische Einricht ungen 
geordnet werden sollen , überzeugt , so wird man mit Vertrauen und Be­
ruhigung das Geschäft beginnen und mit Unwillen, die Eingebungen zu­
rückstossen derer , die, es sey aus welchem Grunde es wolle, Misstrauen 
einzuflö sen sich bestreben; man wird mit Gewissheit von den ständi­
schen Einrichtungen die Erreichung der Sect . 1. § 3. 4. 5 so richtig ange­
gebenen Zwecke erwarten dürfen. 
§ 8 . Die älter e Einrichtung der Verwaltungsbehörden sicher te gegen 
übereilte und durch greifende Entschlüsse - ein Gesetz 1) erfoderte, so­
lange sie bestanden, die 
Vorbereit ung durch die Behörden , von denen es unmittelbar ausging; 
die Prüfung durch die Gesetz Commission; 
die Uebereinstimmung des General Directoriums mit dem selbständigen, 
unabhängigen Justiz Ministerium und die Genehmigung des Königs . 
Nach der neuen Verfassung vom Jahre 1810 ver einigt e sich alles in den 
Händen eines einzelnen Mannes, des Staatsk anzlers, der die Geneh­
migung des Königs nachsuchte ; gegenwärtig ist zwar · das Institut des 
Staatsraths gebildet, das abermals von der Willkühr des Staatskanzler s 
bey dem Vorlegen an jenen und dem Vortrag bey dem Könige abhängig 
gemacht wird. 
E s ist allerdings gut, dass die Verwaltung St ärke und Einhei t habe, dann 
muss aber auch eine Einrichtung getroffen werden , um der Gesetzgebung 
Weisheit, Besonnenheit, Sachkcnnt niss zu verbürgen und gegen Leicht ­
sinn, Uehereilung, seichte Syst em und Neuerungs Sucht zu sichern. 
§ 9. Die pragmatischen Sanktionen , welche in m ehrer en D eut schen Staaten 
die Staat sdiener mit zärtlicher Sorgfalt für das t eure Ich construir tcn, 
während sie mit unerbittlicher Strenge alle übrigen Klassen der Ein­
wohner imponirten , conscribirten , r egulirten , cent ralisirten usw. , st eiger­
t en unmässig die Verwaltungskost en durch Gehälter und P ensionen, 
lähmten die Verwaltung und verwandelten die Stellen der Staatsdiener 
in Pfründen . 
Die Stellen der Richter seyen inamovihel, alle übrigen aber amovihel 
nach dem Ermessen des Minist er s und nach vorhergegangenem summari­
schen Verfahren . 
Diese und die Präsidenten nach dem Willen des Regenten. 
Auf P ensionen gehen nicht Dienstjahre, sondern Altersschwäche oder 
Krankheit Anspruch. 
§ 12. 13. 14. 15. 16. 17. 18. 19.20 ist ganz vortrefflich gedacht und gesagt. 

1) Das Pa tent betr. die Einrichtung der Gcsctzkommission vom 29. Mni 1781 (Nov. Corp. 
Coust. March. 1781, Nr. 26. Sp. 337 ff. 
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§ 22. Durch Bildung einer gut eingerichteten repräsentativen Verfassung 
gewinnt der R egent eines treuen und gescheuten Volkes an Macht, denn 
er eignet sich alle geistigen und physischen Kräfte desselben an, wird 
durch diese erleuchtet und gestärkt, statt dass er gegenwärt ig, wo er nur 
durch Beamte herrscht, überall bey den R egierten auf Lauigkeit, oft auf 
Abneigung, selbst auf Antagonism stösst und bey seinen Beamten nur 
wenig Unterstützung. gegen die öffentliche Meynung findet, die gar zu 
geneigt sind, mit dieser auf seine Unkost en sich zu vertragen. 
Selbstregieren ist nur das Loos sehr selten er R egenten; diese finden aber 
auch bey einer r epräsent ativen Verfassung in sich und in der Güte ihrer 
Absichten , Mittel , wie· die Geschichte lehrt, ihre Entschlüsse in das Leben 
zu bringen. Aber auch kräftige, selbständige Autocraten regierten nur in 
wenigen einzelnen Fällen nach selbst eigenen Ansichten, gewöhnlich nach 
denen ihrer Staatsbehörden , die sie sich zu leiten begnügten und nach 
Formen und Maximen, die sie vorfanden . Auf Friedrich den Grossen und 
Joseph II. ist das Gesagte anwendbar: der erster e war weit entfernt von 
willkührlichem Umformen des Vorgefundenen, welches mir zu erweisen 
leicht seyn würde ; indem der letztere hingegen sich seiner regsamen , 
unruhigen Neucrungssucht überliess, so zwang ihn der allgemeine Unwille, 
viele seiner Entwürfe zurückzunehmen , die er mit Mässigung und mit 
Schonung der herkömmlichen Formen und ihrer Verbesserung nach dem 
Urtheil, welches sehr verständige Männer im Oesterreichischen öfters 
gegen mich äusserten, würde ausgeführt haben . 
Ich glaube, ferner behaupten zu können, dass gerade im Preussischen 
Staat der Regent am wenigst en von einer wilden, muthwilligen Oppo­
sition zu fürchten habe, denn abgesehen von der Bürgschaft, welche der 
in den neuesten Krisen erprobte Volksch arakter gibt, so liegt doch wohl 
dem gemeinsten Grad des Menschenver standes der Gedanke sehr nahe, 
dass alles, was die Regierung in eine gefährliche Lage bringen könnte, die 
National Unabhängigkeit bedrohen und zur Einmischung Fremder in 
das Innere Veranlassung geben würde . 
§ 24. u . 29. Dann würde die ständische Behörde ein blosser Erhaltungs­
senat, senat conservateur, eine Art von politischem Cassations Hof, 
unbequem für die Regierung, wenig nützlich dem Volk, da ihr Beruf nur 
negativ ist. 
§ 31. Einer Ver sammlung, die auf das Rathgeben beschränkt ist , fehlt 
es an Selbständigkeit und Würde - in ihrem Ansehen wird daher die 
Regierung, wenn auch der gegebene Rath der genommenen Maasregel 
beyfällig ist, in der öffentlichen Meynung nicht die kräftige Stütze finden, 
die sie in der freywilligen Zustimmung eines selbständigen r epräsentativen 
Körpers findet. So waren die Notabeln in Frankreich und die sogenannten 
Repräsentanten , die bey verschiedenen Veranlassungen der Staatsk anzler 
berief, todtgeborene Surrogate vom Tüchtigen und W ahrcn , ein Spott des 
Volkes . - Die rathgcbcnde Ver sammlung wird ferner geneigt scyn , nach 

34 
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Maasgabe der von aussen einwürkenden Umstände entweder mit Lauig­
keit zu handeln, oder sich allen Verirrungen im T a deln und Vorschlagen 
zu überlassen, welchen sie sich ohne N achthcil für das Ganze muthwillig 
überlassen darf, da sie füi· die aus ihrer Bcrathung gewonnenen Beschlüsse 
nicht verantwortlich ist. Handelt sie in einem Geist wilder, muthwilliger 
Opposition, so geschieht es, wenn kräftige und kühne Männer sie beherr­
schen, und dann steht ein missleiteter, in keinen Schranken sich haltender 
Körper dem Minist erii gegenüber, drängt ihm entweder andere, dem 
Verlangen der Natur gemässer c Attributionen ab, oder verbreitet in ihr 
allgemeinen Unwillen, der , wenn er auch nicht zur Anarchie führt, immer 
höchst verderblich ist . 
Die Bildung eines berathendcn Körpers st eht im Widerspruch mit den en 
Preussischen Abstimmungen in Wien und mit denen verständigen Er­
wartungen, die das Edikt Juny 1815 1 ) im Preussischen Volk und in ganz 
Deutschland erregt hat. 
E s würde den König in der öffentlichen Meynung in Deutschland tief 
unter Bayern u sw. setzen und seinen Einfluss folglich vermindern, da er 
weit mehr Ursache hat, auf die Liebe und Tüchtigkeit seines Volkes ohn­
hedingt zu vertrauen als irgend ein anderer Deutscher R egent, und die 
Gründe wfu-de er nicht anführen können, womit Oest erreich seine Schein­
verfassungen allenfalls zu entschuldigen vermag, die geringere Cultur der 
Volksmasse, die Zusammensetzung aus fremdartigen Elementen, die 
geringe Zahl der Deutschen in ihr, die anerkannte Neigung einiger Be­
standtheile des Reiches, z.B. Italiener, Gallizicr, sich loszureissen. 
Mit einem Wort, ein berathender ständischer Körper ist entweder eine 
inerte Masse, oder ein turbulenter Haufe, der in das Blaue hinschwätzt, 
ohne Würde, ohne Achtung; er wird niemanden befriedigen und vom 
Ein- und Ausland einstimmig getadelt werden. I st nun diese Einrich­
tung gleich in ihrer Entst ehung verrufen, so wird auch die Theilnahme an 
ihr kein Ziel des Strebens des edler en w1d besseren Theils der Nation und 
die ganze Verfassung nicht geeignet seyn: 
„dahin zu führen ( § 15), dem Staat in der erhöhten sittlichen Kraft der 
Nation und ihrem belebten und zweckmässig geleiteten Anteil an ihren 
Angelegenheiten, eine grössere Stütze und dadurch eine sichrere Bürg­
schaft seiner Erhaltung nach aussen und seiner inneren fortschreitenden 
Entwicklung zu verschaffen". 
§ 36. Nach diesem § soll die Initiative der Gesetzvorschläge allein der 
Regierung zust ehen - ich würde sie ohne alles Bedenken dem gesetz­
gebenden Körper auch inittheilen; er erhält sie dennoch, nur in anderer, 
etwas beengter Form, indem ihm das Recht der Beschwehrdeführung 
zusteht und auf keine Art genommen werden kann. Denn es ist nicht 
schwierig, alle Vorschläge zu neuen Gesetzen, oder zu Abänderung alter, 

1) Gemeint ist dns Edikt vom 22. Mni 1815. 
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in Form einer Beschwehrde gegen das Vorhandene oder über das Unter­
bliebene und mit R echt Erwartet e vorzutragen - m an gewinnt also gar 
nichts dabey, wenn man der Regierung die Initiative vorbehält und 
beweist nur Misstrauen und Aengstlichkeit; Furcht er zeugt aber weder 
Achtung noch Vertrauen . 
§ 37. Die Regel, dass die Verwilligung der Abgaben nur auf die Dauer 
eines Jahres geschehen kann, wird als ein Mittel betrachtet, um die 
Gewissheit der periodischen Einberufung der Stände zu erlangen. Das 
Beyspiel der Chmhessischcn Regierung beweist, dass eine sparsame, mit 
denen geschehenen Verwilligungen haushälterisch auskommende Regie­
rung, die sich aller Neuerungen enthält und nach denen bestehenden 
Gesetzen verwaltet, mit allem Schein des Rechts die Einberufung der 
Stände unterlassen kann. Dies Betragen vernichtet mittclbarerweise das 
Institut der Stände, das man auf andere Art sichern muss . In dieser 
Absicht hat man die Einrichtung getroffen, die Dauer der Abgaben an 
die Einberufung der Stände zu knüpfen; Nachtheile entstehen hieraus 
nicht, denn wie könnte eine Ständeversammlung cs wagen, durch vor­
enthaltene Verwilligung des gewöhnlich Nothwendigen den Gang des 
Staatshaushalts zu zerrütten, mit dessen ruhigem Fortgang das Interesse 
der Nation auf so mannigfaltige Weise innig verbunden ist. Für die 
Finanzen ist diese Vorschrift unschädlich, für die V cr sammlung der 
Stände eine Bürgschaft . 
§ 42. Die Verantwortlichkeit der Minister sieht man als eine nothwendige 
Folge ihrer Pflicht an, nach den Grundsätzen der Verfassung zu verwal­
ten, sie aufrecht zu erhalten und ihrer Abhängigkeit von den sämtlichen 
verfassungsmässigen Autoritäten. D er Gegenstand der von den Ständen 
gegen sie geführten Beschwchrden kann entweder Malversation oder 
Eingriffe in die Verfassung betreffen , gem eine Verbrechen oder polit ische 
Vergehen - und es muss die Form und F cycrlichkeit des Verfahrens, die 
Zusammensetzung und das Gewicht des Gerichtshofes die Minister gegen 
factieuse oder leichtsinnige Anklagen und parteyische Entscheidungen 
schützen. 
Um über die Sache gründlich zu urtheilen , müsste man die Fälle, wo in 
denen verschiedenen Staaten gerichtliche Verfahren gegen die höchst en 
Staatsbeamten eröffnet worden, und die Meynungen der grossen practi­
schen Staatsmänner über diese Fälle zu Rathe ziehen und darnach sich 
Regeln abstrahircn. 
Allerdings fiel Strafford durch ein ungerechtes, durch Volkstumulte ab­
gedrungenes Urteil des Oberhauses, aber wie manche Staatsbeamte 
bluteten durch Gewaltstreiche herrschsüchtiger oder den Einfluss der 
Ränke nichtswürdiger, im Dunkeln schleichender, auf den Regenten 
Einfluss habender Männer. 
§ 46. Crayssvorsteher sind allerdings hinreichend, sie besorgen die Ange­
legenheiten des Craysses . 

34* 
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§ 47. 48. 49. 50. 51- 54 ganz unstreitig richtig und klar. 
§ 55. Der Landrath is t das Organ der Regierung bey der Verwaltung des 
Craysses und dessen Vorst eher - er soll, um seine Bestimmung zu er­
füllen , eine genaue K enntniss der Oertlichkeit und P crsöhnlichkeit seines 
Craysscs besitzen. 
Daher wird es wesentlich nothwendig, die Regel festzusetzen , dass der 
Landrath aus dem Crayss und wenigstens aus der Provinz und dem 
Regierungsb ezirk gewählt werde, da die Anst ellung gan z Fremder, in 
entfernten Gegenden der Monarchie E inheimischer grosse Nachtbeile und 
ein grosses Missver gnügen ve1·ursacht haben. Ich sage gewählt, denn 
dieses sichert das Vertrauen und bringt in das Verhältniss des Beamten 
gegen seine Amtseingcsesscnen Milde ; die Wahl der Landräthe war auch 
in der Preussischen Monarchie herkömmlich , sie geschah sonst vom Adel 
und aus dem Adel; m an würde jetzt von den Landständen drey Subjekte 
aus den Eingesessenen wählen und der Regierung zur Auswahl , dem 
König zur Genehmigung vorschlagen lassen. 
Dadurch , dass man das Gem eindewesen in allen seinen Abstufungen 
zweckmässig ordnet , wird der Geschäftscrayss der Landräthe verein­
facht, und man kann daher in vielen Fällen die Craysse vergrössern. 
ad § 57. Angesessen mit Vermögen , wohin denn auch das industrielle 
Vermögen gehört - die Preussische Städteordnung enthält hierüber 
schon Bestimmungen. Dem Inhalt des§ 58 tret e ich bcy, nur in Ansehung 
der Zünfte bemerke ich, dass ihre Wiederherstellung (mit Beseitigung 
aller Handwerksmissbräuche) als einer Erziehungsanstalt zu Zucht und 
Gehorsam des Lehrlings und Gesellen , als einer Unterrichts Anst alt zur 
Erlangung tüchtiger und gründlicher K ennt nisse des H andwerks und 
Fertigkeit in seiner Ausübung, als eine. V crhinderungsmittcls des leicht ­
sinnigen Ansiedelns und frühzeitigen Heurathens, dieser verderblichen 
Wurzel der Entstehung eines nichtswürdigen , der Gemeinde lästigen 
Gesindels, und dass die Aufhebung der ohnbedingten Gewerbefreyheit, 
des heilloosen Patentwesens, dringend nothwendig sind. 
§ 59. 60. 61. 62. 63. nichts zu bemerken. 
§ 64. 65. 66. Hier wird die Frage aufgeworfen, wie Gemeindeverfassung 
mit der Patrimonial Gerichtsbarkeit in ein schickliches Verhältnis könne 
gebracht werden. 
Die untersten Behörden , wodurch der Staat Polyzey und R echtspflege 
ausübt, sind 

entweder von .ihm unmittelbar angeordnet e Beamte, 
oder Municipalitäten , 
oder Dominien , Gutsh errn. 

Die er st e Einrichtung i t in d enen westlichen Prov inzen, von der W es er 
an bis an die fremden Gränzen, jedoch mit Ausschluss ,von Thüringen, 
durch fremde H errschaft eingeführt, ihren nachtheiligen Folgen will man 
durch die zweite abhelfen. Da aber die gutsherrlichen Rechte in denen 
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östlichen Provinzen noch vorhanden sind, so entst eht die Frage, ob sie 
aufzuheben und durch den ganzen Staat eine durchaus gleichförmige 
Gem eindeverfassung einzuführen sey . 
Eine solche Maasregel würde das in vieler Hinsicht wohlthätige Band 
zwischen Gutsherrn und seinen Angehörigen zcrreissen , es wäre eine 
Umwälzung, kein allmähliger Ucbergang, der auf eine milder e Art mög­
lich ist , und vervielfältigt die Ko tcn d er Verwaltung, die sie zugleich 
dem Eingesessenen lästiger macht durch eine grösser e Entfernung des 
Beamten von seinem Wohnsitz. 
Die Patrimonial Gericht sbarkei t umfasst Polyzey, Verwaltung und 
Rechtspflege - die letztere ward entweder allein von dem Gerichts­
halter , oder von ihm mit Beyhwfe der Dorfgerich te, wie in Schlesien , 
ausgeübt. 
Inwiefern Rechtspflege durch Patrimonial und Dorf Gerichte bcyzube­
halten, will ich den R echtsgelehrten zu entscheiden überlassen - m eine 
Erfahrung überzeugt mich , dass die in denen wcs llich cn Provinzen ge­
troffene Einrichtung, wodurch alle noch so kleinen Rechtsbändel , die 
Unter suchung aller Forst und Feldfrevel, selbst der ohnbedeutcnd tcn, 
und die Verrichtung aller und j eder H andlungen der freywilligen Ge­
richt barkeit zu einem richterlichen Verfahren bcy dem Bezirksgericht 
überwiesen , wo eine inquisitorische Hypotheken Ordnung vorgeschrieben 
worden, kostbar, verschleppend und zeitverdcrbcnd in einem unerträg­
lichen Grade ist. 
Die Gemeinde Verfassung licsse sich mit denen gutshcrrlichcn Rechten 
auf folgende Art vereinigen.. 
Die Gem einde wählt ihren Gemcinderath , Dorf Gericht, Vorsteher , oder 
was sonst für ein Name gebräuchlich ist; der Gutsherr bestätigt die 
Wahl, kann aber ohne gute Gründe die Bestätigung nicht verweigern, er 
ernennt den Schultheiss, zeigt ihn dem Landrath an. Das Gemeinde Ver­
mögen , die Feld- , Dorf- und Wald-Polyzey wird vom Dorfgericht unter 
dem Vorsitz des Gutsherrn oder seines Bevollmächtigten verwaltet, 
Strafen bis zu einem gewissen Betrag werden von ihm erkannt und Vor­
schriften ertheilt über r egelmässiges Verfahren und gegen Härte und 
Willkühr. 
Wo das gutsherrlichc Verhältniss in denen neuest en Zeiten bestand, 
aber durch fremde Herrschaft aufgehoben wurde, in denen Provinzen 
zwischen Elbe und Weser, kann c.· nach der angegebenen Form ohn­
bedenklich wiederhergestellt werden. 
In Wcstphalen, dem Münst er schcn u. w . er schienen die Gutsherrn , ein­
zelne Fälle abgerechnet , zwar nicht als Gerichtsherrn, aber als Haupt· 
beerbte auf denen Erbentagen, in einigen Gegenden seihst mit Ausl'chluss 
der gemeinen Hörigen. - In diesen Provinzen würde also der Bildung 
einer reinen Gemeindeverfassung nichts entgegenstehen, man könnte 
selbst denen Gutsherrn in Beziehung auf ihr älteres Recht die Befugniss 
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lassen , ferner proprio jure an den Verhan dlungen der Kirchspielstage, 
Erbentage, oder wie man die Gemeindeversammlung nach Verschieden­
heit der Gegend nennt, Thcil zu nehmen. 
Ueber das Vcrhältniss der Gemeinde und des Gutsherrn zu den Cray~~-, 
Landes- Wld Staats Behörden erwähne ich nichts. 
§ 68. Von der ErhaltWlg der Bauernhöfe Wld der a dliclien Güter in 
Massen von verhältnismässiger Grösse hängt die Erhaltung eines tüch­
tigen Standes von Landbewohnern ab , auf welchem Wehrhaftigkeit, 
Sittlichkeit, und Tüchtigkeit je der Art beruht. 
Durch gränzcnloose Theilbarkeit löst sich der Bauernstand in Taglöhner, 
Gesindel , der Adel aus einem selbständigen Güteradel in einen Dienst 
und Hof Adel auf. 
Bey § 69- 71 finde ich nichts zu erinnern. 
§ 72- 81 stimme ich ohnbedingt bey. 
§ 82. Der Adel bildet in der Preussischen Monarchie noch eine zahlreiche 
Klasse von Staatsbürgern im Besitz von grossem Grundeigenthum, von 
vielen bedeutenden Stellen im Staat, in der Mehrzahl der Provinzen noch 
in Genossenschaften verbunden, - er ist nicht zerstöhrt, verbannt, zer­
schlagen, ausgeplündert , zum gr ossen Leidwesen eines Theils der dcmo­
eratischen Schule. - Wollte man ihn gegenwärtig nivelliren und mit der 
Sense der Gleichheit undFreiheit ihn abmähen, so würde eine zahlreiche 
Klasse gekränkt, misshandelt und zu einem tiefen Unwillen gereizt - der 
Glanz des Geldreichtums und der Beamten welt würde erhöht und der 
Einfluss der Landeigenthümer geschwächt. - Mit Recht will der geist­
volle Verfasser dem Adel sein politisches Leben erhalten - ihn als 
Genossenschaft an der Standschaft Antheil nehmen lassen. 
§ 98. Die Steuerfrcyheit des Adels halte ich für ein unhaltbares und ihm 
selbst schädliches Vorrecht, er besitzt sie nur in Ostpreussen , Pommern, 
Churmark, dem Preussischen Theil von Sachsen, welche eine Bevölke­
rung von 3 658 000 Seelen h aben , die ohngefähr 33 /105 ausm achen oder 
etwas über den dritten Thcil d er ganzen Bevölkerung. 
Die § 99, 101 vorgeschlagenen Erleichterungsmittel scheinen mir sehr an­
gemessen, auch die§ 100 erwähnten ver schiedenen Steuersätze für adliche 
und bäuerliche Güter sind in der verschiedenen Benutzungsart durch 
beyde Stände, in der Ver schiedenheit des Ertrags für jeden derselben 
und der ihnen aufliegenden Ausgaben gegründet, auch in Oest crreich, 
Schlesien usw . angewandt. 
Die § § 102 sq . behandeln die wichtige Frage über die verschiedenen Cor­
porationcn , in die sich die Grundeigenthümer abtheilen und die jeder 
zu erthcilenden Stellung im repräsentativen System. 
Durch ganz Deutschland bildeten drey, in wenigen [Ländern] zwey, 
Corporationen den ständischen Körper , Geistlichkeit, Adel, Städte, 
oder Städte und Adel. Die grosse Masse der Einwohner war ausge­
schlossen , weil die gemeine Freyheit in Hörigkeit untergegangen war 
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und die frühere Unhedeutenheit manch er nachher blühend gewordener 
Städte ihnen die Thcilnahme an dem Landtag entzog. 
Dieser unvollkommenen Vertretung des Interesses des Landes soll abge­
holfen werden nicht durch eine neue Schöpfung, die immer gewagt ist, 
das Inter~sse und die Rechte vieler kränkt, daher Unwillen veranlasst, 
die Erwartungen und Leidenschaften aller erregt, aber nicht befriedigt. 
Man will vielmehr aus denen best ehenden , oder aus denen vor wenig 
Jahren noch vorhandenen denen Erfodernü scn der Zeit angemessene 
Institutionen bilden. 
Der Inhalt der allegirten § § spricht diese Absicht aus und bezeichnet den 
Weg, wie sie erreicht werden soll. Der Adel bildet eine Corporation, 
wählt Deputirte zur zweiten Kammer , in der die Abgeordneten der 
Städte und ländlichen Bewohner erscheinen, und aus einem Theil der 
Corporation, denen Standesherrn und der höheren Geistlichkeit wird 
eine obere Kammer zusammengesetzt. Wende ich diese Ideen auf 
Wcstphalen an, so finde ich hier einen tüchtigen Bauernstand, den das 
Französische Gesetz der Thcilbarkeit bis j etzt noch nicht verarmt hat, 
mehrere wohlhabende Städte und einen Adel, der 5- 6 mediatisirtc und 
50- 60 adliche Familien in sich begreift, unter welchen wohl 20 ein jähr­
liches Einkommen zwischen hunderttausend und 15 000 Thaler besitzen, 
- endlich ein oder zwey Bischöfe und Capitul. 
Hier sind die Elemente zur Bildung einer H errenbank von ppter 20- 25 
Mitgliedern und einer aus 50- 60 Mitgliedern bestehenden, eine Bevölke­
rung von 1 074 000 vertretenden Kammer der Abgeordneten. 
Diese Zahl wäre vollkommen hinreichend, um das Inter esse des Lan­
des in allen seinen Beziehungen zu erkennen , zu berathen und zu 
vertret en . 
In Cleve, Berg und dem Aachenschcn Regierungsbezirk ist das bäuer­
liche Eigenthum von j eher getheilt, weil hier Fränki. eh-Römisches, nicht 
Sassisches Recht galt, die Veräusserung der Domänen und geistlichen 
Güter hat aus ihren Käufern eine Klasse von Landbewohnern mit grossem 
Landhesitzthum gebildet , hier ist noch ein wohlhabender Adel vorhanden, 
von dem wohl zwanzig Familien ein Einkommen zwischen 40 000 und 
10 000 Thaler besitzen, ferner ein Bisthum und Capitul, eine Universität, 
bedeutende Handels und Fabriquen Städte. - Auch hier sind die Ele­
mente zu denen zwcy Kammern vorhanden, um eine Bevölkerung von 
1 245 000 Seelen zu vertreten. 
Im Trierer und Coblenzer Regierungsdistrikt ist der Adel fast verschwun­
den, t heils erloschen, theils hat er sich entfernt, das ländliche Grundcigen­
thum ist sehr getheilt, die Städte sind ohne Fabriquen und Handel, und 
es müsste noch das Besonder e dieser Lage und die daraus nothwendig 
werdenden Modificationen näher geprüft und überlegt werden. 
§ 116. Die Landstände könnten, wo sie als verwaltende Behörden er­
scheinen, in eine Versammlung sich vereinigen . 
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§ 117. Diesen Adelshass hat auf dem linken Rheinufer nicht die Volks­
masse, die vielmehr in ihm oft einen Vertret er und Wohlthätcr findet, 
sondern der Haufen democratischer Schwätzer in den Städten. 
§ 119. Der Gegenstände der provinziellen Gesetzgebung gibt es doch 
mehrer e, z.B. bäuerliche Verhältnis e, denn jedes Land hat seine eigene 
bäuerliche Verfassung, Gemcinheits und Marken Theilungs Gesetze, denn 
diese Verfassung ist in Westphalcn verschieden von der j enseits der E lbe 
geltenden usw. 
§ 122. 123. Dies wären Gegenstände einer Ständeordnung, oder einer 
Vorschrift über den Gang der ständischen Verhandlungen . - Materialien 
dazu findet man in denen vor handen cn Reglements und in Benthams 
Taktik der repräsentativen Ver ammlungen . 
§ 125. 126. Das R echt des Landesherrn, Mitglieder auf Lebenslang der 
oberen Kammer zu ernennen, gicbt ihm ein Mittel, auf sie einzuwürken , 
ohne darum die Zahl ihrer beständigen Mitglieder sehr zu vermehren und 
die Zahl der Familien des Oberhauses zu sehr zu vervielfältigen - auf 
der anderen Seite muss Sorge getragen werden, dass die Selbständigkeit 
der oberen Kammer nicht Gefahr laufe. 
§ 129. Ich beziehe mich auf das bey dem § [37 ?] geäusserte. 
§ 130. Die Theilnahme der Minist er an denen Verhandlungen der Stände. 
sowohl hey denen Gesetzes Vorschlägen, als denen Berathungen darüber 
ist nothwcndig, um Einfluss zu erhalten , zu widerlegen , zu unterrichten 
und die Freunde der Regierung zu leiten, zu unterstützen , zu belehren . 
§ 131. Die jährlichen Ver sammlungen der Allgemeinen Stände halte ich 
in einem grossen Staat, wo es an Materie zu Geschäften, hesonder in der 
crstenZeit, nicht fehlen wird, für nöthig, wenigstens müsst en die Stände 
die öftere E inberufung im eintret enden oder vorhergesehenen Fall be­
gehren können. 
§ 133- 146 ist ganz vortrefflich. 
§ 153( ?) trete ich unbedingt b ey, nur müsst en 
§ 155 gewisse Hauptgrundsätze festgest ellt und allein ihre Anwendung auf 
das Oertliche der Berathung von Provinzialbehörden und Notabeln vor­
gelegt werden, damit sich diese innerhalb gewisser Gränzen bewegen . 
Den Provinzial Ständen die Wahl der Reichsstände zu überlassen, hätte 
die nachtheiligcn Folgen, dass das Wahlrecht einer sehr geringen Zahl von 
Wählern anvertraut würde. Nähme mau in jedem Oberpräsidial Distrikt 
die Anzahl der ständischen Collegien zu 70 an, so würde in den 10 Ober­
präsidial Distrikten, in welche die Monarchie eingetheilt ist , die Zahl der 
Wähler 700 ausmachen, eine viel zu geringe Zahl, daher wegen der Leich­
tigkeit einseitiger Verbindungen unter einander oder eines verderblichen 
Einflusses von oben verwerflich. 
Diese 700 würden sich in kleinen Abthcilungen an voneinander entfernten 
Orten versammeln, sie wären wieder nach Ständen getrennt und in 
Wahlkörper von 20 bis 30 P ersohnen aufgelöst. 
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Stein a n Gneisenau 
St. A. 

Fra~kfurt, 27. Februar 1819 

Riickblick auf den Kongress von Aachen und seine politischen B esprechungen mit 
dem Zaren, insbesondere iiber Stourd::as Denkschrift und di e preussischc Politik unter 
Hardenberg. Geringes Ansehen Preussens auf dem Kongress. Taktloses B enehmen 
cles Staatskanzlers. Kritik seiner inneren Verivaltu11g, sowie der preussischen Ver­
tvaltimg am Bundestag. B erufung Humboldts ins Ministerium. 

I ch benutze eine sich anbiethende sichere Gelegenheit um E. Exzellenz 
den Inhalt Ihres im Laufe des Sommers durch H errn von M[irbach] mir 
zugesandten Briefes zu beantworten 1) 
Der darin enthaltenen Aeusserung gemäss unternahm ich die Reise nach 
Aachen, nachdem ein Schreiben des Grafen Capodistrias mir den Wunsch 
des Kaysers, mich zu sprechen, bekannt gemacht h atte 2) . Dieser nahm 
mich mit grosser Güte und H erabla sung auf, sprach über die Angelegen­
heiten der Zeit mit Vertrauen , überzeugte mich , dass ein frommer, itt­
licher Gei t ihn belebe und leite, dass er die Erhaltung eines fri edlichen 
Zustandes in Europa wünsche, dass er aber dem unruhigen, tollen Geist 
der Franzosen im höchst en Gerade misstraue und seinen wilden Aus­
brüchen augenblicklich und kräftig zu widerstehen entschlossen sey. 
Er begehrte meine Meinung über Stourdzas Aufsatz 3), der damals noch 
ungedruckt war, ich äusserte, er enthalte manches Gute, sey aber ein­
seitig, m ehr b eredt als gründlich , seyen gleich unsere Pamphletist en 
wegen ihres Jacobinism zu tadeln, die Ver suche einer gewissen Schule, 
die Jugend irre zu führen , strafbar, so sey doch die Masse der Nation, 
der Adel, Bürger und Bauer, besonnen , ruhig und treu, übrigens miss­
vergnügt, denn ihnen haben die R egierungen zwar vieles versprochen, 
aber noch wenig gehalten, lobenswerter sey das Betragen der Hegierungen 
des südlichen Deutschlands, die Preussische, am raschest en im Zusagen, 
sey im Erfüllen ganz erstarrt, die Erscheinung des Staatskanzlers am 
Niederrhein, so laut und hoch gepriesen , habe kein Resultat gehabt, - er 
tadelte diese Unthätigkeit, versprach, sich darüber gegen den König zu 
äussern, sagte, man müsse die liberale Idee in das Leben bringen , mais 
se mettre a la t ete de la question und auch für die Aufrechterhaltung 
des Ansehens der Regenten sorgen. 
Höchst schmerzhaft war es mir, in Aachen von denen fremden Ge­
schäftsmännern, mit denen ich in Verbindung stand, wiederholt die 
Aeusserung zu hören: „ la Pruisse ne compte point, elle est censce nulle, 
elle n'a point de gouvernement, le roi ne s'en occupe point, le chancelier 
est un homme absolument egoist e, vaniteux, trop jaloux de son autoritc, 
pour s 'en dcssaisir il prefere de laisser perir la monarchie, elle n'a point 
d e finance , l'ineptie et le gaspillage les gauisent. 
Auch schleppte sich in den dortigen Verhandlungen Preussen schwan­
kend zwischen Hussland und Oe t erreich hinter beyden her auf eine 

1) Vgl. obcu S. 497 ff. 2) DicseR Schreiben fehlt. 3) Vgl. oben S. 520 f. 



Quelle: Freiherr vom Stein, Bd. 5, Berlin 1933 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
URL: http://www.westfaelische-geschichte.lwl.org 

538 VII. TEILNAHME AN DEN STAENDISCHEN BESTREBUNGEN 

höchst erbärmliche Art . Zu diesem allen kam die skandalöse Erscheinung 
vor denenAugen ver sammelten Europas der durch die Stufenleiter des 
Theater s, des Maitressenlebens zur Fürst in fortgerückten , unbeholfenen , 
unangenehmen Frau des Staatskanzler s und dessen Unver sch ämtheit, 
den jungen Thronerben zu einem feyerlichen Gastmahl zu bitten , wo 
diese P er sohn r epräsentirt. 
Die Sprache, so man im Innern selbst in den altenProvinzen führt , ist 
eben so nieder schlagend, die Regierungsmaschine, heisst es , ist einem 
kostbaren , sehwehrfälligen, nicht geleiteten Beamtenheer a nvertraut, 
dieses häuft Berge von Act en aufeinander , ver giesst Ozeane von Tinte 
und leist et nichts, wir haben weder S t a a t s V e r f a s s u n g , die 
man anno 1815 hocht önend versprach, als Napoleon erschien, und man 
neue Opfer vom Volk braucht e, noch K i r c h e n V e r f a s s u n g e n , 
noch eine kräft ige, gut geordnet e Verwaltung. 
So weit Preussen in seinen inner en Einrichtungen und in seinen äusseren 
Verhältnissen gegen das übr ige Deutschland zurücksteht, so schlecht 
wird es auf dem Bundest ag repräsentir t durch einen aufgedunsenen, 
leer en und unwissenden Gesandten, der so eben den Maasstab seiner 
gänzlichen Unfähigkeit abgab durch seine hirnloose Bekannt machung 
der ihm zu seiner privativen Information zugestellten Bemerkung über 
das Bundesheer . 
Statt dass man konstit ut ionelle Fortschritte [wie] in Bayern, Baden , 
sogar im Darmstädtischen macht, erscheint die das Ministerium des 
Innern zerspaltende Cabinet sordre 1 ); welche die Zahl der m inisteriellen , 
vom Staatskanzler hin und her gezerrten Draht puppen bis auf eilfe 
vermehrt, und kaum erlaubt m an sich die H offnung, dass die Ueber­
tragung des Verfassungswerks an einen geistvollen , gründlichen, geschäfts­
erfahrenen Mann geschehen sey, so entstehen neue Besor gnisse, da man ihn 
hierlässt, um leeres Stroh zu dreschen , dass es von ihm nicht ausgehen , 
sondern vom Staatskanzler selbst zusammengeflickt werde. Dann er­
halten wir eine Rapsodie von liberalen Phrasen, von Anschmiegen an 
demokratische Schwätzer , von despotischen Realitäten , ohne Haltung 
und Gründlichkeit, ohne Rücksicht auf das Bestandene und Kennt niss 
d avon. In diesem verhängnisvollen Augenblick wäre eine Vereinigung 
aller t ücht igen , das Vaterland liebenden , Einfluss hab enden Männer zu 
wünschen , um solches verderbliche Machwerk zu verhindern, sie ist aber 
nicht zu erwarten , denn jeder findet es erfreulicher , sieh zu isoliren , seiner 
Genossen Fehler scharf ins Auge zu nehmen, sie zu rügen , als schonend 
und ver söhnend sich wechselseitig zu nähern und vereint dem enge ver­
bundenen, schlau berechnenden Schlechten kräft ig zu widerstehen . 

1) Vom 11. Jnnunr 1819, s . oben S. 522, Anm. 5. 
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Stein an Solms-Laubach Frankfurt, 28. Februar 1819 
Archiv der Grafen zu Solms in Laubach. Ccdr. im „Türmer", Jahrg. 29. S. 9 

B etr. den Verein]rir ältere deutsche Geschichtskunde und die Herausgabe der Quollen· 
schriftsteller. 

Denkschrift Niehuhrs über Humhol~s Plan vom 9. Februar 1819 mit 
kritischen Randbemerkungen Steins o. 0. u . o. D. 
Nach P crlz, Stein V. S. 337 ff. 

Stein bestreitet Niebuhrs misstraui sche Bedenken gegen die politische B efähigung 
des de1t1schcn Volkes zu ständischer Mitarbeit am Staat im Sinne des H umboldtschen 
Planes, sowie das Vorhandensein der von Niebuhr angenommenen demokratischen 
Tendenzen imfranzösischert Geiste. Kontroverse über das Wahlsy stem zu Provinzial. 
und R eichsständen. Zünfte, Adel und Gutsbesit.zer als Hauptträger der S elbstver· 
walmng. 

Nach meiner Uchcrzeugung kommt alles darauf an, gedankenlose Wahlen 
durch unzusammenhängende, vorübergehend zusammenkommende Ver· 
sammlungen mit democratischer Tendenz 1) und Fluctuationen zu ver­
hüten, so wie einen plötzlichen Uehergang zu einer deliberircnden r eprä· 
sentativen Constitution. Ein Oberhaus und alle andere Künst e der 
Constitutionen der neuesten Zeit helfen ohnedies nichts 2), und handgreif­
liche mauvaise foi und Gaukelspiel , wie in Bayern 3) , sind eben so gefähr­
lich, wie ruchlos. Ob eine weise Verfassung gegen eine delirirende 4) öffcnt· 
liehe Meinung eingeführt und durchgesetzt werden kann, weiss ich frei­
lich nicht, möchte es nicht behaupten: wehe, dass man 4 Jahre verlottert 
hat. Versucht muss es aber doch werden, denn wenn man dem Unsinn 
gefällig ist, so geht man ganz unfehlbar unter . 
Erlauben Sie mir, Ihnen nur mit ganz kurzen Worten meinen Plan zu 
sagen. 
1. Ich würde eine Wahl der allgemeinen Stände durch Provinzial Stände, 
und diese durch die Städte und Kreis Ver sammlungen wünschen 6). Denn 
ich begreife nicht, wie j emand einen Auftrag gehen kann, ohne einen 
Begriff von dem Gegenstand zu haben, wozu er beauftragt. 
2. Die Qualification würde ich von den erst en Wählern fordern, für die 
zu Wählenden keine andere, als durch die untern Stufen heraufgestiegen 
1) R andbemerkung Steins : „Es ist eine ganz falsche Vorstellungsart zu glauben , dass die 
Deutsche Vollcsmasso eine democratische T endenz habe - diese findet sich bey unseren 
Gelehrten , boy denen Pamphletisten, bey unbärtigen]ünglingen, nirgends bey dem Volle, dem 
Adel, Bürger und Bauern - wie dieses sein ruhiges B etragen und auch die von ihm im 
Nassauischen , Badenschen , Bayerischen vorgenommenen Wahlert beweisen." 
2) Randbemerkung Steins : „Die Vereinigung von 100- 150 grossen Grurideigenthümern in 
eine mit geliörigen B efugnissen versehene Versammlung würkt allerdings viel." 
3) Randbemerkung Steins: „ Worauf gründet sich dieses Urtheil?" 
4) Randbemerkung Steins : „Dieseri delirirenden Zustand der Deutschen Volksmasso 
läugne ich ." 
6) Randbemerkung Steins : „Hierüber erithaltcn § 133 sq. (der Humboldtsehcn Denkschrift 
vom 9. Februar) alles, was sich nur gegen mittelbare Wahlen sagen lässt. 
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zu seyn. Das ist so natürlich, dass die alten Völker nie an etwas anderes 
dachten, bis die äusser st e Democratic einriss, und auch dies müsste sich 
plausible machen lassen 1). 

3 . Für die Städte h aben wir die Städte Ordnung, die allgemein eingeführt 
werden muss, nur vermisse ich an ihr, dass sie nicht auf Corporation en 
gegründet i t: da doch eine kluge Einrichtung der Zünfte 2) , unter denen 
sich auch eine oder mehrere für die Gebildet en und Unabhängigen, die in 
der Stadt wohnen, finden müsst e, alle Nachtheile und Gefahren der 
Democratie vernichten kann. Aber dann muss man die Charter s der 
Städte v erschieden machen. 
4. Für das Land möchte ich eingeführt sehen , 
a) dass man einen Unterschied zwischen den Provinzen diesseits und 
jenseits Rheins beobachte 3); 

b) dass man, wo die alten Einrichtungen noch best ehen, das Stimmrecht 
der Rittergüter so b ehaupte, das jeder Besitzer eines Ritter guts für 
adlich gelte '1) und adlich für sich und sein Geschlecht sey, der bis zum 
Staabsoffizier gedient, oder einen bestimmten bedeutenden Rang in der 
Civil Administration erlangt ; 
c) dass die Freeholders - oder auf altdeutsch Freylinge - von einem 
bestimmten Landbesitz an stimmen 6) ; 

d) ihnen aber, als wahre Ehrenbelohnung, auch minder Begüterte, durch 
ihren Vorschlag an die Provinzialstände und deren Entscheidung - mit 
fest en , ernsten Regeln - b eigesellt werden können; welches ich sogar 
auf den Adel, j edoch immer mit Grundbesitz, ausgedehnt sehen möchte 6). 

e) Diese wählten die Krei -Administration, wo möglich in der Form der 
Englischen Friedensgerichte; (ad d) könnte auch von der Krone als 
Belohnung v o r g e s c h 1 a gen werden 7). 

5. Die Kreise und Städte wählten die Provinzialstände, und wie j e der in 
Kreis und Stadt wählbar scyn müsst e,. o wäre die einzige Bedingung zu 

1
) Randbemerkung Steins : „Man will gegen wildes, grän:enlooses N euem, gegen Eindringen 

von Advocaten, Sclirei.bcm, Halbwisscm ci11e B iirgschaft iri der B edingung des E ige11tl1tLms 
zur IPahlfäh igkeit finden, diese Barriere isoll aber 11ach H errn N [ iebulirs] Vorschlag nieder­
getreten 1md ari ihre S telle die A sce11 sion dr.trch die ständische Stufenleiter als Sicheru11gs­
mit1el gegeben werden , aber z1t ihr werden sich alle diese unruhigen M en schen drii11ge11 und 
durch sie zu der höchsten Stufe emporsteigen . 
2) Randbemerkung Steins : „ Wegen Wiederherstellung <ler Ziirrfte habe ich mich schon 
erklärt." 
3

) Randbemerkung Steins : „llieriiber lrabc mich schon erkärt." 
') Randbemerkung Steins: „Dann wird j eder Kaufma11n, gcldreiche Jude aldig, die Corpo­
ration des Adels, so auf Giiterbesit: , Geschlech t und S itte beruht , wird ar.ifgelöst ." 
6 ) Rundbemerkung Steins : „Das 11111.ss erst artf D eutsch iibersetzt und mit dem TT'ort be­
zeichnet werden , dass nach der Verfassung j eder Provinz den landtagsf ähigcn Guthsbesit:er 
andeutet." 
8) Randbemerkung Steins : „I st so schwarrke11d, dass ich es nicht verstelie.' 1 

7) Rnndbemerknug Steins : „Crayss Admi11istrat.ion - Friedensgerichte, fremde Namen, 
fr emdo Institutionen, ich 1vciss damit nichts Pralctisches anwfangen." 
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der Provinzialstandschaft, dass man vorher wenigst ens ein Jahr in Kreis 
oder Stadt administrirt habe 1); j edoch wün ehe ich sehr ein censo­
risches Gericht, welches nach Ablauf eines j eden Jahres sässe und Klagen 
annähme, ob man sich auch der Wahl unwürdig gemacht - eine Note, 
die nm dw·ch Wiedereintritt dmch Wahl und günstiges Urtheil eines 
neuen Gerichts gehoben werden könnte . 
6. Die Befugnisse der Provinzialstände könnten ziemlich nach der Nieder­
ländischen Verfassung entworfen werden, obwohl sie erweitert werden 
müssten 2) . 

7. Die Hegierungen würden auf die finanzielle Administratiou u. dergl. 3) 

beschriink1 , jedoch auch da mit Zuziehung der Stände. 
8. Um zu den allgemeinen Ständen wählbar zu seyn , müsste man, ein 
Jahr wenigstens, in den Provincialständen gewesen seyn. 
9. Ich wünschte, dass die Kreiss-, tädtischen und Provinzial Admini­
strationen dmch die erst en Wahlen auf unbestimmte Zeit gegeben 
würden 4 ) ; aUe Jahre aber dmch ein Grabeau 5) (ich weiss kein Deut­
sches Wort) von eigens dazu erwählten Personen ein bestimmter Theil 
davon abgemac?t werden könnte, um ihn, wenn es Noth thut, zu er­
setzen. Denn das aUergefährlich t e bei neuen Einrichtungen dieser Art 
ist doch die Fluctuation. 
10. Die allgemeinen Stände müssten nicht partiell verändert werden, 
sondern auf z. B. 3 Jahre gewählt, aber in Masse dissolvirt werden kön­
nen °). Mau müsste sie ehrlich alle J ahre versammeln, man müsst e ihnen 
einen wahren parlamentarischen Beruf geben. 
Damit glaube ich, und wenn mau von dem abscheulichen Geld Crite­
rium 7) abgeht, welches jetzt allein gilt, liessen . ich wohl laute Stimmen 
für eine nichtdemocratische Verfas ung gewinnen. Nach jenen Criterien 
der Wählbarkeit käme man er st nach einem Jahre zu den Provinzial-
1) Randbemerkung Steins : „Als was? Tf1er aber nicht admi11istrirt hat, der Gutsbesitzer, 
Soldat, R echtsgelehrte, gebildete Ma1111, der das verfassungsmässige Vermögen besit:t - ? 
So wiirde :. B. im Kirchsp iel Werne der Käsekriimcr Lu::a110, der eine Communal Empfänger 
Stelle verwaltet, einen grossen Bauern aussclilicsse11." 
2) Randbemerkung Steins : „ Die B efugnisse der Provincial Stände wiirden wir wohl 
nicht nach denen uns fremden Niederländern, sondern nach unseren eigenen B edürfnissen , 
Verhält11isse11, usw., die wir kennen, einrichten." - Vgl. dazu S. 542. 
3) Rundbemerkung Steins : „ Was heisst das?" 
') Randbemerkung Steins : „I ch verstehe dieses nicht. llerr Niebuhr furchtet immer sich 
vor democratische11 wilderi Ausbrüchen?" 
6) Geheime Wuhl durch Zettel oder Kugeln. 
8 ) Randbemerkung Steins: „Stimme ich bey." 
7) Randbemerkung Steins: „Dies will nicht der , der Grundcigenthum, Geschlec11tcr, Ge· 
nossenschafteri :ur Bedingung der 1'hcilnal11ne an der Verfassung macht; Grundeigentlmm 
bindet an den Staat und verbürgt Sittlichkeit , Ordnung; Geldreicht/111111 oder das Portrf euille 
des Banquiers binclet zwar nicht a1i den Staut, macht aber doch besorgt }ur R evolutionen. 
Wir u1erde11 mm sehen , ob die Bayrischen und Badenschen Versammlungen turbulent demo­
cratisc/1 u. s. w. seyr1 iverden, die erstere hat sich bisher gan:: gut genommen, die let:terc giebt 
günstige Erwartungen , da nach allen Nachrichten die lf7ahlcn gut ausgefallen sind." 
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ständen, und nach zweien zur allgemeinen Versammlung, bis dahin 
könnte man consultirende Notahlen berufen. Wenn man diesen Achtung 
für ihre Localität und den festen, würkenden Willen zeigte, dem Finanz­
gräuel ein Ende zu machen , so würde man die öffentliche Meinung schon 
gewinnen. 
Das Beispiel der Niederlande zeigt, dass man von einer von admini­
strativen Ständen gewählten Versammlung nichts zu befürchten hat. 
Die Opposition war weit stärker in der er st en Ver sammlung, die der 
König allein ernannt hatte. In der Niederländischen Verfassung ist über 
diese Punkte viel aus einem Entwurf genommen, den ich dem König auf 
sein Verlangen gab 1), ich glaube sogar, das meist e gut e, und was aus­
gelassen ist , hätte wohl besser gethan. Auch ist in die 2te Verfassung 
mehrer es aus meinem Entwurf gekommen, was man im erst en weg­
gelassen hatte. (Die s h l e i h t unt e r un s.) 
Aber flüchtige Worte können ein zusammenhängendes System nicht 
darlegen. Ich habe Ihnen so viel nur geschrieben, weil Sie mich auf­
gefordert, Ihnen meine Gedanken zu sagen; ist noch nichts verdorben, 
wenn Sie das Minist erium erhalten, so will ich Ihnen alles ausgeführt 
vorlegen, wenn Sie es erlauben . Die Basen an sich, dächte ich, dürften 
auf Ihrer und des Herrn v. Stein Billigung rechnen. Mehr oder weniger 
bestimmt sind sie das System vieler Freunde der Freiheit, die eine 
Revolution und die Grundsätze der Revolution verabscheuen. 

Stein an den Grossherzog von Sachsen-Weimar 
Gocthc·Schillcr Arohiv. Wcimnr Frankfurt, 7. März 1819 

Die Sammlung des Ca11011icus Pieck. 

E. Königliche Hoheit besahen vor einigen Jahren die Sammlung von 
Bildern und anderen Seltenheiten des Canonicus Pieck in Bonn mit 
grossem Interesse. - Die Erinnerung an die Beweise, so Höchstdiesclben 
dem alten Mann gaben von Ihrer Kunst Kenntniss und Theilnahme, 
veranlassen ihn, da er die ganze Sammlung vor seinem Tode veräussern 
will, sie Ihnen anzuhiethen, D er anliegende Catalog enthält die vor­
züglichst en Sachen, von denen der grösste Theil E. Königliche Hoheit 
bekannt ist 2). 
1) S. die Lebensnachrichten über B. G. Nicbullr 1. S. 55 f. 
2) In dieser Sammlung befand sich uuch di e berühmte cappcnberger Taufschule, die 
Barbnrossn seinem Taufpa t en , dem Grufcu Otto von Cappenberg, geschenkt hutte. 
Vgl. darüber Schüddekopf a . a. 0. S. 65, sowie den demnächst erscheinenden Aufsatz 
von R. Schmidt über die Taufschale Friedrich Bnrbnrossas im J ahrbuch der Prcussisch cn 
Kunstsammlungen. 
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Denkschrift Steins „ Ueber die Regierungsinstruktion dat. 22. Oktober 
1817" Frankfurt, 24. März 1819 
St. A. Hn J. K onzept 

Der. Aufbau der preussischen Verwaltung nach den Instruktionen fur die Oberprä­
sidenten und die R egiernngen vom 23. Oktober 1817. Kritik dieser Instruktione11 unter 
besonderer Berücksichtigung einer Denkschrift von Motz. Stein verlangt den Einbau 
von Selbstverwaltungseinricl1tu11ge1t in den Staatsaufbau als u11e11tbel1rli.c11es K orrektiv 
j eder B eamtenregierung. 

Den en Regierungen ist die Verwaltung aller Landes P olyzey Sachen und 
aller das öffentliche Einkommen betreffenden Angelegenheiten (Instruk­
tion d. d. 23. October 1817) 1) anvertraut. 
Die ihr zugewiesenen Sachen werden 

entweder vom Re- und Correferenten ( § 26. 34), 
oder der ganzen Abtheilung ( § 27. 35), 
oder dem ganzen Collegio ( § 31) 

bearbeitet und entschieden . 
In ausserordentlichen Fällen kann das Präsidium allein, welches aus drey 
Persohnen best eht und collegialisch ist (nr. 9), unter gewissen Einschrän· 
kungen die Sache entscheiden ( § 39, nr. 4 u. § 40). 
Der Präsident soll j edoch der Mittelpunkt der Regierung seyn ( § 4 ). 
Diese Centralität soll er ausüben 
durch Leitung der Vorträge in denen Abtheilungen und im Pleno. - Meh­
r er e Regierungen sind durch das Oberpräsidium verbunden (Instruktion 
d. d. 23. Octoher 1817). 
Diese Behörde führ t die Oberaufsicht und Leitung ( § 1. 2) der Verwal­
tung aller ihm 2) untergeordnet en, j edoch selbständig bleibenden Regie­
rungen ( § 2. 3) 

indem er die Regierungsbezirke bereist ( § 3), 
ihren Geschäft sgang unter sucht, 
ihre Berichte an die Minist erien einsieht ( § 4). 

Die Fälle, wo die Oberpräsidenten ohne Minist erialgenehmigung ent ­
scheiden können, sind _§ 5 bestimmt, § 6, § 8, § 9. 
Sie sind aber von der Theilnahme an der R egulierung bäuerlicher Ver­
hältnisse ausgeschlossen ( § 8), nur dürfen sie von dem Gang der selben 
Kenntniss nehmen . 
§ 10. P eriodische Anwesenheit der Oberpräsidenten in Berlin, um über 
die Verwaltungspläne zu berathen. 
E s sind ferner Provinzial Consistorien a ngeordnet (23. October 1817) 3). 

Aufzählung der ihnen beygelegten Geschäfte. 
a. In geistlichen Sachen: 

1) Gesetzsammlung 1817. S. 230ff. 2) Dem Oberpräsidenten. 
8 ) Angeordnet waren sie schon durch § 15 der Verordnung vom 30. April 1815 (Gesetz­
sammlung 1815, S. 88 f .). Die Dienstinstruktion für die Provinzinlkonsistoricn vom 
23. Oktober 1817 ist gedruck t in der Geset zsammlung 1817. S. 237ff. 
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als verwaltend § 2, 
als herathend § 3. 4. 

h. In Schulsachen: 
1. Regierungs Schul Comissionen § 6. 
2. Ausschliesscnde Geschäfte der Consistoricn. 

Endlich sind Medicinal Collegia (23. Octoher 1817) best ellt 1) als rein 
wissenschaftliche und t echnisch rathgeLcnde Behörden für Regierungen 
und Gerichte. 
Dieses wären die Behörden , ihr Geschäfts Crayss, ihre Stufenfolge, und es 
entsteht nun die Frage: was leisten diese Einrichtungen nach der Mey­
nung der Geschäft männer , welches i t die öffentliche Meynung über 
ihre Resultate ? 
Die Dienst Instruktionen erschienen den 23. Octoher , und ber eits den 
27. Juny 1818 fodert der Architekt des papierenen Gebäudes, der Staats­
kanzler , die R egierungs Prii idien auf, Vorschläge zur Vereinfachung des 
Geschäftsgangs, zur Verminderung der Schreiherey und des P ersobnals 
abzugehen 2

) . 

D er Oberpräsident von Motz klagt die neue Dienstordnung an 3) 

„der Schwerfälligkeit, Unbehülflichkeit, Verfehlen des rechten Zeit­
punktes, der Vielschreiberey, des Verlassens des einen auf den andern, 
der Uehertragung der Arbeiten auf Subalterne." 
Mit dieser Ansicht stimmt die öffentliche Meynung; der ernsthaftere 
Westphälinger äussert sich mit Unwillen, der Rheinländer spottet , be­
rechnet die Zuflüsse von Tip.te, die Millionen von Bogen, die verwandt 
werden, um ein H eer von Beamten in eine Scheintbätigkeit zu setzen. 
Eine Maxime des gemeinen Lehens, die aber auch auf das öffentliche 
seine Anwendung findet, ist: 
mit Ruhe, möglichster Umsicht aller Verhältnisse, daher mit Zuziehung 
mehrerer, zu b e rat h e n und zu b e s c h l i e s s e n , das Beschlos­
sene mit Einheit und Kraft au zuführen . 
Die R egierungs Collegien hab en aber zwey ganz einander entgegen­
gesetzte Bestimmungen , sie sollen die zur Gesetzgebung vorbereitenden 
Arbeiten vornehmen; 
sie sollen verwalten, ohne dass constitutionelle, gegen Willkühr der Ver­
waltung schützende Institutionen vorhanden sind. 
Diese Doppelzweck e hat man erreichen und diesem Mangel abhelfen 
wollen durch die collegialische Verfassung, konnte aber die ihr ankleben­
den und von ihr unzertrennlichen Fehler , die H err Präsident von Motz 
richtig angibt, nicht vermeiden. 

1) Auch sie waren schon durch die Verordnung vom 30. April 1817 (§ 20) ungeordnet. 
Ihre Dienstinstruktion vom 23. Oktober l 817 s. Gesetzsammlung 1817. S. 245 ff. 
2) Geh. Staatsarchiv. Rep. 74 H 3. Nr. 5. Vol. 3. 
3) Vgl. dazu, Treitschke, Aus den Papieren des Stantsminist er s v. Mot z (Aufsilt zc IV. 
S. 338 ff.) , Humboldt, Ges. Schriften XII. S. 307 und Petersdorff, Fr. v. Motz 1. S. 159 ff. 
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Das sicherst e Mittel, der Verwaltung Einheit und Kraft zu geben und 
sie wohlfeiler zu m achen , ist die 

1) Bildung constitutioncller Instit utionen im Reich , den Pro-
vinzen , den Gemeinden , 

2) der en Theilnahmc an der Gesetzgebung, 
3) ihre Vertretung des Staatsbürgers gegen Beamten Willkühr 
4) und Ueb ertragung an sie gewisser Ver waltungszweige. 

So lange diese 1 ) mangeln, so müssen die Verwaltungsbehörden so ein­
gerichtet werden , dass durch E inschränkung ihrer Befugnisse, verviel­
fältigt e, wech selseit ige Aufs icht, strenge Abhän gigkeit von den oberen 
Behörden die Verwaltet en gegen Willkühr und der Sta at gegen Unter­
schleife gesichert werde, hiedurch müssen sie aber not hwcndig an Kraft 
und Wirksamkeit verliebren. 
Die Provinzial Verwaltung kann anvertraut werden: 

1) einem einzeln st ehenden Beamten (Präfekten), der von ihm 
abhän gige, selbstgewähltc Mitarbeiter hat, 

2) oder einem Beamten , dem vom Staat gewählte, gepr üfte Rat h­
gebcr zur Seite stehen , Departements Einricht ung, 

3) oder einem Collegio unter der Leitung eines Präsidiums. 
Die P r ä f e k t u r ist kräft ig, aber willkührlich , einseit ig und wandel­
bar, da mit jedem Präfekten Wechsel sich die Ansichten der Verwalt ung 
ändern; seine Mitarbeiter sind m echanische, ungebildet e, von seiner 
Laune abhängige Menschen ohne Bildung, Selbstachtung und Selbst­
sü indigkeit. 
, Die D c p a r t e m c n t s-Einrichtung v ereinigt den Vortheil der col­
legialischen Einrichtung mit dem der Einheit - gebildet e, selbst ändige 
Beamte berathen, verwalten selbst unter einem Vor gesetzten , den alle 
V crantwortlichkeit t r ifft , der daher mit grösser em Ernst der Geschäfte 
sich unterzieht als der Präsident eines C.ollegii, der einzelne wicht ige Ge­
schäfte zur Selbstbearbeitung ausheben k ann, ohne durch den Andran g 
des Gewöhnlichen gcstöhrt zu werden - endlich erhalten die Geschäfts­
maximen und der Geschäft sgang eine Stätigkeit, die bcy dem einzelnen 
Präfekten ganz fehlen. 
In einem constitut ioncllen Lande, wo eine Bürgschaft gegen Willkühr 
vorhanden, würde ich der Verwaltung durch Präsidenten, denen ein 
berathendes Collegium beygeordnet ist , den Vorzug vor denen übrigen 
Arten geben . 
Die Fehler der Verwaltung durch Collegicn sind von allen anerkannt, von 
denen Administrirten , denen Administ r atoren und denen oberst en Be­
hörden ; es entst eht nur die Frage, ob diese Mängel wenigst ens vorläufig 
nicht gemildert und weniger nachtheilig gemacht werden können. 
H err Präsident von Motz schlägt vor : 

1) Die konstitutionellen Institutionen. 
35 
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jede Regierung in so v iele Directoricn zu bringen , als es Hauptgegen­
stände der Verwaltung gicLt, 
jede Dircction besteht aus einem Rath, ein paar A~scssorcn und den 
nötigen Subalternen, mit welchen v ereint die Geschäfte in e i n e m 
und demselben Lokal betrieben werden - der Verein aller Directionen 
bildet die R egierung, zu deren gemein schaftlicher V crhandlung alle 
allgemeinen und einzeln a ufgezählten Gegenstände gewiesen sind. 11 

Die Regierungs Instruktion unterscheidet bereits zwischen Fällen, die 
ohne Vortrag abzumachen ( § 26); . 
solchen, die zum Vortrag einer e inzelnen Abt h eilung zu bringen ( § 27), 
solchen , die zum Plcno gebrach t werden müssen, indem sie den Wür­
kungs Crayss b eider Abtheilungen b etreffen. 
D er Vorschlag des H errn von Motz bestimmt g c n a u c r u n d r i c h -
t i g e r die Gegen stände des allgemeinen Vortrags, al s es § 27 der In­
struktion geschieht, und 
2) gibt der Einrichtung für die ohne Vortrag abzumachenden Sach en 
mehr E infachheit und Beweglichkeit. 
Er überträgt sie nämlich einem Rath und ein paar Assessoren, statt d ass 
sie j etzt einem R eferenten und Correferentcn anvertraut sind. 
Er lässt sie ferner vom Rath und denen ihm b cygcordneten Subalternen 
vereint in e i n c m Lokal bearbeiten - so gehen sie von Hand zu Hand 
in einer oder zwcycn Stuben, statt dass j etzt das von der Post abgegebene 
Actenstück , eh e es den Crayss vom Präsidenten zum Director, J ournalist , 
R cgistrator , Referent, Conefercnt, zum Vortrag, dann umgekehrt wieder 
zur Expedition, Revision, Mundirung, Unterzeichnung, Löschung im 
Journal und R egistratur durchlaufen hat , sich mehrmalen durch die 
Stadt hin und h er b ewegt , wo1·übcr Zeit vcrlohrcn gebt und unnütze 
Arbeit veranlasst wird. 
Die E inrichtung, einen Rat h a uf einem Zimmer im Collegicnhaus mit 
seinen ihm beygeordnct en Subaltc1·nen arbeiten zu lasi;:en, ist bey den en 
Oesterreichischen Gubernial Stellen eingeführt, und ich halte sie für 
Zeit abkürzend und d e n Di e n s tmechani s mu s e r-
1 e i c h t e r n d. 
Warum H err Motz den Unterschied zwischen Sach en, die zu d em 
gemeinschaftlichen Vortrag beyder Abtheilungen oder zu dem einer ein­
zelnen zu bringen, aufheben wilJ , kann ich mir nicht erklären. 
Das Collegium wird nach der gegenwärtigen Einrichtung von einem 
klcinern Collegio , dem aus drey Mitgliedern bestehenden Präsid.io, ge­
leitet , und deuuoch soll der Präsident ( § 40) der Mittelpunkt der ganzen 
Verwaltung seyn. 
Mit Recht will H err von Motz dieses dreyfache Präsidium in einen ein­
fachen Präsidenten umschaff en. 
Das W esentlichste der Vorschläge des H errn Präsidenten von Motz 
könnte man beyb ehalten, indem man genau, und gen auer, als es § 26 
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geschehen , die Gegenstände, so ohne Vortrag abgemacht werden sollen, 
b estimmt, 
diese nach dem Entwurf der Gesehäftsv ertheilung des Herrn von Motz 
sonderte und ordnete (feste Departements Vertheilung); 
die Bearbeitung derselben e i n e m R a t h mit den nöthigen Gehülfen 
und Subalternen, in e in e m Lokal vereint, zutheilte. 
Diese Verbesserung in der mechanischen Einrichtung der Collegia! Ver­
fassung würde sie beweglicher machen , ihre Würkung reicht aber nicht 
weiter; den wesentlichen Mängeln der centralisirenden Bureaucratie 
kann nur durch Verfassungs Einrichtungen abgeholfen werden und durch 
kräftige, einsichtsvolle, weise Ministerien. 
H err von Motz tadelt die Einrichtung einer Obcrpräsidial Behörde, deren 
Stellung im Schreiben des Herrn Staats Ministers von Humboldt dd. 
18. März 1) richtig bezeichnet und bestimmt und deren Nützlichkeit dar­
gcthan wird. 
Nach der Instruktion für die Oberpräsidenten dd. 23. Oktober 1817 
sollen sie 

a) die obere Leitung, 
b) die Aufsicht über die Verwaltung der Provinzial Regierungen 

führen; 
c) b esonders Rücksicht nehmen auf die m ehrere R egierungs­

bezirke gemeinschaftlich betreffenden Gegenstände ( § 1. 2). 

Um diesen Beruf zu erfhllen, sollen sie 
a) örtliche Visitationen der Regierungs Collegien , Bcreisung der 

Regierung Bezirke vornehmen; 
b) die Regierungsberichte einsehen ; 
c) in d en § 5 aufgezählten Fällen können sie entscheiden, 
d) Beamte suspcndircn; 
e) in Po t, Bergwerks, Salz, Lotterie, Münz, und Gestüts Ange­

legenheiten bilden sie eine Instanz ( § 8); 
f) sie entwerfen einen jährlichen Verwaltungsplan, über den von 

Minist erien mit ihrer Zuziehung in Berlin bcrathcn und be­
schlossen wird ( § 10); 

g) sie sind endlich Präsidenten d er Provinzial Consistoricn und 
Medizinal Collegien. 

Eine Behörde, die mit der erworbenen K e n n t n i s s d e r 0 c r t -
l i c h k e i t u n d d e r p e r s ö h n l i c h e n V c r h ä l t n i s s e lei­
t et , Aufsicht ausübt, die Verbindung mannigfaltig sich berührender 
Theile erhält, die Verwaltungspläne mit denen Ministerien bcrathct , 
beschliesst , ist gewiss sehr nützlich und selbst ohnentbehrlich. 
Nur müssen Minist erien und Oberpräsidenten tüchtig und thätig seyn, 

1 ) Gedr. in Humboldts Ges. Schriften XII. S. 307 ff. 
35* 
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das Allgemeine umfassen , im Einzelnen sich nicht verliehren , reisen , 
sprechen , anhören und nicht im Tintenfass ersaufen . 
Die Geschäfte der Consistorien und Medizinal Collegien k önnen nach 
dem Vorschla g des H errn Präsidenten von Motz ohne Bedenken denen 
Provinzial Regierungen übertragen werden; auch hier wird' der Wür­
kungs Crayss der Regierungs Consist orien sehr vermindert und erleichtert, 
wenn man eine Synodal und Presbyteriums Verfassung in der Kirche 
einführt, denen Gemeinden die Wahlen ihrer Geistlichen und die Ver­
waltung des Kirchenvermögens unter Aufsicht der Klassen und Synoden 
lässt - und überhaupt in die kirchlichen Einrichtungen dieselbe Selbst­
thätigkeit und Lebendigkeit bringt, die man in die Staat s Verfassung, Pro­
vinzial Verfassung und Gem einde V crfassung zu bringen die Absicht hat . 

Stein an Büchler Frankfurt, 't 6. März 1819 
Archiv d er Monumcntn Gcrmo.ninc Historien 

Uebersendet den E ntwurf zu den S tatuten des Vereins für iiltere dtittche Geschichts­
kunde, bringt eine B esprechung darüber in Vorschlag. 

Euer H ochwohlgeboren h abe ich die E hre, in der Anlage e i n e n E n t -
w ur f d e r Statut e n d es V e r e in s u. s . w. vorzulegen mit 
der Bitte, ihn zu prüfen und sodann an H errn v . Aretin zu schicken, 
da ich in einigen Wochen verreise, so wäre es gut, wenn ein endlicher 
Entschluss über diese Angelegenheit b ald gefasst werden k önnt c.1) 

Entwurf St eins zu den Stat uten der Gesellschaft für älter e Geschicbts­
kundc Frühjahr 1819 
Goethe-Archiv in Frnnkfort. - Nach dem Faksimile im Jnh rbucli des Freien Drutschcn Hochst ifui Froukfurt. 
1907, S. 294. - E ine ct wnM obwcichcnde Fnssung des Entwurfs, cbcnfulls gnnz von S teins Han d, hrfindet sich 
im A rchiv tlc:r Monumcntn Gcrmnnioc H i!ftoricu. 

A1ifgaben und Organisation der Gesellschaft. 

E s bildet sich ein Verein zur Beförderung der Ausgabe der Quellen­
schriftsteller Deutscher Geschichte des Mittelalter s und hat seinen Sit z 
in Frankfurt. 
Die Mitglieder des Vereins verbinden sich , j enen Zweck zu befördern, 
theils durch Geldbeyträge, theils durch eine dem ver abredet en Plan 
gemässe Bearbeitung der Quellen selbst , endlich durch ihre Bemühungen, 
die Einsicht und den Gebrauch der in denen öffent lichen oder Privat 
Bücher und Urkunden Sammlungen vorhandenen Handschriften zu ver­
schaffen , noch unbekannte und unbenutzte Geschichtsquellen aufzu­
finden und zu erforschen; und es ist j edes Mitglied jährlich wenigst ens 
einmal verpflichtet , ihr anzuzeigen, was es zur Beförderung des Zweckes 
der Gesellschaft und zur Erfüllung seiner Verbindlichkeiten geleist et. 
1) Der Entwurf wurde in einer Sitzung am 12. April zwischen den Beteiligten beraten, 
wie sich aus zwei Einladungsschreiben Steins vom 11. u . 12. April im Archiv der Monu. 
mentu Gcrmaniuc His toricu ergibt. Dort nu cb der E ntwurf Dümgcs zu den Stntuten 
dnt. 12. April 1819. S. H. Bressluu u. u. 0. 
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Die Gesellschaft besteht gegenwärtig aus denen in der Anlage bemerkten 
Mitgliedern, sie wählt sogleich eine gleiche Zahl neuer, um hierdurch 
ihre Würksamkeit zu vermehren , und ihre Dauer zu versichern . 
Die Wahl eines neuen Mitglieds geschieht auf den Vorschlag eines der 
älteren durch Stimmenmehrheit der hier Anwesenden. 
Zur Leitung der Geschäfte des Ver eins wird eine Direction bes tellt, 
welche die Correspondenz mit denen Mitgliedern und sonstigen Theil­
nehmern führt, 
die Prüfung der eingesandten Arbeiten und ihre Redaction veranlasst, 
die Honorarien der die Ausgaben der Quellen bearbeitenden Gelehrten 
bestimmt, 
die Contracte mit der Verlagsbuchhandlung schliesst und auf deren 
genaue Erfüllung h ält, 
die Ernennungsurkunde der Mitglieder aus- und zufertigt. 
Der Secretair der Gesellschaft ist unter Leitung der Direc tion der all­
gemeine Geschäftsführer der Gesellschaft, besorgt die in ihrem Namen 
ergehenden Ausfertigungen, hat Siegel und R egistratur in seiner V er ­
wahrung, führt das Verzeichniss der Mitglieder der Gesellschaft. 
Er st ellt periodisch den Zustand der v on dem Verein vorgenommenen 
Arbeiten und ihre Resultate in einem Bericht zusammen, der auszugs­
weise zur öffentlichen K enntniss gebracht wird. 




